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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf die heutige Sitzung des Wiener Gemeinderates für eröffnet erklären.

Ich darf bekannt geben, dass Herr GR Blind, Herr GR Mag Jung und Herr GR Mag Schieder entschuldigt sind.

Wir kommen somit gleich zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP – 00952‑2006/0001 – KSP/GM) wurde von Herrn GR Baxant an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Die EU-Kommission beziehungsweise der EU-Rat haben eine Kürzung des TEN-Budgets 2007 bis 2013 von rund 20 Milliarden EUR auf 6,7 Milli-
arden EUR vorgeschlagen. Das TEN-Budget dient zur Co-Finanzierung von europaweit wichtigen Infrastrukturprojekten. Laut Pressemeldungen sei der Brenner Basistunnel gesichert. Wie wirkt sich diese Entscheidung auf die Vienna Region aus?) 
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Transeuropäischen Netze sind eine ganz entscheidende Einrichtung zur Ertüchtigung des europäischen Verkehrsnetzes. Sie umfassen ja nicht nur Straßen, sondern vor allem auch den Schienenausbau und den Ausbau der Wasserstraßen. 

Es gibt ein breit gefächertes Netz von Korridoren, die vor allem für die Verbindung zwischen den alten und den neuen Mitgliedsstaaten wichtig sind, und es gibt eine Reihe von Strecken, die auch für die Erschließung innerhalb der ehemaligen EU-15 entscheidend sind. 

Für diese Projekte wurde eine Prioritätenreihung erarbeitet, die so genannte Van-Miert-Liste, die eine Shortlist der wichtigsten Projekte darstellt. Diese Short-List wurde vom Europäischen Parlament durch sehr intensive Tätigkeit der österreichischen Abgeordneten, namentlich Hannes Swoboda, verbessert und nachjustiert. In dieser Liste sind für Österreich insgesamt sechs Projekte enthalten.

Ein Projekt betrifft den Brenner Basistunnel und die Unterinntaltrasse.

Das zweite Projekt, das Projekt Nummer 17, ist das für Wien entscheidende Projekt, nämlich die Magistrale für Europa mit dem Abschnitt Wien – Bratislava.

Das dritte Projekt, Projekt Nummer 22, betrifft mit dem Ausbau der Summerauer Bahn im Wesentlichen die Verbindung zwischen Linz und Prag.

Das vierte für Österreich relevante Projekt, ebenfalls Nummer 22, beinhaltet die Strecke Wien – Sopron – Budapest und somit ebenfalls den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur.

Sowohl die Magistrale für Europa als auch die Strecke Wien – Sopron – Budapest sind die entscheidenden Trassen für die Ost-West-Richtung, also für die Donauachse auf der Schiene: Somit sind dies zwei ganz wichtige Projekte.

Das in der Shortlist enthaltene Straßenprojekt ist für Wien nicht minder von Bedeutung, nämlich die Nordautobahn von Brünn bis Wien als Teil der Achse zwischen Wien und der Ostsee bei Danzig. 

Das sechste Projekt betrifft den Ausbau der Donau für die Binnenschifffahrt zwischen Wien und Bratislava.

Alle sechs Projekte haben eine wesentliche Bedeutung für Österreich, und von diesen sechs Projekten sind wiederum vier für die Ostregion, also auch für Wien und die Vienna Region, von hoher Bedeutung.

Leider hat die finanzielle Vorschau, die im Dezember vom Europäischen Rat vorläufig entschieden wurde, die vorgesehenen Mittel von 20 Milliarden EUR für die Liste von etwa 56 Projekten auf rund 4,5 bis 5 Milliarden EUR reduziert. Dieser Betrag liegt wesentlich unter dem Betrag, was für die Herstellung all der priorisierten Projekte erforderlich ist.

Sieht man sich die Zeitungsmeldungen an, dann steht die Bundesregierung offensichtlich auf dem Standpunkt, dass das einzige und wirklich wichtige Projekt für Österreich das Brenner Basistunnel-Projekt ist. Die Wirkung für Wien und für die Ostregion ist enden wollend, und ich denke, dass wir nochmals dringend die Hilfe des Europäischen Parlamentes benötigen, um eine Umschichtung der Mittel von Riesentöpfen, wie zum Beispiel der Agrarfinanzierung, zu den wenig gut ausgestatteten Töpfen, nämlich für die Finanzierung der Transeuropäischen Netze, zu erreichen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

1. Zusatzfrage, Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Im Zusammenhang mit den Transeuropäischen Netzen würde mich interessieren, wie weit die Planungen für die so genannte Marchfeld-Autobahn oder Marchfeld-Straße fortgeschritten sind, so sie denn überhaupt schon aufgenommen wurden, ob es da grenzüberschreitende Planungen zwischen Wien, Niederösterreich und der Slowakei als Ostregion gibt und ob es schon einen ungefähren Zeitplan für die etwaige Realisierung gibt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Eine der Grundvoraussetzungen für diese Planungen – denn hier geht es ja darum, dass das ein Teilstück des ASFiNAG-Netzes werden soll –, ist, dass dieser Abschnitt in das Bundesstraßengesetz aufgenommen wird. Die Intentionen Niederösterreichs waren, diesen Abschnitt einbeziehen zu können, ebenso wie weitere Abschnitte im Weinviertel und einen Abschnitt von St Pölten in den Süden.

Diese drei oder vier Projekte Niederösterreichs wurden der strategischen Prüfung Verkehr unterzogen, bevor das Ministerium eine Novelle dazu erarbeitet hat. Ebenso war die so genannte Hansson-Spange im Raum Wien als Verbindung zwischen der S1 und der A23, der Südosttangente, enthalten, damit die ASFiNAG, die ja ab 1. Mai für das gesamte Autobahn- und Schnellstraßennetz zur Gänze verantwortlich ist, die bereits sehr renovierungsbedürftige Inzersdorfer Hochstrecke renovieren kann, ohne dass der Verkehr in Wien zusammenbricht.

Die Meldungen, die uns derzeit vorliegen, besagen, dass die Bundesregierung einen Maßgabenbeschluss zu dieser Ministerratsvorlage gefasst hat; dieser Maßgabenbeschluss besagt, dass die Strecken grundsätzlich akzeptiert sind, dass man sich aber für die Wiener Abschnitte eine Mitfinanzierung der Stadt Wien vorstellt, was erstmalig und einmalig ist und daher in dieser Form nicht akzeptiert werden kann.

Bei allen ASFiNAG-Strecken bestreiten die LKW und die Autofahrer die Finanzierung über die Bemautung der LKW und das Mautpickerl in Summe selbst. All das reicht für die Finanzierung des Straßen- und Autobahnnetzes aus, und ich verstehe nicht, warum man ausschließlich von Wien eine Zusatzfinanzierung verlangt!

Betreffend Ihre konkrete Frage zur Marchfeld-Auto-
bahn kann ich Ihnen nur sagen, dass man die Planungen seitens Niederösterreichs natürlich vorantreiben wird, sobald die Gesetzeslage gegeben ist. Für die Nordostumfahrung, die Sie wahrscheinlich besonders interessiert, besteht die Möglichkeit, mit Niederösterreich intensive Gespräche zu führen, die Bürgerversammlungen dazu werden ebenfalls von der planenden und später auch errichtenden ASFiNAG vorbereitet.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Nächste Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ich würde einmal sagen, dass das das mögliche Aus für die Hansson-Spange ist. Diesbezüglich hält sich unser Bedauern aber natürlich in Grenzen, weil wir glauben, dass das einige Autobahnkilometer sind, die wir ganz sicher nicht brauchen werden.

Aber meine Frage geht auch in Richtung anderer Autobahnkilometer. Sie haben sie vorhin schon genannt, Herr Stadtrat, nämlich die A5, die Nordautobahn, die ja auch zu den TEN-Netzen gehört. – Wenn ich mich nicht täusche, wurde damals unter SPÖ-Verkehrsminister Einem eine Studie gemacht, die von den beiden Regierungsparteien, damals eben SPÖ und ÖVP, durchaus goutiert wurde. Dabei kam heraus, dass die Nordautobahn mehr oder weniger unnötig ist und deswegen auch nicht gebaut werden soll.

Deswegen meine Frage: Werden Sie sich einsetzen, dass die A5 auch weiterhin für die TEN-Finanzierung in Frage kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Maresch! 

Die Prioritätensetzung gemäß Masterplan Verkehr ist in Wien sehr eindeutig: Zunächst kommt der öffentliche Verkehr, dann der umweltverträglichere Verkehr und schließlich der Individualverkehr. Diese Liste trifft natürlich auch auf TEN-Projekte zu, daher ist es für uns von großer Bedeutung, dass die Eisenbahnprojekte, nämlich die Magistrale für Europa vom Westen bis Wien beziehungsweise die Verlängerung nach Bratislava und Budapest Priorität haben. Das sind für uns die wichtigsten Projekte, auch im Zusammenhang mit dem Knotenpunkt Bahnhof Wien - Europa Mitte, und ich verstehe nicht, warum dieses essenzielle und wichtigste Projekt für die Ostregion seitens der Bundesregierung einfach weggewischt wird mit der Bemerkung: Wir bekommen eh den Brenner Basistunnel, und das reicht.

Ich empfinde den Brenner Basistunnel - jedenfalls für den stärksten Wirtschaftsraum Österreichs - als gänzlich unbedeutend. Er ist eine Verbindung zwischen den Wirtschaftszentren Italiens und Deutschlands. Wenn man das mittragen möchte, dann ist es das eine sehr solidarische europäische Haltung, aber man sollte doch auch auf den eigenen Wirtschaftsraum schauen!

Die Autobahnprojekte sehe ich sehr pragmatisch. Wenn es eine Mitfinanzierung der Europäischen Union dafür gibt, so sage ich: Nehmen wir es und nutzen wir es, denn letztlich bleibt dann auch mehr Geld für die Umweltschutzmaßnahmen, die wir gerade bei den Wiener Strecken für die Autobahnen benötigen!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube, ich kann Sie beruhigen! Sie kennen diese Broschüre wahrscheinlich auch: Transeuropäische Verkehrsnetze. Vorrangige Achse ist die Nummer 17, die Eisenbahnachse Paris – Straßburg – Stuttgart – Wien – Bratislava. Eine weitere vorrangige Achse ist die Nummer 25 betreffend den Straßenachsenausbau Brünn – Wien. Ich kenne kein Papier, das dem widersprechen würde. Es ist weiterhin aktuell, und ich glaube, Sie brauchen sich keine Sorgen zu machen, dass die Bundesregierung diese Projekte, die vom EU-Rat bereits beschlossen und als vorrangige Projekte festgelegt wurden, nicht unterstützt werden. 

Herr Stadtrat! Ich darf nun zu meiner Frage kommen.

Wenn Sie sagen, dass die Vienna Region für Sie so wichtig ist, dann werden Sie wahrscheinlich allgemeine Zustimmung von allen Parteien hier im Wiener Gemeinderat erhalten. Angenommen, es würde nicht davon ab-
hängen, welche Finanzierungen Sie von wem erhalten: Welche sind nun aus Ihrer Sicht die wichtigsten Projekte, die Sie für die unmittelbare Umgebung von Wien in Angriff nehmen würden, damit das Verkehrsproblem rund um Wien rascher einer Lösung zugeführt werden kann und damit die Wienerinnen und Wiener nicht so sehr von der Pendlerproblematik betroffen sind?

Im Nachhang dazu: Welche Maßnahmen haben Sie, vielleicht über den Herrn Bürgermeister im Rahmen des Rats der europäischen Regionen, schon in Brüssel dazu deponiert, damit Sie die Finanzierung auch erhalten, die Sie gerne erhalten wollen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl!

Ich finde es lobenswert, dass Sie die Broschüren der Europäischen Union lesen! Das tun leider allzu wenige! Sie lesen sie allerdings nicht vollständig! Diese Van-Miert-Liste der Projekte, deren Nummern Sie jetzt auch richtigerweise zitiert haben, basiert auf der Annahme, dass 20 Prozent Co-Finanzierung für die Transeuropäischen Netze zustande gebracht werden können. Dies wurde aber nie zum Beschluss erhoben, und der Finanz-
minister der Republik Österreich hat diesen Beschluss im Ecofin immer verhindert. Außerdem hat er, gemeinsam mit Ihrem Bundeskanzler, verhindert, dass in der finanziellen Vorschau die Projektfinanzierung für extrem wichtige Infrastrukturprojekte – wie Sie selbst sagen und sogar die Bundesregierung anerkennt – auch von der Europäischen Union kommen kann. Im Gegenteil! Und wenn man Schwarzböck am Wochenende gehört hat, dann weiß man, dass Sie sich massivst dafür einsetzen, dass die Agrarförderung weiterhin im bisherigen Ausmaß erfolgt, dass der für größere Teile der Bevölkerung und für mehr Aktivitäten in der Wirtschaft notwendige Infrastrukturausbau eben nicht stattfinden kann und wird.

Wenn Sie mir erklären, wie man diese Liste, die im Zusammenhang mit einer Finanzierung von 20 Milliarden EUR vorgesehen war, mit rund 4,5 bis 5 Milliarden EUR auch umsetzen kann, dann sind Sie ein Meister der Arithmetik! Diese hohe Arithmetik ist mir wiederum nicht zugänglich!

Wenn es jetzt darum geht, welche Projekte für die Vienna Region von besonderer Bedeutung sind, dann kann ich nur wiederholen: Für uns ist von Bedeutung, dass wir den Knotenpunkt Wien als Verknüpfung der Verkehrsströme aus allen Windrichtungen dazu nutzen können, die Wirtschaftskraft dieser Region zu stärken. Und die Stärkung der Wirtschaftskraft funktioniert nur dann, wenn eine entsprechende Qualität der Verkehrsinfrastruktur gegeben ist. Daher steht für mich die Schieneninfrastruktur im Vordergrund. Diese basiert allerdings immer noch auf den Notwendigkeiten der Reichs-Haupt- und Residenzstadt aus der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts, währenddessen die Infrastruktur für den Individualverkehr wesentlich jüngeren Datums ist. Daher ist es notwendig, dass man den Zentralbahnhof auch mit Hilfe der TEN-Mittel der Europäischen Union finanzieren kann. Dazu ist es weiters notwendig, dass wir den Hafen Freudenau zu einem ordentlichen Containerterminal ausbauen können, und dazu ist es schließlich notwendig, dass wir endlich auch bei der Planung für das Güterzentrum Metzgerwerke Inzersdorf zu einer Realisierung kommen.

Das sind die drei wesentlichen Projekte zur Gestaltung der Drehscheibe Wien in der mitteleuropäischen Zentralregion, und das hat insgesamt noch wenig mit der Pendlerproblematik zu tun. Es hat aber sehr wohl etwas damit zu tun, dass die Wirtschaftskraft und die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Ostregion auch wirklich gewährleistet werden können. Danach überlegen wir die Pendlerproblematik, das ist ein anderes Thema. Über die ÖPNRV-Reform, die Herr Staatssekretär Kukacka so gerne durchführen möchte, und zwar zum Schaden aller Länder und Gemeinden, werden wir noch heftig zu diskutieren haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Baxant.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Welche Projekte der Vienna Region könnten von den Kürzungen betroffen sein, und welche Auswirkungen hät-
te das auf die Standortqualität in Wien?

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Grundsätzlich: Wenn wir keine Co-Finanzierung aus den Mitteln für die Transeuropäischen Netze bekommen, dann wird es extrem schwierig sein, die Finanzierung für viele größere wichtige Projekte darzustellen. Auf der Westbahn sind sehr viele Abschnitte gerade erst in Bau, manche wurden noch nicht einmal in Angriff genommen. Ich nenne nur ein Beispiel, das gar nicht Wien oder den Nahbereich Wiens betrifft: Die Strecke von Salzburg bis Attnang-Puchheim unterliegt derzeit einer Geschwindigkeitsbeschränkung von weniger als 80 Stundenkilometer, und zwar nicht zum Lärmschutz, sondern weil die Gleisanlagen sehr schlecht und alt sind. Eine entsprechende Neutrassierung wurde jedoch noch nicht einmal in Planung genommen, es ist aber auch im Interesse Wiens notwendig, diese Finanzierung sicherzustellen und die Co-Finanzierung zu bekommen.

In Wien selbst ist der Bahnhof Wien – Europa Mitte das entscheidende Projekt. Wenn die Bundesregierung den Österreichischen Bundesbahnen und der Infrastrukturbaugesellschaft die Mittel auch so, ohne Inanspruchnahme der Europäischen Union, zur Verfügung stellen kann, dann soll uns das recht sein! Ich verstehe aber nicht, warum man diese Mittel nicht nehmen und abholen möchte! Außerdem befürchte ich, dass ganz wesentliche Projekte dann wiederum nicht allein von denen getragen werden sollen, die Eigentümer der Österreichischen Bundesbahnen sind, sondern eben von jenen, die regional auch dort ihre Gebietskörperschaftsfunktion wahrnehmen. Wenn ich etwa daran denke, dass die Planung der Spange vom Flughafen zur Ostbahn entlang der Fischa von den Bundesbahnen nicht einmal in der Planung allein finanziert werden kann, dann zeigt das doch, welche Misswirtschaft auf diesem Gebiet der Verkehrspolitik in Österreich betrieben wird!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP – 00959‑2006/ 0001 – KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Madejski an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Im Zusammenhang mit der Bewilligungspflicht bei den geplanten Probebohrungen in der Lobau sagten Sie im “Standard“ vom 1. Februar wörtlich, „es sei ein Beamtenverfahren und sicher kein Politikum“. Sehen Sie sich als vorgesetzte Stelle der Magistratsabteilung 58 eher als Politikerin oder als Verwaltungsorgan?) 

Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Meine Antwort lautet: Ich sehe mich als Politikerin.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 1. Zusatz-
frage, Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich stelle immer klare Fragen und erwarte auch immer klare Antworten. Die Antwort ist natürlich richtig, ich habe es mir auch nicht anders erwartet! (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Frau Stadträtin! Prinzipiell sind alle Entscheidungen, die wir hier treffen und die Sie als Regierungsmitglied treffen, politische Entscheidungen, nicht immer parteipolitische, wie ich sagen möchte, aber politische.

Ich möchte Sie daher im Hinblick auf diesen Bescheid, der letztlich bei der Wasserrechtsbehörde herauskommen wird, als Politikerin fragen: Auf welcher Rechtsgrundlage schreibt die Stadt Wien beziehungsweise schreiben Sie als amtsführende Stadträtin ein Wasserrechtsgutachten vor, wobei es sich bei Grundwasser – wie Sie wahrscheinlich wissen – um ein Privatgewässer und nicht um ein öffentliches Gewässer handelt und bei Privatgewässern prinzipiell keine Wasserrechtsbescheide ausgestellt werden sollen oder müssen, sondern nur bei öffentlichen. Nun handelt es sich beim Grundwasser in der Lobau eindeutig laut Wasserrechtsgesetz § 2 oder 3 um Grundwasser und daher um privates Wasser. 

In Anbetracht dessen meine Frage: Was ist die Rechtsgrundlage dafür, dass Sie einen Wasserrechtsbescheid ausstellen lassen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Mir war nicht bewusst, dass wir heute “Millionenshow“ spielen, aber ich bin froh, dass Sie mit meiner Antwort zufrieden sind. (GR Dr Herbert Madejski: Meistens!) Na ja, man bemüht sich redlich!

Es gibt eine eindeutige Rechtsgrundlage, nämlich das Wasserrechtsgesetz § 10 Abs 2. Das wurde uns übrigens auch von der obersten Wasserrechtsbehörde, dem Bundesministerium für Umwelt, bestätigt. Ich kann Ihnen dazu berichten, dass es für Probebohrungen im Nationalpark, die es ja schon des Öfteren gegeben hat, zum Beispiel im Zusammenhang mit der Sanierung der Altlast Lobau, selbstverständlich immer eine Wasserrechtsgenehmigung gab, und auch für die Bebohrungen betreffend unsere Grundwasserbrunnen haben wir über eine Wasserrechtsgenehmigung verfügt. Das ist also überhaupt nichts Neues und Ungewöhnliches! Ganz im Gegenteil: Es ist dies ein ganz normaler rechtlicher Vorgang, den wir hier nach den Buchstaben des Gesetzes durchführen.

Ich darf Sie bei dieser Gelegenheit noch einmal daran erinnern, dass der Nationalpark fraglos ein besonders heikles Gebiet ist. Bei den Probebohrungen werden zwei grundwasserführende Schichten durchbohrt. Wir befinden uns in unmittelbarer Nähe des Wasserschutzgebietes sowie in unmittelbarer Nähe der Altlast – das darf man nicht vergessen! – und der Sperrbrunnen der Altlast, die wir zum Schutz der Trinkwasserversorgung er-
richtet haben. Außerdem befinden sich in unmittelbarer Nähe auch Trinkwasserbrunnen der MA 31.

Ich glaube, all das sind genug Gründe, einen Wasserrechtsbescheid auszustellen, und zu diesem Schluss ist auch die MA 58 gekommen; und auch die ASFiNAG hat das ja schon erahnt, denn sie hätte ja keinen Antrag auf Wasserrechtsbewilligung gestellt, wenn sie von vornherein davon ausgegangen wäre, dass man keine Wasserrechtsgenehmigung braucht. 

Ich darf Sie daran erinnern, dass es zum Beispiel beim Lainzer Tunnel genau an diesem Punkt gehängt ist und wir dann drei Jahre Stillstand gehabt haben. Ich glaube nicht, dass Sie oder wir das wollen, und deswegen sind wir natürlich sehr bestrebt, das Verfahren ordentlich und absolut rechtsgültig abzuwickeln. Natürlich ist bei einem solchen Verfahren, das durchaus nicht unumstritten ist, mit Einsprüchen zu rechnen, und daher muss das rechtlich wasserdicht sein.

Ich möchte jetzt auch etwas fragen, damit einmal ein bisschen Abwechslung in der Fragestunde kommt, Sie kommen ja dann noch einmal zu Wort: Was wäre Ihr Vorschlag gewesen? Was hätten Sie gesagt? – Pfeifen wir aufs Wasserrecht, ist ja wurscht, geben wir die Genehmigung! – Das klingt bei Ihrer Frage so ein bisschen durch, und das wundert mich, denn meine Auffassung von Rechtsstaat ist schon, dass man sagt: Es gibt gültige Gesetze, die wir unter anderem im Landtag beschließen, und die wir auch zu exekutieren haben, und zwar auf Punkt und Beistrich.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es hat schon was, wenn ein Wasserrechtsbescheid wasserdicht ist; das gefällt mir allein von der Metapher her gut! Aber da geht es natürlich nicht nur um Bescheide von Behörden der Stadt Wien, sondern es geht mir bei dieser Geschichte auch darum: Ich weiß, dass die SPÖ gern hätte, dass die Autobahn schon vorvorgestern gebaut worden wäre und dass es möglicherweise in Fischamend noch eine 24. und in Hainburg eine 36. Donauquerung gibt. Ich blicke jetzt aber noch einmal zurück: International ist das ja ein anerkanntes Schutzgebiet, und zwar von Seiten der EU als Natura 2000, aber es gibt ja auch die IUCN, die sozusagen ein internationales Gütesiegel für die Lobau und für den ganzen Nationalpark ausgestellt hat.

Ich nehme an, die Probebohrungen werden natürlich auch internationale Gremien beschäftigt haben, und die Stadt Wien und auch die Naturschutzbehörde haben sich hoffentlich auch damit beschäftigt. Deswegen meine Frage: Was hat die IUCN zu den Probebohrungen gesagt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Vorläufig hat die IUCN noch gar nichts zu den Probebohrungen gesagt, weil es sich ja, wie gesagt, um ein noch laufendes Verfahren handelt, bei dem naturschutzrechtlich, nationalparkrechtlich, nach dem Artenschutz und auch nach dem Wasserrecht begutachtet wird. Meiner Auffassung nach bin ich verpflichtet, das zu melden, darüber hinaus gibt es aber keine Möglichkeit der Einflussnahme, weil wir ja geltende Gesetze haben, die von der MA 22 und der MA 58 genau durchgeführt und exekutiert – mir fällt jetzt kein besseres Wort ein – werden. 

Ich füge noch hinzu –, weil das doch, wie ich glaube, eine wichtige Information ist –, dass wir auch im Zuge der Altlastensanierung, nämlich der Altlast Lobau, die Ihnen bekannt ist, durchaus ebenfalls Probebohrungen im Nationalpark durchgeführt haben. Das ist also nichts vollkommen Neues, darauf möchte ich noch hinweisen, so etwas hat es schon gegeben, und das wurde genau entsprechend den genannten Gesetzen abgehandelt. Und es ist auch für die Behörde nicht möglich, eine Differenzierung zwischen den unterschiedlichen Projektwerbern vorzunehmen. Das wird genauso nach objektiven Gesetzeskriterien entschieden wie die Probebohrung für die Altlast, die zur Absicherung mit den Sperrbrunnen notwendig war. Das befindet sich ja unmittelbar an der Grenze zum Nationalpark, und es wird hier nicht mit zweierlei Maß gemessen – das zu betonen, ist mir wichtig –, sondern es wird nach den gleichen gesetzlichen Kriterien beurteilt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadtrat! Frau Politikerin!

Ich habe eine Bitte beziehungsweise eine Frage vorweg: Als Politikerin müsste man eigentlich auf die Bürger hören. Und auch wenn die GRÜNEN noch immer gegen diese Lobau-Autobahn wettern, wo immer sie können, glaube ich, dass die Bürger in unserem Bezirk und auch in den Randbezirken diese Autobahn sehr wohl bald brauchen werden, was auch dazu beitragen würde, in unserem Bezirk eine Entlastung zu bringen.

Mit meiner Frage ziele ich darauf hin: Ist es eigentlich richtig, dass die MA 49 das Ansuchen der ASFiNAG be-
treffend die Durchführung von Probebohrungen auf ihren Grundstücken noch nicht positiv beschieden hat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, da liegt nun doch eine kleine Verwechslung vor! Die MA 49 kann keinen Bescheid erteilen. Die MA 49 ist Grundeigentümer und hat als Grundeigentümer eines durchaus sensiblen Gebietes darauf zu achten, dass alles sozusagen mit Recht und Ordnung über die Bühne geht. Deswegen hat sich die MA 49 dazu entschlossen, einmal den Wasserrechtsbescheid abzuwarten, und wenn die Genehmigung vorliegt, dann wird es weitere Schritte geben. Aber eine bescheidmäßige Genehmigung liegt dort nicht vor. Das liegt ganz klar bei der MA 22, weil ein naturschutzrechtlicher, nationalparkrechtlicher Bescheid notwendig ist, sowie bei der MA 58 im Zusammenhang mit dem Bereich des Wasserrechts. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Hora, bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir sind uns sicherlich einig, dass der Nationalpark ein ganz besonders artenreiches Gebiet ist. Gerade bei den letzten Fragestellungen hat sich gezeigt, wie sensibel dieses Gebiet ist. Daher ist es selbstredend, dass alle rechtlichen Voraussetzungen dementsprechend gestaltet werden.

Bei dem Thema Probebohrungen wird immer nur 
über das wasserrechtliche und über das nationalparkrechtliche Verfahren diskutiert. Ich habe bis jetzt das Thema Wiener Naturschutzgesetz vermisst. Nachdem es sich hiebei aber um ein so heikles Thema handelt, nehme ich an, dass auch dieser Themenbereich zu behandeln sein wird. Daher meine Frage: Wie wird das mit dem Wiener Naturschutzgesetz aussehen? – Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Grundsätzlich ist das Nationalparkgesetz sozusagen die speziellere Materie als das Naturschutzgesetz. Es gibt aber einen Bereich, wo das Naturschutzgesetz über das Nationalparkgesetz hinausgeht, das ist der Bereich des Artenschutzes, und gemäß § 9 folgende des Wiener Naturschutzgesetzes sind mögliche Eingriffe auf geschützte und streng geschützte Arten und ihre Lebensräume selbstverständlich ganz streng zu überprüfen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben den Lainzer Tunnel angesprochen. Natürlich war das auch ein Problem. Daher hat es mich ein bisschen gewundert, dass im Zusammenhang mit dem Lainzer Tunnel, egal ob hinsichtlich des Lainzer Tiergartens, der sicherlich auch ein sehr sensibles Gebiet ist, oder hinsichtlich der Meidlinger Spange, wo vor allem Grundwasserprobleme bestehen, ursprünglich kein Was-
serrechtsbescheid eingefordert wurde und das erst auf Grund von Bürgerinitiativen nachgeholt wurde.

Kurz zur Erinnerung an die damalige Situation: Damals hat die Stadt Wien auch aus Ihrer Sicht – wie Sie jetzt gesagt haben – nicht rechtmäßig gehandelt. Frau Stadträtin! Selbstverständlich sind bei Grundwasserbohrungen Wasserrechtsbescheide einzuholen, auch bei privaten Gewässern, allerdings – und das wissen Sie auch ganz genau, Sie haben es ja richtig gesagt – bei Brunnen nur dann, wenn eine gewisse Menge Wasser für einen wirtschaftlichen Zweck entnommen wird. Das ist aber bei Probebohrungen nicht der Fall.

Aber nun zu meiner zweiten Zusatzfrage. Nehmen wir an, der Wasserrechtsbescheid würde negativ ausfallen, was ja durchaus sein könnte. Wir wissen es nicht, und Sie auch nicht. Auch dann werden Sie diesen Bescheid unterschreiben müssen. Welche Variante der Umfahrung Wiens, die auch die SPÖ prioritär als Straßenbauprojekt Nummer 1 in Wien sah und noch immer als Ziel hat, würden Sie dann als Regierungsmitglied und dafür verantwortliche Politikerin favorisieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass es bei diesen Probebohrungen sehr wohl zu einer Wasserentnahme kommt. Das ist durchaus der springende Punkt in dem ganzen Verfahren. Und ich möchte Sie auch noch einmal darauf hinweisen, dass hier wirklich nicht mit zweierlei Maß gemessen wird. Vielmehr liegen für sämtliche Probebohrungen im Nationalpark, sei es zur Sondierung für die Grundwasserbrunnen, sei es für die Sperrbrunnen, sei es zur Pegelmessung für die Sperrbrunnen, wasserrechtliche Genehmigungen vor. Das zu betonen, ist mir wirklich noch einmal wichtig.

Beim Lainzer Tunnel möchte ich Sie darauf hinweisen, dass das ein eisenbahnrechtliches Verfahren war, das auch nicht von der Stadt Wien als Behörde durchgeführt worden ist. Für uns ist es jedenfalls ein warnendes Beispiel, wenn man da nicht ordentlich arbeitet.

Was die andere Frage betrifft, möchte ich mich, ehrlich gesagt, nicht auf Was-wäre-wenn-Spekulationen einlassen. Ich kann nicht sagen, wie der Bescheid ausschauen wird, und als Umweltstadträtin sehe ich meine primäre Aufgabe nicht in der Trassenplanung. Sie wissen, dass meine Geschäftsgruppe sich sehr stark für eine Tunnellösung eingesetzt hat, und das aus gutem Grund, weil das sicherlich die ökologischere Variante ist. Auch ich glaube, dass das eine gute Variante ist, und zu dieser stehen wir auch. Das haben wir in den letzten Wochen immer wieder betont, und ich sehe keine Notwendigkeit, hier irgendwelche Umplanungen vorzunehmen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

So somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP – 00957‑2006/ 0001 – KGR/GM) der GRin Jerusalem an die Vizebürgermeisterin. (In der Volksschule Vorgartenstraße 191 ist ein etwa 3 m² großer Mauerteil der Decke im zweiten Stock des Hauses auf einen Gang herunter gebrochen. Es war reine Glückssache, dass nichts passiert ist, weil sich die Kinder und die Lehrerinnen und Lehrer zu diesem Zeitpunkt in den Klassen befanden. War Ihnen beziehungsweise der Magistratsabteilung 56 der Zustand der Schule bekannt?) 

Bitte.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sie sprechen die Schule in der Vorgartenstraße an, in der an einem Nachmittag im Bereich des Hortes kleine Teile der Deckenkonstruktion herunter gekommen sind, und fragen mich, ob der Magistratsabteilung 56 der Zustand der Schule bekannt war.

Sie wissen, dass die Stadt Wien als Schulerhalter ungefähr 400 öffentliche Pflichtschulen höchst unterschiedlichen Alters in ihrer Verwaltung hat. Wir haben Schulen, die sehr, sehr jung sind. Mit dem großen Schulbauprogramm der Stadt in den letzten 15 Jahren konnten in diesem Bereich enorme Veränderungen vorgenommen werden. Wir haben aber auch ältere und sehr alte Gebäude, die mehr als 100 Jahre gedient haben, und gerade diese alten Schulgebäude werden von uns besonders genau beobachtet, und diese Gebäude werden von Fachleuten aus dem Bereich des Bauwesens und der Statik regelmäßig überprüft.

Danach wird eine Liste erstellt, die den jeweiligen Bezirken, die in Wien im Zusammenhang mit den dezentralisierten Aufgaben ja für die laufende Sanierung zuständig sind, zur Entscheidung übergeben wird, was wann zu sanieren ist. Natürlich war das auch bei der Schule in der Vorgartenstraße der Fall. Diesbezüglich lag ein statisches Gutachten vor. Damit war auch klar, dass der Bezirk die Mittel zur Sanierung der Decke für das heurige Jahr vorgesehen hatte. Wenn die Gutachten ei-
nen Zeitraum zulassen und nicht eine sofortige Maßnahme vorschreiben, dann wählt man im Schulbereich üblicherweise Ferienzeiten, um den Schulbetrieb so wenig wie möglich zu stören. So war es auch im Fall der Vorgartenstraße ebenso wie in anderen Bereichen vorgesehen.

Nun hat sich dieses Stück Verputz unterhalb der abgehängten Decke gelöst, und daher haben wir uns entschieden, sofort zu reagieren und nicht nur dieses kleine Stück zu sanieren, sondern umfassende Maßnahmen zu treffen. Der Unterricht und die Nachmittags-Hortbe-
treuung wurden unter Berücksichtigung der Sicherheit der Eltern und Kinder an umliegende Standorte verlegt. Auch die Abholung zu den Horten und das Zurückbringen zum Ursprungsstandort Vorgartenstraße sind organisiert, damit die Kinder den gelernten Schulweg weiterhin zurücklegen können. Die wichtigsten Arbeiten wurden vorgezogen, damit der Hort in sehr kurzer Zeit den Betrieb wieder aufnehmen kann, und auch die entsprechenden Baumaßnahmen in den Unterrichtsräumen konnten so angelegt werden, dass diese Sanierung innerhalb von zwei bis drei Monaten umgesetzt werden kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe einmal bei der Präsidiale des 2. Bezirkes gehört, dass es sich um 25 Schulen in Wien handelt, und dann habe einem Pressebericht entnommen, dass es sich um 46 Schulen handelt, die so alt sind, dass sie sich in einem Zustand befinden, der beobachtet gehört. Wenn ich dem, was Sie soeben gesagt haben, richtig folgen konnte, dann sind alle Bezirke über die Lage in diesen Schulen voll informiert und müssten eigentlich, da sehr wohl Gefahr im Verzug ist, wenn zum Beispiel Teile der Decke herunterkommen und auf die Kinder oder LehrerInnen fallen könnten, sofort handeln. Sind Sie auch der Meinung, dass in vielen Bezirken sofortiger Handlungsbedarf besteht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Ich wiederhole noch einmal – und das habe ich auch in der Öffentlichkeit immer wieder gesagt –: Natürlich besteht eine genaue Bestandsaufnahme. Einige Schulen werden in sehr kurzen Abständen immer wieder überprüft, und es wird mit den Bezirken abgesprochen, in welchen Zeitabständen, je nachdem, wie die Gutachten ausfallen, Maßnahmen gesetzt werden müssen. Einige Bezirke haben in Kenntnis der zu setzenden notwendigen Maßnahmen schon bei der Budgeterstellung für das heurige Jahr entsprechende Budgetmittel beschlossen. In einigen Bezirken wurden schon Maßnahmen gesetzt, und in einigen Bezirken sind sie für den Sommer vorgesehen.

Die Sofortmaßnahme, die wir beispielsweise auch im 18. Bezirk in der Schopenhauerstraße gesetzt haben, betrifft die Tatsache, dass sich einige Deckenteile nicht an die statischen Gutachten halten und aus welchen Gründen auch immer einfach herunterfallen. Natürlich steht für mich die Sicherheit der Kinder im Vordergrund, und daher haben wir dort, wo festgestellt wurde, dass man nicht bis zum Sommer warten soll, sofort reagiert. Dort, wo Maßnahmen für den Sommer in Planung sind, wird jetzt besonders genau darauf geachtet, ob es Anzeichen gibt, dass sich der eine oder andere Teil selbstständig macht, und dort, wo es notwendig ist, werden natürlich Sofortmaßnahmen gesetzt, sprich sofortige Reparaturen vorgenommen. Überall dort, wo es laut den Fachleuten möglich ist, den Zeitplan einzuhalten, werden die Arbeiten in den Ferien erledigt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Herr GR Walter, bitte.

GR Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Können Sie mir sagen, in wie vielen Schulen konkret in der Leopoldstadt unsere Kinder oder der Lehrkörper gefährdet sind? Gibt es in Ihrem Ressort Überlegungen hinsichtlich eines Budget- und Zeitplans, die Bezirke auch in diesem Zusammenhang zu entlasten, da die Budgets in den Bezirken ja nicht ausreichen, um die Schulen zu sanieren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgmin Grete Laska: Im Grunde genommen ist die Vorgangsweise betreffend die laufende Sanierung und die Bezirksbudgets sehr einfach. Sie wissen – ich brauche Ihnen das nicht zu erklären –, dass der Aufgabenbereich im Zusammenhang mit der Dezentralisierung über die laufende Erhaltung von Kindergarten und Schule hinausgehen und andere Aufgaben da hineinfallen. Die Mittelzuteilung ist in der Stadt Wien ganz klar geregelt. Die Entscheidung über die Prioritätensetzung erfolgt in den Bezirken. Und daher ist es für mich selbstverständlich und mit den Bezirken auch durchaus so akkordiert, dass je nach Notwendigkeit und Priorität, die von den Fachabteilungen hinsichtlich der zu erfüllenden Aufgaben eingestuft werden, über die Bezirksmittel dementsprechend entschieden wird. Und so wird auch vorgegangen.

Es kann sein, dass in einzelnen Bereichen – wie jetzt in einigen Schulen, wo sich die Notwendigkeit des Vorziehens ergeben hat – auch eine andere Prioritätensetzung in den Bezirken erfolgen muss. Diesbezüglich bin ich mit den einzelnen Bezirken über die Fachabteilung auch persönlich im Gespräch. In den Bezirken nimmt man selbstverständlich denselben Standpunkt ein. Wenn man beispielsweise geplant hat, Fenster auszutauschen oder auszumalen und sich dann die Notwendigkeit einer Deckensanierung ergibt, dann werden die Mittel aus dem Bezirk entsprechend anders eingesetzt.

Im Hinblick auf besondere Investitionen hat es Regelungen gegeben, dass aus zentralen Mitteln zusätzliche Mittel aufgewendet werden können, weil einzelne Bezirke besonders viel im Bereich der Kindergärten und Schulen investieren. Auf Grund der Situation der Schulen – einige Bezirke haben mehr ältere Schulen und andere weniger – könnte es notwendig werden, die Frage der Mittelzuteilung zu hinterfragen, und zwar nicht nur hinsichtlich der SchülerInnenanzahl, sondern auch hinsichtlich des Alters der Schulen. Das wird aus meiner Sicht eine zusätzliche Facette der Diskussion sein, die zu führen ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Gudenus, bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Dem Vernehmen nach sind allein im 2. Bezirk bei fünf Schulen die Zwischendecken nicht ausreichend gesichert und drohen daher einzustürzen. Bei acht Schulen in diesem Bezirk ist die Bausubstanz so desolat, dass diese so bald wie möglich saniert werden muss. Offensichtlich waren diese Renovierungsarbeiten schon längst überfällig, und nun sollen die Bezirke zahlen, haben aber meistens kein Geld. 

Warum hat die Gemeinde Wien nicht schon vor der Dezentralisierung diese Schulgebäude renoviert?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Selbstverständlich wurden auch vor der Entscheidung betreffend Dezentralisierung Schulgebäude saniert, entsprechende größere Maßnahmen gesetzt und Neubauten errichtet. Wenn ich mich recht erinnere, wurden die ersten Schritte bereits vor zehn Jahren oder vor noch längerer Zeit gesetzt, nämlich bereits unter dem Herrn Finanzstadtrat und Vizebürgermeister Mayr. Das heißt, selbst Maßnahmen, die dort zu setzen gewesen wären, wenn man alle Schulen, wie Sie offensichtlich meinen, einer Generalsanierung unterzogen hätte, wären jetzt in vielen Bereichen schon wieder überholt. Gebäude brauchen nun einmal eine laufende Sanierung. Ich schätze das Investment, das die Bezirke tätigen, unendlich hoch, denn im Gegensatz zu deren anderen Aufgabenstellungen haben Maßnahmen im Sinne von Kindern und Jugendlichen in den Bezirken hohe Priorität. Das gilt sowohl für Kindergärten als auch für Schulen. 

Wie gesagt: Es gibt in Wien gerade im Schulbereich einige sehr alte Gebäude. Es gibt auch andere Bereiche wie zum Beispiel Kirchen, die unter derselben Ermüdung des Verputzes leiden und wo daher Deckenteile herunter kommen. Aber die oberste Priorität betrifft die Sicherheit der Kinder und der dort arbeitenden Menschen, und ich bin überzeugt davon, dass es gelingen wird, in einer gemeinsamen Kraftanstrengung auch dieses Problem aus der Welt zu schaffen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich teile diese Meinung: Oberste Priorität hat die Sicherheit der Kinder und der Menschen, die dort arbeiten. Ich denke, dass das allein rechtfertigen würde, dass wirklich einmal ein Sanierungsplan aufgestellt wird und die Prioritäten so gesetzt werden, dass man Sondermittel zur Verfügung stellt.

Darüber hinaus möchte ich auf eine weitere Sache hinweisen: Ich habe einem Bericht in der Presse entnommen, dass man die Eltern und die LehrerInnen deswegen nicht informiert, damit keine Panik ausbricht. – Das weist erstens darauf hin, dass Anlass zu Panik besteht und dass die Sicherheit tatsächlich in hohem Ausmaß gefährdet ist. Das zeigt aber auch, dass man nicht willens ist, die Eltern, LehrerInnen und SchülerInnen zu informieren, obwohl meiner Meinung nach ein Recht darauf besteht. Wenn nämlich Wohlbefinden, Gesundheit oder Sicherheit gefährdet sind, dann meine ich, dass derjenige, der darüber Bescheid weiß, die Betroffenen sehr wohl zu informieren hat. 

Jetzt wüsste ich gerne, wie Sie das sehen: Sind Sie der Meinung, dass die Eltern der SchülerInnen der betroffenen Schulen, die sich in einem ähnlichen Zustand befinden wie die Vorgartenstraße 191, über die Lage, ganz ohne Panik zu erzeugen, sachlich und richtig informiert werden sollten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin. 

VBgmin Grete Laska: Zuallererst möchte ich sagen, ohne hier jetzt eine kurze Abhandlung über Medien – und was in Medien steht – zu machen: Ich gehe davon aus, dass Sie bei diesem Artikel keine wie immer geartete Schriftleiste gefunden haben, dass es sich hiebei um eine bezahlte Anzeige der SPÖ gehandelt hat und damit um einen Bericht, den wir in der Presse platzieren wollten. Es ist hinlänglich bekannt, wie die Geschichte entstanden ist, und derjenige, der von “Panik“, “50 Stand-
orte räumen“ und Ähnlichem gesprochen hat, hat Name und Adresse. Mit mir hat das aber überhaupt nichts zu tun!

Noch einmal: Tatsache ist, dass die Frage der Sicherheit im Vordergrund steht. Ich gehe selbstverständlich davon aus, dass die Information von Eltern und arbeitenden Menschen, also Direktoren und Lehrern, sehr wichtig und notwendig ist. Entsprechende Diskussionen laufen auch in den Schulen. Ich könnte Ihnen unzählige Beispiele dafür nennen. Im Rahmen der Dezentralisierung treten die Bezirke auch hinsichtlich ihrer Prioritätensetzung mit den Schulen und den Elternvereinen in Kommunikation, wenn es nicht gerade um Akutmaßnahmen geht, bei denen man nicht sagen kann, dass man sich das jetzt wünscht oder nicht. Investitionen in solche notwendigen Konstruktionen sind unter Umständen nicht so erwünscht wie Ausmalen oder andere Reparaturarbeiten, die in den Schulen sehr wohl auch wichtig sind. Jedenfalls gibt es aber Diskussionen und Abstimmungen.

Bezeichnenderweise sind jedoch die Eltern gerade am betroffenen Standort keineswegs in Panik geraten. Ganz im Gegenteil: Sie haben erkannt, dass hier verantwortungsbewusst und unter Berücksichtigung aller Voraussetzungen, was den Fortbetrieb sowohl des Unterrichts als auch der Nachmittagsbetreuung betrifft, von allen gemeinsam vorgegangen wurde.

Information soll sehr wohl – und das ist auch im Rahmen der Schulpartnerschaft durchaus so vorgesehen – erfolgen, beziehungsweise gehe ich davon aus, dass sie erfolgt. Dort, wo sie nicht erfolgt, sollte sie selbstverständlich erfolgen. Das ist durchaus im Sinne dessen, was ich unter Schulpartnerschaft, auch im Zusammenarbeit mit der Kommune, verstehe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP – 00953‑2006/ 0001 – KVP/GM) von Herrn Dr Tschirf an den Herrn Bürgermeister. (Werden Sie sich – angesichts der unsozialen Gebührenlawine und Teuerungswelle der SPÖ-Stadtregierung in den letzten Monaten und Jahren – für einen Gebührenstopp in der Bundeshauptstadt für die nächsten fünf Jahre einsetzen?) 

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Die Mischung aus Faschingsdienstag und einem besonders aufregenden Wahlkampf bringt schon einiges mit sich und gibt etwas her! Man vergegenwärtige sich das beispielsweise auf Grund Ihrer Frage, warum ich ga-
rantieren soll, dass ich mich fünf Jahre lang für einen Gebührenstopp einsetze, während Sie in Ihrem eigenen Antrag, den Sie heute gestellt haben, lediglich drei Jahre verlangen. Wie es dazu kommt, ist mir nicht ganz klar, aber das bringt wahrscheinlich die Konstellation, die es da gibt, mit sich!

Ich kann die Frage sehr leicht beantworten: Ich garantiere weder fünf Jahre noch drei Jahre. Ich gebe dieselbe Antwort, die ich auch am 3. Oktober in der Fragestunde auf eine andere Anfrage gegeben habe: Was ich garantieren kann, ist, dass diese Stadt nicht in einem finanziellen Chaos versinken wird, so wie wir das in Europa, aber das eine oder andere Mal auch in Österreich sehen. 

Niemand betreibt aus Jux und Tollerei eine Erhöhung der Gebühren. Ich denke, dass wir das auch in der Vergangenheit immer sehr moderat gehalten haben. Aber auch in Zukunft werden wir selbstverständlich die Qualität der Dienstleistungen der Stadt Wien finanziell sicherstellen.

Daher gebe ich jetzt dieselbe Antwort wie vor den Wahlen. Ich sage das bewusst und betone: Ich gebe dieselbe Antwort wie vor den Wahlen: Selbstverständlich kann ich keine Garantie dafür abgeben, dass es zu einem Tarifstopp kommt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Ich wäre froh, wenn das, was wir heute beschließen müssen, nur ein Faschingsdienstagsscherz wäre! Sie hatten jetzt die Chance zu sagen, fünf Jahre. Das war wirklich etwas, was noch über das hinaus geht, was alle anderen fordern. Sie haben diese Chance nicht wahrgenommen!

Jetzt eine Frage: Eine Gebühr ist ja nichts anderes als die Abgeltung des Verwaltungsaufwandes. In der Finanzausschusssitzung war es nicht möglich herauszubekommen, wie eine solche Gebühr eigentlich berechnet wird. Liegt Ihnen eigentlich eine Berechnung vor, welche Mehrkosten bestehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich denke, dass es eine klassische Aufgabe des Ausschusses ist, diese Dinge zu klären. Ich bin zutiefst davon überzeugt, nicht zuletzt auf Grund meiner eigenen siebenjährigen Erfahrungen als Umweltstadtrat, als ich genau für diese Gebühren verantwortlich gewesen bin. Ich weiß genau, dass sich all das sehr gut begründen und auch herausrechnen lässt. Daher würde ich bitten, dass man die Arbeit dort erledigt, wo sie hingehört, nämlich im Ausschuss. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Die Versorgung jedes Bürgers dieser Stadt mit Wasser und Energie, aber auch die Entsorgung von Abwasser und Müll ist ein Muss. Jetzt trifft diese wirklich saftige Gebührenerhöhung, die Sie selbst noch gegen Ende 2005 in Abrede gestellt haben, die aber auch Frau StRin Sima am 3. Jänner noch strikt in Abrede gestellt hat, vor allem viele sozial schwächere Familien und auch viele ältere Menschen in dieser Stadt, und zwar nicht nur als Gebührenzahler, sondern letztlich auch wieder als Konsumenten. Gerade diese Menschen haben keine Möglichkeit, diese Belastung – salopp gesagt – irgendwo draufzuschlagen.

In Anbetracht dessen, sehr geehrter Herr Bürgermeister, frage ich Sie: Mit welchen konkreten und spürbaren Entlastungen können denn die Wienerinnen und Wiener in nächster Zeit rechnen, nachdem diese Belastungen auch das soziale Gleichgewicht wieder in ein Ungleichgewicht bewegen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich habe großes Verständnis für Ihre Art und Weise der Argumentation, vorausgesetzt, dass Sie mit einiger Sorgfalt angewendet wird. Ich habe vor allem deshalb Verständnis dafür, weil Sie genauso argumentieren, wie ein sozialdemokratischer Nationalratsabgeordneter im Parlament gegen die unsozialen Gebührenerhöhungen der Bundesregierung argumentiert hat, der Ihre Partei – ich will es freundlich formulieren – bis vor kurzem auch angehört hat und die das folgerichtig auch mitzutragen hat.

In dem Antrag, den Sie hier eingebracht haben, befindet sich gleich die nächste Skurrilität, denn Sie argumentieren, dass es mehr als 50 Erhöhungen in Wien gegeben hätte. Wenn man das zusammenzählt, was Sie taxativ aufzählen, sind es jedoch lediglich 34, von denen sechs Erhöhungen wohlgemerkt auf Grund der Beschlüsse des österreichischen Nationalrates erfolgen, wie zum Beispiel die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags. Also nicht einmal Sie bekommen in Ihrer eigenen Aufstellung die 50 zusammen! Es ist aber sehr leicht nachzuvollziehen, dass es weit über 50 Erhöhungen waren – und da sind die Einsparungen noch gar nicht mitgerechnet! –, die die österreichische Bundesregierung dem österreichischen Volk angetan hat. Und daran tragen Sie erheblich mit Schuld, wenn ich mich daran erinnere, was die Freiheitliche Partei letztendlich alles versprochen hat.

Im Gegensatz zu mir; jetzt lässt sich nämlich gleich die nächste Unwahrheit ausräumen: Ich erinnere noch einmal an meine Anfragebeantwortung vom 3. Oktober. Ich habe dort dezidiert eine Garantie ausgeschlossen. Ich habe gesagt, dass im Bereich der Wiener Linien keine Tariferhöhung geplant ist, was in der Tat damals am 3. Oktober richtig war und auch heute richtig ist. Aber ich habe selbstverständlich dasselbe wie auch heute gesagt – und das vor den Wahlen! –, dass ich selbstverständlich keine Garantie über die Nichterhöhung von Gebühren abgeben kann. Und ich habe das genauso begründet, wie ich es heute getan habe, weil ich es für unseriös halte, hoch qualitative Dienstleistungen zu erbringen, höchste Zufriedenheit bei der Bevölkerung zu erreichen und dies nicht mit der nötigen finanziellen Ausstattung zu versehen.

Ich kann Sie also vorläufig nur bitten, dass Sie mit diesen Ihren Unwahrheiten aufhören! Ich habe vor der Wahl keinen Tarifstopp versprochen, und ich bitte Sie, das jetzt ein für alle Mal zur Kenntnis zu nehmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr DI Margulies 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sie haben vorhin davon gesprochen, dass der Ausschuss der richtige Ort für die Diskussion ist. Insofern würde ich Sie er-
suchen, das auch Ihren zuständigen StadträtInnen noch einmal mit auf den Weg zu geben, damit nicht genau dann bei spezifischen Fragen im Ausschuss keine Antwort gegeben wird, wenn es unangenehm wird, wie es im Zusammenhang mit ganz konkreten Fragen zur Gebührenerhöhung im Ausschuss leider vorgekommen ist.

Aber ich werde Ihnen diesbezüglich auch eine ganz konkrete Frage stellen: Nachdem sowohl die Erhöhung der Müllgebühren als auch die Erhöhung der Abwassergebühren mit den steigenden Kosten in den jeweiligen Bereichen und nicht mit allgemein notwendigen Finanzmitteln argumentiert wurden, stellt sich für mich die Frage, wie es passieren kann, dass eine zwar für Ihre kreativen Budgets bekannte, aber sorgfältig budgetierende Stadt wie die Stadt Wien sich bei Punkten wie etwa der Änderung von Deponieverordnungen und allen möglichen ähnlichen Punkten, die lang vorhersehbar sind, um 65 Millionen EUR irren kann.

Sie haben das Budget vor drei Monaten beschlossen, und jetzt stellt sich heraus, dass Sie sich in diesen Bereichen bei Punkten, die schon lange vorher bekannt waren, um 65 Millionen EUR geirrt haben. Wie kann so etwas in einer ordnungsgemäß verwalteten Stadt passieren? 

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal bin ich Ihnen dankbar, dass Sie nun auch sehen, was Sie vor der Wahl bestritten haben, dass nämlich Wien kreativ budgetiert, dass Wien sehr ordentlich budgetiert und dass Wien eine sehr ordentlich verwaltete Stadt ist. Ich kann mich vor lauter Lob, das ich höre, gar nicht erfangen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das ist wahrscheinlich auch auf den Faschingsdienstag zurückzuführen. Wie dem auch immer sei. Zunächst muss ich Ihnen meine Dankbarkeit ausdrücken, denn das halte ich – in aller Demut – für wesentlich. Lob aus Ihrem Mund für die Stadt kommt so selten, dass ich wirklich nur sagen kann: Großartig! Danke! Ich bin ganz derselben Auffassung! (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.)
Zweitens glaube ich nicht, dass sich jemand geirrt hat! Aus meiner Sicht gesehen, ist das relativ einfach: Es gibt zwar die Deponieverordnung schon relativ lange, der Altkostensanierungsbeitrag wurde aber erst vor relativ kurzer Zeit neuerlich erhöht. Übrigens auch eine interessante Geschichte, weil ja die Stadt Wien kaum mehr etwas erfährt: Dass vor relativ kurzer Zeit die Zuwendungen für die Stadt Wien aus dem Wasserwirtschaftsfonds um weitere 11 Millionen EUR oder sogar 11,5 Millionen EUR gekürzt wurden, wurde uns auch erst mitgeteilt, als das Bundesbudget vorgelegt und beschlossen wurde. Dadurch ergeben sich natürlich bei der Berechnung entsprechende Mehrkosten für den Betrieb der neuen Abwasseranlage in Simmering und sind natürlich auch entsprechende Nachjustierungen notwendig.

Das sind nur drei Beispiele, die mit Sicherheit nicht uninteressant sind. Diese Überlegungen müssen natürlich in die Beurteilung dieser Gebührenerhöhungen entsprechend mit einfließen.

Ich möchte darauf hinweisen, dass ich Ihre Argumentation auf Grund Ihrer Oppositionsrolle wohl verstehe – ich bin ja selbst lange genug in der Politik –, diese aber von der Sache her eigentlich nicht verstehe! Ich verstehe nicht, dass beispielsweise jene Gemeinden, die bei ihren Kläranlagen das Wasserrecht ganz offensichtlich nicht einhalten, nicht kritisiert werden, dass man aber denjenigen, die ihre Abwasseranlage auf Grund des Gesetzesstandes um sehr, sehr viel Geld, nämlich um weit über 500 Millionen EUR, anpassen, eine entsprechende Refinanzierung verweigern sollte, wobei diese Refinanzierung ohnehin äußerst langfristig erfolgt. Das verstehe ich nicht, und es tut mir Leid, dass ich das nicht nachvollziehen können werde!

Ich sehe da keine Irrtümer, sondern ich sehe eine ganz sorgfältige Gebarung und einen sorgfältigen Umgang mit den Gebühren und mit dem Geld, das daraus erfließt! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Warum haben Sie eigentlich diesen Beschluss “Gebühr“ genannt und nicht “Budgetstopfsteuer“?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Aus denselben Gründen 
oder anders formuliert: Wir sind zwar sehr kreativ in der Erstellung des Budgets, aber bei weitem nicht so kreativ wie der Herr Finanzminister. Vielen seiner Gebühren und Belastungen, die er auf die österreichischen Steuerzahler herunterprasseln ließ, könnten Sie durchaus dieses Attribut geben! Wir finanzieren Dienstleistungen auf höchster Qualität für die Bürger und stopfen keine Löcher im Budget! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP – 00211‑2006/ 00001 – KSP/GM). Sie ist von Herrn GR Hursky an Herrn StR Faymann gerichtet. (In welchen Bereichen liegen in den kommenden Jahren die Schwerpunkte der Stadterneuerung insbesondere unter Berücksichtigung der novellierten Sanierungsverordnung?) 

Bitte 

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr verehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Die Novellierung der Sanierungsverordnung hat zu einigen, wie ich meine, positiven Änderungen seit dem Jahre 2005 geführt. Ich möchte sie nur ganz kurz aufzählen: Die Möglichkeit der Ausweitung der Sockelsanierungsförderung bedeutet, dass nur mehr ein Drittel der Wohnungen Kategorie C oder D aufweisen muss und nicht wie vorher die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Wohnungen. Ich meine, das hat sinnvollerweise zusätzliche Anträge gebracht.

Das hat natürlich, wie ich meine, sinnvollerweise zusätzliche Anträge gebracht. Auch zusätzliche Wohnhausanlagen sind dazu gekommen, die aus der Nachkriegszeit stammen, die aber diese Mittel benötigen. Auch die Förderung der sicherheitstechnischen Nachrüstung von Aufzügen sowie die Förderung zur Erhöhung des Wohnkomforts wie etwa die Sicherheitstüren oder die Erhöhung der förderbaren Kosten bei Sanierungen im Gesamten haben sich positiv ausgewirkt. Wie ich überhaupt meine, dass die Stadterneuerung seit Bestehen des Wohnfonds Wien mit mehr als 234 000 Woh-
nungen Flächendeckendes geleistet hat und die Aufgaben der Zukunft stärker im ökologischen Bereich liegen wie etwa bei der thermischen Sanierung. Auch hier beweisen die Zahlen, dass der Bedarf besteht und die Mittel, die wir dafür einsetzen, sparsam, aber vorbereitet und vorhanden sind.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die 1. Zusatzfrage, Frau GRin Frank, bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich habe in den Förderungen zur Sanierung der Wohnungen eine ganze Menge - Sie haben es jetzt selbst angesprochen - dieser thermischen Sanierungen gefunden, auch die Förderungen von Maßnahmen für die städtebaulichen Strukturen. Auch das Klimaprogramm 2002 sieht eine Menge Förderungen im Bereich des Wohnbaus vor.

Was ich persönlich vermisse, und ich habe hier ja darüber auch schon einmal sehr ausgiebig referiert, ist die Sanierung oder überhaupt die Einrichtung von Gründächern bei jenen Bauten, die wohl saniert werden, aber noch keine Gründächer haben, obwohl sie flachdachmäßig ausgebildet sind. Jetzt ist ja wirklich schon auch auf höchster universitärer Ebene durch Studien belegt, dass sie massiv Heizkosten einsparen, das heißt also, was wir hier auch mit THEWOSAN haben, das können wir am Dach weiterführen und durch die Versickerungen können die Kanalgebühren gespart werden. Auch die Feinstaubbelastung haben wir hier massiv diskutiert und auch hier trägt gerade das Gründach einen wesentlichen Beitrag.

Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, dass innerhalb der nächsten Jahre hier auch massiv bei Sanierungen die Gründächer zumindest extensiv aus Kostengründen miteinbezogen werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wenn ich mir die Bedürfnisse in der Antragstellung ansehe, dann spielen die Gründächer eine sehr untergeordnete Rolle. Die Frage der thermischen Sanierung ist ja sehr stark auch von den Antragstellern betrieben worden, weil die – sage ich jetzt – Ummantelung eines Hauses und die von den Fenstern und Türen ausgehenden notwendigen Maßnahmen direkt in der Wohnung Auswirkungen haben, die sich sowohl die Mieter als auch die antragstellenden Hauseigentümer so gewünscht haben und wir dem auf Grund der ökologischen und auch wirtschaftlichen Möglichkeiten nachgekommen sind. 

Diesen Bedarf erkenne ich in diesem Ausmaß bei Gründächern nicht einmal annähernd, habe aber persönlich nichts dagegen und würde da mit Ihnen übereinstimmen. Der Wohnfonds Wien hat eine Forschungsabteilung, die sich mit Ökologie beschäftigt. Geben wir hier einen Forschungsauftrag mit den Fragen: Wie ist die Situation der Antragsteller? Ist es vielleicht mangelnde Information oder woran liegt es? Wie sind bei den Projekten, die zur Sanierung anstehen, die tatsächlichen Einsparungsverhältnisse?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Dipl Ing Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist unbestritten, dass Stadterneuerungsmaßnahmen zur Stadtentwicklung beitragen. Meine Frage ist daher: Inwieweit findet in diesem Zusammenhang eine Koordination der Geschäftsgruppen Stadtentwicklung, Verkehr und Wohnbau statt? Welche Personen haben da Koordinierungsaufgaben? Und um die Frage noch zu konkretisieren: Wir haben am 17.12.2004 im Gemeinderat einstimmig beschlossen, dass im Zuge des Projekts Zentralbahnhof Sanierungsmaßnahmen entlang des Wiedner Gürtels, der Sonnwendgasse und der Gudrunstraße gemacht werden sollen. Welche konkreten Maßnahmen haben Sie eingeleitet, um diesen Beschluss umzusetzen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Die konkreten Maßnahmen bereitet der Wohnfonds Wien vor, der in die Vorbereitungen hier voll einbezogen war und ist und daher auch die Umsetzung über hat.

Generell kann man sagen, dass in diesem Bereich der Stadterneuerung die Zusammenarbeit zwischen dem Wohnfonds Wien und der Planungsabteilung, in der Re-
gel mit dem Planungsdirektor, aber darüber hinaus auch mit den örtlich zuständigen Mitarbeitern der Planung eigentlich gut funktioniert. Die größten Schwierigkeiten, die wir haben, sind, wenn ein Objekt zur Sanierung eingereicht wird und es eine Differenz zum Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, etwa bei den H-Traktern - Sie kennen das sicher auch sehr genau -, gibt, wo eine eigene Kommission eingerichtet wurde, die versucht, einerseits dem Bedürfnis nach Förderung nachzukommen und damit einen ungebremsten § 18 zu verhindern, andererseits den Rechtszustand herbeizuführen. Da ist bei jedem Objekt die Frage, ob hier etwa im Bereich der Entkernung etwas abgerissen werden muss, ob das zumutbar ist und ob man hier Kompromisse schließen kann, die rechtskonform sind. Hier ist eine besonders enge Zusammenarbeit zwischen der Abteilung und der Geschäftsgruppe des Kollegen Schicker und meiner gegeben. Ich kann daher in diesem Bereich - und ich würde das für andere Bereiche nicht so sagen, mit Ausnahme dieser Kommission, die eine so schwierige Aufgabe hat - eigentlich von einer konfliktfreien und sehr guten Zusammenarbeit sprechen.

In anderen Bereichen, dort, wo es um neue Stadtentwicklung und um neue Projekte geht, sind die Gegensätze, auch wenn sie freundschaftlich abgehandelt werden, wesentlich stärker als in den Bereichen der Stadterneuerung, wo sich die Gegensätze auf die Tätigkeit dieser Kommission reduzieren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Ing Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Wir haben öfters bei Förderansuchen die Ablehnung erfahren. Können Sie uns bitte sagen: Wieso werden Förderansuchen für Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten abgelehnt, wenn die Flächenwidmung nicht entspricht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das habe ich ja gerade beantwortet, Herr Kollege, aber ich sage es gerne noch einmal: 

Der einzige wirkliche Konfliktpunkt in der Stadterneuerung in diesem Bereich ist, wenn eine Maßnahme, also eine öffentliche Förderung, greifen soll, obwohl der Zustand des Hauses nicht rechtskonform ist. Also der Wiener Gemeinderat würde sich ad absurdum führen, wenn er locker sagen würde: Was hier an Flächenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen beschlossen wird, spielt keine Rolle, wir fördern es trotzdem. Um diesen Gegensatz nicht unnötig scharf zu machen, wird Fall für Fall, Beispiel für Beispiel in dieser von mir zuerst ausführlich beschriebenen Kommission genau bearbeitet und in ganz wenigen Fällen, vielleicht eine Handvoll im Halbjahr, kommt es zu schwierigen oder nicht auflösbaren Konflikten. 

Aber ich glaube, würde der Gemeinderat eine Maßnahme beschließen, dass es keine Rolle spielt, ob etwas rechtskonform ist oder nicht, es wird trotzdem gefördert, dann wäre das eine Fehlentscheidung. Uns bleibt nur dieser sachliche, oft gegensätzliche Weg, Entscheidungen in jedem einzelnen Fall herbeizuführen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Herr GR Hursky, bitte die nächste Zusatzfrage.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Welche Maßnahmen setzt die Stadt zur Wohnsicherheit?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Sie wissen, dass zwischen den letzten Sitzungen und heute eine erfolgreiche Bilanz zum Thema Sicherheitstüren zu legen ist. Ich möchte das auch gar nicht so breit anlegen, weil Sie darüber sicher Bescheid wissen.

Der zweite Bereich, der eine große Rolle spielt, ist natürlich der der Aufzugsicherheit. Hier ist neben den Maßnahmen, die unmittelbar gesetzt werden mussten, ein neues Gesetz in Vorbereitung. Dort, wo Gefahr in Verzug ist, musste ja die Baubehörde unmittelbar Maßnahmen verlangen und hat sie auch durchgeführt. Dort, wo wir selbst Hauseigentümer sind wie im Bereich von Wiener Wohnen, haben wir bei Aufzügen ebenfalls Sofortmaßnahmen gesetzt und irgendeine der Sicherungsmöglichkeiten - die Klappe, der Lichtschranken oder die Innentüre - durchgeführt. Also ich glaube, wir sind hier mit hoher Sorgfalt vorgegangen.

Ausständig ist noch das neue Gesetz, das Aufzugsgesetz, wo der technische Bereich zur Begutachtung nach Brüssel geschickt wurde und meiner Schätzung nach im Juni in diesem Haus vorliegen wird. Ich meine, dass Aufzüge zu einem wesentlichen Punkt zur Sicherheit in einem Haus gehören und ich glaube, dass wir, sofern der Zeitplan hier auch eingehalten werden kann, noch vor dem Sommer in diesem Haus das neue Aufzugsgesetz beschließen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. Somit ist die Fragestunde für heute beendet. Danke.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Vom Klub der Sozialdemokratischen Fraktion ist eine Aktuelle Stunde ord-
nungsgemäß beantragt worden. Es geht um das Thema "Die Zukunft der Forschung und Wissenschaft in Österreich: Zählen Parteibrille oder Sachargumente?" Das Verlangen ist entsprechend unterstützt und ordnungsgemäß beantragt.

Herr GR Dr Ludwig, Erstredner, zehn Minuten.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn man über Wissenschafts‑ und Forschungspolitik in Österreich spricht, dann muss man auch auf jeden Fall den Wiener Beitrag dazu entsprechend darstellen, denn die Forschungsausgaben insgesamt, also auch unter Einbeziehung des universitären Forschungsbereichs, machen in Wien 2 Milliarden EUR aus, das sind 43,1 Prozent der österreichischen Gesamtausgaben im Forschungs‑ und Entwicklungsbereich. Im nächstgereihten Bundesland, der Steiermark, liegen die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung bei 907 Millio-
nen EUR, das sind 19,4 Prozent der Gesamtausgaben Österreichs. 

Nochmals: Vergleich Wien 43,1 Prozent - zweitgereihtes Bundesland Steiermark 19,4 Prozent.

Wenn man sich die Wiener Forschungs‑ und Entwicklungsquote ansieht - das ist die Berechnung der Ausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts -, so wird auf Grund einer neuen Zuordnungsmethode der Statistik Austria genau dieser Bereich gemessen und da liegt Wien im Jahr 2002 bei 3,02 Prozent, das heißt, wir haben zu diesem Zeitpunkt bereits die Vorgaben der Lissabon‑Erklärung der Europäischen Union, die ja bei 3 Prozent liegt, übererfüllt. Nach internen Schätzungen wird die Forschungs‑ und Entwicklungsquote in Wien für 2004 bei 3,6 Prozent liegen. 

Wichtig ist auch zu erwähnen, dass in Wien im 
Forschungs‑ und Entwicklungsbereich insgesamt 16 550 Menschen beschäftigt sind. Das bedeutet, dass rund 43 Prozent aller Forscherinnen und Forscher in Wien tätig sind. 67 Prozent davon sind direkt wissenschaftliches Personal. Das heißt, die Positionierung Wiens als qualitativ hochwertiger Standort für Wissenschaft, Forschung und Technologie hat auch einen entsprechenden Eingang in die übergeordneten Planungskonzepte unserer Stadt gefunden. Ich denke nur an die Entwicklung des Strategieplans oder auch des Stadtentwicklungsplans. Es ist uns in Wien immer darum gegangen, zwar wenige Entwicklungsflächen auszubauen, aber die dafür konzentriert und mit entsprechender Infrastruktur zu versorgen. Ich möchte hier nur drei auflisten, nämlich das Flugfeld Aspern, in Floridsdorf Siemens und den Campus Vienna Biocenter. Alle drei sind Musterbeispiele an entsprechender Anbindung an öffentliche Infrastruktur, aber auch an Kooperationsmöglichkeiten zwischen wissenschaftlichen Institutionen und privaten Unternehmen. 

Die Stadt Wien hat all diese Bestrebungen, diese Entwicklungen zu einem Wissensstandort auch entsprechend budgetär unterstützt. Die Kolleginnen und Kollegen des Wiener Gemeinderats wissen, dass wir im Budget 2006 mehr als 136 Millionen EUR für Wirtschafts- und Technologieförderung vorgesehen haben und 20 Millionen EUR für Wissenschaft und Forschung direkt. Da sind noch nicht jene Beträge eingerechnet, die wir über den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ausschütten und die insbesondere Klein- und Mittelbetrieben zur Verfügung gestellt werden.

Wichtig ist aber auch, darauf hinzuweisen, dass wir spezielle Wissenschaftsbereiche unterstützen wollen, die wir als Zukunft geortet haben. Also ich denke nur daran, dass wir einen Schwerpunkt in Life Science entwickelt haben, aber auch in der Quantenphysik, in der Nanotechnologie und in den Creative Industries. Das sind alles Themenschwerpunkte, die wir mit entsprechenden Instrumenten betreuen. Auch hier nur exemplarisch aufgelistet: Der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, das Zentrum für innovative Technologie oder jene Institution, die sich vor allem mit den Creative Industries auseinander setzt und beschäftigt. Und hier geht es vor allem darum, diese Forschungs- und Förderungsinstrumente einzusetzen, um mit den Wissenschaftsbetrieben auch Unternehmen in Verbindung zu bringen und Privat Public Partnerships erzielen zu können. 

Mit dem Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds haben wir noch ein spezielles Instrument geschaffen, das über Stiftungsprofessuren, aber auch durch Preise für hervorragende Leistungen im Wis-
senschaftsbereich zusätzliche Projektförderungen durchführen kann. Das heißt, Wien hat eine ganz bewusste, strategische Entwicklung im Bereich der Wissenschaft und Forschung in den letzten Jahren entwickelt und hat sich dadurch auch zu einer Wissensmetropole im zentraleuropäischen Raum entwickelt. 

Bei all diesen Zukunftsperspektiven spielen unsere Partner im universitären Bereich auch eine ganz besondere Rolle. Ich möchte hier erwähnen, dass von den 195 000 an Österreichs Universitäten inskribierten Personen 117 500 in Wien studieren, das sind 60 Prozent aller österreichischen Studentinnen und Studenten, und nur 36 Prozent davon kommen aus Wien. Der überwiegende Anteil von 48 Prozent kommt aus den Bundesländern. Ich glaube, das ist ein schönes Zeichen dafür, dass wir uns in Wien Kooperationen mit unseren angrenzenden Bundesländern nicht versperren und hier besondere Kooperationsmöglichkeiten auch suchen. 

Nur muss man auch sagen, dass die Universitäten leider eine Dauerbaustelle der Bundesregierung sind. Das reicht von der Frage der EU‑konformen Zugangsbestimmungen bis hin zu den finanziellen Ausstattungen der österreichischen Universitäten. Denn auch das, was Bundeskanzler Schüssel versprochen hat, nämlich ein Mehr an Geld für die österreichischen Universitäten, greift ja erst 2007. Und wenn man sich die Beträge zusammenrechnet, dann ist das noch immer weniger Geld als 1999 die damalige Bundesregierung für die österreichischen Universitäten ausgegeben hat! Also das heißt, die Universitäten, wichtiger Kooperationspartner im Bereich Forschung und Entwicklung, werden systematisch von dieser Bundesregierung leider nicht in dem Ausmaß behandelt, wie es für die Zukunft notwendig wäre.

Wenn man sich jetzt anschaut, wie die Diskussion rund um die so genannte Elite-Universität in Maria Gugging gelaufen ist, so brauchen wir als sozialdemokratische Opposition im Parlament jetzt gar nicht zu argumentieren, sondern man braucht sich nur die Zeitungsmeldungen und Überschriften wie zum Beispiel "Nur die Regierung will nach Gugging" oder "Wissenschaftler orten politische Motivation" anzuschauen. Die Journalistinnen und Journalisten schreiben ja in diesen Artikeln, dass es offensichtlich mehr um parteipolitische Strategie geht, dass es offensichtlich um eine Kooperation zwischen der ÖVP-Ministerin Gehrer und dem ÖVP-Lan-
deshauptmann Pröll geht. Und das lesen wir nicht nur in den österreichischen Zeitungen, sondern - und in diesem Fall muss man sagen, leider - auch in der internationalen Presse, wenn nämlich nicht gerade als sozialdemokratisch verdächtige Zeitungen wie die "Frankfurter Allgemeine" oder "Die Neue Zürcher Zeitung" von ähnlichen Erscheinungen berichten und auf die politische Einflussnahme hinweisen. 

Aber was noch gravierender ist, als dass die österreichischen und internationalen Zeitungen diese Entwicklung kritisieren, ist der Umstand, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dieses Landes, die eigentlich Träger einer solchen Exzellenz-Universität sein sollten, sich klar gegen diese Vorgangsweise aussprechen. 

Es gibt einen öffentlichen Brief, den der Klub der Wittgenstein-Preisträger an die Frau Bundesministerin Gehrer gesandt hat und wo sich dieser Klub - dazu muss man sagen, der Wittgenstein-Preis ist die höchstdotierte Wissenschaftsauszeichnung, die es in Österreich gibt, man kann lapidar sagen, das ist ein bissel so etwas wie ein Austro-Nobelpreis - und die 18 Träger, die es seit 1996 gegeben hat, gegen die Vorgangsweise, die von der Frau Bundesministerin Gehrer und Bundeskanzler Schüssel gewählt worden ist, aussprechen, wenn sie zum Beispiel in diesem dringenden Appell schreiben: „Die Entwicklung dieses als Exzellenzzentrum geplanten Instituts nimmt einen ausgesprochen unglücklichen Verlauf.“ Und weiter ist in diesem Brief zu lesen, dass das von Seiten der wissenschaftlichen Proponenten Anton Zeilinger, Peter Schuster, Arnold Schmidt vertretene Konzept vorsieht, dass es nur inhaltliche, wissenschaftliche Entscheidungskriterien geben soll und dass hier offensichtlich ein Kräfteparallelogramm der österreichischen Politik dominant war. 

Das ist hier in diesem offenen Brief, den der Klub der Wittgenstein-Preisträger an das Bundesministerium geschickt hat, zu lesen und da ist es in Wirklichkeit bedauerlich zu sehen, wie diese Bundesregierung mit den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in unserem Land umgeht. 

Wenn man beispielsweise dann noch hört, dass der Lhptm Pröll davon spricht, dass Anton Zeilinger ein wankelmütiger Professor sei oder dass die Kritiker dieses Konzepts taxfrei als Feinde hochstilisiert werden und man den ganzen Bereich verpolitisiert, so ist das, wenn man so will, der eigentliche Skandal.

Genau das wollten wir in Wien nicht. Wir wollten eine gemeinsame Lösung mit Niederösterreich. Wir wollten eine Lösung in der Ostregion, um zu zeigen, dass Wissenschafts- und Forschungspolitik keine Frage von Stadtgrenzen ist, sondern von europäischen Regionen. Das ist die Politik, die wir in Wien im Unterschied zur Bundesregierung verfolgen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein Exzellenzzentrum lebt auch nicht von den baulichen Maßnahmen eines Campus, auch wenn ich mir schon die Frage erlauben möchte, ob jetzt wirklich die Nachnutzung eines Landeskrankenhauses eine Entscheidungshilfe bei so einer schwerwiegenden Investition sein sollte oder ob die Transparenz beim Ablauf beispielsweise gewährleistet worden ist…

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Gemeinderat, bitte zum Schlusssatz zu kommen.

GR Dr Michael Ludwig (fortsetzend): In der Tat ist es so, dass es das Angebot der Stadt Wien öffentlich gibt. Von Niederösterreich haben wir dieses Angebot öffentlich nicht gehört. 

Wenn ich einen Schlusssatz noch machen darf. Man kann der Bundesregierung nur raten, den Diskurs mit den Wissenschaftlerinnen und den Wissenschaftlern zu suchen, so wie wir das in der Stadt Wien machen. Wir führen Diskussionen und Gespräche mit jenen Menschen, die in der Wissenschaft tätig sind. Das kann ich der Bundesregierung nur empfehlen! Auch hier ist Wien anders. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf in Erinnerung bringen, dass bei den nächsten Wortmeldungen die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Herr StR DDr Schock!

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist natürlich das Recht einer Regierungspartei, Herr Kollege Ludwig, in einer Situation, wo Wien wirtschaftlich immer mehr zum Schlusslicht wird, in einer Situation, wo Wien in der Technologiepolitik zurückfällt (GR Dr Michael LUDWIG: Stimmt nicht!), hier zur Verteidigung anzusetzen und den Schwarzen Peter jemand anderem in die Schuhe zu schieben. Es wird jede Regierungspartei auf der ganzen Welt natürlich abstreiten, dass sie selbst durch hausgemachte Fehler auch schuld an diesem Zurückfallen ist. (GR Dr Michael LUDWIG: Das stimmt ja nicht!)

Aber, Herr Kollege Ludwig, ich gebe schon zu, es bietet sich der Schwarze Peter hier geradezu an, weil in einem Zusammenspiel eines schwarzen Bundeskanzlers, einer schwarzen Ministerin und eines schwarzen Landeshauptmanns der Versuch gemacht worden ist, an der Sache vorbei zu entscheiden und einen schwarzen Landeshauptmann im parteipolitischen Interesse zu be-
günstigen. Es ist diese Elite-Universität, so meine ich, durch diese Vorgehensweise wahrscheinlich von Anfang an bereits gescheitert, denn - und in Wien ist das ja ein geflügeltes Wort - kein Wiener will in Wirklichkeit nach Gugging. Und man kann es daher den Wissenschaftlern nicht verdenken, wenn sie mit einer Stimme nicht nach Gugging wollen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich meine aber trotzdem, es ist zu leicht, den wirklich sehr Schwarzen Peter in diesem Fall nur in eine Richtung zu schieben. Sie sollten lieber auch ein bisschen vor Ihrer eigenen Türe kehren, denn es sind ja hier in diesem Haus gerade die Versäumnisse in der Technologiepolitik, in der Forschungspolitik, die dazu geführt haben. Sie haben hier alle unsere Warnungen ignoriert! Wir haben uns hier jahrelang mit Vorschlägen in der Technologiepolitik den Mund fusselig geredet. Sie haben alle unsere Vorschläge, Technologiezentren im großen Maßstab rechtzeitig in Angriff zu nehmen und für Projektentwicklung von Technologieparks und Forschungsparks zu sorgen, ignoriert. Und, Herr Kollege Ludwig, hätten Sie unsere Vorschläge hier couragiert umgesetzt, dann hätten wir jetzt fertige Objekte zur Verfügung und nicht Aspern in zehn Jahren, sondern jetzt fertige Objekte! 

Wir haben den Bahnhof Wien, den überbauten Westbahnhof, den Nordbahnhof und eben auch Aspern vor vielen Jahren vorgeschlagen. Und hätten Sie hier zugegriffen, dann hätten wir hier die Objekte, in denen sich Technologieparks und ein Forschungscampus großzügig entwickeln könnten. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, aber auch Herr Kollege Ludwig, wir haben hier in Wien gerade in der Technologiepolitik wirklich Feuer am Dach. (Aufregung bei der SPÖ.) Was waren denn die letzten warnenden Sachverhalte? Wir haben in der Biotechnologie etwa die Firma Baxter verloren. Wir haben Sandoz nach München verloren, wo ein riesiges Biotechnologiezentrum ist. (GR Mag Thomas Reindl: Das stimmt ja gar nicht!) Baxter hat sich gegen den Standort Muthgasse entschieden, Herr Kollege! Sandoz hat sich für München entschieden! Sie haben jetzt die neue Elite-Universität verloren! Sie verlieren laufend Arbeitsplätze, weil Niederösterreich rund um Wien Gewerbeparks plant, Technologiezentren plant, und damit die Arbeitsplätze von uns aus Wien weg eben nach Niederösterreich absaugt!

Und, meine Damen und Herren, Herr Kollege Ludwig, es droht bereits der nächste Rückschlag: Die Universität für Bodenkultur will ebenfalls mit einem ganz wesentlichen Bereich absiedeln und zwar nach Tulln. 

Ich meine daher, durch Ihre Versäumnisse ist Wien hier auf die Kriechspur gelangt! Während Ihrer Regierungsmehrheit ist Wien in der Technologiepolitik immer mehr von Niederösterreich überholt worden. Sie haben es zu verantworten, dass Wien hier immer mehr Schritt für Schritt zurückgefallen ist. 

Die Freiheitliche Fraktion fordert Sie daher auf: Handeln Sie jetzt in der Technologiepolitik, bevor es zu spät ist! Und wenn Sie selbst nicht mehr weiter wissen, wenn Sie selbst mit Ihrem Latein am Ende sind, dann nehmen Sie doch einmal auch andere Vorschläge von anderen Parteien an, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Als nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Vassilakou am Wort, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Die Pleite rund um Gugging ist symptomatisch für die bildungs-, die wissenschafts- und die forschungspolitische Pleite im Österreich der letzten Jahre und ganz besonders für die wissenschafts- und forschungspolitische Pleite dieser Bundesregierung. Denn es kommt nicht von ungefähr, dass man an den Universitäten spart, dass man sie finanziell jahrelang aushungert, dass man für junge WissenschaftlerInnen und junge ForscherInnen kaum die Bedingungen zur Verfügung stellt, die sie brauchen, um hier tatsächlich exzellente Leistungen entwickeln zu können. Ich brauche in diesem Zusammenhang nur den Aufnahmestopp als Beispiel bringen, der im Übrigen nicht nur von dieser Bundesregierung erfunden worden ist, den gibt es schon seit längerem. Das heißt, hier ist überhaupt eine Diskussion ausgelassen worden, die notwendig gewesen wäre, um zu erörtern, wie überhaupt Exzellenz an den österreichischen Universitäten, an den Wiener Universitäten im System entstehen und gefördert werden kann. 

Und dann geht man her und plant abseits, also neben den Universitäten, eine Exzellenz-Universität, wo man dann plötzlich sozusagen aus dem Nichts oder auch aus dem Ausland Exzellenzen importiert, man kann sa-
gen, einführt und am Ende des Tages verwundert es überhaupt nicht, wenn man sich anschaut, was dabei herauskommt. 

Die Seifenblase ist geplatzt. Es gibt keinen Namen, es gibt keine Wissenschaftler, es gibt nicht einmal im Ministerium einen führenden Beamten, der dafür zuständig ist, denn spätestens seit dem Absprung von Anton Zeilinger ist es vollkommen klar, dass dieses Projekt in der Luft hängt und höchstwahrscheinlich auch überhaupt nie realisiert wird. 

Ich verstehe, dass es jetzt für die SPÖ sehr, sehr, sehr verlockend ist, sich darauf zu stürzen. Das ist natürlich ein gefundenes Fressen, denn in der Tat, die Abteilung für Peinlichkeiten und für Vogel-Strauß-Politik verschließt sich der Wirklichkeit und plakatiert jetzt auch schon so Jubelplakate “Exzellenz-Universität in Klosterneuburg“, weil “Gugging“ darf man ja nicht sagen. Ja, mehr oder weniger bietet sich da ja gerade der Sozialdemokratie ein gefundenes Fressen an, auf das man sich stürzen kann und wo man sagen kann: Schaut her, so sieht die Forschungs- und Wissenschaftspolitik der ÖVP aus. So sieht es aus, wenn ein schwarzes Ministerium gemeinsam mit dem Kanzler versucht, eine Exzellenz-Universität aus dem Nichts entstehen zu lassen. So sieht es aus, wenn eine Seifenblase platzt. 

Nun aber, ich denke, dass es fast verlorene und vertane Zeit ist, von hier aus dieses Thema zu erörtern, denn viel, viel spannender wäre für uns die Diskussion, was man in Wien tun kann, um in der Tat den Wissenschafts- und Forschungsstandort Wien zu verstärken. Was kann man tun, um Exzellenz in den Universitäten und an den Universitäten zu fördern, denn schlussendlich weist jeder aus dem Wissenschaftsbereich, der ein bisschen etwas davon versteht, darauf hin und es ist in den Diskussionen der letzten Wochen auch vielfach darauf hingewiesen worden, dass Exzellenz nur innerhalb des Systems entstehen kann und dass natürlich diese Exzellenz hinzustellen, gefördert werden muss. 

Wir GRÜNEN haben uns an dieser Debatte mit einem durchaus konstruktiven Vorschlag beteiligt. Wir haben gesagt, die Stadt sollte die Finanzen, die sie in die Hand nimmt, auch direkt in den Universitäten investieren. Wir haben den Vorschlag unterbreitet, hier Graduiertenkollegs entstehen zu lassen, die mit einer Million Euro pro Jahr und Kolleg gefördert werden, wo 10 bis 20 Graduierte die Möglichkeit haben, sich an konkreten Forschungsprojekten zu beteiligen, dafür auch entlohnt werden und hier auch Exzellenz entwickeln und wo es durchaus möglich gewesen wäre, mit einer international besetzten Jury den Entscheidungsprozess so zu gestalten, dass die Politik sich hier nicht einmischt. 

Des Weiteren haben wir vorgeschlagen, hier auch interdisziplinäre Forschung und Entwicklung von Exzellenz zu fördern, indem es für Exzellenzcluster sechs Millionen Euro Förderung pro Jahr seitens der Stadt gibt. 

Meine Damen und Herren, ich denke, dass es an der Zeit ist, dass die Stadt nicht nur spricht und feiert, dass es in Wien schon Universitäten gibt, sondern auch direkt in diesen Universitäten in die Förderung von Exzellenz investiert. Und ich denke, es ist auch an der Zeit, dass hier insgesamt eine Forschungsstrategie der Stadt Wien vorgelegt wird und darüber auch debattiert wird. Einen entsprechenden Antrag werden wir einbringen. Viel Spaß noch bei der Erörterung der Seifenblase Gugging! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Bitte!

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich danke dem GR Ludwig für sein Marketing, das er für die Bundesregierung macht. Ich danke Ihnen, denn so penibel wie Sie heute aufgelistet haben, was diese Bundesregierung für Forschung und Bildung tut, so etwas habe ich in diesem Gemeinderat in dieser Qualität noch nicht gehört! (Beifall bei der ÖVP. – Heiterkeit bei GR Dr Michael LUDWIG.)
Sie haben in Ihrer ganzen Aufzählung nämlich eines vergessen, was alles in Wien stattfindet und dass das alles, was Sie aufgezählt haben, die Forschungsquote in Wien... (GR Mag Thomas Reindl: Sie haben geschlafen!) Herr Gemeinderat, wenn Sie zuhören können, die Forschungsquote in Wien wird zu 99 Prozent aus Bundesmitteln finanziert! Danke der Bundesregierung für den Wiener Standort! (Beifall bei der ÖVP.)
Die beeindruckenden Spitzenleistungen (Aufregung bei GR Mag Thomas Reindl.) unserer Wissenschaftlerinnen und Wissenschafter - ich zeige Ihnen gerne die Budgets, ich gebe Ihnen gerne Nachhilfe, ich halte viel vom lebenslangen Lernen. Auch Sie sollen davon profitieren, damit Sie die Wissenschaftspolitik dieser Bundesregierung endlich einmal begreifen und verstehen. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.)
Unsere Wissenschaftsministerin sorgt dafür, dass dieser Standort jene Spitzenqualität und jenen Spitzenruf bekommt, den Sie nicht in der Lage sind zu sichern, denn in der Frühförderung… (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) In der Frühförderung, dort wo Begabungsförderung angesagt wäre, meine Damen und Herren, dort wo Sie Begabungsförderung leisten könnten in den Pflichtschulen, dort lassen Sie die Decke den Schülern auf den Kopf fallen! So schaut Ihre Bildungspolitik aus! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp: Wissen Sie, was Sie reden?)
Wir haben zehn Jahre Sparpaket im Wiener Pflichtschulbereich hinter uns. Die Ergebnisse sehen wir heute. Die Vizebürgermeisterin schiebt die Verantwortung auf den BV Kubik. Ich richte sie ihm als Leopoldstädterin gerne aus! (Beifall bei der ÖVP.)
Diese Stadtregierung ignoriert auch Bundesgesetze. Sie wäre verpflichtet, den Nachmittagsbetreuungsbedarf in unseren Schulen zu erheben. Sie tut das nur für die erste Klasse, weil sie mehr zahlen müsste, aber sie spart an der Bildung, sie spart an der Integrationspolitik. 

Diese Stadt ist aber auch nicht in der Lage, trotz mehrmaliger Aufforderung ein Angebot für die Spitzeneinrichtung abzugeben. (GR Dr Michael LUDWIG: Das stimmt doch nicht! Das stimmt nicht!) Diese Stadt ist nicht in der Lage, sondern braucht einen Boten, um gerade am letzten Tag noch ein Angebot abzugeben, das die Qualität eines Ackers hat. Ich habe viel Phantasie über die Vorstellung eines Wissenschaftsstandortes, aber dass das innerhalb eines Jahres beziehbar wäre, dieser Acker, das müssen Sie mir erst erklären, wie Sie das geschafft hätten! 

Aber ich will nicht jammern, ihr guter Wille sei dahingestellt. Ich nehme an, dass Ihre 120 Millionen, die Sie sich ausgerechnet haben, nun auch tatsächlich für die Wissenschaftspolitik zur Verfügung steht. 120 Millionen ist angeblich dieses Grundstück wert. Aber machen Sie Wissenschaftler nicht zu Immobilien- und Grundstücksmaklern, sondern geben Sie der Wissenschaft das Budget, das sie braucht. 120 Millionen, sichern Sie das für die Wiener Forschung, dann könnten Sie einen kleinen Beitrag leisten, um Synergien zwischen Bundes- und Landesmitteln herzustellen. (Beifall bei der ÖVP.)
In der gestrigen Stadtsenatssitzung habe ich Herrn VBgm Rieder gebeten, endlich einmal offen zu legen, wie das Wiener Angebot ausschaut. Bis heute ist das nicht offen gelegt. Wir werden über die Medien informiert. Das heißt, die Spitzeneinrichtung soll offensichtlich nur mit Grundstücksmaklerei finanzierbar sein. Ein echtes Forschungsprogramm steckt nicht dahinter. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Michael LUDWIG: Das stimmt nicht!)
Die Handschlagsqualität vom Vizebürgermeister habe ich heute kennen gelernt. Er hat mir gestern im Stadtsenat versprochen, das Wiener Angebot zu unterbreiten. Bis jetzt, ca 10.35 Uhr, ist dieses Angebot bei uns nicht eingelangt, aber wir sind immer noch guter Hoffnung, dass es tatsächlich kommt. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend: Was kann diese Mehrheitsfraktion, wenn sie endlich einmal begriffen hat, dass es einen Unterschied zwischen Bundes- und Landeskompetenz gibt und wir unsere Redezeit nicht immer für Bundesdiskussionen verbrauchen müssen, sondern endlich zu Landesdiskussionen kommen, tun? Fördern Sie mit den 120 Millionen, die Sie angeblich zur Verfügung gestellt haben, Programme an den Universitäten, fördern Sie die Exzellenz der Wiener Wissenschaft (GR Mag Thomas Reindl: Die Frau Gehrer hat Ihnen das diktiert, Frau Abgeordnete!), ersparen Sie uns das Forschungs-Wirrwarr in dieser Stadt, das auf zahlreiche Magistratsabteilungen aufgeteilt ist, kommen Sie zu einem strategischen Forschungsprogramm und fördern Sie es als Stadt. Und, Herr Gemeinderat, fördern Sie auch weiterhin das Marketing der Bundesregierung! Danke für Ihren Leistungsbericht! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Mag Stefan am Wort. (GR Mag Thomas Reindl. Die Frau Gehrer hat Ihnen das diktiert, so schwach war das! – Heiterkeit bei der SPÖ.)
GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben heute mit der rosa Brille den Wiener Wissenschaftsstandort präsentiert bekommen und dazu mit einem Schuss Wehleidigkeit. 

Eines muss man schon feststellen: Es gibt drei wichtige universitäre Entscheidungen in diesem Jahr, in dieser Zeit. Die eine ist die so genannte Elite-Universität, die andere ist die TU und die dritte ist die BOKU und bei allen drei hat Wien ein sehr schlechtes Bild geboten. 

Vorweg die Elite-Universität: Ich halte das nicht für eine Seifenblase, sondern eher für eine Sackgasse. Wir haben uns von Anfang an hier doch klar darüber ausgesprochen, dass es eher eine Ausdünnung der bestehenden Ressourcen gibt. Wir haben 21 Universitäten und wenn man die Donau-Universität Krems dazu zählt 22. Wenn es 23 gibt, dann wird durch 23 geteilt und zwar sowohl beim Budget als auch bei der geistigen Kapazität. Es ist mir nicht ganz klar, wieso es hier plötzlich mehr Mittel geben sollte. Wir wissen genau, wie die Realität ausschaut und es wird daher diese so genannte Elite-Universität eine Sackgasse bleiben. Wenn sie noch dazu in Gugging stattfinden soll, losgelöst von allen anderen Institutionen, dann halte ich das für einen sehr negativen Effekt. 

In Wirklichkeit wäre es sinnvoller, eine virtuelle Exzellenz zu fördern. Das wäre durchaus sinnvoller, denn Forschung ergibt sich sehr häufig aus Zufällen, dass etwas Verborgenes gefunden wird. Man kann sehr selten sagen, ja gut, in den nächsten fünf Jahren wird dieser Bereich interessant sein, da forsche ich jetzt auf Teufel komm raus und schaffe hier irgendetwas ganz Gezieltes und dann ist das ein Flop und es wird überhaupt kein Erfolg heraus kommen. Also viel sinnvoller wäre es, aus den bestehenden Ressourcen die Exzellenz zu fördern. Das wäre natürlich auch der bessere Weg, als hier jetzt etwas nach Gugging auszulagern. 

Wenn man schon meint, dass man so etwas installieren muss, dann wäre das unbedingt in Wien zu suchen. Ich kann überhaupt nicht verstehen, wie man hier ernsthaft einen Standort außerhalb Wiens in Betracht ziehen kann, außer weil man damit eben politisch Geschäft machen möchte. 

Das Zweite: Die Technische Universität Wien. Wir wissen auch da, dass es schon seit Jahren das große Problem gibt, dass die großen Fakultäten aufgesplittert sind und ein neuer Standort zu suchen ist. Hier fehlt seit Jahren die Antwort der Stadtregierung in Wien. Auch ein Armutszeugnis und ein sehr wesentlicher Bereich, wo Wien punkten müsste und wo auch die Gefahr besteht, dass einerseits die Qualität abnimmt und andererseits vielleicht auch eine Abwanderung stattfindet. 

Das Dritte: Die Universität für Bodenkultur. Ja, etwa 10 Prozent sind jetzt in Tulln. Man kann sagen, das ist ja nichts. Aber Tatsache ist, dass die Tendenz negativ ist und Tatsache ist auch, dass die BOKU ein Opting out hat. Das heißt, sie können bis August noch aus diesem Vertrag aussteigen, wenn die Stadt Wien nachbessert. Nur, es fehlt bis jetzt der entsprechende Vorschlag der Stadt Wien. Auch hier warten wir sehr gespannt, ob die Stadt Wien dazu steht, Wissenschaftsstandort sein zu wollen.

Tatsache ist also, dass große Mängel bestehen und Wien eine sehr große Aufgabe hätte, sich besser als Wissenschaftsstandort zu präsentieren und zu verbessern und nicht nur Bestehendes zu erhalten beziehungs-
weise vielleicht sogar in der Qualität herab zu mindern. 

Wien wird daran gemessen werden, wie es mit diesem Thema umgeht. Bis jetzt ist jedenfalls kein rotes Ruhmesblatt dabei heraus gekommen. Nach einem Plakat, das Sie vor kurzem affichiert haben, könnte man sagen: Wien hat eine bessere Zukunft verdient. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik, bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich gebe allen meinen Vorrednerinnen und Vorrednern Recht, die das mangelnde Engagement der Stadt im Bereich der Wissenschaft ausgesprochen haben. Aber ganz so wie meine VorrednerInnen das zum Teil gemacht haben, stimmt es ja dann doch nicht. 

Es wundert mich schon jetzt – nur, um auf die SPÖ einzugehen -, dass Sie offensichtlich die heutige Aktuelle Stunde gebraucht haben, um mitzubekommen, dass die BOKU absiedeln will. Das ist seit einem Dreivierteljahr im Gespräch. Seit einem Dreivierteljahr bemüht sich die Stadt und auch wir haben uns bemüht, dass das hier nicht eintritt, dass die BOKU absiedelt. Und der Kollege Schock stellt sich jetzt da her und regt sich furchtbar auf. Ich kann Ihnen gratulieren, dass Sie jetzt aufgewacht sind und dass auch die FPÖ offensichtlich mitbekommen hat, dass die BOKU absiedelt. Und das ist nicht, weil die BOKU und die WissenschaftlerInnen an der BOKU das wollen, sondern weil der Rektor, der durch das Autonomiegesetz der Bundesregierung offensichtlich alleine das Sagen hat, entschieden hat, Teile der BOKU gehen, wurscht, was die Beteiligten sagen und wollen. Auch hier ist zu vermuten, dass Parteipolitik eine Rolle spielt, weil sich auch hier das wieder in Tulln findet. Ich kann Ihnen echt nur gratulieren, dass Sie da draufgekommen sind, auch auf die TU.

Na super! Bei der TU war vor einigen Jahren spruchreif, dass sie absiedelt. Hier hat es ein Angebot der Stadt gegeben und hier hat sich die TU entschieden, in Wien zu bleiben. Sich dann darüber groß aufzuregen, dass bei der TU seit Jahren nichts passiert, verstehe ich nicht ganz, außer dass Sie offensichtlich die Debatten über die Wissenschaftspolitik dieser Stadt in den letzten Jahren versäumt haben.

Aber ganz besonders interessant war ja für mich die Wortmeldung der Frau Kollegin Cortolezis-Schlager. Ich frage mich manchmal wirklich, ob Sie in einem anderen Universum leben, was die Wissenschaftspolitik in diesem Land betrifft! Sie stellen sich da wirklich heraus und behaupten, den guten Ruf der Stadt in der Forschungs- und Wissenschaftspolitik haben wir der Frau Ministerin Gehrer zu verdanken! Also selten so einen Holler gehört, weil: Wer war für das Schulsparpaket verantwortlich? Die Stadt Wien? Nein! Die Bundesregierung mit der schwarzen Ministerin Gehrer! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Wer war für dieses desaströse Dienstrecht an den Universitäten verantwortlich, das die jungen WissenschaftlerInnen ins Ausland vertreibt, weil sie nur mehr vier Jahre an den Universitäten bleiben können? Die schwarze Ministerin Gehrer!

Wer war für dieses unsägliche UOG 93 zuständig? Die Bundesregierung mit der Ministerin Gehrer!

Wer war dafür, dass alle Kurien, die es vorher an den Universitäten gegeben hat, an den Universitäten nichts mehr mitzureden haben, sondern nur noch ein politisch besetzter Uni-Rat und sich die Bundesregierung Leute reingesetzt hat, die vom rechtesten Rand kommen, von der Wirtschaftspartei ÖVP besetzt sind (Heiterkeit bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) und keine Ahnung von Uni-Politik haben? Die bestimmen jetzt – wie man an der BOKU sieht (StR Dr Johannes Hahn: Das ist leistungsorientiert!) – über die Universitäten. Leistungsorientierung, ja genau. 

Leistungsorientierung heißt offensichtlich, über die Betroffenen hinweg zu entscheiden, was wir auch an Gugging gesehen haben. Alle, die internationalen Wissenschaftler, aber auch die österreichischen WissenschaftlerInnen haben diese Standortentscheidung mit Maria Gugging kritisiert. Was das mit Leistung zu tun hat, weiß ich nicht. 

Es wird in dieser Wissenschaftspolitik in diesem Land über die Betroffenen hinweg gegangen. Es wird über die WissenschaftlerInnen hinweg gegangen, Sie werden lächerlich gemacht und über die Medien wird ihnen ausgerichtet oder sogar gedroht, dass sie sich da irgendwie nicht einmischen sollen. Wenn das nicht Parteipolitik par excellence ist, was die Bundesregierung macht, dann weiß ich nicht, was es sonst sein soll!

Ich meine, ich verteidige ja nicht gerne die SPÖ in dieser Stadt und schon gar nicht die Wissenschaftspolitik in dieser Stadt, aber wenn Sie sich beschweren, dass Sie dieses Angebot der Stadt nicht haben - wir haben es in der Post gehabt. Ich weiß nicht, vielleicht sollten Sie die Post aufmachen, weil ich habe einen Brief, da steht vom (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Herrn Sepp Rieder: „Sehr geehrte Frau Bundesministerin, liebe Liesl…“ und dann ist alles aufgelistet. Also lesen müssen Sie schon selber, wenn Sie es eh bekommen. Ich habe es gelesen und es steht das drinnen, was auch schon in den Medien gestanden ist, wie das Stadt Wien-Angebot aussieht. (GR Mag Thomas Reindl: Na, wenn sie nicht lesen können!)

Zum Schluss aber trotzdem: Ich glaube, dass wir – das habe ich hier ja schon öfters gesagt – eine Debatte über die Strategien der Wissenschaftspolitik in dieser Stadt brauchen. Wir brauchen einen Wissenschaftsstadtrat, der sich auch darum kümmert und der nicht dann wartet, was der Finanzstadtrat Rieder oder der Bürgermeister vorschlägt und tut, sondern wir brauchen einen wirklich aktiven Wissenschaftsstadtrat. Ich würde ihn, da er jetzt auch gekommen ist, bitten, sich in die Debatte auch wirklich einzubringen, denn die erste und einzige Meldung zu der Elite-Uni‑Diskussion am 16. Februar in Rust ist ein bissel wenig für einen Wissenschaftsstadtrat und ich würde mir hier wirklich mehr Engagement wünschen.

Um einen Teil der Wortmeldung der Frau Cortolezis-Schlager zu zitieren: Ich bin guter Hoffnung, dass diese verfehlte Wissenschaftspolitik mit dieser Bundesregierung mit Ende dieses Jahres ein Ende hat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf, bitte sehr.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor wir in einem Meer von Krokodilstränen über die Elite-Universität ertrinken, ein kurzer Blick auf die Haltung von Rot-Grün zur Elite-Universität. 

Am 21. November 2004 hat die ÖVP einen Antrag eingebracht, in dem der Bürgermeister aufgefordert wird, genügend Geld für die Realisierung einer University of Excellence bereitzustellen. Die GRÜNEN haben das abgelehnt.

Am 28. Juni 2005 gab es einen grünen Antrag, der lautete: „So lange die ausreichende Finanzierung der österreichischen Universitäten nicht sichergestellt ist, spricht sich der Gemeinderat der Stadt Wien gegen die Errichtung einer Elite-Universität beziehungsweise einer dementsprechenden Post-graduate-Ausbildungseinrich-
tung in Wien aus.“ Rot-Grün haben dem zugestimmt. 

Sie haben es erreicht. Es gibt keine Elite-Universität in Wien. Die ist in Maria Gugging und dort wird sie auch errichtet werden. 

Wenn Claudia Sommer, die Gemeinderätin, am 28.6.2005 sagt: „…und wir befürchten, dass es in Wien ein Center of Excellence oder eine Elite-Universität geben wird“, dann verstehe ich nicht, was Sie heute hier gesagt haben. 

Aber das hat offenbar System, denn auch SPÖ-Bezirke haben gegen die Elite-Universität mobilisiert. Die SPÖ-Bezirksorganisationen Landstraße, Josefstadt, Hietzing und die SJ auf dem SPÖ-Landesparteitag im April 2005, wörtliches Zitat: „Nein zu Elite-Universitäten. Der Begriff Elite bedeutet, dass einer breiten Masse der Bevölkerung der Zugang zu dieser Einrichtung verwehrt bleiben soll und das vor allem aus finanziellen Gründen. Elitenbildung entspricht keinesfalls dem sozialdemokratischen Gleichheitsgedanken, sondern dient letztendlich nur der Einzementierung von Klassenunterschieden.“ Und so geht es weiter bis jetzt. Aktuell die ÖH-Vor-
sitzende und VSStÖ-Mitglied Barbara Blaha: „Das Konzept Elite ist per se sozial selektiv, tendenziell diskriminierend gegenüber Frauen und eine Abwertung der Universitäten.“ „Die ÖH ist die einzige Institution“, sagt Rosa Nentwich, „die schon immer gegen das absurde, unnötige Prestigeobjekt Elite-Uni aufgetreten ist.“ Und so weiter, und so weiter. Barbara Blaha, VSStÖ: „Ob Gugging, Wien oder Kleinschweinsdorf an der Jauchen, die Elite-Uni ist Geldverschwendung.“ Und dann stellen Sie sich her und vergießen Krokodilstränen über die Entscheidung der Bundesregierung! 

Besonders lustig wird es, wenn Frau Smolik die Elite-Universitäten ablehnt und heute noch einen Beschlussantrag einbringen wird, wonach an Wiener Universitäten Excellenzcluster errichtet werden sollen! Das ist unglaubwürdig und das zeigt, dass es Ihnen nicht um die Wissenschaftspolitik geht, sondern es geht Ihnen um Wahlkampf und ums Nein-Sagen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Herr GR Univ Prof Dr Pfleger gemeldet, bitte sehr.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 

Wien gibt ein klares Bekenntnis zu Wissenschaft und Forschung ab. GR Ludwig hat ja davon gesprochen. Drei Gründe sind dafür maßgebend:

Erstens: Wissenschaft und Forschung sind wirtschafts- und beschäftigungspolitisch von enormer Bedeutung. In Wien sind der Wirtschafts- und der Wissenschaftsstandort eine Einheit. 

Zweitens: Für den Wissens- und Forschungsstandort Wien sind die Universitäten und Fachhochschulen von besonderer Bedeutung. Entscheidend dabei ist die Qualität der Forschung, aber auch die Qualität des Ausbildungspersonals. Wir wollen daher eine verstärkte Kooperation beider.

Drittens: Wichtig ist für uns neben der universitären Forschung die Förderung der unternehmensinternen For-
schung und Entwicklung. Daher wollen wir den Ausbau der bestehenden und auch die Ansiedlung neuer Forschungseinrichtungen von Wirtschaftsunternehmungen am Standort Wien. Die Stadt spricht nicht nur, sondern handelt, Frau Vassilakou. 

Daher ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, der Dialog, der gemeinsame Weg, den Kollege Ludwig angeführt hat, Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, so wichtig. Und es ist wichtig, diesen Weg partnerschaftlich zu beschreiten, denn wir brauchen eine Wirtschaftspolitik mit Wachstum und das geht nur mit Innovationen. Es ist daher eine Zukunftsfrage, ob wir hier dabei sind. Wir brauchen in Österreich Spitzenforscher und wir brauchen möglichst viele mit einer guten Ausbildung, die dann zur Spitze vorstoßen, Herr Wolf. Aber da orte ich mehr als große Defizite in der Bildungspolitik in Österreich, Frau Mag Cortolezis! 

Diese Bildungspolitik heute fördert nicht junge Menschen, sondern hemmt sie! Schauen Sie auf die Hochschulen, schauen Sie in die Institute, schauen Sie in die Hörsäle! Herr Dr Hahn, es reicht! Es reicht mit dieser Art der Bildungspolitik, die der Bund macht! (Beifall bei der SPÖ.)
Und Initiativen der Wissenschaft und Forschung sind mehr, als Bundesländer gegeneinander auszuspielen, Frau Bundesminister, meine Damen und Herren der ÖVP! Denn die Entscheidung der Bundesregierung, die Elite-Universität nach Gugging zu bringen, beruht nicht auf sachlichen, sondern hauptsächlich auf parteipolitischen Gründen. Diese Entscheidung hat der österreichischen Wissenschaft den denkbar schlechtesten Dienst erwiesen. Denn durch den Kleingeist der Entscheidung hat man die Bundesländer in eine Art Versteigerungssituation gebracht. Die Frau Bundesminister hat mit der Entscheidung, wie sie zustande gekommen ist, die Diskussion auf tiefstes Niveau gesenkt. Mit dieser provinziellen Geisteshaltung, meine Damen und Herren der ÖVP, werden Sie eine internationale Anerkennung für eine derartige Einrichtung wohl nicht erlangen können! 

Die politische Entscheidung Gugging ist daher in allererster Linie eine Niederlage für Österreich. Und es ist genau dieser Kleingeist! Es geht nicht um Krokodilstränen, Herr Dr Wolf, es geht um diesen Kleingeist. Diese provinzielle Geisteshaltung ist es, dass die geistigen Väter des Projekts, die Koryphäen dieser Idee, das Projekt verlassen haben und diese Entscheidung ablehnen: Der Physiker und Urvater des Projekts Anton Zeilinger, der Biologe Josef Penninger, die Genforscherin Schröder und viele andere mehr. Das ist die Realität, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ja, meine Damen und Herren, Hohes Haus, ja, wir wollen die Exzellenz-Universität retten und ich sage bewusst, wo immer. Was wir aber brauchen, ist die Allianz der Vordenker mit Weitblick, eine Allianz der Vernunft. So eine Idee funktioniert nicht durch Parteipolitik, Herr Wolf, nehmen Sie das so zur Kenntnis! So eine Idee muss von allen mitgetragen werden und es müssen sich alle damit identifizieren! Daher kann so eine Entscheidung nur in einem Milieu der Ausgewogenheit und der breiten Befürwortung erfolgreich sein. 

Daher reiche ich die Hand und fordere die Frau Bundesminister und alle fortschrittlichen Abgeordneten in der ÖVP auf, einen Neustart durchzuführen. Rufen Sie alle Köpfe der Wissenschaft zusammen! Beraten wir doch gemeinsam diese Entscheidung! Sprechen wir über die wissenschaftlichen Themen und holen Sie die Topforscher, die Spitzen der Wissenschaft zurück ins Boot! Re-
den wir über den Standort aus internationaler und zukunftsweisender Sicht und treffen wir alle gemeinsam dann eine Entscheidung, die der Größe, der Idee und dem Weitblick eines derartigen Vorhabens entspricht. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Damit ist die Aktuelle Stunde zu Ende. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass schriftliche Anfragen eingelangt sind und zwar von den Gemeinderäten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus acht, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien achtzehn. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: Zwei vom Klub der Wiener Freiheitlichen, drei vom Klub der GRÜNEN im Wiener Rathaus. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben und die Zuwendungen erfolgen wie beantragt. 

Von den GRen Strache, Herzog und Lasar wurde ein Antrag an den Herrn Bürgermeister betreffend zukünftige Wohnungsvergabe im sozialen Wohnbau sowie Zugang zu Sozialleistungen in Wien gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist sie um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung des Dringlichen Antrags unterbrochen. 

Von der Bezirksvertretung Floridsdorf wurde ein Antrag betreffend Vergrößerung des Stadtwäldchens in der Großfeldsiedlung Richtung Norden eingebracht. Diesen Antrag weise ich der amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt zu. 

Von der heutigen Tagesordnung wird die Postnummer 70 abgesetzt und die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 8, 22, 24 bis 29, 31 bis 33, 35, 37, 38, 40, 43 bis 45, 47 bis 52, 54 bis 56, 58 bis 62, 64, 65, 68, 69, 71, 72, 75, 76, 78 bis 81, 85 und 86 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 73 und 74 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgenommen: 

Postnummern 73, 74, 82, 77, 57, 63, 66, 67, 53, 16, 17, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 18, 19, 23, 20, 21, 83, 30, 34, 36, 39, 41, 42, 46 und 84. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 73 und 74 der Tagesordnung, sie betreffen die Änderung der Kanalgebührenordnung und die Änderung des Müllabfuhrabgabetarifes, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben. – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich ersuche um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dass die Gebührenerhöhungen, die nun zu beschließen sind, schon so alt und so schnell wieder aktuell werden würden, war doch ein wenig überraschend für uns. 

Nicht, dass wir nicht erwartet hätten, dass wir im Laufe der Legislaturperiode noch einiges an Gebührenerhöhungen erleben müssen, weil wir das ja auch gewohnt waren in den letzten fünf Jahren davor - es war ja immer eine Methode auch der sozialdemokratischen Alleinregierung -, aber dass das so rasch nach der nunmehr geschlagenen Gemeinderatswahl stattfindet, ist doch überraschend, weil man ja uns auch damit Recht gibt, dass das, was wir aufgezeigt haben und auch befürchtet haben, dass offensichtlich die Probleme der Stadt Wien im Finanzbereich solche dramatischen sind, dass man so was befürchten und erwarten muss. 

Das dürfte also so unter den Nägeln brennen, die Finanzsituation dürfte also eine so katastrophale in Wien sein, dass man nicht wie in der Vergangenheit noch die Nationalratswahl abwartet und versucht, das ein bisschen unter der Tuchent zu halten, sondern offensichtlich gleich nach der Wiener Gemeinderatswahl in diese neue Belastungswelle hineinkommt, weil man sonst mit dem Budget einfach nicht mehr durchkommt. Anders kann man sich das ja auch nicht erklären.

Aber das zeigt nur, dass wir Recht behalten haben. Das zeigt nur, dass alle politischen Warnungen, die wir ausgesprochen haben, die richtigen waren, denn offenbar steht es wirklich um die Finanzen der Stadt Wien schlechter als bisher angenommen.

Seit Antritt der Wiener SPÖ-Alleinregierung müssen wir uns mit Gebührenerhöhungen beschäftigen, und das haben wir ja immer wieder auch schon in diesem Hohen Haus behandelt. Das ist eine Geschichte der Erhöhungen, auch eine Geschichte der gebrochenen Versprechen. Unentwegt wurden Erhöhungen, gerade vor dem Wahltermin in Wien, vor der Wiener Gemeinderats- und Landtagswahl, von der Spitze der SPÖ bis hin zum Bürgermeister ausgeschlossen und es wurde beschwichtigt. Und dann hat man nunmehr eines gezeigt, nämlich was diese Versprechungen wert sind. Man erhöht, belastet und zockt ab, wie auch schon in der Vergangenheit. Ich erinnere nur an den Herbst 2001, wo man damals den KWK-Zuschlag erhöht hat, dann die Einführung der Wiener Stromsteuer am 1. November 2001. Im Frühjahr 2003 hatten wir wiederum saftige Tariferhöhungen, 2004 haben Sie neuerlich geliebäugelt, den KWK-Zuschlag zu erhöhen und im September 2004 hat es dann schließlich auch stattgefunden, dass man ihn kräftig nach oben schnalzen hat lassen und erhöht hat. 

Ich zitiere Herrn Generaldirektor Felix Joklik, der gesagt hat: „Unser Wirtschaftsplan enthält für 2004 keinerlei Preiserhöhungen.“ Das hat er damals angekündigt Anfang Jänner bei seiner Antrittspressekonferenz, bei seiner Premiere als neuer Wiener Stadtwerke-Chef. Die-
se Ankündigung hat nicht einmal den Sommer überlebt. 

Und das ist genau der Punkt: Sie von der SPÖ stellen sich hin und behaupten einfach, die Wien Energie ist als Wirtschaftsunternehmen den Regeln des freien Marktes unterworfen. Das haben Sie ja immer wieder hier gesagt, den Regeln des freien Marktes, da können wir nichts tun, da haben wir keine Möglichkeiten und man dürfe daher die Gas- und Strompreise nicht politisch werten. 

Und ich sage Ihnen, da liegen Sie falsch, da liegen Sie falsch. Es ist nicht Ihre Aufgabe, aber Sie könnten es, wenn Sie wollten, und wenn Sie wollten, könnten Sie es auch. Es geht hier letztlich für die Bürger um essentielle Leistungen, wo Sie als Alleinregierung Möglichkeiten hätten. Wozu sind Sie denn in der Stadtregierung? Die Frage muss man ja schon offen stellen, wenn Sie selbst die Meinung vertreten, dass Sie da keine Möglichkeit haben. Sie haben natürlich Einfluss auf die eigenen Wiener Stadtwerke und diesen Einfluss nützen Sie nicht. Sie stehlen sich aus der Verantwortung und sagen, die Betriebe der Wiener Stadtwerke gehören nicht zu Wien und unterliegen als Wirtschaftsunternehmen den Regeln des freien Marktes und als ob das noch immer nicht genug ist, kommt noch eine Erhöhung. 

Nehmen wir als Beispiel den Gaspreis. Eben dieses Unternehmen Wien Energie Gasnetz versucht, die Erhöhung aus Sicht der Konsumenten auch noch verharmlosend darzustellen. Das haben wir ja erlebt. Da heißt es dann bei der vorletzten Erhöhung, wo Wien Energie verlauten hat lassen, aber ja, die Erhöhung mache rund 1,2 Prozent aus und für den Durchschnittsverbraucher betragen die Mehrkosten nur 71 Cent. 

Das wurde damals gesagt. Und ich habe schon einmal aufgezeigt, dass das mehr als zynisch ist, so zu argumentieren, denn immerhin gibt es 330 000 Haus-
halte, die mit Gas heizen müssen, weil sie keine andere Möglichkeit haben. Und für viele dieser 330 000 Haushalte ist natürlich die Belastung um vieles höher als nur diese 71 Cent im Monat, die da angesprochen worden sind und eben sehr zynisch festgehalten wurden.

Und ich kann Ihnen nur sagen, ich würde mir von Ihnen als Stadtregierung etwas anderes vorstellen. Ich würde mir von Ihnen etwas anderes erwarten, nämlich nicht ständig Ihre Belastungspolitik zu verteidigen. Überlegen Sie sich besser, wo Sie heute Ausgaben in dieser Stadt haben, die völlig am Bürger vorbeigehen, die Einsparungspotentiale, die heute im Subventionsbereich in Wien der Fall sind, anstatt permanent herzugehen und hier mit neuen Steuern eine Bürgerbelastungslawine in Gang zu setzen. Geben Sie das Geld für diese überzogenen Tarife den Menschen wieder zurück. Das ist das, was wir einfordern. Senken Sie die Netztarife endlich massiv und schauen Sie auch über den politischen Tellerrand hinaus, denn gerade das Beispiel Skandinavien, das Beispiel der Briten oder der Niederländer zeigt ja, dass es möglich ist, Netztarife zu senken. Dort hat man auf Grund auch der freien Marktmöglichkeiten, die Sie ansprechen, selbstverständlich die Möglichkeiten genützt, die Netztarife massiv zu senken. Und das hätten Sie selbst auch machen können in Wien, wenn Sie gewollt hätten, aber Sie wollen nicht. 

Das ist der eigentliche Grund für diese Erhöhung und das gilt es, auch kritisch herauszustreichen. Sie hätten von sich aus die Netztarife senken können, und zwar, ohne durch ein Gerichtshofurteil gezwungen zu werden. Aber was macht die Wiener SPÖ? Sie sparen nicht ein, Sie schichten nicht um, Sie entwickeln keine Konzepte, um die Kosten in der Daseinsvorsorge einzubremsen, sondern erhöhen weiter und weiter. Für Gegenmaßnahmen fühlen Sie sich nicht zuständig, da kommt immer der alte Spruch, mein Name ist Hase, ich weiß von nichts, ich habe nichts damit zu tun, ich habe zwar die absolute Mehrheit und ich habe zwar Möglichkeiten, aber von den Möglichkeiten sprechen wir nicht, weil wir sie ja nicht wollen. Also tun wir immer Verantwortung woanders hinschieben.

Und nun sollen halt mit 1. März 2006 abermals der Gas- und der Strompreis erhöht werden. Drei Wochen hat es nur gedauert, bis man nach der Gemeinderatswahl diese Erhöhung des Kubikmeterpreises, eine 30-prozentige Erhöhung von WieNGas, angekündigt hat, was ja auch bedeutet, dass der Endkundenpreis ab 1. März 2006 um 17 Prozent verteuert wird. Das ist die Realität. 

Und diese Strom- und Gaspreiserhöhung 2006 war rathausintern ja längst beschlossene Sache, man hat halt nur die Bekanntgabe hinter dem Berg gehalten. Man hat gesagt, jetzt stehen wir vor einer Wien-Wahl, schauen wir bitte, dass das ja geheim bleibt, schauen wir, dass wir den Zeitpunkt noch rüberbringen bis nach der Gemeinderatswahl, damit wir die Wienerinnen und Wiener wieder einmal belügen können, wieder einmal täuschen können, damit wir nach der Wienwahl, wenn wir die Stimmen wieder eingefahren haben, endlich wieder vornehmen können, was wir ohnedies vorgehabt haben, nämlich kräftige Gas- und Strompreiserhöhungen. 

Das ist halt die Methode und Sie, Herr Bgm Häupl, haben damit drei Wochen nach der Wiener Gemeinderats- und Landtagswahl Ihr erstes Wahlkampfversprechen gebrochen. 
Eigentlich das zweite, weil die 50 km/h-Verordnung war ja auch etwas, was den Wienerinnen und Wienern die Zehennägel aufgestellt hat. Das war ja so eine unsinnige Verordnung, die man da durchpeitschen wollte, wo man dann aber, zum Glück, von unserer Seite den roten Riesen zu Fall gebracht hat und damit ist auch wieder die Vernunft eingekehrt in dieser Frage. 

Aber nun, nicht einmal zwei Monate später, wird uns eine weitere Belastung in Form der Müll- und Kanalsteuer aufgebürdet. Eine Belastung, die angesichts der Verschwendungspolitik der Stadt, in Wien, besonders unverständlich wird. Allein der Umstand, dass wir in Wien eine Strom-, Gas- und Müllsteuer haben, die mehr als kostendeckend ist - und das ist ja etwas, was ja auch nie gesagt wird, das ist ja nicht eine gebührendeckende Einnahme, da gibt es schon Mehreinnahmen, die da zustande kommen und die dann ins allgemeine Budget fließen. Und das ist gerade bei den Müllgebühren ein Überschuss von 29,9 Millionen EUR aus dem Jahr 2005, wo diese Einnahmen dann ins allgemeine Budget zurückfließen, um dort die Budgetlöcher zu stopfen. Also, das ist genau dieser Einfallsreichtum, dass man hergeht und immer wieder die Steuern neu erhöht, die Steuerschraube andreht, um die Budgetlöcher zu stopfen, anstatt endlich einmal darüber nachzudenken, welche unsinnigen Ausgaben es in der Stadt Wien gibt, für der Partei nahestehende Organisationen und Vereine. Wo könnte man Einsparungsmaßnahmen setzen, um auch wirklich das Geld den Bürgern zugute kommen zu lassen? Und das wird natürlich die nächsten Jahre so weiter gehen. Da möchte ich den Wienerinnen und Wienern keine falschen Hoffnungen machen, das wird so weitergehen, das ist der Auftakt für weitere Belastungswellen in dieser Stadt und anstatt sinnlose Subventionen eben aufzuheben, wird man weiterhin an dieser Belastungsschraube drehen. 

Ich denke da an den Nahverkehr, an die Wiener Linien, wo ich befürchte, dass Sie in den nächsten Jahren einiges in diesem Bereich an Verteuerungen und Veränderungen vorhaben. Man hört ja auch, dass Sie im Bereich der Wiener Linien ebenfalls an die Privatisierung denken, wo viele Arbeitnehmer davon betroffen sein sollen, die jetzt schon große Befürchtungen haben, ob nach den Änderungen des Dienstzeitgesetzes - das man ja dort auch erleben musste, wir wissen ja, dass heute kaum mehr Pausen vorhanden sind, wo die Bediensteten aufs Klo gehen können, beziehungsweise eine kurze Essenspause einlegen können – nicht auch noch der Fahrpreis wieder ordentlich in die Höhe geschnalzt wird, wie wir das ja schon in der letzten Periode erlebt haben. 

Und wie auch in anderen Fällen wird immer der Bund schuld sein, nicht wahr, es wird immer der Bund schuld sein, auch wo der Bund überhaupt keine Kompetenzen hat, aber man wird wieder da herausgehen und sagen, der Bund ist eigentlich schuld, weil der Bund ja eigentlich den öffentlichen Nahverkehr finanziell aushungert. Diese und sonstige abstruse Argumente werden da kommen, aber das kennen wir schon. Das geht den Menschen in Wien schon fürchterlich auf den Nerv, permanent diese falschen und unwahren Argumente zu hören. Die Realitäten sind andere. Sie tragen die Verantwortung, und es ist wirklich diese Waffe, die Sie da letztendlich immer wieder unwahrer Weise bemüht haben, eine völlig stumpfe geworden. Das zieht nicht mehr. 

Es ist daher recht an der Zeit, endlich die Konsequenzen aus dieser Entwicklung zu ziehen. Und wenn Sie sich schon unzuständig fühlen, dann könnten Sie ja gleich den Weg der Vollprivatisierung der Wiener Stadtwerke gehen. Wenn Sie sich da herstellen und sagen: Das ist freier Markt, da haben wir keine Möglichkeiten, es ist zwar ein Wiener Stadtwerke-Betrieb, da haben wir natürlich Möglichkeiten, aber wir haben ja keine Möglichkeiten. Nun, bitte, da können Sie ja gleich in die Vollprivatisierung gehen, wenn Sie keine Möglichkeiten haben. Nein, es ist nicht so, es ist tatsächlich nicht so, natürlich haben Sie Möglichkeiten. Ich verstehe schon, dass da wieder nervös zurückgerudert werden wird vom Herrn Bürgermeister und vom Herrn Klubobmann, aber wenn Sie sagen, dass Sie keine Einflussnahmemöglichkeit hät-
ten, die Gas- und Strompreise zu senken, dann sagen Sie die Unwahrheit. 

Ich habe bereits in meiner Rede zum Budgetvoranschlag 2006 auch gesagt, dass wir Gebührenerhöhungen in dieser Periode erwarten müssen und erwarten. Da haben Sie damals noch alles dementiert. 

Das war vor rund zwei Monaten. Aber jetzt haben die Wiener auch die Möglichkeit zu sehen, dass meine Warnung gestimmt hat und dass Ihre Sonntagsreden, die Sie damals hier gehalten haben, unwahr waren, dass Sie damals, leider Gottes, geschwindelt haben. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass es geschmalzene Gas- und Strompreiserhöhungen geben wird, dass auch die Kanal- und Müllsteuer erhöht wird und die Erhöhung der Preise der Wiener Linien nur mehr eine Frage der Zeit darstellt. Und ich sagte damals, dass Sie einen Budgetvoranschlag gemacht haben mit der Absicht, diesen noch vor der Gemeinderatswahl 2005 als Erfolg zu präsentieren. Es sollte der letzte Voranschlag sein, wo man den Wienerinnen und Wienern eine heile Welt vorgaukelt und er sollte so geschönt sein, um noch einmal bei der Wahl auch dafür bedankt zu werden. Und das haben Sie ja auch ein bisschen erreicht. Die zahlreichen Belastungen, die kommen und die kommen werden, die sollten hinausgezögert werden, die sollten verschleiert werden und dabei waren die zu erwartenden Erhöhungen auch schon im Budgetvoranschlag damals eigentlich ersichtlich. Wenn man zwischen den Zeilen gelesen hat, konnte man damals schon erkennen, dass es da gewisse Budgettricks und Halbwahrheiten und Taschenspielertricks gibt, die aber in Wirklichkeit ja auch schon damals von uns aufgezeigt worden sind, wo Sie halt versucht haben abzulenken und zu täuschen, was aber nicht gelungen ist. 

Man hat das damals schon erahnen können, dass sich das nicht ausgehen kann angesichts der offenen Finanzierungsfragen im Gesundheitsbereich oder auch der notwendigen und wichtigen Sozialmaßnahmen, die anfallen. Und ich habe im Dezember 2005 nach der Wahl gesagt: „Das bedeutet, in den nächsten fünf Jahren werden Sie die Menschen wieder belasten.“ Und ich habe Recht behalten, nur dass es so schnell und so drastisch passiert, das hätte ich mir nicht einmal in den kühnsten Träumen erwartet, dass Sie das wirklich so schnell und unverfroren vornehmen.

Ich bin mir daher auch ganz sicher, dass in Anbetracht der jüngsten Entwicklungen notwendige Investitionen, wie die Pflegemilliarde beispielsweise, die ja der Bürgermeister auf Grund des Druckes der Opposition und auf Grund des Druckes und des Ergebnisses der Untersuchungskommission versprochen hat, leider nicht kommen wird. Man wird wieder alle möglichen Tricks und Erklärungen finden, warum diese Pflegemilliarde nicht da ist und nicht möglich ist. 

Die Belastungen für Strom, Gas, Wasser und Müll wirken aber noch schwerer und ich sage, warum: Es sind insgesamt durch die SPÖ in den letzten Jahren 60 Be-
lastungen in dieser Stadt für die Wienerinnen und Wiener beschlossen worden, ob das die Rettungs- und Transportgebühr war oder ob das die Kindertagesheimtarife waren. Aber warum ist das so schwer und warum wiegt das schwerer? Nicht nur, weil sie sich nahtlos an die jetzt erfolgten Erhöhungen von Patientenbeiträgen, Pflegegebühren und Ambulatoriumsbeiträgen in den Wiener Spitälern reihen, sondern weil sie noch mehr als je zuvor und in den letzten Jahren in die sakrosankte Daseinsvorsorge eingreifen, und das ist das Entscheidende. Die Daseinsvorsorge ist das Entscheidende, und man kann über Ausgliederungen wirtschaftlicher Natur Überlegungen anstellen, aber bitte nicht im Sozialbereich. Und man soll gerade nicht Steuererhöhungen im Bereich von Gas und Strom setzen und im Bereich von Müllgebühren, wo wirklich alle Bürger davon betroffen sind und eben auch die Ärmsten der Armen gerade in der Stadt davon betroffen sind. Und diese Erhöhungen, diese Angriffe auf das Geldbörsel der Wiener wirken auf die Menschen mittlerweile so, als würde man versuchen, das Budget über eine ungeheuerliche und ungebührliche Erhöhung beim Milch- und Brotpreis gutzumachen. Also, so ähnlich kommt mir das auch vor. Wir verdoppeln die Brot- und Milchpreise, damit wir die offenen Budgetlöcher in der Stadt Wien stopfen können. Das ist in etwa die Vorgangsweise, die Sie da gewählt haben. Und mit dieser in unermessliche Höhen gestiegenen Gebührenlawine wird den sozial Bedürftigen die Grundversorgung, die Daseinskontrolle, in dieser Stadt geraubt. 

Trotz zahlreicher Liberalisierungsschritte in der Vergangenheit ist es heute beinahe nicht oder nur nach Abwarten von langen Knebelungsfristen bei den Stromanbietern möglich, den Stromanbieter zu wechseln und zu einem günstigeren umzusteigen. 

Mit dem Eingriff in die Daseinsvorsorge haben Sie sich von dem Wort sozial in Ihrem Parteinamen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, aber wirklich verabschiedet und ich sage, da sollten Sie eigentlich nicht Sozialdemokraten heißen, sondern Belastungsdemokraten, wenn man sich das anschaut, was Sie hier vornehmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Umso verheerender ist der Anblick einer solchen Politik, wenn Sie diese Erhöhungen gesondert von anderen immer wieder zu erklären versuchen. Ich habe es ohnedies vorher angesprochen, da kommen dann immer die Argumente internationale Vorgaben, Umweltschutz. Aber nichts von diesen Argumenten stimmt und ist im Grunde genommen legitimiert, dass man sie heranziehen kann. Die Menschen müssen die internationalen Vorgaben, die ihnen die Konzerne und Ölkonzerne auferlegen sowieso schon über die gestiegenen Rohölpreise tragen. Und gestiegene Energiepreise, geringe Lohnzuwächse und geringe Pensionserhöhungen müssen schon jetzt von der Bevölkerung hingenommen werden, während die OMV von einem Rekordgewinn zum nächsten eilt. 

Aber auch Fehleinschätzungen oder mangelnder Wille, Sozialmissbrauch abzustellen, führen und führten zu weiteren Belastungen auch im Sozialversicherungsbereich. Die Wiener erwarten von Ihnen als Stadtregierung - und Sie haben die absolute Mehrheit, das kann niemand anderer machen als Sie - die Wiener erwarten von Ihnen, dass Sie nicht den gleichen Weg der Belastungen gehen. Die Wiener erwarten, dass Sie dem Druck, und auch dem internationalen Druck der Konzerne, in der Daseinsvorsorge entgegentreten und nicht in die Knie gehen und nicht bei jedem Blödsinn, der dort passiert, sofort nachgeben, wie das auch in vielen, vielen anderen Bereichen, die wir heute noch diskutieren werden, wie im Gemeindebaubereich, auch der Fall ist. 

Sie geben überall nach, Sie treten nicht auf gegen diese Fehlentwicklung. Das ist es ja, was die Menschen so ärgert. Und die Kosten für die Wiener, für die Menschen, sollen abgefangen werden. Dafür hat eine Stadtregierung da zu sein, um auch hier in ihren Bereichen tätig zu sein und endlich einmal auf den Tisch zu hauen und Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

Und genau das tun Sie nicht, ja das tun Sie nicht. Allenfalls notwendige Finanzierungsmittel aus anderen Bereichen, aus dem Bereich sinnloser Kultursubventionen, wie ich vorher schon gesagt habe, sind in die Daseinsvorsorge umzuschichten. Das wäre der richtige Weg, das wäre notwendig in dieser Stadt. Und dort finden sich ja dreistellige Millionenbeträge in Euro, deren Sinn in vielen Fällen überhaupt nicht nachvollziehbar ist und wo man selbstverständlich ansetzen kann, wo linkslinke Vereine in der Stadt, natürlich in der Kompetenz der Integrationsstadträtin, Geldmittel bekommen, wenn man Randgruppenpolitik betreibt, wo viele Millionen Euro investiert werden, aber in Wirklichkeit dann den armen Menschen in der Stadt von vorn bis hinten das Geld fehlt, weil man eben solche Maßnahmen setzt und sie dann wirklich von Monat zu Monat kämpfen müssen, dass sie über die Runden kommen. 

Und dann kommen Sie daher und negieren das, belasten gerade diese Menschen dort, wo sie sich von der Kommune, von der Stadt Wien, Stabilität und Verlässlichkeit erwarten. Die Gebietskörperschaften, die Hoheitsverwaltung, hat eigentlich die Aufgabe, zumindest in diesem Bereich, den Menschen Sicherheit und Stabilität zu geben und sie zu schützen, und dieser Ihrer Aufgabe kommen Sie nicht nach.

So wie auch beim Heizkostenzuschuss, der angemessen angehoben hätte werden müssen, damit die Menschen jetzt nicht frieren müssen, und so wie in anderen Bundesländern angemessene Heizkostenzuschüsse monatlich in der kalten Jahreszeit sicherzustellen. Das wäre angemessen und das gehört in so ein Daseinssegment und Daseinsvorsorgepaket. Und da muss man verantwortungsvoll damit umgehen und einen Ausgleich zu der Abhängigkeit einer unsicheren Rohstoff-Preis-
politik schaffen. 

Da müssen kommunale Leistungen wie Müllabfuhr, Wasser, öffentliche Verkehrsmittel und dergleichen stabil, abschätzbar und leistbar bleiben. Da kann man eben nicht in den Bereichen einfach so willkürlich vorgehen und von einer Belastungsschraube zur nächsten weiter fleißig drehen, wie das seit den letzten, ja mehr als zehn Jahren, gang und gäbe in dieser Stadt ist. 

Da passt auch die Wiener Ausgliederungspolitik hinein. Und ich habe schon gesagt, man kann über Ausgliederungen im Wirtschaftsbereich nachdenken. Dort ist es verständlich, aber es ist unverständlich, wenn man über Ausgliederungen von Leistungen letztlich in der Daseinsvorsorge ausgeht, wie Sie das machen, und das vornehmen, wo es um soziale Leistungen geht, wie beim Fonds Soziales Wien, wo Sie ausgegliedert haben, wo Sie in Wirklichkeit genau in diesem Bereich hier den Menschen in dieser Stadt eben geschadet haben, aber versucht haben, sich schön aus der Verantwortung zu stehlen. Es ist aber Ihre Verantwortung gewesen, dass in diesem Bereich eine Ausgliederung vorgenommen wurde, und die war unverantwortlich. 

Und nun beginnt auch eine künstlich vom Zaun gebrochene Diskussion über die Ausgliederung der Müllentsorgung, die Sie da offensichtlich vorhaben. 

Beim Fonds “Soziales Wien“ ist die SPÖ mit der Gründung des Fonds, des Fonds “Soziales Wien“ aus ihrer politischen Verantwortung im Sozialbereich eben ausgetreten. Und das ist eben das, wo man sagen muss, warum tragen Sie überhaupt noch den Namen sozial in Ihrem Parteinamen, wenn Sie dafür nicht bereit waren, Verantwortung zu übernehmen, sondern ausgegliedert haben, damit man auf dem Rücken der Ärmsten und Armen in dieser Stadt sozialpolitische Einsparungsmaßnahmen festmachen kann. Das ist unverantwortlich, und das werden wir Freiheitlichen aber aufzeigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Machen Sie bitte nicht den gleichen Fehler im Bereich der Grundversorgung, machen Sie nicht den gleichen Fehler im Bereich der Grundversorgung. Ich glaube, es ist wirklich an der Zeit, dass wir einen Belastungsstopp für die gesamte Legislaturperiode, gerade für den Bereich der Daseinsvorsorge, Wasser, Strom und Gas für die Wiener Haushalte heute festsetzen. Und ich denke, dass es notwendig ist, hier wirklich diese Entscheidung festzumachen und einzufordern. Wir werden deshalb heute auch einen Beschlussantrag der FPÖ-Ge-
meinderäte Heinz-Christian Strache, Rudolf Stark und Johann Herzog betreffend Gebührenstopp in Wien in dieser Legislaturperiode einbringen. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich gegen weitere Gebührenerhöhungen oder Leistungskürzungen in Wien in dieser Legislaturperiode aus. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ 

Hören Sie auf, mit immer weiteren Steuererhöhungen die Wiener Steuerzahler zu belasten. Stopfen Sie die Budgetlöcher dadurch, indem Sie endlich aufhören, un-
sinnige Ausgaben in dieser Stadt vorzunehmen. Das wäre der korrekte Weg und zeigen Sie heute, was Sie in den nächsten fünf Jahren vorhaben. 

Entweder stimmen Sie unserem Antrag zu, oder wir wissen, was wir zu erwarten haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich zu den Gebührenerhöhungen komme und zu dem Zusammenhang, in dem sie meines Erachtens zu betrachten sind, erlaube ich mir dennoch ein paar Worte zu meinem Vorredner. Als die FPÖ in die Bundesregierung kam, war er ja noch bei dieser Partei, und da war er ja relativ lang und als der Pensionsraub begonnen hat, hat einer ganz bestimmt mitgemacht: Heinz-Chris-
tian Strache. Als mit der Körperschaftssteuersenkung den großen Konzernen was gegeben wurde und den kleinen, Kleinst- und mittleren Unternehmen nichts gegeben wurde, ja, diese vergessen wurden, war einer mit dabei: Heinz-Christian Strache, (GR Heinz-Christian Strache: Ich war Landtagsabgeordneter!) und im Präsidium der FPÖ, im Präsidium einer Regierungspartei, und Sie haben dem Bundeskanzler Schüssel gehuldigt und ihn verteidigt bis zum Gehtnichtmehr. (GR Heinz-Chris-
tian Strache: Sie wissen ja, dass ich da gesessen bin!) Die Armutsverdoppelung, die wirklich ist, seit die FPÖ in der Bundesregierung ist, und wo Heinz-Christian Strache federführend dabei war, hat er verdrängt. Kollektive Amnesie in der FPÖ: Wir waren nie dabei. (GR Heinz-Christian Strache: Sie sind im falschen Film!) 
Aber vielleicht ein anderer Punkt, weil Sie von Subventionen reden. (GR Heinz-Christian Strache: Ich habe da nicht mitgestimmt!) Sie haben sich schamlos an den Subventionstöpfen der Stadt Wien bedient, wenn es da-
rum ging, Ihre eigene Zeitung zu finanzieren. Da holen Sie sich schnell ein Inserat, und da sind Ihnen die Sozialhilfeempfänger wurscht, weil denen nehmen Sie lieber das Geld weg, damit nur Sie ein Inserat in Ihren Zeitungen bekommen, und das war mehrfach in der vergangenen Periode der Fall. Also überall - und das hat sich auch gezeigt – überall, wo die FPÖ in der Regierung war, hat sie sich schamlos an allen Futtertrögen, die es gegeben hat, bedient und ein angeblich soziales Gewissen, was immer wieder vorgespielt wurde, sofort vergessen. 

Nichtsdestoweniger kommen wir jetzt zur Gebührenerhöhung, und was mich ein bisschen betrübt in der konkreten Situation - und ich werde ein paar Sachen ausführen - ist, dass sich der Herr Finanzstadtrat nicht herzustellen traut und tatsächlich sagt, es gehe sich im Sozial- und Gesundheitsbereich nicht aus und deshalb müssen wir eine Lösung finden, sondern versucht, mit einer - beim näheren Hinschauen - vollkommen falschen Begründung, eine Belastung der Wienerinnen und Wiener in der Höhe für heuer von 65 Millionen EUR und dann in Folge 75 Millionen EUR durchzuargumentieren. 

Wir wissen es, wir haben es während der Budgetdiskussion gesagt. Wir haben Ihnen gesagt, dass angesichts der Politik der Bundesregierung, die eine Verschärfung der Armut nach sich zieht und die immer höhere Kosten den Gemeinden überbürdet, es bei den Sozial- und Gesundheitsleistungen nicht machbar ist, gleichzeitig einen innerösterreichischen Stabilitätspakt einzuhalten und dennoch das Leistungsniveau zu halten. Und wir Grüne stehen dazu, dass das Leistungsniveau im Sozialbereich, im Gesundheitsbereich, im Bildungsbereich, nicht nur gehalten, sondern auch ausgebaut werden muss. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Wir stehen dazu und wir sind uns bewusst, dass es tatsächlich Geld kostet. Aber dann muss man eine ehrliche Diskussion darüber führen und kann nicht beginnen in einer Begründung - nur als ein Beispiel, ich nehme jetzt die Müllgebühren her - einerseits von einer Steigerung des Verbraucherpreisindexes zu reden, der persönlich für manche Menschen relevant ist, der allerdings in der Budgetierung von den Jahren 2002 bis 2006 und in der Gegenüberstellung, welche Einnahmen stehen welchen Ausgaben tatsächlich gegenüber, nicht relevant ist, weil da wissen wir, wie hoch die Einnahmen und wie hoch die Ausgaben sind und da brauchen wir keinen theoretischen Verbraucherpreisindex, sondern da sehen wir genau, wie hoch am Ansatz der Müllgebühren ein Einnahmenüberschuss gegenüber den Ausgaben ist. Genauso ist es vollkommen absurd, davon zu sprechen und so zu tun, als ob das ein wesentlicher Faktor der Erhöhung wäre, dass die Preise für Treibstoffe, Schmier-
mittel und Energie angestiegen sind. Und dann steht noch groß dabei, Rohöl Brent stieg um 46,81 Prozent seit Jänner 2005. Als ob das von einer maßgeblichen Relevanz dafür wäre, denn Treibstoffe, Schmiermittel, Energie machen genau 3 Prozent im gesamten Ansatz aus. 

Das heißt, selbst wenn in diesem Bereich eine noch viel deutlichere Erhöhung gewesen wäre, ist das vollkommen egal. Die Einführung eines Altlastensanierungs-
beitrages gemäß Altlastensanierungsgesetz steht drinnen. Ja, aber liebe Frau StRin Sima, nachdem es ja Ihren Bereich betrifft, das steht ja ohnedies schon im Budget drinnen, das ist ja nichts Neues, da kommt ja nichts Neues rein. Der ist erhöht worden von 2 Millio-
nen EUR auf 9 Millionen EUR im Budgetvoranschlag, wir werden sehen, wie der Rechnungsabschluss für 2005 sein wird, und wir haben die Einnahmen gegenüber ge-
stellt und dennoch zeigt der Ansatz Müll im Voranschlag einen Überschuss von 20 Millionen EUR. Im Voranschlag 2005 sogar von 29,9 Millionen EUR und im Rechnungsabschluss 2004 von 21,2 Millionen EUR im Ansatz. 

Das zeigt der Voranschlag, da müssen Sie nicht den Kopf schütteln, das steht im Budgetvoranschlag so drinnen. Jetzt kann man noch darüber diskutieren, dass nicht alles, was auf diesem Ansatz steht, tatsächlich direkt für die Müllabfuhr bestimmt ist. Das stimmt, aber nichtsdestoweniger kriegen wir das doch. Welche Bereiche sind für die Müllabfuhr und welche Bereiche sind für die sonstigen Aufwendungen im Bereich der Müllbeseitigung. 

Und da kommt man zu einem ganz eindeutigen Schluss. Man kann letztendlich fast in beliebiger Höhe die Müllabfuhrabgabe ansetzen, man merkt dann nur eine einzige andere Geschichte: An der sonstigen Müllverwertung verdient die Stadt Wien enorm. 

Und wenn, liebe Ulli Sima, in der Begründung dieses Antrages steht, die Umstellung der Altglassammlung auf ein lärmärmeres Großbehältersystem, dann muss man tatsächlich dazu sagen, an diesen Systemen der Altlastenverwertung verdient die Stadt Wien, und die Umstellung des Systems auf lärmarme zahlt die AGR. 

Also, Sie nehmen in eine Begründung Kosten hinein, die nicht einmal die Stadt Wien trägt und verschweigen gleichzeitig, dass die Stadt Wien - wenn es stimmt, was Sie sagen, dass de facto die direkte Müllabfuhr nur ungefähr kostendeckend ist - an der sonstigen Restmüllverwertung ungefähr 20 Millionen EUR im Jahr verdient. 

So ist es, und wenn man - wie bei der Müllabfuhr - argumentiert, an sich steigen die Kosten, dann würde die Stadt Wien am Rest noch viel mehr verdienen. Und deshalb ist es gerechtfertigt, den gesamten Ansatz Müll heranzuziehen und zu sagen, wenn auf diesem Ansatz 20 Millionen EUR Überschuss ausgewiesen sind, dann bitte nicht mit Steigerungen argumentieren, die in Wirklichkeit im Budgetvoranschlag schon eingepreist sind. 

Wären die nämlich nicht im Budgetvoranschlag eingepreist, dann wäre es überhaupt keine solide Budgeterstellung, dann hätten Sie als Stadträtin unseres Erachtens wirklich vollkommen versagt, wenn Sie auf die Stadt Wien zukommende Kosten, fixe Kosten, bei der Budgeterstellung für das Jahr 2006 nicht einkalkulieren können. 

Aber ich gehe davon aus, Sie haben das gemacht, mit wenigen Ausnahmen, und das gebe ich schon zu, es gibt ein paar Millionen, die nicht vorhergesehen waren und die jetzt kommen, aber überhaupt nicht in diesem Ausmaß. 

Ähnlich verhält es sich beim Abwasser. Und wie gesagt, das ist das Bedauerliche. Warum reden wir nicht darüber, dass der Stadt Wien tatsächlich im sozialen Bereich und im Gesundheitsbereich, wie es Finanzstadtrat Rieder im Finanzausschuss auch gesagt hat, Mittel fehlen. Ich erzähle eine kurze Episode aus dem Finanzausschuss: Im Finanzausschuss wurden meinerseits die Fragen gestellt, ob nicht die verschiedensten Punkte im Budgetvoranschlag tatsächlich eingepreist sind. 

Es kam keine Antwort bei der Frage des Abwassers, es kam auch keine Antwort bei der Frage des Mülls. Und jeder, der in den Ausschüssen sitzt, weiß, dass man dann Recht hat, wenn keine Antwort kommt, weil es ein-
fach unangenehm ist zu antworten. Und dann kam doch die Antwort des Herrn Finanzstadtrates, beginnend mit: „Sie wissen ja, die Sozial- und Gesundheitsausgaben steigen in Wien.“ 

Ja, das stimmt, Herr StR Rieder, und warum führen wir nicht eine Diskussion darüber, wie es einer Stadt sozial und gerecht ermöglicht wird, diese Sozialleistungen, diese Bildungsausgaben, diese Gesundheitsausgaben, zur Verfügung zu stellen, sondern warum vertuschen Sie das hinter einer Müllgebührenerhöhung, hinter einer Abwassergebührenerhöhung und versuchen, die Farce, Wien wäre so super verwaltet, so super gestaltet, länger aufrechtzuerhalten. 

Der innerösterreichische Stabilitätspakt zwingt Sie de facto jährlich zu einem Überschuss von rund 300 Millio-
nen EUR. Die Müllgebührenerhöhung jetzt macht einen Bruchteil davon aus. Alleine das zeigt, dass ohne diesen Stabilitätspakt die Finanzierung der Sozialleistungen und der Gesundheitsdienstleistung und der Bildungsdienstleistung, der Müllentsorgung, der Abwasserentsorgung, der Wasserversorgung, problemlos zu gewährleisten und sicherzustellen wäre. Wien hat kein Geldproblem, Wien hat ein politisches Problem. Ein politisches Problem, dass Sie, obwohl auch von Ihnen als Sozialdemokratie an der Bundesregierung und an der Politik der Bundesregierung regelmäßig Kritik geübt wird, gerne Grassers Musterschüler in der Budgetgestaltung sein wollen. 

Und das ist das zentrale Problem Wiens. Anstatt offensiv ein Gegenmodell zu forcieren und davon auszugehen - was ich auch tue - dass der blau-schwarze Spuk nach fünf Jahren tatsächlich ein Ende hat und eine Bundesregierung ans Ruder kommt, deren Ziel es nicht ist, Sozialleistungen für die Menschen weiter einzuschränken, die Arbeitslosenversicherung für die Menschen zu erschweren, Bildung zu reduzieren, Gesundheitsleistungen zu reduzieren und den Menschen die Pensionen zu rauben, anstatt da mit uns dagegen zu arbeiten, dass diese Regierung eine Fortsetzung findet, machen Sie budgetär genau dasselbe. Und das ist das, was ich Ihnen hier bei der Gebührenerhöhung vorwerfe, weil die Gebührenerhöhung keinen sachlich zu rechtfertigenden Grund hat, schon gar nicht in dieser Größenordnung - ja, Frau StRin Sima, Sie werden uns das alles erklären - keinen, so sage ich, rechtfertigenden Grund hat in dieser Höhe, während es offensichtlich ist, dass für den Bildungsbereich, für den Gesundheitsbereich, für den Sozialbereich, für den Integrationsbereich, ganz viele Mittel fehlen. Und führen wir eine ehrliche Diskussion darüber und führen Sie bitte keine Scheindiskussionen. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke! Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf, bitte! 

Ist er nicht da? Ja, wenn er nicht da ist, nehme ich den nächsten Redner. Der nächste Redner am Wort ist Herr GR Oxonitsch. (GR Heinz-Christian Strache: So schnell kann es gehen! – GR Christian Oxonitsch geht zum Rednerpult. – Rufe aus der ÖVP-Fraktion: Dr Tschirf, Dr Tschirf!) Herr Dr Tschirf ist nicht da, tut mir Leid! (GR Dr Matthias Tschirf kommt. – GR Christian Oxonitsch: Bitte sehr! - Er geht zu seinem Sitzplatz zurück, GR Dr Matthias Tschirf stellt neben dem Rednerpult ein Plakat mit folgendem Text auf: “SPÖ - Gebührenlawine Strom + 5 %, GIS Wien + 6 %, Gas + 17 %, Abwasser +28 % = 300 Euro mehr/Jahr“) Jetzt ist er da. Nun, dann kommen Sie. (GR Dr Matthias Tschirf zur Vorsitzenden: Entschuldigen Sie bitte die Absenz!) Wir warten ja gerne, nicht wahr, wir warten ja auf das, was da kommt. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Gebührenlawine, mit der wir es zu tun haben, ist eine, die wir heute erleben. Diese Gebührenlawine findet heute eine Fortsetzung. Heute wird die Anhebung der Gebühren von Müll um 20 Prozent und von Abwasser um 28 Prozent beschlossen. Diese Vorgangsweise ist unsozial und wird von der Österreichischen Volkspartei in dieser Stadt abgelehnt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben schon heute am Morgen mit dem Herrn Bürgermeister die Diskussion über die Notwendigkeit ge-
habt, und er hat außer schöne Worte nicht erklären können, warum eine Gebühr, die keine andere Aufgabe hat, als den Verwaltungsaufwand abzudecken, notwendig ist, warum diese Gebühr in diesem Ausmaß angehoben wird. 

Die Wahrheit ist eine andere. Die Wahrheit ist, dass hier ein Budgetloch besteht und dass dieses Budgetloch gestopft werden soll. Dafür wird eine Steuer eingehoben und wir sehen nicht ein, dass dies auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener erfolgt und daher lehnen wir das ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist aber nicht die erste Gebühr und die erste Steuer, die von der SPÖ-Alleinregierung einfach unnotwendigerweise angehoben wird, wenn wir die Situation seit 2001 hernehmen. 

Und es ist ja interessant, wie das vorher ausgesehen hat. In der Zeit, in der die Österreichische Volkspartei in dieser Stadt mitregiert hat, hat es einen Gebührenstopp gegeben. Da war es möglich, dass offensichtlich auch etliches effizienter erfolgt. Aber das hat eben die Handschrift der Österreichischen Volkspartei gehabt und nicht jene der SPÖ, die man überschreiben könnte in den letzten Wochen und Monaten als Pleiten, Pech und Pannen, denn das, was wir hier erlebt haben in der Situation um die Tempo 50-Beschränkung, wo einfach 500 000 EUR für nichts und wieder nichts ausgegeben wurden, nur weil Tafeln auf- und abmontiert worden sind, das ist die Realität, mit der wir es hier zu tun haben.

Und seit 2001 stellen wir fest, dass zunächst einmal der so genannte Kraft-Wärme-Kopplungszuschlag im Ausmaß von 31 EUR eingehoben wurde, weit höher als in allen anderen österreichischen Städten und Ländern, weit höher als in deutschen Städten. Hier hat sich die Stadt Wien ein entsprechendes Körberlgeld gemacht. 

Das geht weiter. 2002, 2003, da sind einmal die Fahrscheintariferhöhungen der Wiener Linien. Die Jahreskarte um plus 8,2 Prozent, der Einzelfahrschein um plus 25 Prozent, bedeutet 31 EUR jährliche Mehrkosten pro Kunden.

Weiter: Müllabfuhr-Tariferhöhung, auch 2003, 26 Pro-
zent auf einen Schlag erhöht.

2004, Gaspreiserhöhung: Wien Energie Gasnetz plus 1,5 Prozent. Strompreiserhöhung, WienStrom plus 8 Prozent.

Dann: Kindergartenbeitragserhöhung - immerhin haben wir in Wien die mit Abstand höchsten Kindergartenbeiträge – 130 EUR Mehrkosten pro Kind und Jahr. 

Und nunmehr 2006 die Anhebung der Rundfunkgebühr Wiener Landesabgabe, Abwassergebührenerhöhung, Müllabfuhrabgabe-Tariferhöhung. 

Die Realität ist, dass diese Wiener Stadtregierung, diese Wiener SPÖ‑Stadtregierung, in ihrem Verhalten in erster Linie das ist, was sie anderen vorwirft, aber zu Unrecht, beispielsweise der Bundesregierung, sie sei nämlich unsozial und sie greife nur den Bürgerinnen und Bürgern in die Tasche. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr Bürgermeister hat heute am Morgen zwar abgelenkt und gesagt, dass er nie etwas anderes hier gesagt habe, aber wenn man so nachliest und sich etwa anschaut, was der Herr Bürgermeister in der Wiener Zeitung am 30.9.2005 gesagt hat auf die Frage, wann kommt die nächste Gebührenerhöhung in Wien, dann liest man als Antwort: „Ehrlich gesagt, weiß ich das nicht einmal, keine Ahnung.“ Und heute tut er so, als ob das das Normalste, Verständlichste wäre, nur wenige Monate danach.

Wenn man sich aber den Ablauf, den parlamentarischen Ablauf hernimmt, ist es schon interessant, wie rasch oft hier gehandelt werden kann auch von Seiten der SPÖ-Alleinregierung. Da wird bewusst der Sitzungskalender so eingerichtet, dass am 28. Februar - es passt irgendwo zum Faschingsdienstag –, an diesem 28. Fe-
bruar eine Gebühr noch schnell beschlossen wird, damit sie am nächsten Tag wirksam wird und damit den Wienerinnen und Wienern ab dem nächsten Tag das Geld aus der Tasche gezogen wird. So stellen wir uns nicht Verwaltungsreform vor. (Beifall bei der ÖVP.)
Und wie weit die Verunsicherung geht, sieht man - und ich würde da auch meinem Kollegen Klubobmann Oxonitsch empfehlen, sich etwa anzuschauen, was der Wiener Kleingartenverein Waidäcker in Ottakring sagt, da ist immerhin ein ehemaliger SPÖ-Bezirksrat Obmann, der Herr Ferry Kovarik und der sagt das, was auch richtig ist: Er beklagt, dass es hier eine Teuerungslawine gibt. Ich kann daher nur den SPÖ-Stadträten empfehlen, re-
den Sie mit Ihren eigenen Funktionären, reden Sie mit Ihren Leuten, dann werden Sie erkennen, dass Sie hier einfach falsche Politik machen und ändern Sie diese. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Beispiele aus den letzten Monaten, wie etwa die Erhöhung der Jahreskarte bei den Wiener Linien oder die Strom- und Gaspreiserhöhungen, das ist das, was offensichtlich heute vom Sozialen Wien übrig geblieben ist.

Eine Partei, die vor Jahrzehnten mit dem Anspruch angetreten ist, eine Stadt sozialer zu machen, ist heute eine, die bei den Kleinverdienern, beim Mittelstand, abkassiert. Das ist die Realität und die Beschlüsse, die heute gefasst werden, sind Teil dieser Politik der Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie sollten einen anderen Weg gehen. Schauen Sie sich die Situation etwa im Bereich der Kindergartenbeiträge an. Die sind weitaus höher als in anderen Städten und anderen Ländern in Österreich. Da sollte nicht immer darüber nachgedacht werden, wie man die weiter erhöht, das Gegenteil sollte erfolgen, man sollte hier Anstrengungen unternehmen, dass man diese Beiträge reduziert, denn wenn man sich vorstellt, dass über 260 EUR im Monat für einen Ganztagesplatz ausgegeben werden, dann wundert mich, wie auf der anderen Seite Krokodilstränen von Seiten der SPÖ wegen Tarifen im Bereich von Studien-, von Hochschulstudien vergossen werden, obwohl die Relation eine völlig andere ist. Wir sehen, dass die Stadt Wien dort, wo sie das Sagen hat, einfach abkassiert und nur auf die anderen hinbeißt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die SPÖ-Wien ist weder ein Freund der sozial Schwachen noch des Mittelstands. Das ist die Aussage, die zu treffen ist, wenn wir uns die heutigen Erhöhungen ansehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt für diese Gebührenerhöhungen keinen Grund. Das haben wir im Finanzausschuss gesehen, weil Herr StR Rieder hat diese eigentlich nicht erklären können. Wir haben erwartet, dass bevor diese Diskussion hier losgeht, wir entsprechende Unterlagen haben. Die haben wir nicht bekommen, und ob wir heute noch was hören, darauf werden wir warten. Der Herr Bürgermeister hat auf meine Anfrage ja auch nicht erklären können, warum eigentlich diese Erhöhung notwendig ist, aber sie hätten genug Möglichkeiten, einzusparen. 

Etwa bei den fast 500 000 EUR, die das SPÖ-Aben-
teuer der Tempo 50-Regulierung gekostet hat. Oder, 190 Millionen EUR jährlich könnten sinnvoller Weise im Spitalsbereich eingesetzt werden, das beweist etwa eine IRS-Studie. Oder 14 Millionen EUR Schaden für den Wiener Steuerzahler durch Fehlplanungen beim Geriatriezentrum des SMZ-Süd. (GR Rudolf Hundstorfer: Ja, ja!) Gerade Sie, Herr Vorsitzender, wissen das besser, da könnte man einiges tun und das wäre gerade für die Ärmsten in dieser Stadt wichtig. Und wenn man sich das weiter anschaut: Der Ronacher-Umbau. Da werden 47 Millionen EUR für ein Denkmal für den Kulturstadtrat ausgegeben, völlig unsinnig. Oder das Wiener Bäderdefizit. Seit Jahren wird hier versprochen, dass es ein Konzept geben soll, dass hier das jährliche Defizit von 40 Millionen EUR, das naturbedingt ist, wo die Reformen fehlen, reduziert wird. Nichts ist geschehen. Oder der Waagner-Biro-Grundstücksdeal: 38 Millionen EUR sinnlos aus dem Fenster hinaus geworfen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Gebührenerhöhung, die wir heute hier erleben werden, die von der SPÖ gegen die Vorstellungen ihrer eigenen Leu-
te - Herr Klubobmann Oxonitsch, fragen Sie Ihre Leute in Ottakring - hier durchgezogen wird, diese Gebührenerhöhung, die unsozial ist, die kann unsere Zustimmung nicht finden, meine sehr geehrten Damen und Herren, und wir appellieren an Sie, darüber noch einmal nachzudenken. Ziehen Sie diesen Antrag jetzt zurück und vor allem, unterstützen Sie den Antrag, den mein Kollege Stiftner dann einbringen wird betreffend einen dreijährigen Gebührenstopp. Das wäre für die Wienerinnen und Wiener die richtige Antwort, das wäre vor allem sozial, das wäre sowohl für die Haushalte, für die Wirtschaft, für die kleinen Einkommensbezieher, für den Mittelstand, der richtige Weg für diese Stadt, den sollten Sie gehen und nicht das, was Sie offensichtlich für heute vorhaben als Anschlag auf die Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Allem Anschein nach dürfte das Wort Krokodilstränen heute zum Modewort der Gemeinderatsdebatte werden. Kollege Wolf hat es heute schon gebraucht und Kollege Tschirf jetzt ebenfalls und ich kann eigentlich auch nur den Begriff Krokodilstränen verwenden, man könnte vielleicht auch ein bisschen “scheinheilige Debatte“ sagen, aber ich will es bewusst nicht tun, ich will einfach nur feststellen: Es ist schon bewundernswert, eben welche, um bei Ihrer Begrifflichkeit zu bleiben, Krokodilstränen hier vergossen werden und nicht nur seitens der ÖVP, sondern ganz besonders natürlich auch seitens der FPÖ. Da ist ja durchaus bekannt und bewusst, dass man manchmal ein bisschen ein Problem mit der Vergangenheit hat. Dass das Problem mit der Vergangenheit beim Kollegen Strache auch mit seiner eigenen Vergangenheit so zusammenhängt und gerade mit der Vergangenheit zusammenhängt, mit der er als verantwortlicher FPÖ-Funktionär eigentlich zu tun hat, nämlich einer Belastungswelle, die die Österreicherinnen und Österreicher in seiner Tätigkeit eigentlich erleiden mussten, mit dem Höhepunkt der höchsten Abgaben- und Steuerquote der zweiten Republik im Jahr 2001, ist aber überraschend. (GR Heinz-Christian Strache: Ich bin dagegen gewesen!) Da waren Sie mittendrin, da hat man Sie nicht schreien gehört, damals hätte Sie schreien können, nicht jetzt im Gemeinderat. Hätten Sie damals geschrien, hätten Sie den Österreichern viel erspart, Kollege Strache. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Ich habe immer dagegen gestimmt, Sie stimmen da immer zu!) Ich habe immer dagegen gestimmt, das ist ein nettes Wort. (GR Heinz-Christian Strache: Während Sie zustimmen!) Tatsache ist, Sie und Ihre Kollegen - und Sie waren damals stellvertretender Bundesparteivorsitzender – ha-
ben eine Belastungswelle über die Österreicherinnen und Österreicher hereinbrechen lassen, die ungewohnte Ausmaße gebracht hat. Noch einmal: Es war die höchste Abgaben- und Steuerquote mit 44,8 Prozent, die unter Ihrer Verantwortung zustande gekommen ist, und sich hier jetzt herzustellen, weil zwei Gebühren in Wien erhöht werden, die eine nach elf Jahren, die andere nach vier Jahren - man kann nur Krokodilstränen dazu sagen oder scheinheilige Debatte, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Ich glaube, man muss sich einfach vor Augen führen, was hier tatsächlich auch seit 2001 passiert ist, was hier tatsächlich auf der Bundesebene vonstatten gegangen ist. Und wenn wir uns nur überlegen, welch Vielzahl von Gebühren seit dem Jahr 2000 erhöht wurde – 58 Belas-
tungen sind einfach die nackte Zahl, dahinter versteckt sich eine Vielzahl von Belastungen - dann ist einfach evident, wo tatsächlich Verantwortung in den letzten Jahren dazu geführt hat, dass wir in Wien zum Beispiel mit einem massiven Anstieg der Sozialhilfeempfänger zu kämpfen haben: Weil einfach zu wenig investiert wurde, (GR Heinz-Christian Strache: Warum?) weil hier die Armutsgefährdung für die Österreicherinnen und Österreicher massiv gestiegen ist. Auch dafür, Kollege Strache und Kollege Tschirf, sind Sie und Ihre Handlanger in der Bundesregierung verantwortlich, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und es sind alle diese Maßnahmen, die auf der Bundesebene in den letzten Jahren gemacht worden sind, bezeichnenderweise fast immer und fast ausnahmslos weit über der Inflationsrate vonstatten gegangen. Da haben Sie keine Rücksicht genommen, welche Preissteigerungen tatsächlich gewesen sind, ganz im Gegensatz zu dem, was wir versuchen, in Wien zu tun. 

Wir brauchen uns nur vor Augen führen: Es sind die Wohn- und Betriebskosten, die zum Beispiel durch eine Erhöhung der Energieabgabe um 100 Prozent genau beim Strom, oder um 151 Prozent beim Gas massiv verteuert wurden. Da jetzt eine Erhöhung, die nach elf Jahren in dieser Stadt einmal durchgeführt wird, zu kritisieren, noch einmal: Ich kann nur scheinheilig dazu sagen. 

Oder die Erhöhung der Versicherungssteuer 51 Pro-
zent, der Autobahnvignetten 82 Prozent. Alles Maßnahmen, die ganz bewusst auch dort angesetzt sind, wo sie noch dabei sind. Damit können Sie sich von dieser Vergangenheit einfach nicht verabschieden. Die Rezeptgebühr um 44 Prozent erhöht, und wir sind hier nur beim Jahr 2000. Seit dem Jahr 2000 nur ein paar dieser 58 Belastungen und den Prozentsätzen dazu. 

Noch einmal, beim Abwasser reden wir ja heute über eine Erhöhung, die vor elf Jahren das letzte Mal stattgefunden hat. Ich glaube, diese Zahl alleine sagt schon sehr viel. Und weil Kollege Strache auch wieder einmal den Energiepreissektor angesprochen hat: Ich meine, da muss man sich schon vor Augen führen, was gerade die vielen Tipps, die Kollege Schock hier immer wieder den Wiener Konsumentinnen und Konsumenten gegeben hat, gebracht haben. Tatsache ist, bei uns rennen jetzt die Telefone heiß, weil die Leute jetzt draufkommen, was Ihre Empfehlungen gebracht haben. Wo die Leute zur Kelag gegangen sind, weil sie angeblich auf Ihrer Hotline hier die Empfehlungen ausgesprochen haben. Dahinter steckt nicht zuletzt, dass man nach einem Jahr dann einen ganz einen anderen Tarif hat. 

Da kommen die Leute jetzt drauf, von den 100 EUR, die Sie versprochen haben, bleibt nichts, merken die Menschen, sie sind schlecht gefahren. Schauen Sie sich die Homepage der E-Control an: Die Leute zahlen jetzt drauf, weil sie Ihren Tipps gefolgt sind. Also soviel zum Wirtschaftsverständnis der FPÖ, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es stimmt, wir bekennen uns zu dieser notwendigen Tariferhöhung, die wir heute beschließen wollen. Wir werden diesen Akt selbstverständlich nicht zurückziehen, weil wir der Überzeugung sind, dass es im Interesse und zur Sicherung und zum Ausbau der hervorragenden Ver- und Entsorgung in dieser Stadt einfach auch notwendig ist, entsprechende Anpassungen vorzunehmen. 

Noch einmal: In einem Bereich vor elf Jahren das letzte Mal, in einem anderen Bereich vor vier Jahren. Sie erfolgen nicht aus einer Laune heraus, sondern durchaus auf Grund wirtschaftlicher und finanzieller Bedingungen und auch Rahmenbedingungen und daraus resultierenden Notwendigkeiten. Einige dieser Bedingungen sind selbstverständlich die sinkenden Ertragsanteile seitens des Bundes. Und soviel auch zum Kollegen Margulies: Da gibt es einfach tatsächlich neue Rahmenbedingungen, wenn man sich ansieht, wie viel zum Beispiel weniger auf Grund von anderen Steuern hereinkommt. Die Tabaksteuer ist massiv eingebrochen in diesem Bereich, wo Wien einfach profitiert hat. Weniger Ertragsanteile heißt natürlich im Endeffekt auch weniger Geld, das man zur Verfügung hat. Das sind Rahmenbedingungen, auf die man Rücksicht nehmen muss. Und eine dieser Notwendigkeiten und unser Ziel im Endeffekt damit heißt: Sicherung der Ver- und Entsorgungsleistungen der Stadt auf einem besonders hohen Niveau und auf der anderen Seite aber auch, die notwendigen finanziellen Spielräume in dieser Stadt auch für die Zukunft sicherzustellen, damit wir unseren sozialpolitischen Verantwortungen auch nachkommen können. Insbesondere gerade auch in jenen Bereichen, wo wir auf Grund der verfehlten Wirtschaftspolitik, auf Grund der verfehlten Arbeitsmarktpolitik, auf Grund der verfehlten Finanzpolitik dieser Bundesregierung in den letzten Jahren einspringen mussten und hier natürlich auch im Bereich der Sozialhilfe und im Sozialbereich. 

Tatsache ist, massiver Anstieg in diesem Bereich wurde durch Ihre verfehlte Politik auf der Bundesebene verursacht. Die Zeche haben in diesem Bereich die Wienerinnen und Wiener, letztendlich auch das Wiener Budget zu tragen. Wenn wir uns entschließen, die Sozialhilfe massiv zu erhöhen, zeigt das, wie ich meine, sehr deutlich auch unsere sozialpolitische Verantwortung, die wir in dieser Stadt als Sozialdemokratie sehr ernst nehmen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, es lässt sich auch belegen, dass wir diese Erhöhungen im Bereich der Abwassergebühr und der Müllgebühr durchaus mit Augenmaß vornehmen. Die für die Unternehmungen der Stadt beziehungsweise die Ab-
teilungen des Magistrats entstandenen Kostensteigerungen werden eben nicht zur Gänze weitergegeben, weil es geht selbstverständlich nicht nur um den Benzinpreis. Natürlich muss man sich vor Augen führen, dass gerade im Bereich der Energie durch künstliche Maßnahmen der Bundesregierung, aber auch durch das Nichthandeln des Herrn Wirtschaftsministers in diesem Bereich, massive Mehrsteigerungen auf die Stadt hereinprasseln. Aber wir haben natürlich in den vergangenen Jahren, sonst hätten wir es ja nicht zusammengebracht, elf Jahre keine Erhöhungen in diesem Bereich vorzunehmen, immer auch sinnvolle Spar- und Rationalisierungsmaßnahmen vorgenommen. 

Da stehen wir als Sozialdemokratie einfach in einem ganz klaren Gegensatz zum Selbstverständnis der neoliberal agierenden Bundesregierung und auch der Parteien und Exponenten von FPÖ, ÖVP und BZÖ. Dort bedeutet Sparen einfach immer wieder personellen Kahlschlag auf Kosten der ArbeitnehmerInnen und bedeutet letztendlich auch immer wieder Sparen zu Lasten der KonsumentInnen, Sparen zu Lasten der Bediensteten und Beschäftigen. Ich erwähne die Post, ich erwähne die Bahn, ich erwähne die Polizei. In all diesen Bereichen konnten wir das in der letzten Zeit immer wieder zur Kenntnis nehmen. Wir Wiener Sozialdemokraten vertreten hier im Gegensatz dazu eine sozial und auch ökologisch verantwortungsvolle Politik. Wir nehmen die Verantwortung gegenüber der Umwelt wahr. Die massiven Investitionen, die wir hier vorgenommen haben, sprechen ein ganz deutliches und klares Bild. (GR Dr Matthias Tschirf hält die Tafel mit der Überschrift "SPÖ-Gebührenlawine" in die Höhe.) Da können Sie Taferln in die Höhe halten, das ist ganz lustig, vielleicht sieht man Sie dann nicht. Ist vielleicht ohnedies ganz nett. Halten Sie es noch einmal in die Höhe, dann erspart man sich vielleicht den einen oder anderen Blick. Aber es ist nicht wegzudiskutieren, Wien hat auch eine ökologische Verantwortung in dieser Stadt und die nehmen wir wahr, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist schon ganz interessant, dass es immer gerade FPÖ und ÖVP sind, die durchaus in anderen Bereichen, wo es darum geht, Gewinnmaximierung zu machen, oder auch, wo es nur darum geht, Kostensteigerungen an Konsumenten weiterzugeben, die das immer wieder widerspruchslos zur Kenntnis nehmen. Nur dann, wenn es darum geht, dass das Unternehmen der Stadt sein sollen, die natürlich mit zusätzlichen Ausgaben konfrontiert sind, dann soll das verboten sein. Was wirtschaftlich dahinter steckt, da kann sich jeder selbst ein Bild machen.

Es ist keine ernsthafte Debatte. Es ist halt eine Debatte, wie sie eine Opposition zu führen hat. Der Herr Bürgermeister hat heute auch schon gesagt, da kann man durchaus ein gewisses Selbstverständnis haben. Natürlich freuen niemanden Gebührenerhöhungen, aber ich glaube, dass die Gebührenerhöhungen, die wir hier vorgenommen haben, tatsächlich mit dem erforderlichen Augenmaß vorgenommen wurden.

Wir haben uns auch vor der Wahl - das gilt für uns, hat für uns vor der Wahl und gerade im Wahlkampf gegolten - nie auf dieses populistische Spiel eingelassen. Wir werden uns auch heute, ich sage es ausdrücklich noch einmal, obwohl es unser Bürgermeister heute auch schon erwähnt hat, nicht darauf einlassen, einen Gebührenstopp in irgendeiner Form zu versprechen, denn das ist etwas, was niemand halten kann. Sie haben es nicht halten können, weil es natürlich Gott sei Dank auch steigenden Wohlstand und damit auch steigende Gehälter gibt, aber auch durchaus durch Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Bundesregierung verursachte Mehrausgaben oder Mindereinnahmen für die Stadt, die man nicht immer vorhersehen kann. Daher ist es reiner Populismus, wenn man das verspricht. 

Sie selbst sind die besten Garanten und Zeugen dafür, dass man das nicht halten kann. Denn was haben Sie alles den Wählerinnen und Wählern versprochen, vom Nulldefizit angefangen. Wir haben heute die höchste Staatsverschuldung, die wir je hatten. Sie haben einen ausgeglichenen Haushalt angekündigt. Es hat noch nie einen Finanzminister gegeben, der so sehr danebengehaut hat bei der Budgetgestaltung. Also sollten Sie sich hier nicht aufspielen, zu wissen, wie man Budgetgestaltung macht. Schauen Sie sich das Wiener Budget an, das hält! Schauen Sie sich die Bundesbudgets an, die haben noch nie gehalten, auch ein Zeugnis für Ihre finanzpolitische Kompetenz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber vielleicht konkret nur noch ein paar Worte zu diesen beiden Gebührenanpassungen: Natürlich sind die Gründe für die Tarifanhebungen für den Bereich der Müllentsorgung tatsächlich vielfältig. Es sind einige heute auch schon in der Fragestunde genannt worden, aber auch durchaus von meinen Vorrednern, zum Beispiel der Altlastensanierungsbeitrag, dass es hier eine entsprechende Abgabe gibt. Es stimmt schon, dass sich die im Budget findet. Der springende Punkt ist trotz alledem: Soll man für diese Mehrausgaben und kann man für diese Mehrausgaben das über das Zentralbudget mitfinanzieren? Oder geht es auf Grund veränderter einnahmenseitiger Maßnahmen, die nicht in unseren Handlungsspielräumen liegen, nicht? Dann kann man das nicht. Daher ist es natürlich ein Beleg dafür, wir budgetieren seriös. Aber wenn massive Einnahmenausfälle stattfinden, und die sind vorhanden und lassen sich auch belegen, dann muss man sich überlegen: Nehme ich lieber Gebührenerhöhungen oder finanziere ich das über das Zentralbudget? Und da schauen Sie sich noch einmal das Budget genau an: Einnahmen aus den Gebühren für die Müllentsorgung 175 Millionen EUR, Ausgaben 192 Millionen EUR. Es zeigt sich schon allein aus dieser Position heraus, es sind die Gebühreneinnahmen nicht deckend in diesem Bereich und zusätzliche Abgaben verursachen zusätzliche Kosten und Mindereinnahmen verursachen weniger Handlungsspielraum in anderen Bereichen. Daher haben wir uns zuletzt für diesen Weg der Gebührenerhöhung entschlossen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wo sind die Mindereinnahmen?)
Tatsache ist letztendlich auch, dass Wien natürlich massiv und große Summen immer wieder in die Abfallwirtschaft investiert. Damit verbunden sind auch höchste Umweltstandards, was gerade von dir und von deinen Kolleginnen und Kollegen immer wieder eingefordert wird. Die dritte MVA ist natürlich eine große Investitionssumme, 220 Millionen EUR, die hier zum Tragen kommt. Das ist nicht nur ein Beitrag für die Entsorgung des Mülls, der in der Stadt anfällt, sondern natürlich sind die-
se Investitionen auch ein Beitrag für eine ökologisch ver-
trägliche Entsorgung. Gerade hier legen wir in Wien, wie schon in der Vergangenheit, höchste ökologische Standards an. Wenn wir hier Grenzwerte um mehr als 95 Pro-
zent unterschreiten, dann zeigt das, dass wir in dieser Stadt auch ökologisch tatsächlich immer verantwortungs-
voll handeln, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben daneben nicht zuletzt als ein gemeinsames wichtiges Projekt die Biogasanlage, Errichtungskosten 13 Millionen EUR. Das größte Biomassekraftwerk Österreichs, das wir mit einem Investitionsvolumen von 55 Millionen EUR errichten werden, wird demnächst in Betrieb gehen. Das sind, wie ich meine, Investitionen, die gut angelegt sind. Dafür haben die Wienerinnen und Wiener durchaus auch Verständnis, weil ihnen im Gegensatz zur Opposition durchaus klar ist, dass umweltverträgliche Maßnahmen und Umweltschutz auch etwas kosten und zusätzliche Ausgaben möglich machen. Da-
her zieht auch Ihr Spiel, egal, wie viele Inserate Sie schalten, bei den Wienerinnen und Wienern nicht. Sie wissen, wir gehen verantwortungsvoll mit dem Geld um und wir geben das Geld vor allem auch für ökologisch sinnvolle Maßnahmen aus, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte auch noch daran erinnern, was es da, und wir haben heute schon wieder einen Antrag, permanent an Wünschen gibt, die formuliert werden. Die ÖVP hat vor kurzem im Gemeinderat einen Antrag für den Bereich der MA 48 gehabt, wir sollen alle Straßenmistkübel austauschen. Der Kollege Stiftner hat den Antrag gestellt, 120 Solekehrmaschinen sollen wir anschaffen, locker vom Hocker. Heute kommt ein Antrag, wir sollen die kostenlose Entfernung von Schmierereien auf Privathäusern, abseits der rechtlichen Dimension, veranlassen. Ja, man kann über vieles diskutieren, nur man muss sich auch den Kopf darüber zerbrechen, wie das hereinkommt. Sich dann hier hinzustellen, ohne sich darüber den Kopf zu zerbrechen - ich weiß schon, das ist nicht Aufgabe der Opposition -, wie das Geld für die großen Wünsche, die man hier immer wieder formuliert, hereinkommt, ist ein bisschen verständlich, aber noch einmal, ich kann nur sagen, es ist auch scheinheilig.

Schauen wir uns an, wie tatsächlich die Entsorgungsleistung in Wien und die damit verbundenen Kosten aussehen, auch nach der Erhöhung. Wir halten gerade im Bereich der Müllentsorgung, aber auch im Bereich 
der Abwassergebühr mit jedem Vergleich in Österreich stand. Mit jedem! Sowohl mit den Umweltgemeinden als auch mit den Landeshauptstädten! Überall ist Wien tatsächlich der günstigste Entsorger mit dem größten Leistungsangebot. Dafür an dieser Stelle den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowohl der MA 48 als auch der MA 30 ein ganz herzliches Dankeschön, weil mit viel Arbeit und mit viel Einsatz machen sie es möglich, dass in Wien diese Leistung so günstig erbracht werden kann! Lassen Sie daher die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 48 in Ruhe! Die leisten gute Arbeit. An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön dafür! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nur die Vergleichszahlen: Restmüllbehälter in Wien - Sie kennen sie ja - 3,78 EUR. In Linz kostet dieselbe Dienstleistung 4,63 EUR, in Graz 6,54 EUR. Dort sind durchaus auch Kollegen von Ihnen am Werk. In anderen Landeshauptstädten bewegen sie sich um 7 EUR. In Wien zahlt man für die Entleerung eines Restmüllbehälters im Jahr 196 EUR, in Klagenfurt 221 EUR, in Mödling, um auch eine Umlandgemeinde zu erwähnen, 246 EUR, in Korneuburg 282 EUR, in Graz sogar - noch einmal Grüße an Ihren Herrn Bürgermeister - 339 EUR. All diese Städte haben, muss man auch dazusagen, in den letzten Jahren die Gebühren erhöht, fast ausschließlich, mit Ausnahme von Eisenstadt, mit dem 1.1.2006, weil auch sie natürlich mit dieser zusätzlichen Abgabe konfrontiert sind. 

Noch einmal, die ist nicht hier beschlossen worden, die haben Ihre Kolleginnen und Kollegen beschlossen. Über die Sinnhaftigkeit möchte ich gar nicht diskutieren. Da kann man schon auch aus ökologischen Gründen darüber diskutieren, nur in Wien profitieren wir halt davon wenig. Das ist heute schon erwähnt worden. Aber es ist eine Abgabe, die natürlich alle trifft und auch alle zum Handeln verurteilt. 

Wir haben eine gute öffentliche Müllversorgung. Wir stehen auch zu dieser öffentlichen Müllentsorgung. An einer Privatisierung haben wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten kein Interesse und haben vor al-
lem auch die Wienerinnen und Wiener überhaupt kein Interesse, weil es ist einfach nachweisbar, gerade durch die Leistungen der MA 48, dass Private diese Leistungen tatsächlich nicht besser und auch nicht günstiger anbieten können, sonst wäre es nicht möglich, dass wir österreichweit den besten Preis im Bereich der Müllentsorgung anbieten können. Ich sage daher noch einmal: Lassen wir die MA 48 in Ruhe! Hören Sie auch auf mit der Mär von der Privatisierung! Mit uns wird es diese in diesem Bereich nicht spielen. Sie haben hervorragende Arbeit geleistet und sie werden das auch in Zukunft als öffentlicher Dienstleister in dieser Stadt tun, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Aber vielleicht wollen Sie als ÖVP und SPÖ durchaus eine Entwicklung wie im schon zitierten Mödling. Dort ist ein Privater an Bord. Das ist einmal als tolles Beispiel erwähnt worden, dass man dort seit 2003, glaube ich, die Müllgebühr nicht erhöht hat. Ja, das mag schon sein, damals hat man es um weit über 30 Prozent erhöht. Wenn wir das 2003 gemacht hätten, würde man heute wahrscheinlich auch nicht darüber diskutieren müssen. Nur schauen wir uns auch die tatsächlichen Kosten an: Öffentliche Müllentsorgung in Wien für den 120 l-Rest-
müllbehälter 196 EUR, in Mödling 504,90 EUR. Soviel zum Thema, wenn Private an Bord sind, wird es billiger. Fast die dreifache Summe, zweieinhalb Mal soviel als für die gleiche Leistung in Wien. Ich glaube, das spricht Bände und das spricht noch einmal für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der MA 48, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Zusammenhang gleich die Überleitung zur zweiten Gebühr, worüber ich noch ein paar Worte verlieren möchte. Wenn man sich vor Augen führt, wie hier in Gesamt-Österreich die Preise im Bereich der Abwasserentsorgung in den letzten Jahren gestiegen sind und wie sie in Wien in den letzten Jahren gestiegen sind, dann zeigt eine Graphik in einem auch wieder nicht sozialdemokratischen Kampfblatt, durchaus sehr gut, dass wir uns in Wien nicht zu verstecken brauchen. Wenn man sich die Erhöhung der Abwassergebühren im österreichweiten Vergleich ansieht, liegt diese weit über dem, was in Wien stattgefunden hat, die Erhöhung der Abwassergebühren in Wien weit unterhalb dessen, was in Gesamt-Österreich stattgefunden hat. Wir liegen hier in Wien gut und es ist einfach ein Verdienst der hervorragenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! 

Es soll bei dem Bereich der Abwasser- und Kanalgebühr nicht übersehen werden, dass, ich möchte es noch einmal betonen, die letzte Erhöhung vor elf Jahren stattgefunden hat. In diesem Zeitraum ist allein der Verbraucherpreisindex, aber auch der Bauindex, um über 20 Prozent gestiegen. Auch hier ist die Kostenerhöhung nicht zuletzt auf Investitionen zurückzuführen, konkret natürlich auch auf die Inbetriebnahme der Hauptkläranlage, auf die wir zu Recht, wie ich meine, alle stolz sein können, weil sie tatsächlich höchsten ökologischen Standards gerecht wird, aber auch auf die moderne Ka-
nalnetzsteuerung und vieles andere mehr, das in diesem Bereich stattgefunden hat. Ich erwähne nur noch den Sammelkanal zusätzlich zur Hauptkläranlage. Insgesamt sind allein in den letzten fünf Jahren in den Gewässerschutz und in die moderne Abwasserentsorgung 424 Mil-
lionen EUR investiert worden. Ich meine, das ist gut investiertes Geld, gerade für die zukünftigen Generationen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist tatsächlich so, dass natürlich die Erhöhung Mehrkosten verursachen wird. Bei einem durchschnittlichen Abwasseraufkommen von 50 Kubik werden hier zukünftig knapp 7 EUR statt 5,50 EUR verrechnet werden. Aber auch hier zeigt ein österreichweiter Vergleich sehr eindrucksvoll, dass Wien hier sehr günstig liegt und vor allem den Vergleich mit den Umlandgemeinden 
überhaupt nicht zu scheuen braucht. Aber man kann sich durchaus auch internationale Vergleiche holen. Wenn wir uns internationale Metropolen ansehen, dann sehen wir sehr eindrucksvoll, dass Wien in diesem Bereich tatsächlich zu den günstigsten Anbietern gehört. Die Jahreskosten für einen durchschnittlichen Haushalt betragen in Wien etwa 198 EUR, in Innsbruck 242 EUR, in Salzburg 339 EUR, in Amstetten 398 EUR, in Hollabrunn sogar 483 EUR. Ich glaube, diese Zahlen zeigen sehr eindrucksvoll, Wien ist der günstigste Anbieter und wird es auch nach dieser heute zu beschließenden Erhöhung bleiben. Darauf sind wir natürlich zu Recht auch stolz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube, dass einmal mehr die heutige Debatte unterstreicht, weshalb die Wienerinnen und Wiener die Arbeit der Wiener SPÖ mit einem so großen und bei der jüngsten Wahl auch mit einem sehr deutlichen Vertrauensbeweis ausgestattet haben. Während wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nicht das Blaue vom Himmel versprechen, sondern versuchen, im Interesse der Menschen, im Interesse einer funktionierenden Ver- und Entsorgung, aber auch im Interesse der vielen anderen kommunalen Leistungen eine verantwortungsvolle Politik zu machen, beschränkt sich die Tätigkeit der Opposition im Wesentlichen auf Polemisieren und auf der einen Seite auf das Einbringen entweder unerfüllbarer oder auch unfinanzierbarer und damit unglaubwürdiger Forderungen. 

Auf der anderen Seite macht die ÖVP im Wiener Rathaus der Bundesregierung immer wieder die Mauer. Wir haben das auch heute in der Aktuellen Stunde erlebt. Egal, was es an Desaster im Bereich der Wissenschafts- und Forschungspolitik gibt, egal, was es an Belastungen in den vergangenen sechs Jahren gegeben hat, da wird die Mauer gemacht. Konstruktive Beiträge im Interesse der Wienerinnen und Wiener sind nicht zu erwarten. Letztendlich wird gerade über diese Art der Politik, wie ich meine, auch bei der kommenden Nationalratswahl, Bilanz gezogen werden. Die Wienerinnen und Wiener und, ich bin davon überzeugt, auch die Österreicherinnen und Österreicher werden dann Bilanz über diese gescheiterte schwarz-blaue Bundesregierung mit allen ihren in wesentlichen Bereichen gebrochenen Wahlversprechen ziehen. Es hat sich das Leben der Menschen durch diese Arbeit und nicht zuletzt auch der Wienerinnen und Wiener durch die Vielzahl von Belastungen, die es in den vergangenen Jahren gegeben hat, nicht verbessert, sondern ganz im Gegenteil verschlechtert. Die Steuern und Abgaben wurden gerade in Ihrem Bereich massiv erhöht. Sich hier hinzustellen, wenn wir in zwei Bereichen Gebührenanpassungen vornehmen, ist, ich kann das nur noch einmal sagen, eine scheinheilige Diskussion. 

Wir bemühen uns durch eine verantwortungsvolle Sozialpolitik immer wieder gegenzusteuern, zum Beispiel durch unsere Maßnahmen im Bereich der Sozialhilfe, wo wir entgegen allen Unkenrufen, auch daran muss man erinnern, nie eine Kürzung vorgenommen haben und jetzt die nächste Erhöhung - und das ist die österreichweit höchste Erhöhung im Bereich der Sozialhilfe - vorgenommen haben. Da brauchen wir uns nicht zu verstecken. Da haben wir eine gute Politik gemacht. Im Vergleich dazu werden wir in Erinnerung halten, was ÖVP, FPÖ und BZÖ alles erhöht haben, von der Energieabgabe über die Versicherungssteuer über die Tabaksteuer, die Autobahnvignette, die Passgebühren, die Rezeptgebühr, die Selbstbehalte bei Heilbehelfen, die Pensions-, Unfall- und Krankenversicherungsbeiträge, die Studiengebühren und vieles anderes mehr, und all das ohne eine tatsächliche Leistungsausweitung, ganz im Gegensatz, wie wir das in Wien machen. 

Wir finanzieren gerade in dem Bereich der Ver- und Entsorgung weitere Qualitätsverbesserungen, seien es die Filter im Bereich des Flötzersteigs, sei es die Umstellung bei der Altglassammlung auf neue lärmarme Behälter, oder sei es auch im Bereich der zukünftigen Entsorgungsanlage, im Bereich der Müllverbrennung Pfaffenau, durch die höchsten Umweltstandards. Wir bieten auch eine tatsächliche Leistungsverbesserung. Sie haben das Geld immer nur genommen, um Löcher zu stopfen. Der Unterschied zwischen einer Politik der SPÖ und der ÖVP, dem BZÖ, aber auch der FPÖ ist im Wahlergebnis der Wiener Gemeinderatswahl, wie ich meine, nachzulesen gewesen. Die Wienerinnen und Wiener haben der SPÖ vertraut. Sie können ihr auch in Zukunft vertrauen, dass wir mit ihren Steuermitteln sorgfältig und sorgsam umgehen! Das garantieren wir Ihnen, meine Damen und Herren! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Als einer der wenigen, die versucht haben, dem Klubobmann der SPÖ tatsächlich zu folgen, eine kurze tatsächliche Berichtigung, nicht weil es kleinlich ist, sondern weil es de facto ein Bild auf den Umgang mit Zahlen wirft. Es geht de facto um 17 Millionen EUR.

Lieber Christian Oxonitsch, du hast gesagt, die Einnahmen für die Müllgebühren sind 175 Millionen EUR - das stimmt - und die Ausgaben sind 192,7 Millio-
nen EUR. Das ist im Protokoll problemlos nachzulesen. Das ist falsch. Die Ausgaben von 192 Millionen EUR sind für den gesamten Ansatz. Am gesamten Ansatz sind al-
lerdings die Einnahmen 220 Millionen EUR. Die Ausgaben für die Müllgebühren sind ebenfalls 175 Millio-nen EUR. 

Aber wenn man so einfach, wie ihr es anscheinend macht, 17 Millionen EUR vergisst, dann kommt man möglicherweise tatsächlich darauf, dass man die Gebühren erhöhen muss. Wenn man sich aber das Budget so anschaut, wie ihr es real vorgelegt habt, dann sieht man, es gibt einen hundertprozentigen Deckungsgrad bei den Müllgebühren. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR DDr Schock hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult. Ab jetzt beträgt die Redezeit 20 Minuten.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Oxonitsch, Herr Klubobmann, Sie haben in Wahrheit einen gigantischen Wahlbetrug zu verantworten, einen Wahlbetrug, mit dem Sie die Wiener Bevölkerung hinters Licht geführt haben, und Sie haben gerade versucht, sich an diesem Betrug vorbeizuschwindeln! 

Es ist interessant, der Bürgermeister hat in einem Interview gemeint, die letzte Gebührenerhöhung ist neun Jahre her. Sie haben heute gemeint, die letzte Gebührenerhöhung ist elf Jahre her. Der VBgm Rieder hat im Finanzausschuss von überhaupt nichts gewusst. Sie sind offenbar auch mit viel Detailmaterial von Ihrer Kollegin Sima verfolgt worden. Aber, Herr Kollege Oxonitsch, Sie haben uns verschwiegen, dass die Müllgebühr erst vor vier Jahren, erst im Jahr 2002, erhöht worden ist. Sie haben uns verschwiegen, dass seit dieser letzten Erhöhung die Inflation nur 7 Prozent ausgemacht hat, laut Ihrem eigenen Akt, Herr Kollege Oxonitsch, und dass Sie die Gebühr aber um 20 Prozent gegenüber 7 Prozent Inflation hinaufschnalzen! Herr Kollege Oxonitsch, ich meine, Sie sollten die Menschen in dieser Stadt nicht unterschätzen! Sie haben heute auf das kurze Gedächtnis der Menschen gesetzt. Sie spekulieren mit der Vergesslichkeit der Wähler bis zum Herbst. Aber, Herr Kollege Oxonitsch, die Menschen in dieser Stadt haben diesen Wahlbetrug bereits erkannt. Wir werden die Menschen auch informieren, wie Sie sich im Herbst bei der Wahl wehren können, nämlich durch eine Stimme für die Freiheitliche Partei, Herr Klubobmann! (Beifall bei der FPÖ.)
Was hat denn der Bürgermeister nicht alles versprochen? Was haben Sie nicht alles versprochen? Was ist vor der Wahl nicht alles versprochen worden? Wie schaut die Realität aus? Wir stehen heute vor einem riesigen Wahlbetrug, beim Strom plus 5 Prozent, beim Müll ein Plus von 20 Prozent, Kanal, Abwasser ein Plus von 28 Prozent, beim Kulturförderungsbeitrag ein Plus von 34 Prozent und beim Gas laut dem Regulator Bolz in Wien sogar ein Plus von 37 Prozent beim Kubikmeterpreis. Herr Kollege Oxonitsch, Herr Vizebürgermeister, ich habe vor dem Wahlkampf genau auf diesen drohenden Wahlbetrug hingewiesen. Was war damals Ihre Antwort? – „Alles nicht wahr! Alles nur Oppositionsgerede!" Was hat der Bürgermeister gesagt? – „Alles nur Oppositionsmärchen, wird natürlich nie eintreten!" Herr Vizebürgermeister, ich habe vor der Wahl vor allem diese gigantische Gaspreiserhöhung vorausgesagt. Ich habe von diesem Pult aus im Juni des Vorjahres vorausgesagt, dass der Gaspreis um 30 Prozent steigen wird. Ich hab mich nur in einem einzigen geirrt, Herr Vizebürgermeister, es waren nicht 30 Prozent, sondern es sind 37 Prozent beim Kubikmeterpreis geworden. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie haben vier Monate nach der Wahl all Ihre Wahlkampfversprechen gebrochen! Sie haben einen gewaltigen Wahlbetrug zu verantworten! Herr Vizebürgermeister, ich fordere Sie daher auf, nehmen Sie diese Preiserhöhungen zurück! Die freiheitliche Fraktion fordert Sie auf, kommen Sie heraus zu diesem Pult und nehmen Sie diese gigantischen Erhöhungen zurück! Stehen Sie auch nach der Wahl zu Ihrem Wort! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, die Gaspreiserhöhung war ein ganz besonderes Sittenbild der SPÖ, das vor allem in erschreckender Weise gezeigt hat, wie stark der direkte Durchgriff der SPÖ in diesem Hause auf die Wiener Stadtwerke ist. Es ist dieser Einfluss der SPÖ ja bewiesen worden, weil der Geschäftsführer von WIENGAS, Herr Altmann, den Hut nehmen musste. Was war sein Verbrechen? Sein Verbrechen war, dass er gleich nach der Wahl, zur Unzeit aus sozialistisch strategischer Sicht, diese Preiserhöhung zugegeben hat. Da hat der Herr Altmann sofort seinen Hut nehmen müssen, weil er gegen die sozialistische Strategie verstoßen hat, das alles erst drei Wochen vor dem Inkrafttreten bekannt zu geben, in den Semesterferien, so wie Sie es gemacht haben, Herr Bürgermeister. Am Beginn der Semesterferien, als ganz Wien Schi fahren war, haben Sie geglaubt, Sie kommen damit durch, dass Sie mit einer Pressekonferenz diesen gigantischen Wahlbetrug am Montag in den Semesterferien klammheimlich an der Öffentlichkeit vorbeischwindeln können! Sie sollten die Wähler in Wien nicht unterschätzen! Sie sollten nicht spekulieren, dass das Gedächtnis der Menschen nicht bis zum Herbst reicht! Wir werden die Wählerinnen und Wähler in diesem Herbst ganz sicher darauf hinweisen, dass sie heuer, meine Damen und Herren, einem gigantischen Wahlbetrug durch die SPÖ zum Opfer gefallen sind!

Es hat dieser letzte Wahlkampf insgesamt auch ein Sittenbild der SPÖ gezeigt, wie die Wiener Stadtwerke für parteipolitische Zwecke missbraucht werden, wie hier öffentliche Unternehmen missbraucht werden. Da hat man die Stadtwerke und viele andere Unternehmen der Stadt gezwungen, im Wahljahr 15 Millionen EUR für Werbung auszugeben. Die Wiener Stadtwerke mussten ihr Werbebudget im Wahljahr für eine Selbstbeweihräucherungskampagne verdreifachen, weil wir alle wissen, dass man sich mit diesen Inseraten in den Tageszeitungen und in den Hochglanzmagazinen natürlich den Einfluss in den Medien sichern kann. Man hat sogar die Werbelinie gleichgeschaltet. Meine Damen und Herren, bitte erinnern Sie sich, wir wollen das nicht vergessen, es mussten die Stadtwerke sogar eine sozialistische Werbelinie von der Wohlfühlstadt, von der Lebensqualität in dieser Stadt fahren. 

Ich habe hier eines dieser schönen Inserate der Wiener Stadtwerke mit dem Slogan "In Wien kann man die Zukunft genießen." mitgebracht. (Der Redner zeigt ein doppelseitiges Inserat her.) Lauter liebe kleine nackte Kinder, lauter Nackerbatzln drauf, meine Damen und Herren. Das war seitenweise vor der Wahl die Werbung der Wiener Stadtwerke, mit der Sie den Versuch unternommen haben, ein öffentliches Unternehmen gleichzuschalten, ein öffentliches Unternehmen für den Wahlkampf zu missbrauchen!

Herr Vizebürgermeister, jetzt müssen die Wienerinnen und Wiener dafür bezahlen. Denn wer bezahlt denn diese sündteuren Inserate? - Die Stromkunden, die Gaskunden müssen jetzt mit dieser sozialistischen Preiserhöhung im Nachhinein bezahlen. Sie bitten die Wähler jetzt für Ihre eigene Manipulation auch noch zur Kasse! Herr Vizebürgermeister, Sie haben ein öffentliches Unternehmen im Wahlkampf missbraucht! Sie haben 15 Millionen EUR aus dem Werbebudget der Stadtwerke für sozialistische Wahlkampfstrategien zweckentfremdet! Ich fordere Sie auf: Handeln Sie hier nie mehr als Vertreter der SPÖ! Handeln Sie als Vertreter der Wiener Steuerzahler! Hören Sie auf, die Interessen der SPÖ über die Interessen dieser Stadt zu stellen, Herr Vizebürgermeister! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren, der Herr Klubobmann 
Oxonitsch hat heute wieder versucht, den Eindruck zu erwecken, dass der Strompreis in Wien vergleichsweise nicht so hoch ist und dass die FPÖ eigentlich die Wähler aufhetzt und falsch informiert. Ich nehme an, der Kollege Strobl wird dann in seiner Wortmeldung gleich wieder Ähnliches zum Besten geben. Aber meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie sollten aufhören, in diesem Bereich, Strom und Gas, den Menschen Märchen vom billigen Strompreis, vom billigen Gaspreis aufzutischen! Es ist leider einfach das Gegenteil richtig. 

Es ist hier wieder der Beweis, meine Damen und Herren, der Tarifkalkulator von E-Control, also die offizielle Behörde in Österreich. Ich gebe es Ihnen dann gern, ich lese es nur vor, Herr Kollege Oxonitsch. Die offizielle Behörde E-Control weist aus, dass der billigste Anbieter momentan die Verbund-Gesellschaft und der zweitbilligste die Vorarlberger Kraftwerke sind. Das sind die billigsten. Dann kommt ein großes breites Mittelfeld mit "Unsere Wasserkraft", mit den Stadtwerken Klagenfurt, mit dem Salzburger Anbieter My Electric. Und dann kommen abgeschlagen die teuersten Anbieter, nämlich die Alpen Adria Naturenergie und die Wien Energie, unsere Wien Energie mit dem Optima-Tarif. Wir landen damit abgeschlagen im Schlussfeld der teuersten Anbieter, meine Damen und Herren. 

Ich meine daher: Hören Sie auf, diesem Haus irgendwelche Märchen zu erzählen! Hören Sie auf, vor allem dem Stromkunden irgendwelche Märchen aufzutischen! Und senken Sie lieber endlich den Strompreis und den Gaspreis in Wien, Herr Vizebürgermeister! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, wir haben daher jetzt wieder unsere Stromhotline aktiviert, wir haben unsere Gashotline aktiviert, die Energiehotline für alle Wiener Haushalte, die mittlerweile in der ganzen Stadt bekannt ist. Wir informieren die Menschen darüber, wie sie sich selbst wehren können, wie sie sich selbst in einer Notwehr gegen diese Hochpreispolitik der Sozialisten in diesem Hause wehren können. 

Ein konkretes Beispiel: Eine Familie mit drei Kindern, 90 m²-Wohnung. Diese Familie erspart sich beim Wechsel zum billigsten Anbieter 100 EUR pro Jahr, durch einen Wechsel von der Wien Energie zur Verbund-Ge-
sellschaft. Wir haben daher dieser Familie natürlich den Wechsel empfehlen müssen. Wir haben natürlich gesagt, wechseln Sie zur Verbund-Gesellschaft, zum momentan billigsten Anbieter. Herr Kollege Oxonitsch, diese Familie hat gewechselt und war mit ihrer Entscheidung zufrieden. Es waren bisher alle Menschen, die diesen Service in Anspruch genommen haben, mit der Beratung und auch mit der Ersparnis zufrieden! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, wir werden daher jetzt neuerlich in einer Wien-weiten Aufklärungskampagne die Menschen auf unsere Stromhotline, auf die Gashotline, auf diese Energiehotline der Wiener Freiheitlichen hinweisen. Wir werden jeden Haushalt in dieser Stadt informieren und aufklären, wie sich die Menschen selbst wehren können, wie sie sich 100 EUR im Jahr durch einen Wechsel ersparen können. Wir werden die Menschen auch daran erinnern, wer dafür die Verantwortung trägt, dass natürlich der Wiener Bürgermeister mit seiner Hochpreispolitik die Verantwortung dafür trägt! Herr Kollege Oxonitsch, wir werden die Menschen aufklären, damit sie eben nicht mehr auf Ihre Märchen vom billigen Strompreis hereinfallen, dass sie Ihnen nicht mehr auf den Leim gehen und dass sie auch nicht mehr auf die Märchen von VBgm Rieder vom billigen Strompreis hereinfallen! 

Herr Vizebürgermeister, Sie spekulieren bei diesen Gebührenerhöhungen mit dem kurzen Gedächtnis der Menschen. Aber glauben Sie mir, Sie unterschätzen die Menschen dabei und die vielen Hunderte erboste Anrufer bei unserer Stromhotline, es sind derzeit bis zu 60 am Tag, beweisen es. Sie haben dabei falsch spekuliert. Die Menschen haben bemerkt, dass sie dem größten Wahlbetrug zum Opfer gefallen sind! Wir werden den Menschen am Telefon, aber auch in den Werbeaussendungen der Freiheitlichen Partei sagen, wie sie sich wehren können, wie sie sich bei den Nationalratswahlen endlich wehren können, nämlich durch eine Stimme für die Wiener Freiheitliche Partei, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr VBgm Dr Rieder hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bitte den Herrn Vorsitzenden um Zustimmung, dass ich zunächst in einer kleinen Bemerkung auf einen Debattenbeitrag in der Aktuellen Stunde repliziere:

Die ÖVP-Stadträtin Mag Cortolezis-Schlager hat mich gestern in der Stadtsenatssitzung um nähere Informationen über unser Angebot zur Kompetenz- und Exzellenz-Universität ersucht. Ich habe dann den Vertretern der Fraktionen im Stadtsenat zugesagt, dass sie vor der heutigen Sitzung Kopien meines Schreibens an die Frau Bundesministerin Gehrer bekommen. Das ist den Klubs zugegangen, wie es auch von Seiten der GRÜ-
NEN bestätigt worden ist. Frau Mag Cortolezis-Schlager hat behauptet, sie hat es nicht bekommen. Ich habe daher heute noch einmal überprüft, ob es hier einen Fehler gegeben hat. Es hat keinen Fehler gegeben. Mir ist bestätigt worden, dass unsere Mitarbeiterin das im ÖVP-Klub abgegeben hat und dort von der Sekretärin der Frau Mag Cortolezis-Schlager übernommen worden ist. Also war sie zum Zeitpunkt des Beginns der Aktuellen Stunde im Besitz des Schreibens. Möglicherweise war Sie nicht im Besitz des Schreibens des Landes Niederösterreich. Das interessiert uns bis zum heutigen Tage, wie das Angebot der Niederösterreicher ausgeschaut hat, daher wollte ich das nur zu Beginn richtig stellen.

Ich habe in den Unterlagen zur heutigen Sitzung einen Antrag der GRe Heinz-Christian Strache, Rudolf Stark und Johann Herzog betreffend Gebührenstopp in Wien in dieser Legislaturperiode vorgefunden. Ich habe mich beim Lesen an eine Broschüre erinnert gesehen, die im letzten Wahlkampf verteilt worden ist. Darin war so ähnlich eine Aufzählung der verschiedenen Belastungen. Was mich eigentlich überrascht hat, ist, dass ungeachtet der Möglichkeit, das nach dem Wahlkampf einmal zu überprüfen und anzuschauen, was alles drinnen ist, das mehr oder weniger unverändert ist, obwohl eine Reihe von Merkwürdigkeiten drinnen ist. Ich greife nur einige wenige heraus. 

Darin ist zum Beispiel die Erhöhung der Friedhofsbustarife am Zentralfriedhof mit 1. Jänner 2005 angeführt. Einige werden sich daran erinnern, um was es damals gegangen ist. Am Zentralfriedhof gibt es einen eigenen Busdienst von der Firma Richard. Bis dahin konnte jemand diesen Bus mit einem eigenen Fahrschein, den er dort kaufen musste, benützen. Also wer, wie viele andere Friedhofsbesucher, zunächst mit den öffentlichen Linien zum Zentralfriedhof gefahren und dann umgestiegen ist, hat mit dem Fahrschein der öffentlichen Linien diesen Bus nicht benützen können. Wir haben damals, das kostet die Stadt Wien, glaube ich 32 000 EUR, durch eine Vereinbarung eine Regelung gefunden, dass die Fahrscheine des Verkehrsverbundes Ost auch auf diesem Verkehrsunternehmen des Wiener Zentralfriedhofs benutzt werden können, also in keiner Weise eine Verteuerung, sondern im Gegenteil für viele Menschen, die auf die Friedhöfe fahren und dort die Gräber ihrer Angehörigen besuchen, eine deutliche Entlastung. Warum sich das in dieser Liste findet, weiß ich nicht. (StR DDr Eduard Schock: Herr Vizebürgermeister, wenn sich jemand einen Fahrschein in dem Friedhofsbus kauft, dann ist er um fünf Prozent teurer geworden! Oder stimmt das etwa nicht? Das stimmt ganz genau!)
Lieber Herr Stadtrat, das ist wirklich ein Scherz, dass Sie das jetzt in der Liste der Verteuerungen anführen! (StR DDr Eduard Schock: Der Fahrschein ist teurer geworden!) Die meisten, die sich nicht geradezu im Umfeld des Zentralfriedhofes befinden oder die nicht geradezu mit ihren Autos zum Zentralfriedhof fahren, können dort nicht vom Auto weiter in den Zentralfriedhof hineinfahren. Nur diejenigen kommen in Betracht, während die große Zahl derer, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren, einfach eine Begünstigung hat. 

Ich könnte die Liste der Merkwürdigkeiten hier fortsetzen. Es gibt zum Beispiel die Frage der Erhöhung des Kehrtarifs der Rauchfangkehrer, als ob das eine Maßnahme der Stadt Wien wäre. Sie wissen, dass das genauso wie beim Taxigewerbe ist, dass die Innung um eine Tariferhöhung einkommt und das hier einer gewissen Prüfung unterliegt, aber nicht mehr. Auch das wird sozusagen der Stadtregierung angelastet.

Dasselbe gilt für den ganzen Komplex der Gebührenerhöhungen, die den Spitals- oder Rettungsbereich betreffen. Auch da sind alle Patienten und alle Rettungssuchenden, die sozialversichert sind, ausgenommen. Also für die gilt das alles doch nicht. Also das in einer solchen Liste anzuführen, ist in der Tat merkwürdig. 

Jetzt, nach Ihrer Rede, Herr DDr Schock, sehe ich es natürlich anders. Es wird wahrscheinlich nicht wenige geben, die meine Auffassung teilen, dass das nicht viel mit einem sachlichen Beitrag zu einer Gebührendebatte zu tun hat, die durchaus sehr kontroversiell und sehr ernst ablaufen kann. Aber dass man hier eine Wahlkampfrede hält, ist völlig fehl am Platz. Es gibt auch kaum eine Öffentlichkeit für Ihre Rede, wenn Sie hinaufschauen. Daher fragt sich jeder: Was soll das? (StR DDr Eduard Schock: Sie wollen nichts vom Wahlbetrug hören! Das ist schon klar! Sie wollen nicht die Wahrheit vom Wahlbetrug hören!)

Herr DDr Schock, dann ist mir eingefallen, dass es morgen den Aschermittwoch gibt. Dann war es mir klar. Das, was Sie hier und heute geboten haben, war die Ge-
neralprobe für Ihre morgige Büttenrede bei der Aschermittwochveranstaltung der Freiheitlichen in Oberösterreich. Das war es, meine sehr geehrten Damen und Herren! (StR DDr Eduard Schock: Übrigens schon ausverkauft!) Das ist auch der Grund dafür, Herr DDr Schock, dass ich Ihre Bemerkungen "Wahlbetrug" und "Missbrauch" wirklich nicht ernst nehmen kann, weil sonst müsste ich eigentlich einen Ordnungsruf für Sie verlangen! Das tue ich nicht, weil ich diese Bemerkungen im Gesamtzusammenhang, wie sich Ihre Rede darstellt, einfach nicht ernst nehmen kann!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die heutige Debatte über Gebührenerhöhungen im Bereich der Müllentsorgung und Abwasserentsorgung hat schon etwas mit der gesamtösterreichischen Situation zu tun. Damit meine ich jetzt ausnahmsweise nicht gleich die Bundesregierung, wie Sie vermuten könnten, sondern die Gesamtsituation. Wenn Sie die Entwicklung im letzten Jahr vergleichen, dann wird das, glaube ich, am besten durch einen Beitrag in der "Presse" vom 12. Oktober 2005 kommentiert. Dort wird betitelt: "Höchste Gebühren in Wien? Nein!" Das heißt, es ist hier die Gesamtsituation einfach so, dass man insgesamt, wenn man es vergleicht, zum Ergebnis kommt, und ich meine jetzt nicht nur unsere beiden zur Diskussion stehenden Gebühren, sondern insgesamt, dass Wien in der Frage des Entgelts für Dienstleistungen für die Bewohner der Stadt von allen, nicht nur der Landeshauptstädte, nicht nur der Um-
landgemeinden, sondern in vielen Bereichen einfach für die Betroffenen deutlich günstiger abschneidet. Das heißt, wir haben ein Gebührensystem, das die Bewohner der Stadt weitaus weniger belastet. 

Das findet sich auch in der internationalen Beurteilung der Mercer-Studie über Standorte wieder, wo ein Vergleich mit der Situation von New York aufgestellt wird, aber eben nicht nur für Wien, sondern auch für vie-
le andere Städte, wo immer verglichen wird, wie sich die Relation zur Belastung der Bevölkerung in New York darstellt. Ich nehme damit Bezug auf eine Äußerung, dass Wien nach dieser Studie mittlerweile in der Verteuerung vom 19. auf den 16. Platz quasi vorgerückt ist. Aber hier wird deutlich gemacht, dass gerade im Bereich der Utilities, also der Versorgungseinrichtungen, oder der Wohnkosten Wien exzellent abschneidet. Unser Sprung in der Verteuerung ist absolut nicht auf die sozusagen eigenproduzierten Verteuerungen zurückzuführen, sondern hat natürlich mit Währungsveränderungen im internationalen Vergleich zu tun, hat mit den Energiepreisveränderungen und vielem mehr zu tun.

Ich glaube daher, dass man sich davor hüten sollte, wo immer man auch steht, pauschal, wie es jetzt in den letzten Wortmeldungen gewesen ist, über Wien herzufallen. Wir haben es nicht notwendig, meine sehr geehrten Damen und Herren, im Gegenteil, wir können mit Fug und Recht auch international bestehen, dass unser Standort wirtschaftspolitisch, touristisch und vor allem, was die Lebensqualität der Menschen in Wien betrifft, hervorragend ist. Das sollten wir uns, aus welchem Motiv auch immer, keineswegs schlecht machen lassen! (Beifall bei der SPÖ.)
Der Klubobmann der Freiheitlichen Partei, der leider jetzt den Saal verlassen musste, aber sicherlich die Un-
terlagen der heutigen Sitzung eifrig nachstudieren wird, hat hier auf die Frage der Energiepreise Bezug genommen. Ich möchte daher dazu hier auch etwas sagen. Kein österreichischer Landesstromversorger mit Ausnahme von Wien Energie hat im Jahr 2005 die Strom- und Gaspreise nicht erhöht. Jeder Landesenergieversorger hat die Strom- und Gaspreise im Jahr 2005 erhöht. (StR DDr Eduard Schock: Weil dort keine Landtagswahlen waren! Weil nur bei uns Landtagswahlen waren! Daher haben Sie es bis nach den Wahlen verschoben, Herr Vizebürgermeister!) Herr DDr Schock, hören Sie zu! Sie können dann noch einmal reden! Hören Sie einmal zu! Die Gaspreiserhöhungen im Doppelschritt hat es in Oberösterreich und im Burgenland gegeben. Es hat also zwei Energieversorger gegeben, die nicht nur einmal, sondern zweimal im Doppelschritt ihre Erhöhungen vorgenommen haben. (StR DDr Eduard Schock: Die waren ehrlich und haben keinen Wahlbetrug vorgenommen! Sie haben das bis nach den Wahlen verschoben und haben daher einen Wahlbetrug vorgenommen!) - Entschuldigen Sie, das passt sozusagen zu dem Niveau Ihrer vorangegangenen Wortmeldung! Denn sonst kann ich es eigentlich nicht verstehen, dass Sie nicht endlich begriffen haben, dass es sich bei Wien Energie, bei der EnergieAllianz, nicht um irgendein ferngesteuertes Unternehmen handelt, sondern dass hier die Preise nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten gestaltet werden! (StR DDr Eduard Schock: Mit dem Schmäh, Herr Vizebürgermeister, beeindrucken Sie niemanden!) Hören Sie einmal zu, dann können Sie sich ein Bild machen! (StR DDr Eduard Schock: Das ist das nächste Märchen!)

Im Bereich der Stromgroßhandelspreise ist es im Jahr 2005 zu einer Steigerung um 60 Prozent gekommen. 60 Prozent sind die Stromgroßhandelspreise in ei-
nem Jahr in die Höhe gegangen. Da zu behaupten, dass es irgendeinen Energieversorger in Österreich geben sollte, der nicht gezwungen ist, in diese Preiserhöhungen einzusteigen, stößt sozusagen in den Bereich der billigen Polemik. Die Netzpreissenkungen, die Wien Energie in den Jahren 2004 und 2005 durchgeführt hat, sind zur Gänze an die Konsumenten weitergegeben worden. Trotz der von Ihnen kritisierten Erhöhungen liegt Wien Energie mit den Strompreisen weiterhin im unteren Drittel und beim Gaspreis im Mittelfeld. 

Jetzt kommen wir einmal zu einem Märchen, das Sie verbreiten, weil Sie uns immer unterstellen, dass wir Märchen erzählen. Sie haben eine Broschüre an die Haushalte ausgesendet, in der Sie unter anderem behaupten, und Sie haben das auch heute wieder getan, dass ein Haushaltskunde, der wechselt, sich durch den Wechsel 100 EUR ersparen könne. Wir haben das nachrechnen lassen, wie das ist, ob es tatsächlich möglich ist, dass sich jemand, der ein Durchschnittskunde ist, das ersparen kann. Wir können das nicht nachvollziehen. Ich bin ganz sicher, dass die Beschwerden, die bei Ihnen einlangen werden, von jenen, die sich tatsächlich an Ihre Hotline gewendet haben sollten, sage ich einmal vorsichtig, darauf zurückzuführen sind, dass diese Einsparung nicht erzielbar ist. Es müsste schon jemand einen Jahresstromverbrauch von 6 200 kW haben, um zu einer solchen Größenordnung zu kommen. Nur dann ist das überhaupt erreichbar. Also hören Sie auf, hier von Märchenerzählern zu reden, sondern hören Sie mit Ihren eigenen Märchen und Betrügereien auf! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Gebührenerhöhungen, die wir vorschlagen und vorschlagen müssen, sind betriebswirtschaftlich nicht weiter aufschiebbar. Nach elf Jahren beziehungsweise vier Jahren sind die Betriebskosten den eingefrorenen Gebühren einfach davongelaufen. Es sind, das muss man dazusagen, die Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung und zu Einsparungen voll genützt worden. Es gibt im Bereich der Abwasserentsorgung Personaleinschränkungen, Per-
sonalzurücknahmen. Es gibt im Bereich der Müllentsorgung massive Leistungsausweitungen, ohne dass am Personalstand etwas nach oben verändert worden wäre. Diese Gebührenerhöhungen sind finanzpolitisch unvermeidbar. Das ist das, was ich versucht habe, Herrn GR Margulies zu vermitteln, dass wir dann, wenn wir in einem Bereich betriebswirtschaftliche Notwendigkeiten haben, natürlich nicht von vornherein den Weg der Gebührenerhöhung gegangen sind und auch nicht weiterhin gehen wollen, sondern solange wir die Möglichkeit haben, aus dem Gesamtbudget Zuwendungen in diesem Bereich aufzufangen. Wenn aber in einem anderen Bereich, wie es derzeit der Sozialbereich ist, die Kostenentwicklung derart drastisch ist, dann ist dieser Weg des Ausgleichs über die Finanzmittel nicht möglich. Schließlich muss man auch sagen, dass diese Gebührenerhöhungen notwendig sind, wenn wir nicht auf der anderen Seite zu Leistungsreduktionen kommen wollen. 

In dem Zusammenhang eine Bemerkung an die Adresse des Herrn Klubobmanns Tschirf: Sie haben hier eigentlich sehr kühn den KWK-Zuschlag kritisiert. Ich denke, dass Sie zunächst einmal daran erinnert werden sollten, dass das auf das Ökostromgesetz zurückzuführen ist und nicht ein eigenwilliger Akt aus eigener Produktion ist, sondern durch ein Gesetz geregelt ist, das auf der Bundesebene beschlossen worden ist, also offensichtlich auch mit den Stimmen Ihrer Partei. Das Zweite aber ist, dass sich dahinter eigentlich eine angesichts der zunehmenden Anspannungen in der Energieversorgung sehr kritisch zu beurteilende Oberflächlichkeit im Umgang mit erneuerbarer Energie ergibt. Der KWK-Zuschlag ist eine der industriell am weitesten fortgeschrittenen Maßnahmen, um zu einem ökologisch ver-
nünftigeren Energieeinsatz zu kommen. Dass das gesetzlich geregelt und gefördert wird, halte ich für eine positive Maßnahme. Sich hier hinzustellen und dagegen zu polemisieren, ist deswegen eigentlich sehr problematisch, wenn man Ihnen nicht unterstellt, dass Sie die Ökostromentwicklungen überhaupt nicht ernst nehmen. Wenn man sie ernst nimmt, dann muss man für die KWK-Förderung sein, die in Wien am stärksten und am besten entwickelt ist und damit auch internationale Anerkennung findet. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte jetzt nicht zu lange werden, aber eine Bemerkung nur, weil da so getan wird, als ob wir keine Gründe für die nötigen Gebührenerhöhungen hätten. Wenn Sie beispielsweise im "KURIER" vom 14. Okto-
ber 2005 nachlesen, dass dort der Energieversorgerverband generell bereits angekündigt hat, dass es bei der Müllversorgung zu deutlichen Teuerungen kommen wird, weil eben die Energiepreise gestiegen sind und die Personalkosten steigen, dann sehen Sie, dass das nicht ein Problem ist, das quasi, wie es GR Margulies gesagt hat, ein Argumentationsnotstand ist, sondern wir haben die Notwendigkeit, in diesem Bereich verstärkt abzusichern, um eben die Leistungsqualität, die wir hier bilden wollen, zu gewährleisten. 

Letzter Punkt in diesem Zusammenhang: Die Gebührenerhöhung ändert nichts daran, und hier unterstreiche ich einmal mehr, was unser Klubobmann gesagt hat, dass trotz der Gebührenerhöhung das Preis-Leistungs-Verhältnis von dem, was wir in der Abwasserentsorgung und in der Müllentsorgung anbieten, zu dem, was abverlangt wird, noch immer um vieles besser und günstiger als in den meisten Umlandgemeinden sowie Städten im In- und Ausland ist. Wir könnten das jederzeit statistisch belegen, aber sie brauchen nur einige Zweitwohnsitzbewohner in Umlandgemeinden zu fragen, die Ihnen das sicher bestätigen werden. 

Letzte Bemerkung: Der Herr Klubobmann der ÖVP hat hier gemeint, es ist die Handschrift der ÖVP gewesen, dass es in den Jahren der Koalition zu keiner Gebührenerhöhung gekommen ist. Wenn das so ist, dann ist es aber offensichtlich auch die Handschrift der ÖVP, dass es zu drastischen Gebührenerhöhungen auf Bundesebene gekommen ist. Dann muss man das auch auf die Kappe der ÖVP nehmen. Sie hat dort, wo sie mit So-
zialdemokraten in Koalition gewesen ist, sehr wohl zu Stande gebracht, dass man ohne Gebührenerhöhung durchgekommen ist. Aber dort, wo sie offensichtlich eine stärkere Position gehabt hat, nämlich auf der Bundesebene, hat sie in keiner Weise eine Koalition des Gebührenstopps eingeleitet. Dort, Herr Klubobmann der Wiener ÖVP, schaut Ihre Handschrift ganz anders aus. Dort schaut die Handschrift der ÖVP so aus, dass es zu drastischen Belastungen gekommen ist, die mit den Belastungen, die wir hier auslösen, überhaupt nicht vergleichbar sind. Denn da trennen uns schon noch Jahre. Das sollte man in dem Zusammenhang auch nicht vergessen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, im Speziellen Herr StR DDr Schock, ich bitte wirklich um Mäßigung in der Wortwahl. Sie sind auch Jurist und ich nehme an, Sie wissen, was das Wort "Betrug" heißt, nämlich das ist das Delikt einer strafbaren Handlung. (StR DDr Eduard Schock: Ich habe ja "Wahlbetrug" gesagt!) Ich glaube, es ist in diesem Hause nicht angebracht. Ich würde wirklich die Würde dieses Hauses beachten, Herr StR DDr Schock. Das wollte ich zu diesem Thema sagen. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dr Tschirf gemeldet. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Herr Vizebürgermeister hat davon gesprochen, dass die Österreichische Volkspartei grundsätzlich gegen Alternativenergie wäre. Dem ist nicht so. 

Aber er hat trotz seiner zugegebenermaßen intellektuellen Brillanz eine Frage nicht wegdiskutieren können, dass der KWK-Zuschlag in Wien in einem Ausmaß eingehoben wurde, wie es in keiner anderen Stadt in Österreich und auch wenn man Vergleiche etwa mit deutschen Städten, immerhin in der Zeit, in der die SPD dort regiert hat, anstellt, der Fall ist. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Tat-
sächliche Berichtigung, nicht Wortmeldung!) Das heißt, selbst wir wussten, in dem Ausmaß kann man die Bürgerinnen und Bürger nicht schröpfen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute wirklich ein klassisches Beispiel erlebt. Auf der einen Seite haben wir die FPÖ gehört, die von Wahlbetrug gesprochen hat. Bei "Wahlbetrug" habe ich jetzt eine gute Erklärung gehört. Das ist eigentlich nicht Betrug und deswegen nicht strafbar. Das heißt, das ist wirklich eine sophistische Erklärung. Das müssen wir uns merken. Ganz lautstark haben wir gehört, wie grauslich alles in Wien ist, wobei man dann immer wieder ver-
gisst, dass die FPÖ in irgendeiner Form, sage ich einmal, vor nicht allzu langer Zeit noch in einer Bundesregierung gesessen ist, wovon man sich jetzt sozusagen ein bisschen distanziert, indem man sagt, man war irgendwie nicht dabei und das war eigentlich auch eine andere FPÖ. Da denke ich mir schon, man sollte der Wahrheit einmal die Ehre geben und sagen, dass man auch für sehr viele Gebührenerhöhungen und Steuererhöhungen und Grauslichkeiten war, die man jetzt in Wien sozusagen nicht goutiert. 

Die andere Geschichte ist, es ist wie immer so, dass uns die SPÖ auf der anderen Seite erklärt, Wien ist Umweltmusterstadt, alles ist ganz super dank der SPÖ. Wir müssten uns eigentlich auf die Knie begeben und dafür danke sagen, dass es, es sind zwar nicht 20 Prozent, sondern nur 19,5 Prozent und nur 28 Prozent Gebührenerhöhungen sind. Also da müsste man eigentlich ein wirklich großes Dankeschön der SPÖ sagen. Es hätten ja auch 38 oder 48 Prozent sein können. Und dann stellt sich der Herrn Klubobmann heraus und sagt, wir sollen zufrieden sein, es ist billiger als in Hollabrunn. Na wunderbar! Wien ist besser als Hollabrunn, im internationalen Vergleich Nummer 1 vor Hollabrunn! Super! 

Nächste Geschichte, noch einmal: Seid zufrieden, es ist eh so gut in Wien! Der Herr VBgm Rieder hat da noch von einer massiven Leistungsausweitung gesprochen. Also dann schauen wir uns einmal genau an, was die "Rathauskorrespondenz" vom 6.2.2006 spricht. Da ist das nämlich taktisch und vollkommen sensationell richtig, am ersten Tag in den so genannten Semesterferien, weil es da eh immer ein bisschen schwierig ist. Da ist mehr oder weniger tote Hose in den Medien. Da macht man so etwas. Dann steht dort unter anderem, eh wie immer: "Systemumstellung - Indexanpassung kommt". Darüber freuen wir uns natürlich, dass eine Indexanpassung kommt, weil es eine indexorientierte gleitende Anpassung von Gebühren geben soll. Da wittert man noch nicht wirklich etwas Besonderes, aber es geht dann weiter. Zweiter Zwischentitel: "Müll - massive Leistungsausweitung bei gleich viel Personal" Als Gewerkschafter denke ich mir, ich muss bei gleichem Personal mehr tun. Da denke ich mir, da müssten auch die sozialdemokratischen Gewerkschafter einmal überlegen, ob das wirklich das ist, was man als Gewerkschafter will. Mehr arbeiten für gleiches Geld. Da streikt jetzt die ver.di in Deutschland. Ob das der richtige Tenor ist, muss man sich einmal überlegen. - Das ist einmal das eine. 

Das Zweite ist: Es hat ja in den Weihnachtsferien, auch wieder in den Ferien, ein Interview gegeben – wahrscheinlich alles missverstanden worden! -, in dem von einer möglichen Ausgliederung von Abwasser- und Müllentsorgung oder dergleichen Dinge die Rede war. Es war dann ohnedies nicht alles so, aber Faktum war: Es war im Gespräch.

Gehen wir jetzt einmal darauf ein, was da genau steht: Massive Leistungsausweitung. Und da steht: Im österreichweiten Vergleich ist die Wiener Müllabfuhr trotz ihres Vollservices mit wöchentlicher Abholung und einer Vielzahl von Gratisleistungen noch immer am billigsten. - Das ist genau das, was mich stört. Es wird etwas teurer, und man sagt: Seid zufrieden, anderswo ist es noch teurer! Aber das ist in Wirklichkeit kein gutes Argument. 

Das nächste Argument kommt aber gleich: Am 1.1.2006 war die Verbrennungs- und Altlastensanierungsabgabe fällig. 5 Millionen EUR soll sie ausgemacht haben. - Jetzt sage ich noch einmal: Der Herr Stadtrat macht ein transparentes Budget; es müsste doch im November schon bekannt gewesen sein, dass am 1.1.2006 der ALSAG-Beitrag zu zahlen ist. 

Jetzt hat uns der Herr Klubobmann gesagt: Es ist alles Wahnsinn, und die Bundesregierung... - Stimmt, völlig richtiges Argument! Nur: Das wissen wir seit zwei Jahren, dass das kommt. Das ist nichts Neues, aber das hat man natürlich nicht im November gewusst, sondern man ist erst am 6.2. draufgekommen: O je, da brauchen wir unbedingt eine Müllgebührenerhöhung, weil da der ALSAG-Beitrag kommt! - Noch im November hat das kein Mensch gewusst, das hat die Bundesregierung verheimlicht. (GR Christian Oxonitsch: O ja, darum steht das ja auch im Budget drin!) Ja, genau! Warum wird es dann für eine Tariferhöhung angeführt, wenn es ohnehin schon im Budget drinsteht? 

Aber es kommt ja noch besser; weiters wird dann erklärt, was das ist, und das wirklich Schöne steht hier: Aus diesem Grund wird die MVA 3 errichtet - "MVA 3", das ist dieser klassische Euphemismus; man darf nicht "MVA Simmering" sagen, weil es sonst in Simmering schwierig wird, und man sagt dann entweder "Pfaffenau" oder "MVA 3" -, und dafür wird die erste Rückzahlungsrate fällig. Das wissen wir aber schon sehr, sehr lange, dass dann die Rückzahlungsraten fällig sind! Denn das haben wir ungefähr im ersten Drittel der letzten Legislaturperiode mit einer anderen Umweltstadträtin beschlossen, und darüber ist viel diskutiert worden. 

Der Personalstand bei der MA 48 ist trotz massiver Leistungsausweitung gleich geblieben. Dazu sage ich als Gewerkschafter: So etwas möchte ich nicht gerne hören. 

Was gibt es dann als zusätzliche Leistungen, die das so teuer machen? - Wir haben eine Gratis-Biotonne, 19 Mistplätze werden angeführt, 30 Problemstoff-Sam-
melstellen, 180 Sammelgefäße und der neue Filter beim Flötzersteig. Da habe ich mich natürlich ein bisschen gewundert, dass es einen Vertrag zwischen der Fernwärme und der MA 48 gibt, wobei klar ist, dass die Filter nicht von der Fernwärme, sondern von der MA 48 bezahlt werden müssen. Das ist so, das ist ein Faktum, es stimmt. Das kostet meines Wissens 8 Millionen EUR, es ist dies eine Einmal-Ausgabe, und da denke ich mir: Das ist natürlich auch wirksam.

Was mich allerdings ein bisschen irritiert, ist: Bis 
jetzt war es so, dass es die Gratis-Biotonnen, die 19 Mistplätze, die 30 Problemstoff-Sammelstellen und die 180 000 Sammelgefäße, die da angeführt werden, auch vorher schon gegeben hat. Die hat es auch vor zwei Jahren schon gegeben, auch vor drei Jahren hat es sie schon gegeben, und da war nicht die Rede von einer ganz großen Erhöhung. Daher frage ich mich: Wo ist da die massive Leistungsexplosion, wenn es das auch voriges Jahr und vor zwei Jahren schon gegeben hat? Oder ist das genauso eine Fiktion, wie wenn ich sage: Die einen reden von Wahlbetrug, die anderen erzählen mir ein Gschichterl über massive Leistungsexplosionen?

Das Interessante an der Geschichte kommt aber wirklich erst dann, wenn man die Begründung für den Antrag im Finanzausschuss liest. Den habe ich vom Kollegen Margulies bekommen, und da steht drin: Der Verbraucherpreisindex, ja, der Anstieg der Preise für Treibstoffe, Schmiermittel und Energie, bei Rohöl Brent um 46,81 Prozent. Ich habe nicht gewusst, dass das beste Rohöl, nämlich die Sorte Brent, direkt in die Tanks der Müllautos fließt. Ich war der Meinung, es ist Diesel, und Diesel ist in dem Zeitraum nicht um 46 Prozent teurer geworden, sondern nur um 26 Prozent! Es ist also ei-
ne interessante Chuzpe, zu sagen: Brent ist um 46 Pro-
zent teurer geworden, aber den Diesel verschweigen wir.

Die nächste Geschichte war auch sehr interessant, eine nette Geschichte über die Umstellung der Altglassammlung auf ein lärmarmes Großbehältersystem. Dazu muss man sich einmal vorstellen, wie diese Geschichte bei der Glassammlung funktioniert. Es ärgert sehr viele Leute, wenn das Glas so hineingeworfen wird, dass es in der Früh pumpert, da wachen die Leute am Samstag und am Sonntag auf, und das ärgert die Menschen auch am Abend - keine Frage, da braucht es bessere Behälter. Nur: Wer zahlt die Behälter? Zahlt sie die MA 48? 

Ich war bis jetzt der Meinung, dass dann, wenn jemand ein Behältnis in Verkehr bringt - so heißt das nämlich in der Verpackungsverordnung -, Lizenzgebühren bezahlt werden müssen. Von den Lizenzgebühren - das läuft über ein großartiges System, das man natürlich auch bezweifeln kann, das ARA-System - bekommt dann die Stadt, weil sie das behandelt, in der MVA und sonst wo deponiert, Gelder aus diesen Lizenzgebühren. Meines Wissens ist es so, dass diese Behälter von der ARA bezahlt werden, also in dem Fall von der AGR bezahlt werden, und nicht von der MA 48.

Daher würde ich Sie bitten, in Zukunft dieses Argument auszulassen, weil das nämlich überhaupt keinen Einfluss auf die Müllgebühren hat. Ganz im Gegenteil, es ist so, dass im ARA-System viele Millionen EUR "gebunkert" sind, weil die Lizenzgebühren offensichtlich zu hoch sind. Nur: Dieses Geld bekommen nicht die Menschen zurück, die die Müllgebühr bezahlen, sondern es geht immer zurück an die In-Verkehr-Bringer. Meines Wissens zahle ich deswegen bei Billa, bei Spar oder sonst wo um nichts weniger.

Also noch einmal: Lassen wir die Kirche im Dorf, und sagen wir in Wirklichkeit, dass man es für ein paar Dinge braucht. Es sind schon einige Dinge, die eine Gebührenerhöhung notwendig machen, aber nicht um 28 Prozent und 20 Prozent. Dann sollte man, glaube ich, von der Geschichte herunterkommen und langsam, aber sicher nicht von der "Umweltmusterstadt Wien" sprechen, sondern die englische Übersetzung hernehmen. Die heißt nämlich "Environmentally Friendly Vienna", und das heißt nicht "Umweltmusterstadt", sondern "Umweltfreundliches Wien", und das sind zwei ganz verschiedene Dinge. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl Ing Stiftner hat sich zum Wort gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist nicht einmal zwei Monate her, dass es eine klare Feststellung der Umweltstadträtin Sima gegeben hat, dass kurzfristig keine Erhöhung der Müllgebühren bevorstehe. Nun verkündet sie diese, und wir wissen, dass wir heute hier zusammen sind, um zu erleben, wie mit absoluter SPÖ-Mehrheit die Müllgebühren um ein Fünftel und die Abwassergebühren um gar nicht bescheidene 28 Prozent erhöht werden. 

Gestählt durch das Fettnäpfchen-Schwimmerlebnis der Tempo 50-Geldverschwendungsaktion ging die Erklärung über diesen Bruch des Wahlversprechens der Frau Umweltstadträtin überraschend geölt über die Lippen. Da hat nur noch der legendäre Ausspruch "Read my lips" gefehlt, und schon wäre die Sache fast Hollywood-reif gewesen. 

Wir wissen allerdings zwischenzeitig, dass die Wählerinnen und Wähler ein viel besseres Gedächtnis haben, als manche im Rausch ihrer Macht getriebene sozialdemokratische Politikerinnen meinen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Denn noch zu Beginn dieses Jahres, und zwar genau am 3. Jänner dieses Jahres, hat die Frau Umweltstadträtin der Tageszeitung "Die Presse" ein Interview gegeben, und ich zitiere wörtlich daraus: „Im Budget für das nächste Jahr ist keine Gebührenerhöhung vorgesehen." Weiter heißt es dort: „Natürlich kann man das nicht für alle Zeiten ausschließen. Tatsache ist jedoch, dass es keine automatische Anpassung der Gebühren an den Verbraucherpreisindex gibt. Solange das Benzin teurer wird und es auch höhere Gehälter gibt, wird es irgendwann auch eine Gebührenerhöhung geben. Ich kann nur nicht sagen, wann das sein wird." - Zitat-Ende.

Das war nicht irgendwann im Lauf der Geschichte, sondern das war am 3. Jänner dieses Jahres, also vor nicht einmal zwei Monaten. So rasch kann sich das ändern. Heute haben wir die Gebührenerhöhungen, und wir haben die Indexanpassung, Frau Umweltstadträtin! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Budgetzahlen sprechen eine eindeutige Sprache. Wir haben eine Überdeckung in allen Bereichen der Geschäftsgruppe Umwelt, speziell im Bereich Abwasser um fast 10 Millionen EUR und im Bereich der Müllentsorgung um 20 Millio-
nen EUR. Das geht aus den Budgetzahlen hervor, die Sie im Voranschlag 2006 vorgelegt haben. Trotzdem verlangen Sie gemeinsam mit Herrn VBgm Rieder jetzt die Erhöhung der Gebühren. Aus unserer Sicht ist das für die Umwelt absolut unverständlich. 

In diesem Zusammenhang muss man sich auch die Aussagen von Herrn StR Rieder vor Augen halten; er hat in einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Ihnen erklärt, dass die Ausgaben im Bereich von Sozialem und Gesundheit davongaloppieren. Das zeigt von Ihrem Amtsverständnis, dass Sie Ihre Magistratsabteilungen, Frau Umweltstadträtin, für die verfehlte Ausgabenpolitik im Bereich von Sozialem und Gesundheit verantwortlich machen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie brauchen einen neuen Redenschreiber!)
Zugegeben, wenn die Mülltonnen in dieser Stadt 
überquellen würden, wenn sich der Hausmüll auf den Straße türmen würde und stinken würde, wenn Sie mit klapprigen Müllwägen durch Wien fahren würden und das Ganze auch noch mit einem kräftigen Minus im Budget versehen wäre, dann täte ich mir als Umweltsprecher der ÖVP wahrlich schwer, hier gegen diese Gebührenerhöhungen aufzutreten. Tatsache ist - und das wissen wir alle -, es sieht ganz anders aus! Aus diesem Grund ist es absolut notwendig, heute klar und deutlich Stellung gegen diese Erhöhung der Umweltgebühren zu beziehen. 

Ihre Umweltpolitik ist dazu geeignet, jene Abteilungen im Magistrat, die wirtschaftlich und erfolgreich arbeiten, zu bestrafen und das Geld den anderen zu geben, und das zum Schaden der Umwelt in dieser Stadt. Sie, Frau Stadträtin, fühlen sich offensichtlich wie ein moderner Robin Hood, der den reichen Umweltabteilungen das Geld wegnimmt, um es anderen zu geben, und tun dabei so, als wenn es Ihr eigenes Geld wäre. In Wirklichkeit schaden Sie mit diesem finanziellen Aderlass aber der Umweltpolitik dieser Stadt. Es ist dies nicht nur umweltpolitisch falsch, sondern auch höchst unsozial, weil es die Menschen dieser Stadt ohne soziale Unterscheidung gleichermaßen trifft.

Nach dem Desaster um die Tempo 50-Geschichte beweisen Sie einmal mehr, dass Sie die Umweltpolitik in dieser Stadt und Ihr eigenes Ressort überhaupt nicht im Griff haben, Frau Umweltstadträtin! Bei der Tempo 50-Geschichte waren Sie das Beiwagerl von StR Schicker, und jetzt sind Sie das Beiwagerl vom Herrn Vizebürgermeister - ebenso erfolglos, wie Sie hier auch dokumentieren können.

Budgetpolitisch machen Sie sich hier auch an einer Fehleinschätzung und einer Fehlentscheidung mitschuldig, indem Sie nämlich als ordentliche Managerin sicherstellen sollten, dass dort, wo Defizite bestehen, auch wirklich Strukturreformen angegangen werden und das Budget in Zukunft nicht noch weiter abhängig sein wird von den Überschüssen, die aus den Geldspritzen von MA 48, MA 30 und MA 31 resultieren. Aber ökonomische und betriebswirtschaftliche Argumentation sind Ihre Sache nicht, das wissen wir schon, und so, wie manche glauben, dass der Strom aus der Steckdose kommt, scheint es so zu sein, dass Sie glauben, dass das Geld aus den Säcken der Steuerzahler kommt. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Umweltstadträtin! Spätestens mit dem heutigen Tag haben Sie mitgeholfen, aus den Gebühren für Wasser- und Müllentsorgung Müllsteuern und Wassersteuern zu machen. Wir wissen ja, dass Gebühren dazu da sind, den Verwaltungsaufwand zu decken, der daraus resultiert. Was Sie hier aber machen - und da sind Sie ja der politische Erfinder -, ist eine Budgetloch-Stopfsteuer, wie man das nennen darf, nämlich eine klassische Umverteilung von Gebühren in das Steuersystem.

Ich muss ehrlich zugeben, Sie haben das gar nicht ungeschickt gemacht. Diese Steuererfindung hat nämlich für Sie noch den Riesenvorteil, dass sie diesmal nicht nur super sprudelt, sondern dass sie praktischerweise gar nicht so sehr die Bürger direkt ärgert, weil sie in den Betriebskostenabrechnungen erst in vielen Monaten zur Geltung kommen wird. Dann wird eben der eine oder andere sagen: Na, da hat wahrscheinlich wieder der Hausbesitzer kräftig zugelangt!

Haben Sie eigentlich bedacht, dass Sie der größte Hausbesitzer hier in dieser Stadt sind? Wahrscheinlich schon, denn mit Sicherheit - so lässt sich nur mutmaßen - werden Sie mit Ihrer SPÖ-Propaganda, und das sicherlich auch mit finanziellen Steuermitteln, eine entsprechende Propaganda in den Gemeindewohnungen starten, dass das natürlich auf eine unsoziale Bundesregierung und nicht auf die Stadtregierung zurückzuführen ist. Es sind aber nicht die Hausbesitzer, und es ist schon gar nicht die Bundesregierung, die sich an diesen Gebührenerhöhungen gesundstößt, sondern es ist diese Wiener Stadtregierung, die hier Fehlentscheidungen getroffen hat und weiter trifft. 

Was uns in diesem Fall aber fasziniert, ist nicht so sehr die Tatsache, dass Sie ein wirtschaftspolitisches Unverständnis an den Tag legen - das sind wir schon gewohnt -, sondern dass Sie auch einmal mehr dokumentieren, dass Sie als sozial gestaltende Kraft in dieser Stadt endgültig abgedankt haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, gemeinsam mit meinen Kolleginnen Ingrid Korosec und Karin Praniess-Kastner folgenden Antrag betreffend Bekanntgabe der Sozialhilferichtsätze einzubringen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, die Änderungen der Sozialhilferichtsätze bereits immer mit dem Jahresbeginn öffentlich bekannt zu machen.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung."

Hier geht es darum, die Mitbürgerinnen und Mitbürger nicht zu Bittstellern zu machen, also nicht die Gebühren zu erhöhen und ihnen nachher zu sagen, dass sie irgendwo Beihilfen einfordern und verlangen können. Geben Sie doch den Leuten das Geld, das ihnen zusteht!

Diese Abwassergebührenerhöhung ist ein Lehrbeispiel dafür, wie man es nicht macht. Es zeigt sich einmal mehr, dass Sie hier umwelt- und wirtschaftspolitisch lei-
der abgedankt haben. Wenn Ihr SPÖ-Chef Gusenbauer Wien als Modell für den Bund bezeichnet, dann freuen wir uns schon auf den Wahlkampf und auf das Ergebnis!

Wir von der Österreichischen Volkspartei fordern daher, damit Sie in die Lage versetzt werden, in Ihren Prozessen endlich einmal auch Ihre internen Reserven förm-
lich offen zu legen, statt immer nur auf der Gebührenseite die Schraube anzuziehen, einen sofortigen Gebührenstopp für drei Jahre. 

Ich erlaube mir auch hier, einen Antrag einzubringen, um Ihnen das Leben einfacher zu machen, gemeinsam mit meinem Klubobmann Dr Matthias Tschirf, dass wir einen sofortigen Gebührenstopp in dieser Stadt... (VBgm Dr Sepp Rieder, ein Dokument in die Höhe haltend: Beim Ausgabenstopp sehen Sie es nicht so! Da haben Sie einen Antrag vorgesehen, dass Sie die Steuerzahler bitten, für die Sanierung privaten Eigentums zu sorgen! Das haben Sie geschrieben!)
Sehen Sie, jetzt ist genau der Punkt eingetreten, dass wir endlich einmal dieses Thema aufgreifen sollten und einen Gebührenstopp verhängen sollten, damit Sie diese internen Effizienzreserven nutzen, die im Magistrat enorm vorhanden sind. Sie selbst haben ja vorgeschlagen, es auch zu privatisieren. Wir sind heute weit weg davon, dass das Unternehmen irgendwo börsenfähig wäre, wenn wir es theoretisch machen würden.

Deshalb ersuchen wir hier um Zustimmung zu einem Beschlussantrag auf sofortigen Gebührenstopp im Bereich des Wiener Magistrats und der kommunalen Dienstleistungen, die im Eigentum der Stadt Wien stehen. Wir ersuchen, einen Gebührenstopp für mindestens drei Jahre zu verhängen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Dass es in der Geschäftsgruppe Umwelt genügend flüssige Mittel gibt, ist allen hinlänglich bekannt. Aber wenn es darum geht, endlich einmal umweltpolitische Maßnahmen zu setzen, dann heißt es immer: Es ist kein Geld vorhanden. Beispiele gefällig? - Gerne: Es gibt bei-
spielsweise kein Geld für die von uns geforderte Sperrmüllaktion. Es gibt kein Geld für die Anschaffung von mindestens 15 - Herr Klubmann, nicht 250, sondern 15! - Solesprüheinrichtungen zur Feinstaubbekämpfung. Es gibt kein Geld für die neue Biotonnen-Waschanlage, deren Fehlen die Biotonnenaktion in Innenstadtbereichen unmöglich macht. 

Es gibt kein Geld für eine neue MA 48-Zentrale, obwohl die jetzige Ihren eigenen Aussagen zufolge aus allen Nähten platzt. Die MA 48 wird offensichtlich ohnehin als der Big Spender des Magistrats gesehen, denn sie hat auch den Fuhrpark über und ist damit auch für die Anschaffung sämtlicher Autos oder zumindest fast aller Autos im Magistrat verantwortlich. Diese Verquickung ist sicherlich nicht dazu geeignet, Transparenz und Kostenwahrheit auch im Budget zu erzielen. 

Dass dann auch noch der Freundschaftsdienst eines Grundstücksankaufs um 660 Millionen ATS dazukommt und dass es auf der Wasserseite eine ähnlich hohe 
Überdeckung gibt, die auch nur zum Budgetlochstopfen dient, sei ergänzend erwähnt. 

Wenn es aber darum geht, zum Beispiel die 20 000 Senkgruben in Wien, die das Grundwasser belasten, endlich einmal zu sanieren, heißt es: Kein Geld vorhanden! Wenn es darum geht, den Wienfluss zu re-
naturieren, heißt es: Kein Geld vorhanden! Wenn es darum geht, das Programm Wiens zur Verbesserung der Abwasserqualität endlich in einem überschaubaren Zeitraum durchzuführen, heißt es: Kein Geld vorhanden! Und auch in anderen Bereichen wie Grünhofförderung oder 1 000-Hektar-Programm ist nichts dergleichen umgesetzt worden, Frau Umweltstadträtin! Es ist geradezu ein unhaltbarer Zustand, wenn wir heute Gebühren erhöhen (GR Jürgen Wutzlhofer: Ihr Vorschlag auf Gebührenstopp!), gleichzeitig Umweltprojekte entweder zu stornieren oder auf die lange Bank zu schieben, sehr geehrte Damen und Herren!

Jetzt weiß ich schon - und der Herr Vizebürgermeister hat es heute bereits gesagt -, dass angeblich die Gebühren in Wien so niedrig sein sollen im Vergleich zu anderen, was auch immer, Kommunen. Wir haben uns das sehr genau angeschaut, und ich habe Ihnen hier, da-
mit Sie es sich anschaulich vorstellen können, beispielsweise einen Vergleich der Kanalgebühren gemacht. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe, die ein Balkendiagramm zeigt.) Wenn Sie sich das anschauen, dann sehen Sie hier die Position von Wien, und wenn Sie das auf die Kanallänge beziehen - weil die Größe eines Netzes ganz relevant ist -, dann sind Ihre Einnahmen, die daraus resultieren, 93 EUR pro Meter Kanal. (Heiterkeit bei VBgm Dr Sepp Rieder.) In Graz ist es die Hälfte, in Salzburg noch weniger, in Linz ein Drittel davon. (Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das sind die realen Zahlen, die aus Ihrem Budget resultieren. Streuen Sie den SteuerzahlerInnen nicht länger Sand in die Augen, das sind die realen Zahlen: Sie sind die teuerste Stadt in dieser Republik! (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Umweltstadträtin! Mir ist auch ganz klar, warum Sie heute diese Gebührenerhöhung mittragen. Denn als Umweltpolitikerin - so viel nehme ich Ihnen ab - können Sie es inhaltlich ja gar nicht mittragen, aber nach dem Tempo 50-Desaster müssen Sie sich gegenüber Ihrem Chef, dem Herrn Bürgermeister, offensichtlich rehabilitieren. Es ist wirklich ein schwerer Schlag, den Sie dieser Stadtregierung und auch der Glaubwürdigkeit der SPÖ versetzt haben, Frau Umweltstadträtin! Aber es kann doch nicht sein, dass Ihr Imageschaden in den eigenen Reihen dazu führt, dass Sie die Interessen der Umwelt in Form dieser Gebührenerhöhung einfach zugunsten der Wiedererlangung Ihrer persönlichen Reputation in der Stadtregierung zurückstellen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist so absurd!)
Ich fordere Sie daher auf, Frau Sima: Machen Sie Schluss, ziehen Sie den Antrag auf Gebührenerhöhungen zurück und schließen Sie sich unserem Antrag auf Gebührenstopp an!

Ihre Politik der gebrochenen Wahlversprechen hat nicht nur Schaden an der Sozialdemokratischen Partei hier in Wien verursacht - und Sie werden mir glauben, dass mir das nicht so ein besonderes Anliegen ist -, sondern es hat auch - und das ist mir als verantwortungsbewusstem Mandatar in dieser Stadt sehr wohl ein Anliegen - vor allem dem Wirtschaftsstandort Wien enormen Schaden zugefügt. Diese Erhöhungen gehen natürlich zu Lasten jedes Einzelnen der sozial Schwachen, und genauso treffen sie auch die Wiener Wirtschaft. Es muss einen Grund haben, warum Wien als Wirtschaftsstandort in fast allen Statistiken die rote Laterne bekommen hat. 

Damit Sie sehen, dass Sie nicht nur sozialpolitisch und umweltpolitisch, sondern generell Schiffbruch erlitten haben, muss man hier wohl auch noch einmal unterstellen, Frau Umweltstadträtin, dass Sie in der Umweltpolitik nun offensichtlich schon komplett resigniert haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es hat ja Vor- und Nachteile, wenn man gegen Ende der Debatte zu Wort kommt. Auf der einen Seite ist schon sehr, sehr viel gesagt worden, auf der anderen Seite hat man natürlich die Möglichkeit, auf die Vorrednerinnen und Vorredner entsprechend einzugehen. 

Zu meinem unmittelbaren Vorredner fällt mir wirk-
lich nur eines ein: Offensichtlich haben Sie eine Bewerbungsrede für die Aschermittwochveranstaltung der Freiheitlichen Partei gehalten; sie war zwar inhaltlich dorthin passend, aber Sie hätten das mit mehr Emotionen vortragen müssen. Es war wirklich ganz einfach lächerlich! Denn wenn Sie sich als ÖVP-Vertreter hier herstellen, von Wirtschaftspolitik und von Umweltpolitik sprechen und hier auch noch Verantwortung einmahnen, dann ist das wirklich lächerlich. Schauen Sie sich die Wirtschaftspolitik der vergangenen Jahre auf Bundesebene an, dann werden Sie feststellen, warum das so lächerlich ist. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Darum geht es mit Wien auch nicht bergauf!) Ich komme auch noch darauf zurück und werde Ihnen einige Beispiele nennen. 

Aber ganz besonders möchte ich auf die Ausführungen des Herrn Strache und des Herrn StR Schock eingehen. Denn einerseits habe ich von früher her Herrn Dr Schock als einen durchaus seriösen Ansprechpartner im freiheitlichen Klub in Erinnerung, der auch fachlich und sachlich hin und wieder versiert aufgetreten ist, der ruhig argumentiert hat und mit dem man durchaus das eine oder andere besprechen konnte. Was sich in letzter Zeit und was sich besonders heute hier von diesem Rednerpult aus abgespielt hat, das ist, muss ich sagen, wirklich ungeheuerlich und unglaublich. (StR DDr Eduard Schock: Die Wahrheit hören Sie nicht gern! Das ist das Problem!) 

Nein, ich muss Ihnen sagen, das hat überhaupt nichts mit Wahrheit oder Unwahrheit zu tun. (StR DDr Eduard Schock: Sie wollen die Wahrheit nicht hören!) Ich möchte darauf gar nicht eingehen, ich begebe mich diesbezüglich nicht auf Ihr Niveau. (StR DDr Eduard Schock: Die Wahrheit tut Ihnen weh!) Aber ich sage Ihnen schon etwas. (Beifall bei der SPÖ. - StR DDr Eduard Schock: Und dass Sie nicht sachlich antworten, zeigt, dass Sie selbst ein schlechtes Gewissen haben! Sagen Sie in der Sache etwas!) 

Wenn Sie schon wollen, dass man darauf eingeht, dann fallen mir zwei Sachen ein. Das eine ist, es gibt einen Wiener Spruch zu Ihren Aussagen über "Wahlbetrug" und so weiter, und auch zu den Ausführungen des Herrn Strache, nämlich: "Wie der Schelm denkt, so ist er." (GR Harry Kopietz, in Richtung FPÖ: ...nicht im Bund! Aufpassen!) Das ist das eine. Und wenn Sie das Wort "Wahlbetrug" in den Mund nehmen, dann fällt mir ein Plakat ein, da ist ein Text draufgestanden: "Er hat euch nicht belogen." Damals haben Sie dem noch zugejubelt, jetzt wollen Sie es nicht mehr so gerne hören, aber das ist nun einmal so. 

Wenn wir schon darüber sprechen - und das gilt jetzt auch für die Vertreter der ÖVP, im Besonderen für Matthias Tschirf -: Sie befinden sich mit Ihren Aussagen hier in einem Wettbewerb mit der FPÖ, dessen Unseriosität und Ankündigungen einen wirklich nur den Kopf schütteln lassen können und der ungeheuerlich ist. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ist es seriös, wenn Sie Gebühren erhöhen, wenn Sie keine Gebühren erhöhen müssen?) 

Schauen wir uns einmal an, wie Sie argumentieren. Sehr oft wurden heute die Wählerinnen und Wähler ins Treffen geführt, sie wurden immer wieder genannt im Zusammenhang damit, wie wichtig das ist und wie froh sie sind, dass das jetzt über die Bühne geht, denn sie wissen - nämlich die Wählerinnen und Wähler -, woran sie sind. - Jawohl, sie wissen, woran sie sind! Denn wissen Sie, was bedenklich ist? Ich werde Ihnen jetzt ein paar Aussagen vorlesen, die Ihnen vielleicht bekannt vorkommen, die Sie aber nicht so gerne hören werden. 

Bildungsministerin Elisabeth Gehrer spricht sich gegen die Einführung von allgemeinen Studiengebühren aus: „Das Grundstudium ohne Gebühren ist mir ein Anliegen." - APA-Aussendung. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sind wir jetzt bei den...?) Denken Sie einmal ein bisschen darüber nach, welche Situation wir jetzt haben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Lenken Sie nicht schon wieder ab!)
Der nächste Punkt (GR Mag Wolfgang Gerstl: Bleiben wir bei den Abwassergebühren! Bei den Müllgebühren!): Brinek, ÖVP-Wissenschaftssprecherin: „Österreich drohen keine Studiengebühren. Der Bildungsgang von der Volksschule bis zum akademischen Abschluss wird auch weiterhin von der Gesellschaft getragen werden." Das sind Ankündigungen! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Reden wir vom Tagesordnungspunkt! Abwassergebühr! Kanalgebühr!)
Oder: New Public Management heißt auch Kostenrechnung, dann werde man auch wissen, ob etwa die Passgebühr kostendeckend ist; bei der jüngsten Erhöhung dieser Gebühr ist allerdings ein anderes Motiv im Vordergrund gestanden, das mit der neuen Verwaltung nichts zu tun habe, wie Finz, der Ihnen, glaube ich, auch nicht unbekannt ist, gesagt hat: (GR Mag Wolfgang Gerstl: Passgebühr gehört schon zur Gemeinde?) "Wir haben es halt gemacht, weil uns noch etwas im Budget gefehlt hat." (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sorry! Passgebühren sind nicht Gemeindeangelegenheit!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier sind Ankündigungen gemacht worden, die tatsächlich nicht eingehalten wurden. Bei uns - und das ist nämlich das Gegenteil - wissen die Wählerinnen und Wähler, woran sie sind. Sie wissen - sie haben die Wahl, und sie haben diese Wahl auch dementsprechend getroffen -, dass es bei uns, der Sozialdemokratie, um Verlässlichkeit und Seriosität geht, dass es um Wirtschaftskompetenz geht und dass es um soziales Engagement geht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich noch ein paar Anmerkungen zur Wirtschaftspolitik machen, weil natürlich auch das von Ihnen angesprochen wurde. Ich kann Ihnen das ganz einfach nicht schenken. Es wurde von der ÖVP angekündigt, vom Herrn Bundeskanzler persönlich, wie gut in unserem Land alles ausschauen wird. Aber wie schauen wir jetzt tatsächlich aus?

Ich lese Ihnen dazu ein paar Punkte vor: Das Wirtschaftswachstum ist im Jahr 2005 geringer als 1999. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die Arbeitslosigkeit ist im Jahr 2005/2006 höher als 1999. Das Beschäftigungswachstum ist schwächer als im Jahr 1999. Die Inflation ist um ein Vielfaches höher als im Jahr 1999. Das Wachstum des privaten Konsums ist geringer als im Jahr 1999. Die Zahl schlecht bezahlter Jobs ist so hoch wie nie zuvor. Die öffentliche Investitionsquote ist die niedrigste in ganz Europa. Und die Staatsschulden sind heuer um 29 Milliarden EUR höher als 1999. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die geringste Erhöhung seit Jahren!)
So schaut die Politik auf Bundesebene tatsächlich aus! Das ist in Wirklichkeit ein krasser Widerspruch zu dem, was Sie unter Bundeskanzler Schüssel angekündigt haben. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Lassen Sie sich die Zahlen... vorlegen!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich noch einmal auf die heutige Debatte zurückkommen. Was stellen Sie sich überhaupt vor? Was stellen Sie sich überhaupt vor, wenn Sie sich hier herstellen und Folgendes sagen: Die einen sprechen von drei Jahren Gebührenstopp, die anderen sprechen von fünf Jahren Gebührenstopp, und dann machen Sie, Herr Kollege Stiftner, noch Anmerkungen über Müllberge, klapprige LKW und so weiter. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ich möchte eine Gebührenerhöhung nur dann haben, wenn sie betriebswirtschaftlich notwendig ist!) Das wäre möglicherweise ein Szenario, wenn die ÖVP in Wien das Sagen hätte, aber das wird es in Wien nicht geben, solange die Sozialdemokratische Partei das Sagen hat. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber Sie machen eine Gebührenerhöhung, weil Sie es finanzpolitisch nicht schaffen! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, besonders von der ÖVP! Je lauter Sie schreien, desto untauglicher werden Ihre Argumente. Das ist ganz einfach so. Sie tun sich natürlich sehr, sehr schwer, denn manche in Ihrer Partei sehen sich nach wie vor auch als Wirtschaftsvertreter und bemühen sich, aber Sie haben diese Wirtschaftskompetenz - leider, muss ich sagen - schon sehr, sehr lange abgegeben.

Sie müssen sich schon darüber Gedanken machen, dass es, wenn man die Verantwortung in einer Regierung hat, gewisse Maßnahmen gibt, die hin und wieder nicht angenehm, aber doch notwendig sind. Da geht es auch darum, dass man sich das genau überlegt: Was ist für die Wienerinnen und Wiener dringend notwendig? Was brauchen Sie? Was ist im Vordergrund? Was muss man wirklich machen? 

Wir machen es uns nicht leicht, wenn es zu Anpassungen kommt. Ich habe schon einmal erwähnt und möchte es noch einmal wiederholen: Da geht es um bestmögliche Serviceleistungen für die Wienerinnen und Wiener. Da geht es um bestmögliche Dienstleistungen für die Wienerinnen und Wiener. Da geht es um Investitionen - die auch der Wirtschaft zugute kommen - für die Wienerinnen und Wiener. Da geht es um Arbeitsplätze, da geht es um soziales Engagement, und da geht es um soziale Absicherung. Das alles machen wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sehr gerne, und wir sind sehr stolz darauf, dass die Wählerinnen und Wähler, die Sie heute sehr oft genannt haben, diesen Weg auch unterstützen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Die Ärmsten der Armen, für die erhöhen Sie die Kosten! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich zum Schluss noch eines sagen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Für die Ärmsten der Armen!) Ich bin im Gegensatz zum Herrn Vizebürgermeister eigentlich traurig darüber, dass es hier nicht mehr Öffentlichkeit gibt. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir sind auch sehr, sehr traurig!) Ihre Beiträge sollten sich die Wienerinnen und Wiener sehr wohl genau ansehen (GR Mag Wolfgang Gerstl: 80 Jahre SPÖ...!), denn dann wird es weiterhin so sein, dass wir von einem Wahlerfolg zum anderen eilen, und das wird uns besonders freuen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Wortmeldung: Frau amtsf StRin Mag Sima. - Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte noch ein paar inhaltliche Argumente zur Debatte beitragen, weil gerade von Seiten der GRÜNEN ein bisschen bezweifelt worden ist, dass es inhaltliche Argumente aus der Geschäftsgruppe für diese Gebührenerhöhung gibt. Ich glaube, dass wir sehr gute inhaltliche Argumente vorgelegt haben. 

Nur in Stichworten, Sie haben es ja dem Antrag durchaus auch entnehmen können: Ich verweise nur auf die Kläranlage, die wir gebaut haben, unser ganzes Ge-
wässerschutzprogramm, die Kanalnetzsteuerung, den neuen Wientalkanal, die neuen Sammelkanäle, den Lie-
singbach-Sammelkanal. Das war eine gigantische Investitionssumme, die wir da getätigt haben, von 424 Millio-
nen EUR, und das ist umso wichtiger, weil wir wissen, dass die öffentlichen Investitionen von Bundesseite massiv zurückgegangen sind und es der Stadt Wien ein großes Anliegen ist, gerade in Zeiten schwacher Konjunktur zu investieren und auch Arbeitsplätze zu schaffen. 

Auf der anderen Seite ist es, glaube ich, auch eine sehr, sehr gute und wichtige Umweltinvestition, auf die wir alle stolz sind, dass wir gemeinsam gern diese Kläranlage eröffnet haben. Aber jetzt, da es an die Rückzahlung und um die Betriebskosten geht, sehe ich alle ein bisschen verschwinden und sagen: Na ja, die Kläranlage war schon super, aber zahlen, hm? - 80 Millionen EUR zahlen wir jährlich an Rückzahlungen, 18 Millionen EUR machen die Betriebskosten aus, die dazukommen. Das sind keine kleinen Summen, und das können wir nicht aus der Portokasse zahlen. Daher denke ich, die Begründungen sind handfest, sie liegen auf dem Tisch, und das kann auch wirklich jeder nachvollziehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ebenso ist es bei der MA 48, auch hiefür gibt es gute Begründungen. Wir haben die Verbrennungs-ALSAG; da habe ich noch im Parlament persönlich dafür gekämpft, dass sie ein Jahr später kommt, geplant war sie schon für 2005. Das belastet natürlich Wien massiv, weil wir vor allem auf die Müllverbrennung setzen. Wir haben die Raten für die MVA 3 und für die Biogasanlage - auch ein gemeinsames Projekt - jetzt ebenfalls zu leisten. Das sind durchschnittlich rund 11 Millionen EUR im Jahr, und das sind keine kleinen Summen.

Ich kann nur noch einmal sagen: Von nichts kommt nichts. Wenn wir uns dazu bekennen, solche High-Tech-Umweltprojekte in Wien zu machen - und dazu bekennen wir uns als SPÖ -, dann muss man natürlich auch irgendwann die Rechnung zahlen, das ist völlig klar. Das legen wir jetzt auf den Tisch, und ich persönlich halte das für eine sehr, sehr gute Investition in die Zukunft, weil wir dann unseren Kindern eine intakte Umwelt übergeben können, intakte Flüsse, intakte Gewässer und ein Wien, das nicht mit zusätzlichen Deponien übersät ist, sondern wo der Müll ordnungsgemäß und vorbildlich in einer Hand entsorgt wird: In der Hand der Stadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP! Ich habe ja bei Ihrer Graphik fast lachen müssen; ich weiß nicht, wie lange Sie herumgesucht haben, bis Sie die Einnahmen pro Laufmeter Kanal gefunden haben. Ich glaube, wir einigen uns darauf, dass es darauf ankommt, was die Leute zahlen, und dass das der relevante Faktor ist. Da haben Sie offensichtlich nicht belegen können, dass Wien da teurer ist, deswegen habe Sie auf diese Verlegenheitslösung zurückgreifen müssen. Denn wenn Sie die Zahlen anschauen, so sprechen die für sich: Wien liegt absolut im unteren Bereich. (Zwischenruf von GR Dipl Ing Roman Stiftner. - GR Christian Oxonitsch: Das erklären Sie den Grazern! Viel Spaß!)
Genau, dann gehen wir jetzt einmal zu den konkreten Zahlen! Graz, eine Stadt mit einem ÖVP-Bürgermeister: Wie viel zahlt man dort für die Entleerung einer 120 l-Tonne pro Jahr? Sie können gerne mitraten, ich kann es Ihnen auch verraten: 339 EUR zahlt man dort. (GR Harry Kopietz: Hört, hört!) Wie viel zahlt man in Wien? 196 EUR - das ist eine Differenz von 140 EUR im Jahr! Und Sie stellen sich hierher und zeigen mit dem Finger auf uns? (GR Dr Matthias Tschirf: Zu welcher Partei gehört der Finanzstadtrat?) Machen Sie einmal Ihre Hausaufgaben, und dann reden wir weiter! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Zu welcher Partei gehört der Finanzstadtrat? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Oder schauen wir nach Klagenfurt: Dort zahlt man 221 EUR. Wir sind österreichweit am günstigsten, mit dem größten Leistungsspektrum - die MA 48 muss sich da überhaupt nicht genieren -, und wir tätigen wichtige Investitionen in die Zukunft. Dazu stehen wir! Natürlich kostet das etwas, natürlich ist es nicht lustig, Gebühren zu erhöhen, aber diese Investitionen setzen wir sinnvoll für die nachfolgenden Generationen, und dazu stehe ich! (Beifall bei der SPÖ.)
Wissen Sie, meine Damen und Herren, ein bisschen sehe ich bei Ihnen schon einen Widerspruch. Einerseits kritisieren Sie diese Gebührenerhöhung, andererseits kommen Sie mit so einer Liste an sündteuren Wünschen, was wir nicht alles zahlen und finanzieren sollen. Gerade heute wieder kommt dieser höchst amüsante Antrag - das macht nämlich auch die MA 48 - zur Entfernung von Schmierereien auf Wiener Gebäuden; und zwar wird hier verlangt, dass wir das gratis machen sollen, auch für alle privaten Hausbesitzer. Das ist eine nette Verlagerung der Kosten von den Privaten zur öffentlichen Hand, zahlen sollen es wir!

Solekehrmaschinen, kostenlose Sperrmüllentsorgung, Partikelfilter - Sie haben netterweise ohnehin alles aufgeführt, das ist so eine Liste! Haben Sie sich schon einmal gefragt, wer das finanziert? Haben Sie sich schon einmal Gedanken darüber gemacht, wer diese Wünsche, diese teuren Wünsche, erfüllt? Wir haben keine Budgetüberschüsse, die MA 48 hat ein jährliches Defizit von 50 Millionen EUR. Wenn Sie das Budget lesen könnten, dann wüssten Sie das und würden sich nicht hier herstellen und etwas von irgendwelchen Überschüssen reden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe jetzt versucht, inhaltlich noch ein bisschen aufzuklären. Ich glaube, dass wir heute wirklich guten Gewissens hier stehen und sagen können: Wir tätigen gute Investitionen in die Zukunft, in die Zukunft unserer Kinder, in die Zukunft unserer Umwelt. Wir nehmen unsere Verantwortung wahr und erledigen auch manchmal unangenehme Aufgaben, damit wir dann Ihre Wünsche erfüllen können. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 73 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokratie angenommen.

Ich lasse bei der Post 73 über die drei eingereichten Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen. 

Der erste Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft einen Gebührenstopp in Wien für die Dauer der Legislaturperiode. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt und somit mehrheitlich abgelehnt.

Ich lasse über den Antrag der ÖVP betreffend Bekanntgabe der Sozialhilferichtsätze abstimmen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der ÖVP, den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend unterstützt und abgelehnt.

Ich lasse abstimmen über den ebenfalls von der ÖVP eingebrachten Antrag betreffend sofortigen Gebührenstopp der Stadt Wien für drei Jahre. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt und somit abgelehnt. (GR Dr Matthias Tschirf, in Richtung von GR Mag Rüdiger Maresch, der im Zuge eines Gesprächs gestikuliert hat: Und einem GRÜNEN! Maresch! - Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 74. 

Wer für die Post 74 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokratie mehrheitlich angenommen.

Zur Postnummer 74 gibt es keine zusätzlichen Anträge.

Wir kommen zur Postnummer 82. Sie betrifft die 2. Gemeinderatssubventionsliste 2006. 

Hiezu gibt es keine Wortmeldung. Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen.

Ich lasse zuerst über die Subvention an den Verein Wiener Wohnberatung abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen.

Ich lasse über die Subvention an den Verein Freunde des Militärkommandos Wien abstimmen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und FPÖ mehrheitlich angenommen, die GRÜNEN haben hier nicht mitgestimmt.

Ich lasse über den Rest der Subventionsliste abstimmen.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 77 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung bezüglich der Finanzierung der Wiener Lokalbahnen AG.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. - Bitte.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann den Herrn Berichterstatter beruhigen: Wir stimmen diesem Akt selbstverständlich zu, weil es eine ganz wichtige Entscheidung ist, Investitionen in diese Richtung zu treffen.

Mein Redebeitrag wird sich relativ kurz halten. Ich möchte einen Resolutionsantrag einbringen, unterstützt von den GRÜNEN, von der FPÖ und von uns, betreffend das Öffentliche Personennah- und Regionalverkehrsgesetz der Bundesregierung. Dieser Gesetzentwurf ist am 16. Jänner - ich meine, die Vermutung liegt nahe, dass genau der Tag gewählt wurde, an dem die Verspätungsstatistik der Österreichischen Bundesbahnen verlautbart wurde - den Bundesländern zugegangen. 

Wir sprechen uns gegen diesen Entwurf aus, mit dementsprechenden Ausformungen. Mir ist bekannt, dass dieser Antrag bereits verteilt und zur Kenntnis gelangt ist. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wer für die Postnummer 77 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wer für den vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der ÖVP mit Unterstützung aller anderen Parteien angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 57 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7744 im 22. Bezirk, KatG Aspern, Eßling, Landjägermeisteramt und Kaiserebersdorf-Herrschaft.

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Es gelangt die Postnummer 63 zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7738 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf I.

Wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 66 und 67 der Tagesordnung - sie betreffen eine Akonto-Subvention für die Wiener Land- und Forstwirtschaft sowie eine Subvention an die Landwirtschaftskammer Wien - zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? - Dies ist nicht der Fall, Sie sind damit einverstanden.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Lindenmayr, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Siegi Lindenmayr: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Prof Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte es kurz machen. Da der Antrag aus der MA 58, was die Subventionen betrifft, bis auf ein Wort und die Zahlen wortidentisch ist mit all den Anträgen, die im Lauf der Jahre vorgelegen sind - nämlich genau das Gleiche besagt wie in all den Jahren vorher: Es gibt kei-
ne Maßnahmen, die sozusagen die Förderpraxis ökologisieren -, lehnen wir diesen Antrag ab.

Die zweite Geschichte betrifft die Landwirtschaftskammer. Da lehnen wir auch die unterstützenden Zahlungen ab, weil wir glauben, dass der Landwirtschaftskammer noch nicht eingefallen ist, wie man das Bauernsterben in Wien besser in den Griff bekommt - dies erstens -, und weil zweitens die Politik der BTO gegenüber den Landwirten und Landwirtinnen in Wien noch immer keinen Niederschlag in einem Landwirtschaftsbericht ge-
funden hat.

Drittens glauben wir, dass sich die Landwirtschaftskammer Wien endlich damit auseinander setzen sollte, dass sich die Landwirtschaft in Wien nicht irgendwo im Marchfeld befindet, sondern dass sie stadtnah ist und dass man mit der Landwirtschaft anders umgehen sollte. Deswegen lehnen wir auch das ab.

Also beide Male: Nein. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter. (GR Godwin Schuster: Walter, MAS!) Nicht über MAS spotten, das müsstet ihr erst machen! - Bitte.

GR Norbert Walter, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist noch nicht lange her, dass wir in diesem Hause den Landwirtschaftsbericht diskutiert haben. Was darin auffällig war, ist, dass die Betriebsaufgaben rückläufig sind - wenngleich sie auch noch sehr schwach rückläufig sind - und dass die Produktion zugenommen hat. Aber was passiert ist, ist, dass die Ertragslage bei den Bäuerinnen und Bauern, den Weinhauern und den Gärtner ganz schlecht ist. Weil eben die Ertragslage so angespannt ist, kommen die Förderungen, die wir heute beschließen, gerade recht, wenngleich es dabei auch ein weinendes Auge gibt. 

Zu Herrn Margulies, der vorhin über die soziale Kompetenz und so weiter gesprochen hat, möchte ich schon eines sagen. Es sind auch die Bäuerinnen und Bauern, die Weinhauer und die Gärtner hier in Wien, und Sie wissen, dass deren Erträge und vor allem die Einkommen nicht gerade berauschend sind. Ich denke, man soll nicht eine Gruppe gegen die andere ausspielen, sondern wir brauchen beides, und wir brauchen alles hier.

Es liegt an uns, den erfolgreichen Weg der Wiener Landwirtschaft fortzusetzen. Ich glaube, die ÖVP ist im-
mer ein Garant dafür gewesen. Deswegen werden wir auch beiden Geschäftsstücken zustimmen.

Aus der Fülle der Aktivitäten, die wir damit fördern, seien nur ein paar herausgenommen. Das eine sind die umfassenden Ausbildungen für Betriebsübernehmer, die Beratung in Rechts- und Förderangelegenheiten, die Förderung des biologischen Landbaus oder Investitionsförderungen in Modernisierungsmaßnahmen. Wir haben es letztendlich selber in der Hand, und vor allem Wien hat es selber Hand, die Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft zu verbessern. Ich glaube, dass die hohe Qualität der Produkte und die Unterstützung der biologischen Wirtschaftsweise noch deutlicher hervortreten muss. Österreich hat hier eine Vorreiterrolle in Europa, und wir brauchen nicht so zu tun, als ob wir das nicht beispielgebend machen könnten.

Sie wissen, dass die Förderung der Unterstützung der guten landwirtschaftlichen Praxis in Wien gilt. Ein wesentliches Element ist es auch, dass wir etwas zur Erhaltung der Kulturlandschaft beitragen. Die nachhaltige Förderung der Betriebe, die nachhaltige Bewirtschaftung der Betriebe und vor allem die Nutzung der Flächen, nur diese Dinge tragen dazu bei, dass das auch gewährleistet ist.

Da ich gesagt habe, dass es mit einem weinenden Auge geschieht: Es stimmt mich immer noch traurig, dass wir zwar für die diversesten Förderungen in diesem Hause und in dieser Stadt Geld und Fonds haben, aber ein Landwirtschaftsförderungsfonds, der ähnlich dem WWFF gestaltet ist, noch immer fehlt. Es wäre dies ein Fonds, der die Böden bereitstellen könnte, der Fördermodelle durchaus noch ökologischer gestalten könnte und der das Marketing für die Produkte bereitstellen könnte.

An die Adresse der GRÜNEN muss da ich schon eines sagen. Eigentlich ist es an der Zeit, Farbe zu bekennen, und es ist zu wenig, sich nur das Deckmäntelchen der PR-GRÜNEN umzuhängen. Denn eines ist klar: Wenn wir ökologische, nachhaltige Politik haben wollen, dann müssen wir uns für den Weg der Wiener Landwirtschaft entscheiden. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Es ist auch klar, dass die Bäuerinnen und Bauern, die Weinhauer und die Gärtner schon länger grün sind als Sie, da müssen Sie früher aufwachen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Jedes Jahr werden 2 Prozent verdrängt!) 

Und ich sage Ihnen: Die Politik der verbrannten Erde ist ein bisschen zu wenig, und Sie wissen das. (GR Mag Rüdiger Maresch: ...gehen 2 Prozent jedes Jahr! Sie haben keine Ahnung!) Deshalb wäre es gut, wenn Sie noch einmal darüber nachdenken. Denn ich glaube nicht, dass Sie hinausgehen wollen und den Bäuerinnen und Bauern sagen wollen: Nein, wir stimmen dagegen, weil wir dagegen sind, dass ihre Einkommen zumindest etwas wachsen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr seid die Großbauernpartei!) 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung und danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hursky. Ich erteile es ihm.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr Vorsitzender!

Ich möchte mich für die Worte von Herrn Walter recht herzlich bedanken. Er hat wieder einmal darauf hingewiesen, wie wunderbar die Landwirtschaft in Wien funktioniert, wie wichtig sie für Wien ist und welche Versorgungsaufgabe sie in diesem Land hat. 

Ich glaube, es ist für die Zukunft ganz, ganz wichtig, dass wir, wenn wir von Förderrichtlinien sprechen, auch darauf eingehen können, dass - wie Herr Mag Maresch ausgeführt hat - die Ökologisierung sehr wichtig ist, auch wenn wir im heutigen Moment finanziell noch nicht so auf die Ökologisierung eingehen können, wie wir es gerne hätten. Wichtig ist auch der Zusammenhang mit der ÖPUL-Förderrichtlinie, dass es gerade hier zu einer Abstimmung kommt, wo die Richtlinien zwischen der EU und Österreich abgestimmt werden. Da ist es auch ganz wichtig, dass wir intervenieren, damit wir zukünftig die Möglichkeit zu diesbezüglichen Förderrichtlinien haben, sodass man zum Beispiel auf das Problem der gentechnikfreien Bewirtschaftung eingehen kann. 

Ich glaube, dass es, wenn wir auf die Ökologisierung eingehen wollen, ganz, ganz wichtig ist, dass wir darüber nachdenken, wie wir an unsere Landwirte herankommen. Wir haben zurzeit einen Stand von rund 40 Prozent der Wiener Landwirtinnen und Landwirte, die die Wiener Deklaration zur Gentechnikfreiheit unterschrieben haben. Hiezu möchte ich sagen: Was wirkt, ist das persönliche Werben unserer Mandatarinnen und Mandatare, dass wir direkt mit den Bauern und den Bauernvertretern dieses Thema angehen. Das ist wichtig. Ich habe es mir bereits selbst vorgenommen, und wir haben es mittlerweile geschafft, dass wir in Favoriten zusätzlich vier Winzer von dieser Idee überzeugt haben. 

Daher ist es mir wichtig, dass wir unsere Wiener Landwirtschaft mit unseren Förderungen und Subventionen auch weiterhin in einem gleich großen Maß unterstützen, wie wir es in der Vergangenheit getan haben. Mit diesen Argumenten möchte ich auch die GRÜNEN bitten, diesen beiden Anträgen zuzustimmen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Schlusswort? - Nein.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 66 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wir stimmen nun über die Postnummer 67 ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch dies wird ohne die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Nunmehr darf ich Herrn Kollegen Reiter bitten, mich nach Aufruf des nächsten Tagesordnungspunktes für 5 Minuten abzulösen. 

Wir gelangen zur Postnummer 53. Sie betrifft die Eröffnung eines neuen Ansatzes und außerplanmäßige Ausgaben zur Durchführung der Aufgaben der Bereichsleitung für Strukturentwicklung. 

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn GR Wagner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Baufortschritt im Pavillon 2c im Geriatriezentrum Baumgarten ist dermaßen weit gediehen - der Rohbau der Aufenthaltsräume ist weitgehend erfolgt -, dass ein Einstellen der Arbeiten oder auch ein Abriss des Pavillons 2c eine gravierende Verschleuderung von Steuermitteln darstellt. Der Maßnahme der Frau StRin Brauner kann daher kein sinnvoller Plan zugrunde liegen, da sonst die bereits getroffenen Maßnahmen nicht hätten erfolgen dürfen. 

Die Pavillons 2a und 2b des Geriatriezentrums Baumgarten wurden 2002 nach langjähriger Renovierung neu eröffnet. Es wurde die Zimmereinteilung neu gestaltet, die Sanitärräume, die Aufenthaltsräume sowie die gesamte Infrastruktur wurden neu hergestellt. Trotz Anfragen im letzten Gesundheitsausschuss war die Frau Stadträtin für Gesundheit und Soziales nicht bereit zu berichten, was nun mit diesem neu renovierten Pavillon künftig geschehen soll. 

Diese beiden Pavillons können auch - entgegen Presseaussendungen der Frau StRin Brauner - nicht re-
noviert werden, da die Renovierung schon 2002 abgeschlossen wurde. Sie können nur geschleift werden. Einer Schleifung der beiden neu renovierten Pavillons können die Freiheitlichen aber in keinem Fall zustimmen, da dies einer enormen Verschwendung von Steuermitteln gleichkäme. 

Die rund 400 Patienten sind daher verunsichert, das Personal weiß nicht, wie es weitergeht, und die verantwortlichen Politiker haben offenbar eine Nachrichtensperre über den derzeitigen Stand der Dinge verhängt. Nur von der Vorsitzenden des Gesundheitsausschusses, Frau Marianne Klicka von der SPÖ, war in der Wiener Zeitung vom 18. Februar 2006 zu lesen, dass in Baumgarten weder Abbruch noch Schließung noch Neubau drohe. Die zuständige Stadträtin, Frau StRin Brauner, hingegen schwieg. Es ist daher sehr wahrscheinlich, dass der ursprünglich geplante Abriss auf einen Termin nach der Nationalratswahl 2006 verschoben werden soll. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien nachfolgenden Beschlussantrag: 

„Die Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge erstens die Erklärung abgeben, dass die Schleifung der beiden Pavillons 2a und 2b nicht zur Diskussion steht, und zweitens den offensichtlichen Baustopp im Geriatriezentrum Baumgarten hinsichtlich des Pavillons 2c aufheben. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)
Außerdem möchte ich nur ganz kurz zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau GRin Pilz von der Grün-Fraktion noch Folgendes sagen: Wir haben diesen Antrag erst um ca 11 Uhr erhalten; mir ist er erst um 11 Uhr zugegangen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Der ist nur zur Zuweisung! Wir möchten ihn zuweisen lassen!) 

Das habe ich nicht gewusst. Dann werden wir hier zustimmen, wenn es eine Zuweisung gibt. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender!

Ich nehme diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass, ein sehr, sehr wichtiges Thema wieder einmal und neuerdings auf die Tagesordnung zu setzen. Es geht uns um die Versorgung der alten und pflegebedürftigen Menschen in dieser Stadt. Auch hier geht es um langfristige Strategien und um Gesundheitsplanung. 

Wie Sie wissen, wie viele von Ihnen wissen, haben wir gestern im Kontrollausschuss ausführlich den Bericht zum Betreuungsmanagement in den Krankenanstalten und Geriatriezentren der Stadt Wien diskutiert. Bei dieser Gelegenheit haben wir auch über die Umsetzungsmaßnahmen diskutiert, die bislang seitens der Stadträtin hinsichtlich des Strategiekonzepts für die Betreuung älterer Menschen, "Lebenswertes Altern in Wien - aktiv und selbstbestimmt", gemacht wurden. 

Die Frau Stadträtin hat mir auf meinen Einwand, dass man hier keine klaren Konzepte, keine Zwischenberichte, keine Evaluationen, schlicht keine Strategien vorgelegt hat, wie vorzugehen wäre, mitgeteilt: Na, sie kann eh noch öfter in der Geriatriekommission berichten, daran soll es nicht scheitern. - Dieser Antwort liegt ein grundsätzliches Missverständnis zugrunde, und das möchte ich hier mit dem Einbringen eines Beschluss- und Resolutionsantrags, um dessen Zuweisung an den Gesundheitsausschuss wir ersuchen, noch einmal verdeutlichen. 

Es geht uns darum - und darin sehen wir uns vom Kontrollamtsbericht unterstützt -, dass Strategien und Pläne nur so gut sind, wie man sie auch umsetzt. Wir haben das gerade in Bezug auf die Betreuung hochbetagter Menschen in der Vergangenheit schon viel zu oft gesehen, dass hier Konzepte entworfen wurden, allein es folgten nicht die entsprechenden Aktivitäten.

Und so sagt das Kontrollamt auf Seite 62 in jenem Bericht, den ich zitiert habe: „So wurde etwa das von der Gemeinderätlichen Geriatriekommission erstellte Strategiekonzept im Jahr 2004 vom Gemeinderat zwar zur Kenntnis genommen, daraus resultierende konkrete Maßnahmen wurden jedoch nicht beschlossen, sodass keine Fortschrittsberichte über deren Umsetzung zu le-
gen waren."

Und weiter sagt das Kontrollamt: „Auf Grund der zeitlichen Abfolge der Beendigung der Projektleitung der Strukturreform 2004 und der sechs Monate später erfolgten Besetzung der Direktion der TU 4 wurde eine solche Abstimmung nicht vorgenommen, was befürchten ließ, dass eine wesentliche Grundlage der Strukturreform 2004, nämlich die Neustrukturierung des geriatrischen Bereiches im Krankenanstaltenverbund, in den strategischen Überlegungen für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales zumindest eine Verzögerung erfährt. Dies zeigt sich zum Beispiel daran, dass aus dem vorgesehenen Dialog der Entscheidungsträger hinsichtlich der Einrichtung der Pflegedrehscheibe Resultate nicht in jener Form hervorgingen, die dazu geeignet gewesen wären, die diesbezüglichen Umsetzungsmaßnahmen an-
zuordnen, wenngleich dies bereits gemäß den Leitlinien der ressortverantwortlichen Stadträtin aus dem Jahr 2004 als Aufgabe dem Fonds Soziales Wien zugeordnet worden war." 

Da sagt nun also das Kontrollamt, dass das Konzept, das wir uns gestellt haben, zwar gut ist, aber dass verabsäumt wurde, hier konkrete Umsetzungsschritte zu verankern. Dabei, Frau Stadträtin, geht es nicht um die Frage, ob Sie aus eigenem und aus Freundlichkeit einen Bericht legen, sondern da geht es um konkrete vereinbarte Maßnahmen. 

Und man kann nicht sagen, dass wir das nicht gewusst hätten, denn als das Strategiekonzept beschlossen wurde, gab es seitens der Opposition einen Beschlussantrag, der damals abgelehnt wurde, der genau dies eingefordert hat, worauf das Kontrollamt jetzt hinweist, einen Beschlussantrag zur Sicherstellung der Umsetzung der Maßnahmen des Strategiekonzepts. All jenen Kollegen und Kolleginnen, die in der sehr ambitionierten Phase der Geriatriekommission, als wir auch eine externe Organisationsentwicklerin hatten, die uns betreut und beraten hat, war am Ende klar, und das war auch ihr für mich wichtigster Vorschlag: Wir sollten Maßnahmen, Instrumente zur Implementierung vereinbaren. 

Genau das wurde verabsäumt, und jetzt stellt das Kontrollamt fest, dass genau diese Maßnahmen fehlen. 

Seitens der Opposition wurde damals die Vorlage eines Grundsatzkonzepts gefordert, evaluierende Planung alle fünf Jahre, Vorlage eines integrativen Geriatrieplans, Konkretisierung der Vorgaben in der Geriatriekommission bis Mitte 2006 – all das ist nicht erfolgt –, vierteljährliche Berichterstattung an den Gemeinderat und dann konkrete Maßnahmen – ich will gar nicht alles vorlesen, was hier in dieser Liste war –, aber auch, dass die Maßnahmen hinsichtlich der Infrastruktur zur geriatrischen Versorgung konkret in Angriff genommen werden, Abbau der Großheime, eine Vergleichsrechnung der Kosten hin-
sichtlich Neubau und Renovierung alter Strukturen – nichts davon haben wir bis jetzt gesehen –, einen aktualisierten Wiener Pflegeheimplan, der ja 2001 erstellt, aber nie umgesetzt wurde, die Errichtung eines Sonderkrankenhauses für Geriatrie, Ausbau der ambulanten Dienste und und und. Ich will Ihnen jetzt gar nicht alles zur Kenntnis bringen, was wir hier gefordert haben.

Wir meinen, Frau Stadträtin – und das ist jetzt wirklich ein Wunsch an Sie –, dass Sie es hinsichtlich der Berichterstattung über die Maßnahmen und die Zwischenschritte nicht sozusagen jeweils bei durchaus wohl-
meinenden und von uns auch geschätzten persönlichen Berichten bewenden lassen können, sondern dass Sie tatsächlich nachvollziehbare schriftliche Vorlagen über Ihre Konzepte und Ihre Erfolge einbringen sollten, denn nur so können Sie verhindern, dass Sie in zwei, drei Jahren oder vielleicht auch in vier, fünf Jahren gefragt werden, was Sie wirklich getan haben, und es ist dann, so wie in der Vergangenheit, möglicherweise eine dürftige Ausbeute. Das wollen Sie nicht und das wollen wir nicht, darum wäre es gut, die Dinge, die geplant sind, auf den Tisch zu legen. 

Ich ersuche Sie daher um Zustimmung zu unserem Antrag. Er soll ohnehin zugewiesen werden, und ich lade Sie ein, dass auch Sie zustimmen, denn dann können wir in Ruhe im Ausschuss darüber reden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hundstorfer hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf mir vorweg eine Bemerkung erlauben, die nichts mit dem Tagesordnungspunkt zu tun hat, aber ich war der Einzige, der in der Präsidiale angemeldet hat, dass er zu allem anderen reden wird, nur nicht zum Ge-
schäftsstück. Es freut mich, dass die anderen Parteien so eine Disziplin haben. – Das liebe Lächeln ist jetzt vorbei, nicht böse sein. Alle Parteien ersuchen wir immer wieder, vorher in der Präsidiale zu sagen, wenn jemand bei einem Geschäftsstück über etwas reden möchte, was mit dem Geschäftsstück nichts zu tun hat. Punkt. Darum würde ich bitten, dass wir uns da wirklich daran halten. Ich würde darum bitten. – Punkt eins.

Punkt zwei: Herr Lasar, es freut mich riesig, dass Sie zwischenzeitig wissen, dass wir vom Pflegeheim Baumgarten und nicht nur von der Baumgartner Höhe reden. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Genau!) Danke für diesen Prozess. (GR Ernst Woller: Man lernt!) Ich habe jetzt nur ein Verwirrungsproblem, aber bitte erklären Sie es mir nicht heute, sondern beim nächsten Mal. Sie sa-
gen, bei Baumgarten darf überhaupt nichts passieren, gleichzeitig treten Sie einem Antrag der GRÜNEN bei, in dem genau drinnen steht, dass Baumgarten radikal verkleinert werden soll. Jetzt weiß ich nicht, was Sie wollen, denn in dem Antrag der GRÜNEN, wo Sie erklärt haben, dass Sie zustimmen werden, steht drinnen Abbau der Großheime Wienerwald, Baumgarten, Liesing. Das steht da drinnen, nichts anderes.

Ich freue mich, dass die Freiheitlichen ganz genau wissen, was sie wollen. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, der Standort Baumgarten wird bestehen bleiben. Nehmen Sie zur Kenntnis, was von Direktor Paukner, von der Stadträtin, von allen Beteiligten immer wieder gesagt wird: Selbstverständlich muss das, was im Rahmen des Gesetzes festgelegt ist, auf alle Standorte umgesetzt werden. Demzufolge wird es bei allen Standorten eine so genannte Strukturentwicklung geben müssen. Es gibt hier keinerlei Tabus, denn wir alle haben hier ein Gesetz beschlossen, und ich gehe davon aus, dass wir uns zutiefst einig sind, dass es gilt, dieses Gesetz einzuhalten. Davon gehe ich aus.

Demzufolge, Frau Dr Pilz, werden wir Ihrem Antrag nicht beitreten, ihn nicht zuweisen, ihm nicht zustimmen. Es ist irrsinnig lieb und wir haben ein gewisses Verständnis dafür, dass Sie permanent bei den GRÜNEN Ihre Hausaufgaben abgeben müssen. Dafür haben wir Verständnis. Wofür wir kein Verständnis haben, ist, dass Sie glauben, Sie müssen das, was in der Geriatriekommission, was im Ausschuss immer wieder diskutiert wird und wozu Sie halt nicht die Zustimmung bekommen, oder Sie müssen Ihre Ideen, die von der Mehrheit dieses Hauses nicht mitgetragen werden, periodisch noch einmal auf den Tisch legen. Wir haben die Geriatriekommission, wir haben klare Bekenntnisse, wie das Konzept für die Pflegeheime umzusetzen ist, wir haben klare Er-
kenntnisse. Wir haben auch Terminpläne, denn wir nehmen das Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz ernst, und durch das, was wir dort ernst nehmen, haben wir ganz klare Terminvorgaben. 

Wir werden uns nicht nachsagen lassen, da habt ihr Vereinbarungen gebrochen, dort habt ihr Vereinbarungen gebrochen. Das werden wir nicht tun. Wir werden das einhalten, demzufolge brauchen wir nicht noch einmal einem Antrag zuzustimmen, der noch dazu auch Dinge unterstellt, die nicht zutreffend sind. Denn wenn hier zum Beispiel gesagt wird, wir brauchen eine gesetzliche Verankerung des Pflegeombudsmanns, gleichzeitig brauchen wir die Einrichtung einer streng vertraulichen Beschwerdestelle für Angehörige – was soll's? 

Ich meine, wir haben diese Einrichtung. Sie arbeitet streng vertraulich, und niederschwelliger als diese Einrichtung mit Dr Vogt geht es nicht mehr. (GRin Dr Sigrid Pilz: Aber sie hat keine gesetzliche Grundlage!) Entschuldige, aber noch niederschwelliger geht es überhaupt nicht mehr. Ich lade gerne dazu ein, auch einmal eine Diskussion über die Person des Pflegeombudsmanns zu führen. Es ist mir egal, wer das ist, das ist ja jetzt nicht eine Frage, wer das ist, sondern es geht um die Funktion. Ich lade Sie wirklich gerne einmal ein zu einem Philosophikum, nämlich, was bedeutet gesetzliche Verankerung für die Person, die diese Funktion hat, was heißt Behördenverfahren, was heißt Einhaltung des ABGB und so weiter. 

Es ist die Frage, ob es nicht gescheiter ist – ich habe das schon einmal gesagt, ich sage es Ihnen noch einmal –, die niederschwelligste aller möglichen Einrichtungen, besetzt mit einer sehr, sehr starken Person zu installieren. Es die Frage, ob das nicht ein hundertmal gescheiterer Weg ist im Interesse der Wienerinnen und Wiener, die sich beschweren wollen, müssen, sollen und so weiter. Und zum Beispiel zu unterstellen, dass die Dokumentation über den Medikamentenverbrauch nicht vorhanden ist, so wie das in Ihrem Antrag geschieht, kann nicht sein.

Ich möchte zum Schluss und zu dem kommen, warum ich mich zum Wort gemeldet habe. Ich habe ja vorher gesagt, ich rede nicht zum Akt. Ich habe in der letzten Sitzung bei meiner Wortmeldung bezüglich der Freischichten der Wiener Rettung eine etwas saloppe Bemerkung gemacht. Ich habe nämlich den Gesamtpersonalstand zusammengerechnet und dividiert. Ich möchte das hier nur klarstellen: Die Rettung hat vom Vorjahr über 1 000 Freischichten mit ins Jahr genommen. Das ist aber nicht 1 zu 1,2 pro Mitarbeiter, wie ich behauptet habe, sondern man darf natürlich nur die Mitarbeiter rechnen, die im 24-stündigen Fahrdienst sind. Und da kommt heraus, dass eine Person 3,6 Freischichten mitgenommen hat. Ich wollte das hier nur klarstellen, weil ich das auch den Kollegen bei der Rettung zugesagt habe, das hier zu tun, weil das natürlich eine andere Relation ist.

In diesem Sinne darf ich Sie bitten, dem Geschäftsstück, das die Umsetzung eines sehr wesentlichen Meilensteins und die Umsetzung einer wirklichen und auch effektiven Verwaltungsreform ermöglicht, zuzustimmen, denn ich glaube, dass wir in der Gesamtaufstellung des Ressorts auf sehr, sehr gutem Weg sind.

Wir werden daher – darauf möchte ich noch einmal zurückkommen – dem Antrag der Grünen nicht zustimmen, auch nicht jenem auf Zuweisung, aber nicht deswegen, weil uns die Interessen der Wienerinnen und Wiener egal sind, sondern weil wir glauben, mit den Einrichtungen Geriatriekommission, Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz und mit den Rahmenbedingungen, die wir uns selbst geschaffen haben, all das zu erfüllen, was im Interesse der betroffenen Personen notwendig ist.

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur ganz kurz zu den Äußerungen meines Vorredners, des Kollegen Hundstorfer. Es ist an sich unsere freiheitliche demokratische Übung, egal ob ich mich mit dem Antrag identifiziere oder nicht, es ist eine Übung – es wird Ihnen aufgefallen sein, auch die Grünen machen das nicht immer –, wenn es um Zuweisung geht, dann diskutieren wir im Ausschuss, dann stimmen wir zu. Das heißt noch lange nicht, dass wir im Ausschuss zustimmen, aber alles, was Sie uns jetzt hier gesagt haben, wäre in einer Beantwortung im Ausschuss, wie es üblich ist, gefallen, und dann hätte man darüber diskutieren können. Das heißt nicht, dass wir zustimmen, wahrscheinlich werden wir es ohnehin ablehnen, aber man muss das Recht der Opposition auf Zuweisung respektieren und man muss diskutieren, und zwar nicht nur in diesem Haus, sondern mit den Spitzenbeamten. 

Deswegen habe ich mich hier gemeldet und deswegen werden wir auch zustimmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können gleich zur Abstimmung über das Poststück kommen. 

Wer für die Postnummer 53 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist somit einstimmig beschlossen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die beiden Beschlussanträge.

Der erste ist von den freiheitlichen GRen Lasar und Mag Ebinger eingebracht und betrifft den geplanten Abbruch im Geriatriezentrum Baumgarten. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist nur von den Freiheitlichen alleine unterstützt.

Der nächste Antrag der Grünen, der Frau Dr Pilz, betrifft ein Strategiekonzept für die Betreuung älterer Menschen, “Lebenswertes Altern in Wien - aktiv und selbstbestimmt“. Hier wurde die Zuweisung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Ich schlage, vor die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 16 und 17 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an die Vereine "Volkshochschule Ottakring-Bezirkszentrum Hernals" und "Volkshochschule Rudolfsheim-Fünfhaus" zusammenzuziehen, die Abstimmung dann, wie gewohnt, getrennt durchzuführen.

Gibt es einen Einwand? – Ersehe ich nicht.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Korun. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst möchten wir unterstreichen, dass wir es sehr begrüßenswert finden, dass die Zahl der Deutsch- und Alphabetisierungskurse, vor allem auch solcher mit Kinderbetreuung, steigt, und sind allein aus dem Grund für die zwei vorliegenden Poststücke.

Was wir trotzdem unterstreichen und einmahnen wollen, ist, dass es zwar gut ist, dass es eine Kooperation zwischen NGOs und Volkshochschulen gibt – das sehen wir als durchaus sehr positiv an –, das soll aber nicht bedeuten, dass die bisher von den NGOs durchgeführten Kurse ihnen sozusagen aus der Hand genommen werden, unter anderem auch deshalb, weil das die Gefährdung des Zuganges zu Migranten und Migrantinnen bedeuten würde, weil die Volkshochschulen bis heute nicht so gut vernetzt sind mit den Migranten-Com-
munities, dass sie die Menschen, die diese Kurse brauchen und von diesen Gebrauch machen würden, auch so gut erreichen könnten wie die NGOs, die seit Jahren in diesem Bereich tätig sind. 

Da hoffen wir, dass es in Zukunft eine gute, eine produktive Zusammenarbeit geben wird zwischen den NGOs und den Volkshochschulen, die diesen Zugang zu den Communities, der bei den NGOs besteht, noch stärken wird und auch im Sinne aller nützen wird.

Unser zweiter Punkt, der von uns hier im Haus auch schon deponiert wurde in mehreren Gemeinderatssitzungen: Die Unterstützung von Menschen, die neu nach Wien einwandern, sollte nicht bedeuten, dass jene Gruppe, jene relativ große Gruppe von Migranten und Migrantinnen, die seit einigen Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten in Wien leben und auch diese Kurse brauchen, aus dem Blickfeld gerät. Wir sind dafür, dass die, die schon länger in Wien leben und trotzdem oder weiterhin solche Alphabetisierungskurse brauchen, genauso berücksichtigt werden wie die Gruppe von Neueinwanderern.

In unserem dritten und letzten Punkt – um den zu verwirklichen, braucht es zusätzliche Maßnahmen, die in diesen Geschäftsstücken noch nicht zum Ausdruck gebracht wurden – wollen wir anmerken, dass auch weiterführende Maßnahmen notwendig sind. Die vorliegenden Geschäftsstücke sprechen dezidiert aus, dass bestehende Barrieren beim Zugang zum Bildungssystem in Wien abgebaut werden sollen. Ich wiederhole: Bestehende Barrieren. Es wird also durchaus gesagt, es gibt ein Bewusstsein darüber, dass es Barrieren gibt beim Zugang zum Bildungssystem in Wien, und die sollen abgebaut werden durch niederschwellige Deutsch- und Alphabetisierungskurse. 

Nur darf man natürlich nicht dort stehen bleiben. Es ist notwendig, dass diese Menschen, die einen gleichberechtigten Zugang zum Bildungssystem in Wien bekommen sollen, auch die Möglichkeit erhalten, auch die Plätze erhalten, um beispielsweise einen Hauptschulabschlusskurs zu machen. Und da schaut es leider nicht so gut aus. Ich bringe Ihnen eine konkrete Zahl: Im Jahr 2004 hat der Stadtschulrat zwischen 200 und 250 Ju-
gendliche abweisen müssen, die einen Hauptschulabschlusskurs in Wien absolvieren wollten. Diese Jugendlichen sind auf dieses kostenlose Angebot angewiesen, weil sie sich in vielen Fällen die Kosten eines privat absolvierten Hauptschulabschlusses schlicht und ergreifend nicht leisten können. Und diese relativ große Zahl, 200 bis 250, sagt eigentlich aus, dass wir in Wien weiterführende Maßnahmen brauchen, dass wir mehr Plätze brauchen, damit mehr Menschen, die den Hauptschulabschlusskurs machen wollen, denen dieser fehlt, das auch wirklich tun können.

In diesem Sinne werden wir den zwei Poststücken zustimmen und erwarten uns von der Stadt Wien, dass mehr Plätze zum Beispiel bei den Hauptschulabschlusskursen geschaffen werden und dass dafür natürlich auch Mittel zur Verfügung gestellt und beschlossen werden. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön.

Es liegt keine weitere Wortmeldung vor.

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesen beiden Poststücken geht es um Förderung für Alphabetisierungskurse und Deutschkurse für MigrantInnen. Diese Kurse finden im Großen und Ganzen in Vereinen und Organisationen statt, die von den Volkshochschulen organisiert werden, professionell vor-
bereitet werden und vor Ort, das heißt, dezentral, stattfinden. 

Nach dem Motto, wir holen die Menschen dort ab, wo sie sind, können wir da sicher sein, dass wir mit diesen Maßnahmen auch bildungsferne Menschen erreichen und die aber auch dazu bringen, dass sie weiterführende Kurse in den bestehenden zentral organisierten Volkshochschulen besuchen können.

Kollegin Korun, Sie können sicher sein, dass all die Maßnahmen nicht nur für NeuzuwanderInnen sind. Es ist ein Schwerpunkt, ja, aber wir haben etliche Angebote auch für all jene, die schon sehr lange in Wien leben. Sie können auch davon ausgehen, dass in Vereinen organisierte Menschen zu 99 Prozent schon lang eingesessene MitbürgerInnen sind. Die kommen auch jetzt in den Genuss dieser niederschwelligen Kurse. Das heißt, wir erwischen sowohl NeuzuwanderInnen als auch all jene, bei denen nach wie vor ein Bedarf besteht, ihre Sprachkenntnisse zu verbessern.

Was die Hauptschulabschlüsse betrifft: Ja, diese Sorge habe ich auch. Wir zittern genauso um das Jugendbildungszentrum, dessen Existenz zurzeit noch ge-
fährdet ist, weil es seitens der Bildungsministerin noch immer keine Zusage für die Weiterführung gibt. Die Stadt Wien steht zum JUBIZ. Wir tun unser Möglichstes, denn wir wissen, dass dort hervorragende Arbeit geleistet wird. Unsere Unterstützung gibt es immer noch, wir warten auf die Unterstützung der Bildungsministerin. Es ist dies nämlich ein EU-gestütztes Projekt, und das EU-Pro-
gramm läuft heuer aus. Wir hoffen, dass der Bund seinen Verpflichtungen nachkommen wird und wir das Angebot an die Jugendlichen weiterführen können. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zu diesen beiden Poststücken. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Post 16 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wer ist für Post 17, bitte? – Ebenfalls einstimmig so angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 18, 19 und 23 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen. Die Abstimmung wird natürlich getrennt vorgenommen. Ich nehme an, Sie sind damit einverstanden. 

Frau GRin Martina Ludwig, bitte schön. 

Berichterstatterin GRin Martina Ludwig: Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Poststücken.

Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Herr Lasar

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In der heutigen Sitzung sind wieder einmal zahlreiche Subventionen zu beschließen. Manche sind schon altbekannt, andere sind neu hinzugekommen. Viele dieser Subventionen haben das gleiche Schicksal: Wir werden sie nämlich ablehnen, und das aus gutem Grund, wie ich noch erläutern werde. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir werden sie nämlich ablehnen, weil es nicht einsichtig ist, dass wir mit diesen Vereinen neue Parallelstrukturen neben schon bestehenden Strukturen finanzieren. Wir subventionieren heute Vereine, deren Zweck oftmals schon durch vorhandene Einrichtungen erfüllt wird. "Miteinander lernen" für türkische Frauen, Kinder und Familien ist so ein Beispiel. Der Zweck dieses Vereines könnte durch Kurse an den Volkshochschulen zumindest genauso gut, aber auf jeden Fall kostengünstiger erfüllt werden. Warum also sollen die Steuerzahler in Zeiten der flächendeckenden Belastungen durch Gebühren und Steuern in Wien weitere 233 000 EUR zahlen, wenn zum Beispiel die Volkshochschulen geeigneter und überprüfbarer wären?

Oder warum werden Organisationen wie das Wiener Integrationskonferenzvernetzungsbüro, ein Dachverband, dem Dutzende Mulitkulti-Organisationen und ein Verein wie LEFÖ angehören, mit Unsummen Geldes sei-
tens der Stadt Wien finanziert, wenn die Gemeinde Wien in diesem Bereich selbst tätig wird und diese Tätigkeit weiter ausbauen könnte? Vielleicht, meine Damen und Herren, weil Sie sich nicht trauen, offiziell seitens der Stadt Wien illegal aufhältige südamerikanische Prostituierte zu beraten. (GR Godwin Schuster: Nein! Nein!) LEFÖ bekommt dafür für die nächsten drei Jahre fast 210 000 EUR, das sind fast 3 Millionen ATS in alter Währung noch.

Dann gibt es zum Beispiel auch Vereine wie "Frauenforschung, weiblicher Lebenszusammenhang" oder den Verein "EFEU, Verein zur Erarbeitung feministischer Erziehungs- und Unterrichtsmodelle" oder zum Beispiel den Verein "Frauentreff", ein Kaffeekränzchen auf Kosten der Allgemeinheit für Immigrantinnen aus Lateinamerika, Afrika (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Godwin Schuster: Ich tät es mir einmal anschauen! Ich würde mir das wirklich einmal anschauen!) – danke, sehr gut, ja –, die sich auf ein Plauscherl dort treffen. Weiters gibt es zum Beispiel den Verein "Peregrina – Bildungs-, Beratungs- und Therapiezentrum", den Verein "Fraueninitiative Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften", die "Vereinigung für Frauenintegration" Amerlinghaus, oder "Frauenhetz" Verein für feministische Bildung, Beratung und Kultur, CheckArt, Verein für feministische Medien und Politik. 

Alle zusammen bekommen in den nächsten Jahren 843 000 EUR; das sind 12 Millionen ATS. Das ist ja nicht wenig, bitte. Unzählige Vereine, die sich ausschließlich feministischen, gleichgeschlechtlichen oder ausländischen Interessen widmen, sind regelmäßig auf der Tagesordnung hier im Gemeinderat. Es gibt keine oder kaum eine Unterstützung oder Beratung für Familien oder ähnliche Aspekte. 

Die Subventionspolitik der Stadt Wien, besonders jene, die in den Kompetenzbereich der Frau StRin Wehsely fällt, zeigt in erster Linie eigene Interessenspolitik und nicht Politik im Sinne einer sozialen Ausgewogenheit. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Welche Interessen meinen Sie?) – Dazu komme ich gleich. – Außerdem ist Ihre Subventionspolitik nicht treffsicher und muss gerade in diesem Bereich einmal völlig neu überarbeitet werden.

Aber alle benachteiligten Gruppen sind im Grunde gleich zu unterstützen. Nur Vereine auf der extrem linken Seite zu fördern und nur Vereinen Geld zukommen zu lassen, die eine Randgruppenpolitik machen, ist nicht Aufgabe einer Großstadt Wien und auch nicht einer Frauenstadträtin. (Beifall bei der FPÖ.) Gerade Wien hat die Not, die sich aus dem Spezifikum einer Großstadt heraus verstärkt entwickelt, zu lindern und die Steuermittel sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig einzusetzen. 

Dazu gehört auch, dass es nicht zulässig sein darf, gewaltige, überhöhte Summen für fragwürdige Projekte aufzuwenden, wenn es an effektiven Kontrollen bei der Verwendung dieser Mittel fehlt. Seien Sie sich und uns gegenüber ein bisschen ehrlich und fragen Sie sich, wie Sie mit der derzeitigen Anzahl von Beamten diese unüberschaubare Zahl von Subventionen an Vereine überhaupt kontrollieren sollen. Vom Aufzeigen zweckwidrig verwendeter oder sinnlos verpulverter Mittel möchte ich jetzt gar nicht reden. – Hoffentlich haben Sie es gehört.

Die Vereine und deren Proponenten wissen um den billigen Futtertrog und gründen unter einem spitzfindigen Namen einen Verein, oftmals, muss ich schon sagen, unter einem Heiterkeit auslösenden Namen, wie zum Beispiel "Frauenhetz" oder "CeiberWeiber", wo der Verein meist schon mit seinem Namen einen Migrations-, einen frauenpolitischen oder gleichgeschlechtlichen Hintergrund suggeriert, denn das ist eine Voraussetzung für einen erfolgreichen Subventionsantrag. (GR Godwin Schuster: Einmal hingehen!) War ich schon. (GR Godwin Schuster: Anschauen! Wirklich! Informieren!) Und schon fließt reichlich Geld. Oft reicht es schon, wenn man angibt, Material für systemische Aufbereitung einer Lesbenbewegung zu sammeln, und man bekommt für einen Zeitraum von drei Jahren über 80 000 EUR, das sind über 2,5 Millionen ATS, bitte. 

Das Füllhorn der Stadt Wien scheint in diesem Bereich nie leer zu werden. Dafür bürgen offenbar die mehr als 50 Belastungen der Stadt Wien, die oft verdeckt in den letzten Jahren eingeführt wurden. So sind im Jänner dieses Jahres zum Beispiel Gas und Strom teurer geworden, im März werden die Müll- und die Kanalgebühr teurer, bald werden vielleicht auch die Öffis teurer, und vielleicht bekommen wir im Herbst die City-Maut auch noch. (Amtsf StR Mag Sonja Wehsely: Nein, sicher nicht!) Der Ausschüttung von Fördermitteln an solche Vereine steht letztendlich auch die großzügige Erhöhung der Kindergartengebühren gegenüber. Lieber verlangt man zum Beispiel von einer Durchschnittsverdienerfamilie für drei betreute Kinder im Kindergarten über 800 EUR im Monat, als dass man bei den heute diskutierten Subventionen einmal einspart. 

Eines, meine Damen und Herren, ist klar: Die Politik, die hier betrieben wird, kann nicht mehr – wie Sie es so gern in anderen Bereichen tun – mit sozialer Gerechtigkeit argumentiert werden. (GR Godwin Schuster, in Richtung FPÖ: Was ist los, Freunde? – GR Christian Oxonitsch: Das ist ja peinlich, dass niemand klatscht!)

Dann möchte ich noch zum Beschlussantrag der grünen Fraktion über die Schmieraktionen und dazu, dass das in den Gemeindebauten und von Hausbesitzern entfernt werden soll, Folgendes sagen: Wir sind natürlich dafür, dass das alles entfernt wird, aber bitte wirklich alles. Es sollen auch rassistische Schmierereien entfernt werden, ebenso natürlich auch Drogenhinweise, wo schon Adressen draufstehen, wo man nur anzurufen braucht. Das sollte man auch einmal überdenken, das sollten Sie auch einmal entfernen lassen, aber nicht hier nur so einseitige Sachen beschließen. Und darum sage ich Ihnen: Wenn, dann alles. 

Und eines muss ich Ihnen auch noch dazusagen. Ich glaube, in zwei Tagen so etwas zu erledigen... (StR David Ellensohn: In Leicester geht es!) Ja, wir sind aber in Wien und nicht in Leicester. Ganz einfach. Das sage ich Ihnen auch dazu. Das möchte ich gerne sehen, wie das funktioniert. Also ich würde sagen, wir würden natürlich zustimmen, wenn sich das alles in einem angemessenen Zeitraum abspielen würde, aber so können wir diesem Antrag sicher nicht zustimmen. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Mag Korun. – Bitte. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte meine Ausführungen mit einem Kommentar zur Rede meines Vorredners beginnen. (GR Heinz Hufnagl: War das eine Rede?) Das würde uns sehr viel Zeit kosten, über diese Frage zu diskutieren.

Auf jeden Fall steht für mich und uns fest: Wer feministische Frauenprojekte als Kaffeekränzchen bezeichnet, belegt damit nicht nur völlige Ahnungslosigkeit, was Frauenpolitik betrifft, sondern belegt auch, dass er eigentlich sexistische Aussagen tätigt. Genau das ist es nämlich, was Sie gemacht haben: Frauenprojekte als Kaffeekränzchen abzutun. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Auf die einzelnen Poststücke, die vorliegen, werde ich nicht eingehen, ich möchte nur ein weiteres Mal unser Bestehen auf dem Prinzip Freiwilligkeit betonen. Es ist für uns sehr erfreulich, dass auch Vereine, denen sozusagen Kürzungen der angebotenen Kurse gedroht haben, diese Kurse – teilweise auch nach unserer Kritik – weiterhin gefördert bekommen sollen, dass sie weiterhin Deutsch- und Alphabetisierungskurse anbieten können, und zwar so viele, wie sie das in den letzten Jahren getan haben. 

Für uns bedeutet aber Diversitäts- und Integrationspolitik auch konsequentes Eintreten gegen Rassismus. Deshalb möchten wir heute zwei Anträge einbringen, die schon mehrfach angesprochen wurden. Es freut uns sehr, dass sie Aufmerksamkeit erregt haben. Wir wollen nämlich mit den Anträgen durchaus auch ein Bewusstsein schaffen im Gemeinderat. Es kann nämlich nicht sein – und da würde es mich sehr freuen, wenn die Frau Stadträtin ein bisschen zuhören könnte (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely redet mit GRin Kato), nachdem es um ihr Ressort geht; die Frau Stadträtin ist so beschäftigt, glaube ich, dass sie nicht merkt, dass sie angesprochen ist. Frau StRin Wehsely, darf ich kurz um Ihre Aufmerksamkeit bitten. (GR Godwin Schuster: Von Ihnen hört auch niemand zu! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely wendet sich der Rednerin zu.) – Danke vielmals! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bitte!) Wir sind nämlich der Meinung, dass Rassismus im öffentlichen Raum in Wien in den letzten Jahren ein echtes Problem geworden ist und auch ein Problem ist, das immer größer wird. Sprüche wie – Zitat – "Neger raus!" oder sogar – Zitat – "Tötet Neger!" sind zumindest vor zehn Jahren in Wien nicht so oft anzutreffen gewesen, nicht in dieser Konzentration. Ich glaube, jeder der mit offenen Augen durch die Stadt geht, sieht diese Sprüche. Das sind nicht nur rassistische Sprüche, sondern teilweise Hetzparolen, die einfach zu Gewalt auffordern wie in dem genannten Beispiel. Ich möchte es jetzt nicht wiederholen. 

Wir sind der Meinung, dass in einer Stadt, die sich offensiv zur Diversitätspolitik bekennt, dieser klar sichtbare Rassismus im öffentlichen Raum bekämpft werden sollte. Da es offensichtlich leider zumindest einige Menschen gibt, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, durch die Stadt zu gehen und Wände mit rassistischen Parolen zu beschmieren, sollte die Stadt dagegen etwas unternehmen. Wir sind der Meinung, die Stadt sollte sowohl bei den gemeindeeigenen Häusern etwas unternehmen als auch bei den Häusern, die nicht der Gemeinde gehören, wo das Argument sehr oft lautet: Wie komme ich als Hauseigentümer dazu, irgendwelche rassistischen Schmierereien zu entfernen? Ich habe sie ja nicht angebracht. Das Resultat dieser Wegschaupolitik ist, dass Menschen tage-, monate-, jahrelang an rassistischen Parolen vorbeigehen, vorbeifahren, dass Kinder, Jugendliche in dieser Stadt aufwachsen mit Sprüchen wie diesen, die ich vorher erwähnt habe. 

Und weil wir der Meinung sind, dass die Stadt da eine große Verantwortung trifft, möchten wir einerseits einen Antrag einbringen betreffend Entfernung von rassistischen Schmierereien auf gemeindeeigenen Häusern. Das Beispiel wurde vom Kollegen Lasar vorhin erwähnt. Er hat vergessen dazuzusagen, dass in Leicester in Großbritannien die Praxis herrscht, dass diese Sprüche innerhalb von 12 Stunden entfernt werden. Wir haben uns gedacht, zwei Tage wären da realistischer bei einer Stadt wie Wien. Deshalb beantragen wir, dass zumindest der Versuch unternommen wird, dass diese Schmierereien, nachdem sie bei der Gemeinde gemeldet werden, innerhalb von zwei Tagen auch wirklich entfernt werden. 

Der zweite Antrag betrifft, wie gesagt, rassistische Schmierereien und Hetzparolen auf nichtgemeindeeigenen Häusern. Wir sind der Meinung, dass auch da die Stadt eine Verantwortung trifft. Als die StRin Sima vorhin davon gesprochen hat, hat es so geklungen, als wären dazu Hunderttausende, wenn nicht Millionen Euro nötig. Solche Beträge wären natürlich nicht notwendig. Es geht nicht um das Anstreichen von ganzen Häusern sozusagen, sondern um die Übermalung von kleinen Stellen, an denen rassistische Parolen angebracht sind. Deshalb würde man mit einem relativ kleinen Kostenaufwand aus-
kommen und die Hausbesitzer und die Wohnungsbesitzer auch unterstützen bei ihrem hoffentlich vorhandenen Engagement gegen Rassismus. Da lautet der Antrag auch, dafür zu sorgen, Strukturen zu schaffen, dass ras-
sistische Schmierereien binnen zweier Werktage entfernt werden. 

Wir hoffen, dass die Wiener SP, die sich ja öffentlich zur Diversitätspolitik bekennt, auch die Bereitschaft haben wird, diesen zwei Anträgen zuzustimmen, um gegen Rassismus aktiv etwas zu tun und sich nicht darauf zu verlassen, dass Rassismus einfach von selbst verschwinden wird, denn das wird er bekanntlich nicht tun. Das zeigt uns auch die heutige Tagesordnung, sprich Dringliche Anfrage. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Frau Mag Feldmann ist die Nächste. Kann irgendwer die Schriftführung übernehmen? Bitte sehr, Frau Magister!

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir bewilligen in diesem Gemeinderat Subventionen für zahlreiche Vereine, die unter anderem Deutschkurse anbieten, und wir sind sehr glücklich darüber, dass nach endlosen Diskussionen sich die SPÖ der Meinung angeschlossen hat, dass Deutschkurse wichtig sind für die Basis des funktionierenden Zusammenlebens verschiedener Nationalitäten in Wien. 

Es ist ein Anliegen, das in erster Linie Frauen betrifft, denn Männer stehen im Berufsleben. Sie sind direkt damit konfrontiert, sich verständigen zu müssen, und Frauen, vor allem aus Kulturen mit stark traditionellem Frauenbild, bleiben eher im Hintergrund und stehen damit außerhalb unserer Gesellschaft. Das heißt, Männer und Kinder müssen sich oder können und dürfen sich durch Beruf und Schule mit dem neuen Lebensfeld in Wien auseinander setzen und sind daher sprachlich herausgefordert, während Frauen durch dieses Nichtöffentlichsein in beiden Lebenswelten immer stärker an den Rand geraten. 

Es ist am 8. März Internationaler Frauentag, und im Zuge dessen ist für mich die Gelegenheit, für diese vergessenen Frauen dieses Thema zu thematisieren, denn gleichgültig, was von der Stadtregierung in den Medien behauptet wird, diese Frauen sind vergessene Frauen, und wir stehen hier wie bei allen Aktionen vor dem Problem: Reicht die Qualität, die geboten wird, aus, um die Ziele zu erreichen?

Im konkreten Fall, bei den Deutschkursen, ist in der Integrationsvereinbarung Sprachniveau A2 festgeschrieben, und das heißt – ich finde das sehr interessant, ich zitiere –: „Kann Sätze und häufig gebrauchte Ausdrücke verstehen, die mit Bereichen von ganz unmittelbarer Bedeutung zusammenhängen, zum Beispiel Informationen zur Person, zur Familie, Einkaufen, Arbeit, nähere Umgebung.“ Oder: „Kann sich in einfachen routinemäßigen Situationen verständigen, in denen es um einen einfachen und direkten Austausch von Informationen über vertraute und geläufige Dinge geht. Kann mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung, die direkte Umgebung beschreiben.“ 

Die Frage ist, und das ist ganz wichtig: Sind Sie sich sicher, dass alle Kurse, die subventioniert werden, diese Ergebnisse bringen? Sind Sie sich sicher, dass diese Qualität stimmt?

Ich hänge meine Kritik an den Sprachkursen auf, sie betrifft aber generell die Frauenpolitik in Wien. Ich vermisse und betone, dass ich das für besonders wesentlich empfinde, Qualitätskriterien, Evaluierungsmaßnahmen und zielorientierte Konzepte.

Ich möchte heute zusammen mit meiner Kollegin Mag Ekici einen Antrag einbringen betreffend umfassende Maßnahmen zur Förderung der Integration von Migrantinnen, denn bereits seit einiger Zeit häufen sich in den inländischen und in den ausländischen Medien die Berichte über die tätlich ausgetragenen Streitigkeiten in Migrantenfamilien, und die Opfer dieser Auseinandersetzungen sind zumeist Frauen, die sich vom Ehepartner oder von der Familie trennen wollen. 

Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag an die amtsführende Stadträtin:

„Einführung professioneller, psychologisch fundierter muttersprachlicher Mediationsprogramme für Migrantinnen zwecks Unterstützung im Trennungsfall.

Schaffung von zielgruppenorientierten Informationsprogrammen in den jeweiligen Communities, damit diese Frauen aufgeklärt werden über die jeweiligen Rechte und Möglichkeiten in diversen Krisensituationen.

Endlich Erstellung eines umfassenden Integrationsprogramms seitens der Wiener Stadtregierung.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Mein wichtiges Anliegen und die große Frage, die ich leider nicht positiv beantworten kann, ist: Haben Sie das gesellschaftliche Klima in dieser Stadt zugunsten der Frauen geändert? Leider nein, muss ich sagen, wenn ich mir verschiedene Indikatoren ansehe, denn als einen Indikator sehe ich zum Beispiel das Ausmaß von Gewalt, das stattfindet und das Frauen in einer Gesellschaft ertragen müssen. Dieses Ausmaß steigt, sinkt nicht. Die Frauenhäuser sind voll. Frauen können nicht – wie von Ihnen auf Ihrer Homepage oder wo auch immer postuliert – eigenständig und unabhängig leben. Die Medien bringen täglich mehrfach Beweise dafür, dass es mit der individuellen Freiheit nicht weit her ist. Wir brauchen daher wirklich mehr als wirkungslose Einzelaktionen, Broschüren oder Absichtserklärungen.

Ich habe mich jetzt zwar an das Thema Gewalt gehalten, weil ich es im Hinblick auf den Internationalen Frauentag als ganz besonders wichtig empfinde und es für mich überhaupt ein schreckliches Thema ist, dass Frauen in unserer Gesellschaft Gewalt ertragen müssen, aber Sie wissen, dass das in jedem Bereich zutrifft, dass das gesellschaftliche Klima in Wien sich nicht zugunsten von Frauen verändert hat. Ich möchte hier einen weiten Bogen spannen über Arbeitslosigkeit, Frauenarbeitslosigkeit, über Armutsgefährdung, Armutsgefährdung von Pensionistinnen, über die Probleme der Alleinerzieherinnen, ihre Armutsgefährdung, selbst wenn sie erwerbstätig sind. 28 Prozent sind armutsgefährdet trotz Erwerbstätigkeit (GR Godwin Schuster: Danke, liebe Bundesregierung!) und Ihre Gebührenerhöhungen helfen nicht wirklich, dass es einfacher wird.

Ich rufe die Wiener Stadtregierung hiermit auf, Qualitätskriterien einzuführen, Evaluierungsmaßnahmen und zielorientierte Konzepte, um den Frauen in dieser Stadt, egal von welcher Ebene sie kommen, egal welcher Arbeit sie nachgehen, egal aus welcher gesellschaftlichen Kultur sie kommen, endlich das zu garantieren, was Sie versprechen: Freiheit und ökonomische Unabhängigkeit. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Yilmaz, bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Kollegin Feldmann, all das, was Sie so von uns gefordert haben, haben wir schon hinter uns. In diesem Paket drinnen sind einige Initiativen, die all das abdecken, was Sie angeblich in Wien vermissen. Von vielen Organisationen und Vereinen, die wir zu fördern gedenken, wird das erbracht. 

Es sind alles sehr sinnvolle und notwendige Projekte. Sie dienen der Integration und der Eingliederung der Menschen in unsere Gesellschaft. Sie geben vor allem Frauen in schwierigen Lebenssituationen Anlaufhilfe und Hoffnung. Trotzdem werden nicht alle zustimmen. Für die Gemeinderäte der Freiheitlichen Partei beinhalten allein die Namen der Vereine schon einige Reizwörter.

Die Projekte, die heute zur Beschlussfassung vorliegen, dienen einer gemeinsamen Zukunft, sehr geehrte Damen und Herren, für unser Wien. Es ist nämlich keineswegs eine milde Gabe, die heute gespendet wird. Die Förderung dieser Projekte wird nicht nur den Betroffenen helfen, sondern sie hilft der Stadt und allen Menschen in unserer Stadt. Die Stadt hilft helfen, das friedliche Miteinander in Wien umzusetzen. Das tut zum Beispiel der Verein "Miteinander Lernen". Er bietet eine breite Auswahl an nützlichen Beratungen und Kursen, neben Alphabetisierungskursen für Frauen mit türkischer Muttersprache unter anderem Psychotherapie, Erziehungsberatung, Rechts- und Sozialberatung, Deutschkurse mit Kinderbetreuung, Legasthenie-Tests und -Training.

Das tut auch LEFÖ, das Beratungs- und Bildungszentrum für Migrantinnen aus Lateinamerika. Es bietet Gesundheitsprävention für Migrantinnen in der Sexarbeit und hilft Frauen, die vom Sexhandel betroffen sind.

Oder der Verein FIBEL: Er hilft Paaren und Familien aus unterschiedlichen Kulturen. Eine Auseinandersetzung mit den Fragen des bikulturellen Familienlebens gemeinsam mit anderen Betroffenen macht vieles leichter.

Das müsste eigentlich im Interesse der ÖVP sein. Schließlich gibt sie sich immer als die große Familienförderungspartei. Umso unverständlicher ist es, dass sie ei-
ne Institution, die es sich zur Aufgabe gemacht hat, das Familienleben zu stärken, nicht fördern will. Vielleicht geht es unter dem Motto: Bibel statt FIBEL: Es ist das Herz ein trotzig und verzagt Ding; wer kann es ergründen? Jeremiah, Altes Testament.

Dass die FPÖ gegen diese Förderungen ist, wundert wohl keinen und keine in diesem Raum. Sämtliche Anträge, in denen verdächtige Wörter vorkommen wie Zuwanderer, Integration, Diversität und Frauenförderung werden ad hoc abgelehnt, mit einem Reflex. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wien geht mit seinen Integrationsmaßnahmen verantwortungsbewusst und sehr sorgfältig um. Wir werden weiterhin das Gemeinsame, das uns alle verbindet, in den Mittelpunkt stellen und nicht das Trennende.

Kollegin Feldmann! Lassen Sie mich noch einen Satz sagen: Wenn Ihnen so vieles am Schutze der Frauen liegt, würde ich Sie an dieser Stelle noch einmal bitten – ich bin nicht die Erste und werde wahrscheinlich auch nicht die Einzige sein –, sich bei Ihrer Bundesregierung für die Interventionsstellen stark zu machen, deren Finanzierung noch immer nicht abgesichert ist. 

Ich möchte Sie aber auch ersuchen, das Verhalten Ihrer Frauenministerin, Ihrer Innenministerin zum Antistalkinggesetz auch intern zu diskutieren. Das war sicherlich keine Diskussion im Sinne der Frauen oder ein frauenstärkendes Verhalten einer Partei. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich habe keine Wortmeldung mehr. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schluss-
wort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich lasse als erstes über die Postnummer 9 abstimmen. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und ohne Freiheitliche, angenommen. 

Postnummer 10: Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Postnummer 11: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche, angenommen. 

Postnummer 12: Mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Zur Postnummer 12 habe ich insgesamt drei Resolutionsanträge vorliegen. Als erstes lasse ich über jenen von Frau Mag Korun betreffend die Entfernung von rassistischen Schmierereien abstimmen. 

Wer dafür ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. (GR Godwin Schuster: Zuweisung!) Da geht es um Zuweisung. Entschuldigung. – Das ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Der zweite Antrag ist ebenfalls von Frau Mag Korun. Es geht ebenfalls um Zuweisung an zwei Ausschüsse. Hier geht es um die Bereitstellung von budgetären Mitteln. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Der dritte Antrag ist von der ÖVP betreffend umfassende Maßnahmen zur Förderung der Integration von Migrantinnen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP und von den Grünen unterstützt. Das ist somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Postnummer 13: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Postnummer 14? – Mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Postnummer 15? – Mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Postnummer 18? – Mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Postnummer 19? – Ich bin überrascht. Das ist einstimmig. 

Postnummer 23? – Das ist mehrstimmig, ohne Freiheitliche. 

Somit haben wir dieses Paket abgeschlossen. 

Postnummer 20 kommt nun zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die WAFF Programm Management GmbH. 

Frau GRin Yilmaz, bitte. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Hoch. – Bitte.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Wiener ÖVP wird bei der Subvention für dieses WAFF-Projekt dagegen stimmen. Dabei geht es uns primär gar nicht um dieses spezielle Projekt, sondern es geht uns darum, wie in dieser Stadt mit Schulungen umgegangen wird, wie in dieser Stadt mit Arbeitslosigkeit umgegangen wird, und es geht uns um die Arbeitsweise im WAFF. Wir haben ja bereits im Kuratorium des WAFF festgehalten, dass uns die sehr teuren Programme des WAFF zu wenig innovativ sind, um gegen die triste Situation auf dem Arbeitsmarkt anzukämpfen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Auf der einen Seite haben wir eine desaströse Arbeitsmarktsituation in Wien mit 9,5 Prozent Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 2005; das ist ein Rekordwert in Österreich. Wien hat damit 32 Prozent aller arbeitslosen Menschen in Österreich, und das bei nur 19 Prozent aller Einwohner österreichweit. Zudem hat Wien seit 1965 14 000 Arbeitsplätze verloren, während bundesweit die Zahl der Arbeitsplätze im gleichen Zeitraum um 34 Prozent gestiegen ist. 

Wie sehr Wien den Anschluss am Arbeitsmarkt verloren hat, zeigt Ihnen, meine Damen und Herren, folgende Zahl. Hatte Wien 1965 noch 32 Prozent aller Beschäftigten Österreichs zu verzeichnen, so sind es derzeit nur mehr 25 Prozent. Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite gibt es eine Organisation namens WAFF, die in den letzten Jahren von 20 auf über 200 Mitarbeiter angewachsen ist. Der WAFF ist mittlerweile zu einem überdimensionierten und undurchschaubaren Firmengeflecht geworden, und es ist durchaus legitim, dessen Effizienz in Frage zu stellen. Mit nachvollziehbaren Ergebnissen und Evaluierungen einzelner Programme ist man natürlich sehr zurückhaltend beziehungsweise ist das Ganze nur sehr wenig bekannt. 

Bei genauer Beobachtung mutiert der WAFF immer mehr zum Wahlkampfinstrument der Stadtregierung; ob bewusst oder unbewusst, möchte ich jetzt gar nicht beantworten. Tatsache ist aber, dass die Stadtregierung die Öffentlichkeit mit statistischen Tricks über die tatsächlichen Arbeitslosen und Schulungsquoten täuscht. Dass der WAFF diese billige Fälschungspolitik übernimmt, zeigt, dass es der SPÖ-Stadtverwaltung nicht um echte Hilfe für Arbeitssuchende, sondern um reine Politpropaganda geht. Tatsache ist, dass wir in der letzten Kuratoriumssitzung im Dezember gesagt haben, dass uns die Programme des WAFF einfach zu wenig in die Breite gehen und zu sehr auf Randgruppen ausgerichtet sind. Es schaut einfach alles nach wahlkampftaktischen Eintagsfliegen aus, die letztendlich viel Geld kosten, ohne im Kampf um die strukturelle Arbeitslosigkeit etwas zu bringen. Man darf nicht vergessen, dass Wien mit 151 Tagen durchschnittlicher Verweildauer in der Arbeitslosigkeit negativer Gewinner im Ranking unter Österreichs Bundesländern ist. 

Wir nehmen dieses WAFF-Vorhaben nochmals zum Anlass, an die Verantwortlichen zu appellieren, endlich ein Konzept für effektive Schulungsmaßnahmen zu erarbeiten. Das bisherige Stückwerk zeigt keine Wirkung, wie ja die eingangs erwähnten Fakten zeigen. 

Abschließend möchte ich doch noch meiner Freude Ausdruck verleihen, dass sich die FPÖ jetzt auch kritischer mit dem WAFF beschäftigt, denn in den letzten Jahren hatte man doch immer wieder den Eindruck, dass in den Gremien des WAFF die FPÖ ein Steigbügelhalter der Sozialisten ist. – Danke sehr. ((Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Schuster, bitte.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Irgendwie bedauere ich die Situation sehr, insbesondere von Ihnen, Kollege Hoch, dass der Reflex, ich höre WAFF und ich muss sofort dagegen sein, einer ist, der so stark einwirkt auf Ihre Aktivitäten und Ihr Handeln, dass es vergleichbar ist mit Teilen der FPÖ, wo schon ein Wort, das sie nicht sofort ins Deutsche übersetzen können, dazu führt, dass dem mit Vorurteilen begegnet wird. – Das zum Ersten, Kollege Hoch. 

Wir haben uns ja im WAFF schon x-mal darüber unterhalten und Sie wissen genau, dass der WAFF wahrscheinlich eines jener Instrumente ist, die vom Kontrollamt sehr, sehr intensiv überprüft wurden. Sie wissen ge-
nau, dass das Kontrollamt Lob geäußert hat gegenüber dem WAFF, wegen dessen total korrekter, genauer Führung. Sie wissen genau, dass der WAFF keine statistischen Tricks bezüglich Arbeitslosenziffern anwenden kann, weil der WAFF gar keine Arbeitslosenziffern in die Öffentlichkeit bringt, sondern die Arbeitslosenziffern kom-
men von Ihrem Herrn Bundesminister Bartenstein und nicht von irgendeiner Einrichtung dieser Stadt. Daher können Sie uns auch nicht unterstellen, wir würden etwas mit Schulungen machen und da irgendjemanden verstecken. Das ist nicht der WAFF. 

Ich würde Sie ersuchen, nachdem Sie so lange schon im WAFF-Kuratorium waren, erkundigen Sie sich, nein, lesen Sie die Berichte, die Sie vom WAFF bekommen, dann werden Sie vielleicht ein bisschen mehr erfahren. Probiert haben wir es persönlich sehr, sehr oft in unterschiedlicher Form. Das heißt, es tut mir Leid. 

Der WAFF beschäftigt sich auch nicht mit Randgruppen, sondern der beschäftigt sich mit den Sorgen der Menschen dieser Stadt, die sie von sich aus nicht lösen können und die sie auch nicht von sich aus verschuldet haben. Es ärgert mich ganz einfach, wenn man hier mit so Plattitüden versucht, in der Öffentlichkeit einen bestimmten Eindruck zu erwecken. 

Bei diesem Projekt, Kollege Hoch, geht es darum – und ich sage das jetzt bewusst an die ÖVP, damit Sie wissen, wogegen Sie jetzt stimmen –, dass wir Personen, die anerkannte Konventionsflüchtlinge sind, Personen, die Sozialhilfebezieher sind, eine spezielle Unterstützung geben für Weiterbildung, für Nostrifizierung und sonstiges mehr. 

Warum machen wir das? – Weil wir wissen, dass diese Personen, bevor sie überhaupt nach Österreich kamen, schon Riesenprobleme in ihrer Heimat gehabt haben, dass sie nicht ohne Grund aus ihrer Heimat geflohen sind, weshalb sie auch hier in Österreich als Konventionsflüchtlinge anerkannt wurden, und dass diese Personen die Chance haben sollen, mit unserer Unterstützung wieder in ein existenzbegründendes Leben zurückzufinden. 

Das ist der Grund dieses Antrages, den wir heute beschließen mit 100 000 EUR, und der WAFF ist dabei, weil der WAFF die rechnerische Abwicklung durchführt. Vom WAFF werden 50 000 EUR beigesteuert, nicht mehr und nicht weniger, 100 000 EUR von der MA 17, um die es hier geht. Diese Mittel werden in Akkordanz – Kollege Hoch, passen Sie bitte auf, dass Sie nicht nachher wieder sagen, das habe ich alles nicht gewusst – mit dem Bundesministerium für Inneres – zumindest die Chefin des Ministeriums steht euch nahe – aus dem Europäischen Flüchtlingsfonds beantragt. Und das ist der Grund, warum der WAFF da mit im Spiel ist, weil es um die Abwicklung dieser Geschäfte geht. Daher würde ich wirklich bitten, Kollege Hoch: Wenn Sie Ihre Fraktion nicht in die Irre führen wollen und WAFF nicht dieses Reizwort ist, wo man Nein sagen muss, denken Sie an die betroffenen Personen, nur an die betroffenen Personen, denen wir hier Unterstützung geben wollen. Um das würde ich Sie ersuchen.

Und abschließend, wenn Sie sich schon ein bisschen engagieren wollen bei diesem Thema: Vielleicht nützt der Einfluss der ÖVP im Innenministerium, dass die zugesagte personelle Verstärkung, und auf die bauen wir auch bei diesem Projekt, im Unabhängigen Bundesasylsenat, wo mehr als 20 000 Menschen, Einzelschicksale auf Erledigung ihres Ansuchens warten, endlich Realität wird. Und dafür sorgen wir hier präventiv vor, dafür beschließen wir dieses Geschäftsstück heute, und ich würde wirklich um Zustimmung bitten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Die Frau Berichterstatterin verzichtet.

Damit kommen wir zur Abstimmung. Wer für dieses Poststück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Post ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP und der FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 21. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Jugendzentren. 

Zu Wort ist mir niemand gemeldet. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. Wer für diese Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 83. Sie betrifft den Entwurf einer Gegenschrift zur Beschwerde der Frau Gabriele Hackel an den Verwaltungsgerichtshof. 

Zu Wort ist mir niemand gemeldet. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 30. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Landesverbände der diversen österreichweiten beziehungsweise Wiener Jugendorganisationen.

Hier gehe ich mit einer getrennten Abstimmung vor. 

Ich lasse zunächst einmal abstimmen die Subvention an die Sozialistische Jugend. Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Junge ÖVP. – Dieser Antrag ist wiederum mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Ring Freiheitlicher Jugend. – Mehrheitliche Annahme, ohne die GRÜNEN.

Grün-Alternative Jugend Wiens. Wer ist für diesen Antrag? – Mehrheitlich angenommen, ohne die Stimmen der GRÜNEN.

Nun lasse ich die Subventionen an die übrigen Kinder- und Jugendorganisationen abstimmen. Wer für die restlichen Subventionen ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Damit kommen wir zur Postnummer 34 der Tagesordnung. Dabei handelt es sich um eine Subvention an die "Vereinigung für Filmausbildung in Wien – Filmschule Wien". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Der Antrag für die Subvention 2006 wird von uns mitgetragen werden, aber mit furchtbarem Bauchweh. Ich kann wirklich sagen, es ist erschütternd, was in diesem Kontrollamtsbericht herausgekommen ist, aber man kann es natürlich den Schülern und Studenten nicht zumuten, dass sie hier überbleiben und auf der Strecke bleiben.

Bei diesem Antrag muss ich naturgemäß auf den Kontrollamtsbericht der Jahre 1997 bis 2004 eingehen, und dieser enthält ja eine unglaubliche Anzahl von Zuständen, von Ungeheuerlichkeiten und Abenteuerlichkeiten eines Vereines, der offensichtlich nie in der Lage gewesen ist, wirtschaftlich ordnungsgemäß zu handeln.

Ich zitiere nur kurz den Eingang des Kontrollamtsberichtes, dass eben dieser "Verein Filmschule Wien" im Jahre 1997 als Ausbildungsstätte für Filmschaffende gegründet wurde und seinen Sitz in Wien hat. Es wurden jährlich zwischen 1999 und 2004 zwischen 49 – ich habe 29 gelesen – und dann später 83 Schüler unterrichtet. Die Stadt Wien hat das gefördert mit mehr als einer Million. Die vom Verein erwirtschafteten Erlöse beliefen sich auf 1,6 Millionen. 

Aber personelle, finanzielle und organisatorische Verflechtungen mit einer von den Proponenten des Vereines begründeten Gesellschaft bürgerlichen Rechtes und mit einem Verein Niederösterreich führten zu In-Sich-Ge-
schäften beziehungsweise vom Kontrollamt nicht nachvollziehbaren Geldflüssen. Der Verein orientierte sich nicht an den zur Verfügung gestandenen Mitteln, sondern erwirtschaftete durch Betriebsausweitungen, Fehleinschätzungen und eine nicht sparsame Gebarung in jedem der Jahre Verluste. Im Oktober 2004 wurde über das Vermögen des Vereines das Konkursverfahren eröffnet, welches 2005 mit einem gerichtlichen Zwangs-
ausgleich endete.

Das heißt also, von Anfang an hat es hier Verquickungen gegeben eines Vereines, der, wie gesagt, eine Schule in Wien betreiben wollte, mit privaten Vereinen und mit GesmbHs, in der die Proponenten nachweisbar drinnen gewesen sind. Die Filmschule wurde ganz einfach wirtschaftlich in Grund und Boden geführt. Ich glaube, das kann man sagen.

Bis 2003 haben die Proponenten des "Vereins Filmschule" einen anderen Verein, nämlich Weinviertler Film-
wochen, gegründet und geführt, und genau der Geldfluss von diesen beiden Vereinen, von der Filmschule auf der einen Seite und von den Weinviertler Filmwochen auf der anderen Seite, sind der Grund, warum schlicht und einfach die Geldflüsse undurchsichtig sind und undurchschaubar sind. 

Zweck der Ausbildung – keine Frage – war die Ausbildung von Studenten nach internationalen Richtlinien, für Wien sicher etwas Wichtiges, anerkannt und ich glaube auch durchaus erfolgreich, was das betrifft. Allerdings haben die Schüler ja auch nicht wenig gezahlt. Sie zahlten 2004 im Monat zwischen 350 und 500 EUR. Das ist genug, nicht? 

Was Verwaltung und Vereinsleben – unter Anführungszeichen – der Filmschule Wien betrifft, so kann man wirklich nur Erstaunliches und überhaupt nichts Gutes berichten. In sieben Jahren haben zwei ordentliche Generalversammlungen stattgefunden, obwohl natürlich jährlich eine hätte abgehalten werden müssen. Dazu kommen noch zwei außerordentliche Generalversammlungen. Und dabei ist nicht erkennbar, ob im Rahmen dieser Generalversammlungen jemals finanzielle Voranschläge beziehungsweise Entlastungen des Vorstandes ausgesprochen wurden. Das ist nicht erkennbar.

Rechnungsprüfer, eine Selbstverständlichkeit in einem Verein, würde ich meinen, wurden erst sechs Jahre nach Gründung dieses Vereines berufen und haben niemals eine Prüfertätigkeit ausgeübt. Also das sind Zu-
stände, das ist einfach unglaublich.

Geschäftsführer haben gekündigt, ohne dass der Vorstand informiert wurde. Mit einem Wort: Im inneren Betrieb dieser Filmschule herrschte schlicht Chaos.

Ich nenne einige Beispiele: Ein Bau- und Investitionszuschuss ganz am Beginn der Tätigkeit dieses Vereines konnte zum Teil offensichtlich nicht als widmungsgemäß zur Kenntnis genommen werden und ist eben offengeblieben. Die Belege von Förderungsgeldern und Förderungsabrechnungen lauteten aber zumeist in den ganzen Jahresabrechnungen nicht auf Filmschule, sondern auf Namen der Gesellschafter oder von Vereinen. 

Andere wirtschaftliche Tatsachen: Wie gesagt, die Subventionen der Stadt Wien waren 1,026 Millio-
nen EUR. Das Eigenkapital der Gesellschaft, der GesmbH, oder des Vereines, besser gesagt, war stets negativ und stieg von minus 21 000 EUR im Jahr 1999 auf beachtliche minus 225 000 EUR. Das war dann auch die Einleitung des Konkurses. 

Von 1999 bis 2003 stiegen die Einnahmen aus den Beiträgen der Schüler recht deutlich um 130 Prozent. Das ist sehr viel. Doch dessen ungeachtet sind die Jahresverluste von 21 000 EUR im Jahre 1999 in ununterbrochener Folge auf 225 000 EUR, trotz Subventionen, gestiegen, und das, obwohl sich die Schülerzahl durchaus erfreulich entwickelt hat von 29, wie ich gelesen habe, auf 80 im Jahre 2004. Davon sind immerhin, wie im Bericht zu lesen ist, zirka 30 wirklich auch im Filmgeschäft beruflich gelandet, also durchaus nicht schlecht, was das betrifft. Aber die wirtschaftliche Lage und die wirtschaftliche Gestion der Betreffenden ist eine Katastrophe. 

Die sonstigen betrieblichen Erträge: Wenn man von den Subventionen der Stadt Wien absieht, bleiben ja nur mehr 10 Prozent über von der Gesamtsumme. Diese 10 Prozent sind für das Kontrollamt nicht nachvollziehbar gewesen, denn bei diesen Erlösen aus betrieblichen Erträgen und bei den Sachaufwänden hat es wieder diese klassischen In-Sich-Geschäfte mit dem Weinviertler Verein gegeben. 

Mit ein Grund für das Desaster dieses "Vereins Filmschule", des FSW, waren aber neben diesen geschilderten chaotischen Vorgängen vor allem die völlig überzogenen Anmietungen, die ohne Zweck und ohne richtige Verwendung vorgenommen wurden. Die stiegen vom Jahr 1999 bis 2003 um ganze 537 Prozent. Davon hat sich diese Filmschule finanziell nicht mehr erholt. 

Aber als Höhepunkt überhaupt der ganzen Entwicklung würde ich Folgendes bezeichnen: Im Ausbildungsvertrag war vorgesehen eine Unfallversicherung für die Schüler. Dafür wurde auch ein Beitrag entrichtet im Rah-
men eben dieser bis 500 EUR gehenden monatlichen Beiträge. Aber bis zum Jahre 2003 wurde für die Schüler keine Unfallversicherung abgeschlossen. Das ist ja ungeheuerlich! Die Mittel wurden anderweitig verwendet. Ein unverantwortliches Verhalten einer Führung einer Schule! Man hat die Gesundheit der Schüler aufs Spiel gesetzt! Es war offensichtlich Glück im Spiel, dass nichts passiert ist. Ansonsten wäre das ja überhaupt eine echte Katastrophe. 

Welcher Zynismus spricht da aus den Verantwortlichen, dass sie zu einer solchen Handlungsweise fähig sind? Ich frage mich, ob da nicht letztlich auch eine strafrechtliche Komponente mit ins Spiel kommt. Das wäre zu überprüfen. 

Aber ebenso schlimm ist die andere Seite der Münze. Ich glaube, die MA 7 ist von diesen unglaublichen Vorfällen offensichtlich nicht berührt worden. Entweder ist Ihnen nichts aufgefallen, oder Sie haben zumindest nicht die geringsten Konsequenzen gezogen und weiter insgesamt eine Million Euro investiert. 

Was haben eigentlich die verantwortlichen Stadträte gemacht? Ich glaube, die Unfähigkeit auf Seiten des Vereines ist festzustellen. Ein klares Nichthandeln und Versagen der entsprechenden Gemeindedienststellen ist aber ebenfalls hier festzustellen bei dieser Sache. Na ja, dazu wird das Geld hergegeben, dass man es kontrolliert, Frau Stadträtin!

Ich würde eines dazu sagen: Es ist ein unglaublicher Vorfall, der zeigt, mit welcher Leichtfertigkeit Geld hier verschleudert wird und in welchem Ausmaß hier Subventionen fließen, ohne dass es eine echte Kontrolle gibt.

Wie gesagt, meine Damen und Herren: Die Zustimmung der FPÖ zum Antrag erfolgt trotzdem, weil wir na-
türlich die verbliebenen Schüler nicht einer Gefährdung aussetzen und ihnen nicht Schaden zufügen wollen. Keine Frage. Aber die Vorgangsweise ist symptomatisch. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Mein Vorredner hat ja bereits in aller Breite und Länge ausgeführt, was sich so im Kontrollamtsbericht zur "Filmschule Wien" an wirklichen Problemlagen und durchaus auch der einen oder anderen kleineren Ungeheuerlichkeit findet. Insofern sind wir einerseits dankbar, dass das Kontrollamt geprüft hat und damit in diese Sache, die uns ja jetzt schon einige Jahre begleitet, ein bisschen mehr Licht gebracht hat. Sie erinnern sich, wir haben ja viele hitzige Debatten hier im Gemeinderat gehabt, durchaus auch unter Begleitung der Schülerinnen und Schüler der "Filmschule Wien", die sich da sehr eingesetzt haben, manche für, manche gegen die Filmschule und ihre derzeitige Leitung. 

Tatsache ist jedenfalls, dass man, wenn man diesen Kontrollamtsbericht liest, ihn genau liest und ihn ernst nimmt, sagen muss, dass man leider eigentlich diesem Verein keinen Cent öffentliches Geld mehr in die Hand drücken sollte. Ich muss auch feststellen, dass es quasi einen roten Faden an personeller Kontinuität bei der "Filmschule Wien" gibt, die eine Verantwortung hat, auch wenn die Geschäftsführer natürlich immer die meiste Verantwortung für die problematische kaufmännische Gebarung tragen.

Wir werden daher, durchaus auch nicht leichten Herzens, diesem vorliegenden Akt nicht zustimmen können, weil wir glauben, dass es nicht sehr verantwortlich ist, hier noch einmal Gelder in einen Verein zu stecken, der so eine Geschichte vorzuweisen hat. 

Wir wollen aber natürlich betonen, dass es uns einerseits sehr, sehr wichtig ist, dass es so etwas wie die "Filmschule Wien" auch in Zukunft gibt, hoffentlich unter anderer Führung, Leitung und auch durchaus in ausgebauter Form. Wir haben ja immer wieder auch darüber diskutiert, dass es wichtig ist, dass es hier ein breites Angebot an Filmausbildung gibt, dass nicht nur die Filmakademie zur Verfügung steht. 

Es gibt, glaube ich, was ich so höre, ja auch diese gute Ideen und Angebote in Richtung Fachhochschulen und auch Zusammenarbeit mit Vereinen, die sich im Zuge dieser Streitigkeiten gebildet haben. Das begrüßen wir sehr. 

Wir hoffen sehr, dass diese Form der Ausbildung weitergeführt wird, dass es hier auch einen Anschluss gibt. Aber bei allem Verständnis dafür, dass es wichtig ist, dass die derzeitigen Schüler ihre Ausbildung fortsetzen und abschließen können, glauben wir trotzdem, dass in der derzeitigen Konstellation es nicht gerechtfertigt ist, dass es sehr problematisch ist, dem Verein weiterhin öffentliche Gelder zur Verfügung zu stellen. Das ist das eine. 

Das andere ist, dass zu dieser Post der Herr Kollege Wolf von der ÖVP einen Antrag einbringen wird auf Einrichtung eines Medienfonds für alternative nichtkommerzielle Medien. Ich habe ja belustigt festgestellt, dass der Herr Wolf offenbar das Kulturprogramm der GRÜNEN sehr genau liest, auch schon die etwas älteren Ausgaben der letzten Jahre immer sehr genau gelesen hat, denn diese Forderung nach einem Fonds für nichtkommerzielle Medien erheben wir ja schon lange. Insofern werden wir diesen Antrag der ÖVP unterstützen, auch wenn er nicht ganz unsere eigene Intuition trifft. Wir werden das dann noch einmal zu diskutieren haben, wenn das Thema der Erhöhung der GIS-Gebühren auf der Tagesordnung steht im nächsten Landtag. Da werden wir einen Antrag einbringen, wo wir unser etwas breiter angelegtes und größer angedachtes Modell präsentieren werden und noch einmal diskutieren werden können. Nichtsdestotrotz beglückwünsche ich also die ÖVP, dass sie die grünen Wahlprogramme liest, und wir werden diesem Antrag, auch wenn er nicht ganz vollinhaltlich unseren Ideen entspricht, zustimmen. – Danke schön. Auf Wiederhören! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Meine Fraktion wird dem vorliegenden Antrag zustimmen. 

Zum Unterschied von den GRÜNEN sind wir der Meinung, dass die Studenten ihre Ausbildung fertig machen können sollen, und wir sind nicht bereit, auf Kosten der Studierenden die Finanzierung nicht zu unterstützen. 

Natürlich ist dieser Verein – es wurde auch hier schon gesagt – höchst bedenklich, und wenn man sich die Geldvernichtung, die betrieben wurde in diesem Verein, der offenbar sehr unprofessionell vorgegangen ist, ansieht, wäre es wahrscheinlich sinnvoller und billiger gewesen, die Schüler zu Steven Spielberg nach Hollywood zu schicken, dass sie etwas vom Film lernen. 

Aber, wie gesagt, wir stimmen dem zu und meinen, dass diese Form der Subvention, die sich hier zeigt, endgültig zu überdenken ist. Wir meinen, dass man das System dieser Subventionierung überdenken soll und nachvollziehbare Kriterien für die Finanzierung einziehen soll, eine Professionalisierung der Subventionsvergabe und vor allem eine bessere Kontrolle. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein erster Schritt – und dankenswerterweise hat Marie Ringler ja darauf hingewiesen, obwohl sie mit aller Macht einen Vaterschaftsprozess mit mir über die Idee führen will; ich werde mich dem nicht stellen, sondern unseren Antrag vertreten – zu einer Umstellung und Professionalisierung des Subventionssystems könnte jetzt erfolgen bei der Erhöhung der Landesabgabe zu den ORF-Gebühren. Ein Teil der zusätzlichen Mittel, die durch diese Erhöhung eingehen werden, könnte in einem zweckgebundenen Fonds zur Finanzierung alternativer elektronischer Medien verwendet werden. 

Ich darf daher einen Beschlussantrag einbringen:

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen zum Zwecke einer transparenteren und nachvollziehbareren Förderung der alternativen nichtkommerziellen Medien einen eigenen Medienfonds einrichten, der unter anderem aus Teilen der zu erwartenden Mehreinnahmen der Landesabgabe zu den Rundfunkgebühren gespeist wird. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an die Gemeinderatsausschüsse der Geschäftsgruppen für Bildung, Jugend, Information und Sport so-
wie für Kultur und Wissenschaft verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) – Ich danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Bitte schön.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wahrlich ist es schon eine lange Geschichte, und die Debatte zur "Filmschule Wien" jährt sich quasi jedes Jahr hier im Gemeinderat, nur mit unterschiedlicher Besetzung der Redner in der Zwischenzeit nach der Wahl. Die letzten Jahre konnten wir ja die Geschichte, die die Filmschule hinter sich gebracht hat in den letzten Jahren, die durchaus manchmal als filmreif zu bezeichnen wäre, mitverfolgen und diskutieren. 

Wir haben spätestens 2004 zur wirtschaftlichen Gebarung festgestellt, dass es hier so ist wie leider oft bei Vereinen, die eine sehr sinnvolle inhaltliche, durchaus auch von ihrer Qualität her sehr gute Arbeit liefern, diese wirtschaftlich nicht umsetzen können in dieser guten Qualität. Das haben wir 2004 auf jeden Fall festgestellt, haben auch ein Zwangsausgleichsverfahren unterstützt, weil wir der Meinung waren, und das sind wir noch immer, dass es notwendig ist, jenen Studierenden, die kurz vor der Beendigung ihrer Ausbildung stehen, dies auf jeden Fall zu ermöglichen. 

Ich denke, es war ebenfalls seit 2004 keine Überraschung, dass sich, wenn ein Zwangsausgleichsverfahren angestrebt wird, durchaus sehr problematische Vorgänge auf der wirtschaftlichen Seite im Verein abgespielt haben. Der Kontrollamtsbericht hat das dann jetzt auch gezeigt. Wir hatten ja auch Gelegenheit, im Ausschuss über den Kontrollamtsbericht zu diskutieren. 

Ich erspare mir, die Inhalte des Kontrollamtsberichtes hier darzulegen. Der Kollege Herzog hat das schon gemacht. Gemeinsames Ziel, denke ich, muss es sein, und es freut mich, dass sich die FPÖ im Gegensatz zu den letzten Jahren jetzt dazu entschlossen hat, hier denselben Weg einzuschlagen, Ziel muss es sein, dass bis zum Sommer die Studierenden ihre Ausbildung abschließen können. 

Auf eines möchte ich aber im Zusammenhang mit dem Kontrollamtsbericht doch hinweisen, weil es mir wichtig ist. Neben den vielen problematischen Analysen, die drinnen stehen, ist eine Sache vom Kontrollamt auch festgestellt worden, nämlich dass die Qualität der Ausbildung eine sehr gute ist und dass die Studierenden, wenn sie diese Ausbildung abgeschlossen haben, durchaus gute Möglichkeiten haben, in der Filmbranche zu arbeiten und unterzukommen. Das zeigt sich auch an den Erfolgen, die jetzt schon Studierende haben, bevor sie überhaupt noch ihren Abschluss haben beziehungsweise in Zusammenarbeit mit ihren Diplomarbeiten. Da möchte ich stellvertretend für einige Studierende zum Beispiel den David Gutschner nennen, der vorigen Sonntag, am 26.2., um 14.25 Uhr im ORF einen Beitrag gestalten durfte zum Porträt von Herrn Karl Spiehs. Ich denke, das zeigt, dass es also Möglichkeiten für die Studierenden gibt, dass sie eine gute Ausbildung bekommen und auch einen guten Abschluss machen können. 

Das ist unsere Priorität. Deshalb haben wir auch wieder gemeinsam mit der Fachabteilung diesen Akt eingebracht, wie schon voriges Jahr, was die Subvention für das erste Halbjahr dieses Schuljahres betroffen hat, für das zweite Halbjahr, einerseits für den Betrieb, andererseits als Unterstützung durch die Zurverfügungstellung der Räumlichkeiten in der Skodagasse.

Was den Initiativantrag der ÖVP betrifft, möchte ich schon Freude und Verwunderung äußern, beides, Freude darüber, dass die ÖVP anscheinend ihre Liebe zu den alternativen Medienprojekten in dieser Stadt gefunden hat. Das war eine Überraschung, denn bis jetzt haben wir uns nicht gedacht, dass Radio Orange, offener TV-Kanal und Co so große Unterstützung bei der ÖVP erhält. Das freut mich. Das lässt für die Zukunft auch hoffen, dass wir mögliche Subventionen für diese Vereine gemeinsam beschließen können. 

Über den Inhalt des Initiativantrages möchte ich sagen, dass wir die Forderung, Teile des Kulturförderungsbeitrages für Medienprojekte, vor allem im Bereich alternativer nichtkommerzieller Medienprojekte, einzusetzen, durchaus goutieren und hier diskussionsbereit und gesprächsbereit sind, wenn auch nicht in dieser Form, wie es im Antrag steht. Inhaltlich aber, glaube ich, können wir uns dann, wenn wir dazu eine Debatte führen könnten, aber leider lautet der Antrag auf sofortige Abstimmung, mit Sicherheit treffen. 

Das heißt, abschließend noch einmal gesagt: Uns geht es um die gute Ausbildung, die zu beenden ist. (GR Dr Matthias Tschirf: Der Antrag lautet auf Zuweisung!) Tut mir Leid, dann habe ich einen alten Antrag. Habt ihr das inzwischen geändert? (GR Dr Matthias Tschirf: Auf Zuweisung!) Tut mir Leid. In meinem alten Antrag steht noch "Sofortige Abstimmung". 

Die Zuweisung werden wir unterstützen. Wir sind, wie gesagt, gesprächsbereit in der inhaltlichen Frage. Die sofortige Abstimmung wäre eben in der Form nicht möglich gewesen. 
Abschließend sei noch einmal gesagt: Inhaltlich wollen wir, dass unsere Studierenden in dieser Filmschule ihre Ausbildung beenden können. Wir treffen uns natürlich in der Kritik an der wirtschaftlichen Gebarung der Filmschule. Das hat sich in den letzten Jahren auch in der Debatte hier nicht geändert. 

Sehr schade finde ich, dass sich die GRÜNEN nicht dazu entschließen können, diese Studierenden hier im Gemeinderat zu unterstützen. Ich würde sagen, hier zeigt sich der Unterschied zwischen Regierungsverantwortung und Verantwortung übernehmen und der Möglichkeit, Opposition zu sein und nach einem Kontrollamtsbericht zu sagen, da stimmen wir nicht zu. – Ich danke und bitte um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist mir niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Wer für die Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Diese Post ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen. 

Mir liegt nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor, und zwar der GRe Dr Wolf, Dr Aigner und Mag Anger-Koch, betreffend die Einrichtung eines Medienfonds für alternative nichtkommerzielle Medien. Wer für die Zuweisung dieses Beschluss- und Resolutionsantrages ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Somit kommen wir nunmehr zur Postnummer 36 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Volksbildungswerk. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort ist gemeldet Herr GR Ing Mag Dworak. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Sie wissen, seit zehn Jahren gibt es den gleichen Subventionsbetrag für den Verein Wiener Volksbildung von 690 000 EUR. Man handelt nach dem Motto: Es gibt keine Inflation. Wir haben heute schon alles Mögliche gehört, als ob die Stadt ihre Leistungen in den letzten Jahren um den gleichen Preis angeboten hätte – ich möchte da nur hinweisen auf die Tafel (GR Dr Matthias Tschirf stellt die genannte Tafel auf einen Sessel neben das Rednerpult.) –, keiner mehr verdient hätte und die Welt stehen geblieben wäre. Stattdessen betrug die offizielle Inflationsrate laut Verbraucherpreisindex nach der Basis 1996 16,4 Prozent. Gebühren für die Leistungen der Stadt sind seit 1996 mehrmals gestiegen, allein heuer bei Strom um 5 Prozent, bei Gas um 17 Prozent oder bei Müll zum 20 Prozent. 

Der Verband für Freizeit und Kultur Wiener Volksbildungswerk leistet mit zirka 300 Vereinen aus den Bereichen Bezirksarbeit, Kultur vor der Haustüre, schöpferische Freizeit, kreative Kultur der Bezirke, im Medienbereich Film, Foto, Video in den Bezirken, der Förderung der Gegenwartsliteratur mit vielen kleinen Theatergruppen, mit Aktivitäten zu Populärwissenschaften, von der Astronomie bis zur Zoologie, der Freude mit Musik mit vielen bekannten Gruppen wie der Bachgemeinde Wien, dem Chor Ars Vivendi oder der Singgemeinschaft Musica Sacra, und dem bunten Reigen der Volkskunde, vom Volkstanzen bis zum Trachtenverband, eine herausragende und vielfältige Basiskulturarbeit für unsere Stadt. 

Viele freiwillige, ehrenamtliche Mitarbeiter unterstützen zusätzlich uneigennützig und kostenlos durch ihren Einsatz diese Aktivitäten. Es ist dies die große Chance von kulturellen Aktivitäten für viele engagierte Menschen in dieser Stadt. Die Leistungen des Volksbildungswerks für die Bezirkskultur kann man nicht hoch genug schätzen. 

Viele Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher finanzieren zum Teil umfangreiche Kulturprojekte und ver-
wenden dazu große Teile ihres Bezirkskulturbudgets über das Volksbildungswerk. Die Beträge gehen von 30 000 bis 150 000 EUR. 

Die organisatorische Arbeit für viele Veranstaltungen in den Bezirken, die aus den Bezirksbudgets finanziert werden, wird gänzlich allein von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Volksbildungswerks geleistet und selbstständig durchgeführt. Für den Aufwand der Organisation erhält das Volksbildungswerk keine gesonderte Abgeltung von den Bezirken. 

Ein zentraler Schwerpunkt des Vereins Wiener Volks-
bildung ist die Abwicklung der Bezirksfestwochen. Seit 1952 gibt es eigenständige Bezirksprogramme, die unter dem Motto Wiener Festwochen durch einen Beauftragten des Kulturamtes in Zusammenarbeit mit den Bezirksvorstehungen erstellt wurden. Anfänglich gab es 100 Veran-
staltungen, heute sind es mehr als 2 000. Chorkonzerte, Jugendsingen, Lesungen, Gesangs- und Klavierabende sowie Produktionen von Schauspielschulen und Konservatorien dominierten früher das Programm. Heute finden jeweils unter einem eigenen Motto kleine Großstadtfestivals, wie man sie nennt, statt, die das vielfältige Kultur-
angebot für die mittlerweile mehr als 300 000 Besucher großteils kostenlos anbieten. 

Bezirkskultur erfüllt beim Prozess des Zusammenlebens in unserer Stadt eine wichtige Aufgabe. Sie findet dort statt, wo die Menschen wohnen, leben und arbeiten. Durch das kulturelle Angebot im öffentlichen Raum kom-
men so viele Menschen in unserer Stadt mit Kultur in Berührung, die sonst nicht die Zeit und Muße dazu haben. Die Menschen in den Bezirken sind vertraut mit den Besonderheiten ihres Grätzels und können so auf die Wünsche der Bevölkerung besser eingehen, als dies die zentrale Bürokratie schaffen würde. 

52 Jahre wird heuer das Volksbildungswerk. 52 Jah-
re, wo man sich immer wieder den gewandelten Bedürfnissen der Menschen dieser Stadt angepasst hat. 52 Jahre, wo immer wieder Reorganisation und Neuorientierung notwendig waren. Der Geschäftsführer der SPÖ-Wien war dort einmal tätig. Ebenso ist der SPÖ-Vorsitzende des Kulturausschusses über die laufenden Geschäfte informiert. Als Vorsitzender eines Kulturvereines sollte er ein unmittelbares Interesse haben, dass dem Wiener Volksbildungswerk auch genug Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

In den letzten zehn Jahren haben sich aber die Aktivitäten des Volksbildungswerks deutlich gesteigert. Der Arbeitsumfang jedes einzelnen Mitarbeiters hat zugenommen. Trotzdem mussten im Vorjahr zwei Mitarbeiter entlassen werden, da die Mittel der Betriebssubvention nicht ausreichten. 

Übrigens wurde die Abfertigung für diese Mitarbeiter aus dem eigenen Geld bezahlt. Im Allgemeinen zahlt die Stadt Wien die Abfertigungen von Mitarbeitern, die im stadtnahen Bereich Dienstnehmer sind. 

Anscheinend passt die Art und Weise des Volksbildungswerks nicht in die Kulturpolitik des Herrn StR Mailath-Pokorny. Er will mit dem Aushungern des Volksbildungswerks Fakten setzen, die den Bestand des Volksbildungswerks durch die Deckelung der Subventionsbeträge gefährden, und dann nach eigenem Gutdünken entscheiden, wie es weitergehen soll. Die Zeit des Absolutismus und Despotentums muss vorbei sein, Herr Stadtrat! (Beifall bei der ÖVP.)
Am Beispiel Volksbildungswerk weise ich auf die Problematik der Deckelung der Subventionsmittel und der Frage der Abfertigungen hin, die beim Volksbildungs-
werk besonders krass ist. 

Wir stellen daher folgende Beschlussanträge, den ersten gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Franz Ferdinand Wolf betreffend Valorisierung von Subventionen. Zahlreiche Vereine klagen darüber, dass die Höhe ihrer Subventionen durch die Stadt Wien über einen längeren Zeitraum unverändert blieb. Durch die Kostensteigerung in allen Bereichen wird es für die Vereine zunehmend schwieriger, mit bewilligten Mitteln, deren Höhe sich an einer veralteten Kalkulation orientiert, zu wirtschaften. Trotz neuer Kalkulationen und entsprechend höherer Subventionsansuchen blieben die bewilligten Summen unverändert. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderats folgenden Beschlussantrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge veranlassen, dass die Subventionen von Vereinen, die durch ihre Arbeit die kulturelle Basisversorgung Wiens sichern und deren Subvention seit 2000 unverändert blieb, valorisiert werden, sofern die Vereine entsprechend lautende Subventionsansuchen vorlegen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft verlangt.“ 

Und einen zweiten Antrag, den wir ebenso einbringen, betreffend Finanzierung von Abfertigungen. Die Entscheidungsgrundlage, ob und wann Abfertigungszahlungen, die Vereine an Mitarbeiter zu zahlen haben, von der Stadt Wien übernommen werden, ist nicht klar. 

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemäß § 27 Abs 4 der Geschäftsordnung des Gemeinderats folgenden Beschlussantrag: 

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge veranlassen, dass eindeutige transparente Richtlinien bezüglich der Übernahme von Abfertigungen für Mitarbeiter subventionierter Vereine erarbeitet werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir nun keine mehr vor. Damit ist die Debatte geschlossen und der Herr Berichterstatter hat das Schluss-
wort. 

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Unbestritten ist, dass das Wiener Volksbildungswerk große Leistungen für unsere Stadt erbracht hat, für die Stadt, auch für die Bezirke, und dass vor allem die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den zahlreichen Vereinen durch ihre Tätigkeit sehr viel zur basiskulturellen Versorgung unserer Stadt beitragen. 

Aber man sollte an der Stelle schon darauf hinweisen, dass die Subventionen für das Wiener Volksbildungswerk gleich geblieben sind, und damit unterscheiden wir uns in der Stadt Wien sehr stark von dem, was die Bundesregierung den Kulturvereinen zukommen lässt, vor allem auch jenen, die für die basiskulturelle Versorgung unserer Stadt zuständig sind. Denn ich möchte nur daran erinnern, dass wir in der Stadt Wien sehr wohl eintreten mussten für die Subventionen zahlreicher Kunst- und Kulturvereine, die vom Bund nicht weiter finanziert worden sind. Also ich kann die Liste gar nicht anführen, aber vom Depot, Basis Wien, Kosmos, nur um die Letzten zu nennen und die eigentlich alle Initiativen der Bundesregierung sind, hat sich nach einiger Zeit herausgestellt, dass der Bund nicht weiter finanziert, und wir als Stadt Wien sind für diese nicht geleistete Finanzierung des Bundes eingesprungen. Und daher ist es natürlich klar, dass wir darauf achten wollen, dass die Vereine, die in unserer Stadt bestehen, weiter existieren können, dass wir aber nicht automatisch Valorisierungen der Subventionen herbeiführen können. Deshalb können wir auch dem vorgelegten Beschlussantrag zu einer automatischen Valorisierung der Subventionsansuchen nicht nähertreten. 

Das gilt in ähnlicher Weise auch für die Abfertigungen. Abfertigungen für hauptamtlich beschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem Kulturverein oder auch in einem anderen Verein sind natürlich primär Aufgabe der Geschäftsführung des zuständigen Vereines und obliegt primär der Entscheidungskompetenz des Vereines, wenngleich es sehr oft auch eine entsprechende Unterstützung von Seiten der Stadt Wien gibt. Von daher werden wir auch dem Beschlussantrag betreffend Finanzierung von Abfertigungen nicht nähertreten können.

Nur einen Satz vielleicht noch zu dem, was Sie, Kollege Dworak, gesagt haben, nämlich dass sich die Zeiten ändern. Also da haben Sie ja wirklich Recht, denn die Zeit des Diskurses ist tatsächlich vorbei. Nur, das brauchen Sie mit Sicherheit nicht dem Wiener Kulturstadtrat vorzuwerfen, der sich darum bemüht, dass alle Kulturvereine in unserer Stadt weiter existieren können. Das ist eigentlich ein Vorwurf, den Sie an Ihre Parteikollegen in der Bundesregierung richten müssen, wenn es darum geht, dass Kulturinitiativen auch in Wien nicht weitergeführt werden können, weil sie die entsprechende finanzielle Unterstützung des Bundes nicht bekommen. 

Von daher ersuche ich um Unterstützung des vorliegenden Subventionsansuchens des Wiener Volksbildungswerkes, das in der Tat wichtige Arbeit für unsere Stadt leistet. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer für das Poststück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen. 

Darüber hinaus liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP vor.

Der erste betrifft die Valorisierung von Subventionen. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung verlangt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat keine Mehrheit. Er ist nur unterstützt von der ÖVP und den GRÜNEN.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag betrifft Finanzierung von Abfertigungen. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Das ist nicht die Mehrheit, der Antrag ist nicht angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 39 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur Wien für ihren Innovationspreis 2006.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Hier handelt es sich um einen typischen Subventionsakt, wie wir ihn regelmäßig ablehnen. Ich darf wieder einmal darauf hinweisen, was sich hier verbirgt.

Hinter einer Serviceeinrichtung für andere Kulturvereine wird politische Agitation betrieben, und ich nehme an, dass auch viele der Mehrheitsfraktion hier gar nicht wissen, was da so gefordert wird und was da dahintersteckt. Es ist jenseits der KPÖ, würde ich sagen, was hier verlangt wird und gefordert wird. Das ist genau der Punkt, dass unter dem Deckmäntelchen einer Subvention, die für Serviceeinrichtungen gedacht ist, politisch agitiert wird mit dem Geld der Stadt Wien und damit auch mit dem Geld der Steuerzahler.

Ein Beispiel aus einer Forderung der IG Kultur Wien: „Durchsetzung von antirassistischen politischen Forderungen.“ Klingt ja alles ganz gut. „Neben einer umfassenden Antidiskriminierung auf gesetzlicher Ebene fordert die IG Kultur Österreich die Einrichtung einer WohnbürgerInnenschaft, allgemeines, freies und gleiches Wahlrecht für alle.“ Was heißt das? Also auch für jeden, der einfach nur hier anwesend ist? 

„Die Erweiterung des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebotes auf alle Menschen, die in Österreich leben.“ Im Bereich der Kulturpolitik noch weitergehend: „Zugang zu Förderungen, Stipendien und Preisen für alle in Österreich wohnhaften Menschen, unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. 

Paritätische Besetzung von Kulturbeiräten in der Höhe des Anteils an Migrantinnen, von Migranten sowie der ethnischen Minorität an der Bevölkerung.“ 

Und dann noch weiter: „Nicht nur eine gleichberechtigte Förderung, sondern auch eine kulturpolitische und förderpolitische Bevorzugung von kultureller Betätigung von Migrantinnen und Migranten sowie der ethnischen Minoritäten.“ 

Also das heißt, da wird nicht Integrationspolitik in irgendeiner Form gefördert, sondern hier wird wirklich beinhart nur das Fremde hochgehalten, geschätzt und soll zusätzlich subventioniert werden. Hier soll das Geld hineingesteckt werden. Die eigene Bevölkerung und auch die eigene Kultur kommen nicht einmal am Rande vor. 

Das ist nicht Kulturpolitik, wie wir sie uns vorstellen, aber auch nicht allgemeine Politik. Und wenn schon, dann sollte man sich auf das beschränken, was Thema der IG Kultur ist und sich nicht in derartige Forderungen versteigen. 

Bezeichnend sind natürlich auch Mitgliedsorganisationen wie zum Beispiel no-racism.net, die ganz glücklich berichten, dass sie das Ernst-Kirchweger-Haus am 1. Juli 2005 zu zwei Dritteln wieder neu besetzt haben. Also das sind diejenigen Organisationen, die dann dahinterstehen. 

Es gibt aber auch andere Vereine, die sehr wohl unglücklich sind mit diesem allgemein-politischen Auftreten der IG Kultur und die das gerne etwas anders sehen würden, aber auf Grund der Serviceleistungen, der indirekten Subvention, die dort drüberfließt, dann dabeibleiben.

Hier ein klassischer Fall dafür, wie es nicht sein sollte, wie wir es uns nicht wünschen. Heute hat der Kollege Baxant die Möglichkeit, seinen Ekel über meine Aussagen auszudrücken, ohne dass er dafür im Nachhinein gestraft wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. Bitte schön.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die FPÖ kann natürlich diesem Akt überhaupt nicht zustimmen, weil die IG Kultur steht für alles, wogegen Sie verzweifelt versuchen zu kämpfen. Nämlich, die IG Kultur ist ein wichtiger Dachverband für gesellschaftskritische - pfui -, innovative - pfui -, zeitgenössische - grauslich -, junge, freche, spartenübergreifende, europäische, internationale, antirassistische, alternative, komplizierte und komplexe Kunst- und Kulturprojekte. Und, Herr GR Stefan, die IG Kultur steht nicht jenseits der KPÖ, sondern jenseits Ihres Verständnisses! (Beifall bei der SPÖ.)
Weil die IG Kultur so ist, wie sie ist, fördern wir sie. Die Wiener Kulturpolitik ist sich dessen bewusst, dass die so genannte Hochkultur ohne die so genannte Basiskultur nicht leben kann. Mir ist das verständlich, und Sie verstehen es nicht, dass die Basiskultur und die Hochkultur sich gegenseitig bedingen. Deswegen ist es uns so wichtig.

Der Innovationspreis wurde vor drei Jahren vorgeschlagen, und er erfüllt zwei Funktionen. Unbekannte, noch nicht etablierte Kulturinitiativen bekommen ein Fo-
rum und eine Öffentlichkeit. Das ist extrem wichtig für Kulturschaffende. Und was natürlich noch wichtiger ist, ist, dass sie Geld gewinnen können, und das nicht wenig. 3 500 EUR sind nicht wenig. 

Nebenbei sei erwähnt, dass die Entscheidungsfindung auch basisdemokratisch abläuft, und das ist Ihnen wahrscheinlich auch ein Dorn im Auge. 

Dass der Preis erfolgreich ist und sich gut entwickelt, sieht man daran, dass es immer mehr und mehr Einreichungen gibt, und nicht nur nationale, sondern auch internationale und europäische. Deswegen haben wir uns dazu entschlossen, den Förderungsbeitrag von 7 000 EUR auf 10 000 EUR zu erhöhen. 

Ich möchte nicht länger reden. Ich bin erst kurz im Gemeinderat, aber ich wundere mich überhaupt nicht darüber, dass die FPÖ diesem Akt nicht zustimmen kann, denn Sie sind eine rückschrittliche Partei, und das bleiben Sie. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist nunmehr Herr GR Dr Aigner. Bitte schön. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Wenn wir über Kulturförderung sprechen: Die wesentlichste Kulturtechnik ist das Lesen und Schreiben, und das lernt man bei uns spätestens in der Volksschule. Wir haben heute schon über den baulichen Zustand unserer Volksschulen gesprochen, und die Sicherheit unserer Volksschülerinnen und -schüler liegt uns sehr am Herzen. 

Deswegen bringen meine Kollegin Anger-Koch und ich einen Antrag ein, der hoffentlich Ihre Zustimmung finden wird, einen Beschlussantrag, dass das Kontrollamt der Stadt Wien eine umfassende sicherheitstechnische Überprüfung aller Wiener Pflichtschulen, die älter als 20 Jahre sind, vorzunehmen hat und auch entsprechende statische Gutachten einholen soll. Wir beantragen die sofortige Abstimmung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt, die IG Kultur be-
treffend, und kann für meine Fraktion anschließen, dass wir den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend umfassende sicherheitstechnische Überprüfung der Wiener Pflichtschulen durch das Kontrollamt unterstützen werden. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. (GR Mag Harald STEFAN: Nein!) Die FPÖ nicht? (GR Johann Herzog: Nein! Die FPÖ nicht!) Gut. Dann stelle ich fest, das der Antrag ohne die Stimmen der FPÖ mehrheitlich angenommen worden ist. 

Ich lasse nun den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP abstimmen betreffend umfassende sicherheitstechnische Überprüfung der Wiener Pflichtschulen durch das Kontrollamt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 41 der Tagesordnung. Sie betrifft die Vergabe von Wissenschaftsstipendien für die Durchführung von Projekten an in Wien ansässige Akademikerinnen und Akademiker. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Bitte schön. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Damit sich das vor 16 Uhr noch ausgeht, werde ich versuchen, mich kurz zu halten. 

Wir werden diesem Akt natürlich zustimmen, wobei ich schon anmerken möchte, dass maximal 1 500 EUR als Stipendien für – wie es im Antrag steht – hochqualifizierte junge WissenschaftlerInnen doch sehr, sehr wenig Geld ist. Man weiß ja, wie weit man mit 1 500 EUR kommt, vor allem, wenn man sich, was wir ja alle wollen, als ForscherIn auf die Forschung konzentrieren will. 

Wir werden dem natürlich zustimmen, wobei man, auch wenn es keine Wien-bezogenen Forschungsprojekte seien sollten, hier doch überlegen sollte, ob man nicht eine höhere Dotierung andenken könnte. 

Ich möchte einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen zu dem Thema, das wir in der Aktuellen Stunde andiskutiert haben, nämlich die Förderung von exzellenten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern an den Universitäten. Eigentlich hatte ich vor, dem Kollegen Wolf noch einmal unsere Position zur Elite-Uni zu erklären, aber auf Grund des Zeitdrucks erspare ich mir das, weil ich glaube, ob des Antrags, den Sie ja dann auch einbringen werden, ist es sinnlos, da wirklich klarzumachen, worum es geht. 

Wir haben in einer Pressekonferenz, die Klubobfrau Maria Vassilakou und ich, vor einigen Tagen gesagt, wir glauben, dass wir exzellent unsere Universitäten fördern könnten, nämlich das, was wir schon immer gesagt haben, dass wir keine Elite-Uni in dem Sinne brauchen, sondern dass wir exzellente Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den Universitäten haben. Woran es krankt, dass die nicht diese Exzellenz bringen können, vor allem auch Frauen nicht dazu gebracht werden können, dass sie exzellente Arbeit leisten, ist die Situation, die die Bundesregierung hier vorgibt, und sind die fehlenden finanzierenden Mittel.

Wir schlagen vor, hier auch einen Weg einzuschlagen, der in Deutschland jetzt mit der Exzellenzinitiative gegangen wird, nämlich graduierte Colleges zu machen, die an den Universitäten verankert sind, die in einem wissenschaftlichen Umfeld eingebettet sind, die auf bestehende Strukturen und bestehende Kooperationen mit Professoren und Assistenten beruhen und wo auch Doktoranden und Doktorandinnen die Möglichkeit bekommen sollen, mit ausreichend dotierten Dienstverträgen zu forschen und sich ganz der Wissenschaft widmen zu können. Und das ist versteckt hinter dem Ausdruck graduierte Colleges, wo wir vorschlagen – ein Anlehnen auch an Deutschland –, dass für je ein graduiertes College jeweils eine Million Euro pro Jahr zur Verfügung gestellt wird. 

Die zweite Förderlinie, die wir vorschlagen, sind die Exzellenzcluster. Die bestehen aus mehreren Instituten, die interdisziplinär arbeiten sollen, die international vernetzt sind. Ganz, ganz wichtig für Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen ist einfach der internationale Austausch mit KollegInnen. Auch hier braucht es eine Dotierung, und deswegen stelle ich mit meiner Kollegin Mag Maria Vassilakou folgenden Beschlussantrag: 

„Die Stadt Wien startet in Kooperation mit den Wiener Universitäten eine Initiative zur Einrichtung von graduierten Colleges und Exzellenzclustern an den Wiener Universitäten. Diese graduierten Colleges und Exzellenzcluster sollen jährlich mit 5 Millionen EUR durch die Stadt Wien gefördert werden." Dann sind noch erklärt die zwei Förderlinien. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft und an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Dem Antrag, den die ÖVP dann noch eingebracht hat zum landeseigenen Forschungsschwerpunktprogramm für Wien, werden wir nicht nähertreten. Die Begründung ist, wie schon in der Aktuellen Stunde erklärt, hanebüchen und falsch unserer Meinung nach. Jetzt wurde ja umgebessert. Zuerst waren es 5 Millionen EUR, die der Bürgermeister zur Verfügung stellen sollte pro Jahr, das hätte er wahrscheinlich gemacht. Das wurde jetzt auf 50 Millionen EUR umgeändert. Es sollen jetzt quasi jährlich 170 Millionen EUR zur Verfügung gestellt werden, wobei unklar ist, woher Sie das Geld nehmen wollen. Wir haben uns ausgerechnet und offensichtlich hat die Frau Kollegin Cortolezis-Schlager noch immer nicht das Angebot vom VBgm Rieder gelesen, weil die 120 Millionen EUR sind ja nicht frei verfügbare Mittel, sondern zum Teil auch Gebäude.

Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen und hoffen, dass es zumindest, wenn Sie unseren Antrag zuweisen, eine ausführliche Debatte in den beiden Ausschüssen zur Förderung von exzellenten WissenschaftlerInnen an den Universitäten geben wird. (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet: Herr GR Dr Franz Ferdinand Wolf. Bitte schön. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich mache es kurz. Ich bringe jenen Antrag ein, gegen den sich meine Vorrednerin gerade ausgesprochen hat. Täte ich das nicht, wäre sie eine arbeitslose Widersacherin, und das wäre peinlich. 

Ich bringe daher einen Beschlussantrag ein: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, zum Zweck der Förderung von Forschung und Wissenschaft in Wien ein landeseigenes, mit qualitativen und quantitativen Standards versehenes Forschungsschwerpunktprogramm erarbeiten zu lassen und dieses jährlich mit 120 Millionen EUR zu dotieren. Darüber hinaus möge er durch die Bereitstellung weiterer 50 Millionen EUR pro Jahr die Einführung der neuen, europaweit gültigen Doktoratsprogramme an Wiener Universitäten unterstützen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Damit ist die Debatte geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der vorliegende Akt beschäftigt sich mit der Förderung junger hochqualifizierter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler durch die Vergabe von Wissenschaftsstipendien. Es geht dabei um die Durchführung Wien-bezogener Projekte. Es ist zweifellos in der Einzelförderung kein so hoher Betrag, wie die Kollegin Smolik angesprochen hat, aber es ist ein Betrag, der insbesondere jungen Akademikerinnen und Akademikern helfen soll, den ersten Schritt in den Wissenschaftsbetrieb zu finden. Es geht primär auch darum, kleinere Forschungsprojekte zu unterstützen, die beispielsweise ein Themenfeld beschreiben, den aktuellen Forschungsstand zu einer Frage zusammenfassen oder auch Arbeitsschritte im Rahmen eines größeren wissenschaftlichen Vorhabens zu leisten. Wenn man so will, soll das der Beginn und die Startinitiative der Stadt Wien sein für diese jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, ihre Fühler im wissenschaftlichen Tätigkeitsbereich auszustrecken und hier eine Verankerung im Wissenschaftsbetrieb zu finden. 

Deshalb ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich lasse über den Antrag des Berichterstatters abstimmen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Ich komme nun zu den eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträgen.

Zunächst komme ich zur Abstimmung über den Antrag der GRÜNEN betreffend Einrichtung von Graduiertenkollegs und Exzellenzclustern an den Wiener Universitäten.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nicht angenommen, weil er nur von der FPÖ und den GRÜNEN unterstützt ist.

Ich komme nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Erarbeitung eines landeseigenen Forschungsschwerpunktprogrammes für Wien. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle eine Zustimmung nur bei ÖVP und FPÖ fest. Damit ist dieser Antrag nicht angenommen.

Es ist mittlerweile 16 Uhr geworden, daher ist die Dringliche Initiative anzugehen. Wir fahren dann nach Erledigung der Dringlichen Initiative in der Tagesordnung fort.

Wir kommen daher zu dem Verlangen, dass der von den GRen Strache, Herzog und Lasar eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Antrag betreffend "Zukünftige Wohnungsvergabe im sozialen Wohnbau sowie Zugang zu Sozialleistungen in Wien" gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde. 

Ich bitte daher den Schriftführer um Verlesung dieses Dringlichen Antrags.

Schriftführer GR David Lasar: „Dringlicher Antrag der FPÖ-Gemeinderäte Heinz-Christian Strache, Johann Herzog und David Lasar an den Herrn Bürgermeister betreffend zukünftige Wohnungsvergabe im sozialen Wohnbau sowie Zugang zu Sozialleistungen in Wien, eingebracht in der Sitzung des Wiener Gemeinderates am 28. Februar 2006.

Österreich wurde verpflichtet, drei EU-Richtlinien umzusetzen, die primär darauf abzielen, das Aufenthaltsrecht, die Ausübung der Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie das Recht auf Familiennachzug von Unionsbürgern und von Drittstaatsangehörigen sowie deren Zugang zur selbstständigen und unselbstständigen Erwerbstätigkeit zu vereinheitlichen. 

Konkret handelt es sich um folgende Richtlinien:

- Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. Septem-
ber 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenführung,

- Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten,

Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. Novem-
ber 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen (’Gleichbehandlungsrichtlinie’).

Der Europäische Rat erklärte zu letztgenannter Richtlinie bei seiner Sondertagung in Tampere am 15. und 16. Oktober 1999, dass die Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen an diejenige der Staatsangehörigen der Mitgliedsstaaten angenähert werden sollte. Familienangehörige sollten auch das Recht haben, sich mit dem langfristig Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedsstaat niederzulassen, um die familiäre Lebensgemeinschaft zu wahren und den langfristig Aufenthaltsberechtigten nicht in der Ausübung seines Aufenthaltsrechts zu behindern.

Die ’Gleichbehandlungsrichtlinie’ hat besondere Auswirkungen auf den sozialen Wohnbau als auch auf andere soziale Leistungen der Stadt Wien. 

Gemäß diesen EU-Beschlüssen müssen insbesondere Gemeindewohnungen ab 23. Jänner 2006 auch für Nicht-EU-Ausländer geöffnet werden. Man müsse davon ausgehen, dass 40 Prozent der 228 000 Drittstaatsangehörigen in Wien, somit bis zu 100 000 Ausländer, Zugang zum sozialen Wohnbau erhalten. 

Dieses Recht steht ihnen auch dann zu, wenn sie arbeitslos sind oder Notstandshilfe beziehen. Im Dezember 2005 haben in Wien 25 678 Ausländer Arbeitslosengeld bezogen. Die SPÖ spricht von der ’sanften Öffnung der Gemeindebauten’.

Derzeit werden rund 9 000 Gemeindebauwohnungen jährlich vergeben. Bei den Notfallswohnungen wurden in den letzten Jahren Ausländer schon bisher über Gebühr begünstigt. Letztes Jahr waren es 300, in den Jahren zuvor jeweils 1 000 Wohnungen. Daher ist die Aussage des Wohnbaustadtrates im Hinblick auf die ’Gleichbehandlungsrichtlinie’, wonach von bis zu 1 000 zusätzlichen Ansuchen im Jahr für Wohnungen im sozialen Wohnbau auszugehen ist, weit untertrieben. 

Die alteingesessenen Wiener, denen schon jetzt beim Ansuchen um eine Gemeindewohnung kinderreiche Eingebürgerte vorgereiht werden, verdanken der EU nun noch längere Wartezeiten.

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien an den Bürgermeister der Stadt Wien nachfolgenden Dringlichen Antrag:

In Bezug auf die Auswirkungen der in der Begründung angeführten EU-Richtlinien wird der Bürgermeister aufgefordert, umgehend alle notwendigen und rechtlich möglichen Maßnahmen in seinem Wirkungsbereich zu ergreifen, um den Zugang zum sozialen und geförderten Wohnbau in Wien als auch zu den dadurch zugänglich werdenden Sozialleistungen weiterhin vornehmlich der Wiener Bevölkerung als Staatsbürger zu erhalten.

Gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat wird beantragt, dass der Antrag verlesen und mündlich begründet werden kann und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet. - Wien, 28. Februar 2006"

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Für die nun folgende Begründung des Verlangens auf dringliche Behandlung dieses Antrags sieht die Geschäftsordnung gemäß § 38 Abs 3 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung des Verlangens erteile ich Herrn GR Strache das Wort. - Bitte schön.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben heute diese Dringliche Initiative eingebracht, weil wir uns auf der einen Seite mit den Auswirkungen des Gleichbehandlungsgesetzes und vor allen Dingen der Richtlinie, die uns von der Europäischen Union vorgegeben wird, im Allgemeinen auseinander setzen wollen, aber auf der anderen Seite natürlich auch mit der Untätigkeit der sozialistischen Alleinregierung in Wien in diesem Zusammenhang, weil man natürlich hier auch untätig dieser Entwicklung zugesehen hat und wir in dieser Frage auch vieles den vormaligen sozialistischen Bundeskanzlern zu verdanken haben. Darauf komme ich aber später noch zu sprechen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Aber zugestimmt hat der Dr Böhm-
dorfer!) Ja, darauf komme ich dann später noch zu sprechen.

Ich glaube, es kann nicht sein, dass man frei nach dem Motto: "Wir sind Präsident!" dieses Euro-Spektakel und EU-Spektakel, das jetzt gerade über uns hereinbricht, einfach so unkommentiert und kritiklos zur Kenntnis nehmen soll, so wie das heute leider Gottes in dieser Republik – auch im Parlament, da gebe ich Ihnen Recht, von Seiten der Bundesregierung, aber mit felsenfester Unterstützung der Sozialdemokraten im Parlament, mit toller Unterstützung der GRÜNEN im Parlament - natürlich unterstützt wird. Die EU-Verfassung zum Beispiel ist im österreichischen Parlament beschlossen worden, ohne dass man eine Volksabstimmung vorgenommen hat. Da hat man also nicht das österreichische Verfassungsrecht, in dem steht, das Recht geht vom Volk aus, berücksichtigt, sondern da hat man sich gedacht: Wir stimmen einfach ab - die Österreicher, die brauchen wir nicht abstimmen zu lassen -, und das soll dann später, im November im nächsten Jahr – nämlich in diesem – in Kraft treten! - So war es geplant.

Dass die Franzosen und die Holländer dann da einen Strich durch die Rechnung gemacht haben, darüber können wir Österreicher uns heute freuen, dass das so gekommen ist. Wenn es nach Ihnen gegangen wäre - die Sozialdemokratie hat ja mitgespielt! -, dann hätten wir heute eine Europäische Unions-Verfassung, die ohne Volksabstimmung in Kraft treten würde. 

Und genau darum geht es: 100 Prozent Fremdbestimmung aus Brüssel. - Und das gilt es abzuwenden! Wir wollen auch souveräne Rechte behalten, wir wollen auch Rechtsmöglichkeiten behalten, um uns zu schützen, um österreichische Arbeitnehmer zu schützen, um Staatsbürgerschaftsinteressen zu schützen. - Dass Sie das anders sehen, das müssen Sie Ihren Genossen und vor allen Dingen Ihren Parteimitgliedern und Wählern erklären. Aber ich habe den Eindruck, das werden Sie zu verschleiern versuchen. Aber wir werden es ihnen schon erklären, dass Sie das anders sehen und auch anders handeln, wenn es darauf ankommt, dass Sie also auch, wie in der Frage der Gleichbehandlungsrichtlinie, österreichische Interessen und soziale Einrichtungen auf dem Brüsseler Altar opfern und als Sozialdemokratie fleißig mitspielen.

Alles, was schon von sozialistischen Kanzlern und Bürgermeistern versprochen wurde, ist ja auch immer gebrochen worden - unter Anführungszeichen -, beziehungsweise es wurde auch von der ÖVP in dieser Bundesregierung konsequent fortgesetzt. Diese war ja auch überall dabei: Unter sozialistischen Kanzlern hat es ja auch die ÖVP als Vizekanzlerpartei gegeben, auch Dr Wolfgang Schüssel hat es damals gegeben, und ich erinnere mich noch daran, was uns Vranitzky und auch seine Nachfolger alles Schönes versprochen haben, wenn wir nur Mitglied in dieser Europäischen Union wer-
den. All die Versprechungen, die man damals gemacht hat! Was man damals, vor der Volksabstimmung, den Menschen alles an Unwahrheiten erzählt hat! Was man bewusst den Menschen an Unwahrheiten zu erklären versucht hat (GR Heinz Hufnagl: Blutschokolade! Portugiesische Arbeiter!) und wie man ihnen Versprechungen gemacht hat, um sie hineinzulocken, damit sie ihre Stimme für die Europäische Union abgeben - das war es ja! - und Ja zum EU-Beitritt sagen!

Ich erinnere mich an die Versprechen: Wenn wir beitreten, wird der Schilling bleiben! - Das war damals auch die Überschrift der "Kronen Zeitung", das waren die pro-
minenten Aussagen der damals führenden sozialistischen Politiker. Wenn wir Ja zur EU sagen, dann bleibt der Schilling!, hat auch der ehemalige Bgm Zilk damals noch gesagt, wie ich mich erinnern kann. Nicht wahr? - Was dann daraus geworden ist, wissen wir: Genau so viel, wie aus dem Ederer-Tausender geworden ist! Nichts! Es ist in Schall und Rauch aufgegangen, genauso wie das Versprechen, dass der Beitritt alles billiger machen wird. Alles ist teurer geworden! Was früher 100 Schilling gekostet hat, kostet heute 10 EUR. Und das wissen die Menschen, das weiß jede Hausfrau. 

Das ist genauso, wie zu versprechen, die Neutralität bleibt - und dann stimmen Sie bei der Europäischen Unions-Verfassung mit der Bundesregierung mit, wo durch diese Europäische Unions-Verfassung, wenn sie in Kraft treten würde, die Neutralität endgültig Geschichte wäre, endgültig am Altar der Europäischen Union geopfert werden würde! - Das ist genau die Falschheit: Sie sagen in der Öffentlichkeit etwas anderes, als Sie dann tun. Das ist auch das, was zu Recht einem Herrn Lhptm Dr Haider auf den Kopf fällt, aber es wird auch Ihnen auf den Kopf fallen, denn das tut man nicht, das ist nicht anständig. 

Genauso haben Sie damals gesagt - im Einklang mit der ÖVP hat die SPÖ das gesagt -, dass wir nur, wenn wir Mitglied werden, bei allen wichtigen Fragen mitbestimmen können. - Na, diese "Mitbestimmung" sehen wir: Zahlen dürfen wir! Eine Verdoppelung des Nettobeitrags gibt es, aber mitbestimmen und mitsprechen lässt man uns im Grunde genommen nicht. Und vor jedem technokratischen Unsinn, der aus Brüssel vorgegeben wird, geht man in die Knie - aus vorauseilendem Gehorsam.

Und da gibt es viele, viele Dinge (Die das Ende der Redezeit anzeigende Lampe beginnt zu leuchten.), und jetzt komme ich leider Gottes... - Das kann aber nicht sein! (Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Das stimmt nicht!) Das sind die 20 Minuten? Das kann nicht sein! (Vorsitzender Dr Wolfgang Ulm: Nein, nein!) 

Und da gibt es viele Dinge, bis hin zur Behauptung, der Euro sichere Arbeitsplätze, bis hin zur Transitlawine, die wir "dann endlich in Angriff nehmen können". – Nun, was wir heute haben, sehen wir: Arbeitsplätze hat er nicht gesichert, der Beitritt, sondern Rekordarbeitslosigkeit haben wir! - Sie haben damals im Einklang mit der ÖVP gesagt: Nur der Beitritt wird zusätzliche Arbeitsplätze bringen und Arbeitslosigkeit von uns fern halten. - Das waren alles Ihre Worte - das muss man nur der Bevölkerung in Erinnerung rufen! -, bis hin zur "Transitlawine, die man in den Griff bekommt" - und wo wir heute mehr Transit denn je haben -, bis hin zum Weiterbestehen des anonymen Sparbuchs - das heute nicht mehr existent ist -, bis hin zu dem, dass die Bauern so toll "profitieren" werden - und heute haben wir das große Bauernsterben -, bis hin zu der Situation, dass Sie den Österreichern damals weiszumachen versucht haben, dass die Europäische Union, wie sie sich ja auch in ihrem Namen definiert, eine Union von europäischen Ländern bleiben wird und sein soll - und heute haben Sie ein Ja zu Beitrittsverhandlungen auch mit unterstützt und haben damals im Hauptausschuss im Parlament letztlich auch nicht dem Erfordernis standgehalten, dem ausreichend entgegenzutreten, und heute verhandeln wir mit der Türkei als nichteuropäischem Land. (GR Heinz Hufnagl: Noch sit-
zen Ihre Regierungsfreunde...!)

Genau das sind die Versprechungen, die die Menschen sehr wohl im Ohr haben, und ich sage es Ihnen genauso wie der ÖVP, denn Sie haben damals die Bürger Österreichs mit falschen Versprechungen in diese Europäische Union gelockt, wo wir heute den Salat perfekt haben, wo wir heute sehen, dass alles schlechter wird und leider nichts besser wird. 

Und der Österreicher verlangt vom Vorsitz im EU-Rat - und da gebe ich Ihnen Recht - Lösungen, er verlangt, dass man seine Interessen ernst nimmt. Der Österreicher verlangt, dass man im Bereich der Arbeitslosigkeit Initiativen setzt, er verlangt, dass man etwas tut für Wirtschaftswachstum, für mehr Sicherheit, und er erwartet sich Konzepte und Lösungen und vor allen Dingen, dass man das Ohr beim Bürger hat und den Bürger ernst nimmt und auch einbindet in so maßgebliche Entscheidungen wie die Verfassung der Europäischen Union, wie die Frage des Beitritts der Türkei zur Europäischen Union oder eben auch die Frage, die uns heute noch beschäftigen wird, nämlich die Gleichbehandlungsrichtlinie. 

Ich glaube, es ist an der Zeit, dass man dieser Selbstbeweihräucherung, die in Österreich leider Gottes für die Europäische Union Platz gegriffen hat, entgegentritt. Und das machen wir Freiheitlichen, und wir werden das sehr konsequent tun, weil diese Fehlentwicklung und die Brüsseler Bürokratie Widerstand brauchen, damit wir nicht aufwachen in einem Bundesstaat - den auch Herr Bgm und Lhptm Häupl in all seinen inhaltlichen Ausführungen und Erklärungen zum Thema Europa fordert: Er fordert einen Bundesstaat Europa! Brüssel soll das zentralistische Zentrum Europas werden (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Bundesstaat ist aber das Gegenteil von Zentralismus!), und wir sollen dann alles, was dort quasi per Diktat vorgegeben wird, umsetzen. Das ist die Forderung Ihres Vorsitzenden und Landeshauptmannes und Bundesobmannes!

Nein! Wir sprechen uns gegen den Bundesstaat aus! Wir wollen einen Staatenbund, der föderal strukturiert ist, wo wir auch Selbstbestimmungsrechte für uns bewahren, um unsere österreichischen Interessen schützen zu können. Und das kommt ja auch zum Vorschein bei der Richtlinie, die ich nachher noch kurz behandeln werde. 

Heute, über zehn Jahre später, sehen wir, was aus den Versprechungen, die Sie gemeinsam mit der ÖVP gemacht haben, geworden ist. Sie waren damals die Kanzlerpartei, die ÖVP war die Vizekanzlerpartei. Sie ha-
ben letztlich auch die Verantwortung dafür, dass es diese Entwicklung gegeben hat und diese falschen Versprechungen heute vielen Österreichern aufstoßen. Wir haben in Österreich eine Rekordarbeitslosigkeit mit über 400 000 Arbeitslosen. Wir haben eine Explosion bei den Sozialhilfeempfängern, die gerade in Wien exorbitant ist. Privatkonkurse explodieren in Wien, da haben wir ein Rekordniveau erreicht. Und bei uns fehlt es an allen Ecken und Enden an Investitionen, und viele Betriebe in unserer Stadt haben gewaltige Probleme. Die Produktionsstätten wandern ab - das wird ja auch unterstützt von dieser Europäischen Union, die Sie so sehr unterstützt haben, die ja heute genau diese Ziel‑1‑Länder fördert und es zum Wettstreit werden hat lassen, dass jeder Betrieb alle vier, fünf, sechs Jahre weiterwandert, weil er nämlich ins nächste Ziel‑1‑Gebiet geht, und dadurch natürlich immer wieder auch irgendwo kurzfristig Arbeitsplätze aufgebaut werden, dann aber ganze Regionen wieder zu Grunde gehen durch so ein System, das von dieser Europäischen Union gefördert wird.

Sie haben uns damals ohne Wenn und Aber in diese Europäische Union hineingehetzt und uns Falsches vorgemacht. Und die SPÖ erhöht ja stetig auch Gebühren: In all diesem Gesamtdruck, in den Sie uns da hineingesetzt haben, helfen Sie dann noch fleißig mit, wie wir heute auch schon besprochen haben, jedwede Gebühren zu erhöhen und die Daseinsvorsorge letztlich auch ins Wanken zu bringen. Und deshalb muss man gerade zehn Jahre nach Ihren Versprechungen Stellung dazu beziehen und gerade auch in der Frage der weiteren EU‑Richtlinien, die jetzt auf uns zukommen sollen, Standfestigkeit zeigen. Es kann nicht so sein, dass weitere EU‑Richtlinien einfach von Ihnen hingenommen werden, obwohl man weiß, dass sie zum Nachteil der Österreicher sind, zum Nachteil vor allen Dingen der Wienerinnen und Wiener! Da muss man innerstaatlich, aber auch von Seiten des städtischen Bereichs endlich einmal dagegen auftreten und für die Interessen der Österreicher etwas unternehmen - und nicht so tun, als könnte man die Hände in den Schoß legen, und die Dinge einfach laufen lassen und dann alles auf die Europäische Union schieben. Sie tragen ganz entscheidend dazu bei, dass es zu dieser Entwicklung kommt! Sie machen nichts dagegen, Sie versuchen nicht, ihr Einhalt zu gebieten. 

Die Freizügigkeitsrichtlinie der Europäischen Union ist ein solcher Punkt. Sie wird unter dem Vorwand einer EU‑Sozialunion eingeführt, wobei der Zugang zu Sozialleistungen über die Sozialhilfe auch für Nichteuropäer eröffnet werden soll. Eine schöne Geschichte! Sie bejammern schon in den letzten Jahren den Anstieg von 40 000 auf 80 000 Sozialhilfeempfänger in Wien (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das hat mit Ihrer Regierungstätigkeit zu tun!) - in nur drei Jahren eine Verdoppelung der Sozialhilfeempfänger in Wien, weil Sie nämlich ohnehin auch in diesem Bereich schon sehr salopp damit umgegangen sind - und freuen sich schon auf die Richtlinie der Europäischen Union, durch die in Zukunft weitere Zigtausende dazukommen werden, weil man nämlich, so, wie es diese Richtlinie vorsieht, in kürzester Zeit als Nicht-EU-Bürger jeden Anspruch haben soll. Als Nicht-EU-Bürger!

Na, wo ist Ihr Aufschrei? Wo ist Ihr Aufschrei, dass man das nicht mehr finanzieren wird können? Wo ist Ihr Aufschrei, dass da Staatsbürger, sozial schwache Österreicher irgendwann einmal auf der Strecke bleiben werden, weil es kein Geld mehr für sie gibt, weil dann noch weniger Heizkostenzuschüsse möglich werden, weil noch weniger Geld da ist und irgendwann einmal das Sozialhilfesystem in Wien - und nicht nur in Wien, sondern auch österreichweit – zusammenkrachen muss? Das ist nicht verantwortungsvoll, und da vermisse ich Ihren Aufschrei und Ihr Entgegentreten gegenüber solchen Überlegungen, die da jetzt aus der Europäischen Union kommen und über uns hereinbrechen sollen. 

Seit Jänner 2006 ist es ja Ausländern möglich, geförderte Wohnungen, Gemeindewohnungen und Pensionistenheime in Anspruch zu nehmen. Alteingesessene Wie-
ner werden deshalb auch in Zukunft letztlich noch längere Wartezeiten in Kauf nehmen müssen. Das ist ja das, was wir schon erlebt haben: Dass 9 000 - und man sagt ja, es sind phasenweise 13 000 und mehr - Wienerinnen und Wiener jahrelang auf eine soziale Gemeindewohnung warten müssen und eben auf den Wartelisten stehen und diesbezüglich keine Möglichkeit haben. Wenn heute ein Steirer nach Wien kommt, dann muss er zuerst einmal als 18-Jähriger zwei Jahre lang hauptwohngemeldet sein, damit er einen Anspruch auf eine Gemeindewohnung hat, nicht wahr? - Aber das verstehen viele junge Menschen nicht, dass Sie da diesen Menschen die Chance verbauen und andere bevorzugen. 

Und was die EU-Dienstleistungsrichtlinie betrifft, so ermöglicht es diese auch den Osteuropäern aus Ländern mit deutlich niedrigeren Einkommen, alsbald auf den schon heute überhitzten österreichischen Arbeitsmarkt zu kommen. - Wo ist Ihr Aufschrei? Wo ist der Schutz für österreichische Arbeitnehmer? - Dieser ist offensichtlich nur der Freiheitlichen Partei wichtig. Von Ihnen höre ich da nichts! Sie lassen diese Richtlinie zu, durch die in Zukunft vermehrt auf unseren Arbeitsmarkt gedrängt werden kann und durch die man dann auch zu den Heimatkonditionen des jeweiligen Heimatlandes hier tätig werden kann! - Eine Kontrollbehörde oder ein Übereinkommen zur Verfolgung von Verstößen gibt es nicht, und sie sind im Zusammenhang mit dieser Richtlinie auch nicht geplant. Damit wird dem Lohn- und Sozialdumping Tür und Tor geöffnet! Und die vermeintliche Entschärfung des Heimatlandprinzips ist auch wieder ein Täuschungsmanöver, das im Zusammenhang mit dieser Richtlinie vorgenommen wird.

Aber dagegen muss man auftreten, wenn man nicht eine weitere Verschärfung des Arbeitsmarktes und der Arbeitslosigkeit in Österreich und eine weitere Verschärfung und Zuspitzung durch Hinzukommen von weiteren Sozialhilfeempfängern erleben will und damit das System gefährden will! - Wir schreien auf, und wir schreien laut und deutlich auf, und wir werden diese Verantwortung im Interesse der Österreicher auch wahrnehmen, denn wirklich treffen wird die Wiener auf alle Fälle die Gleichbehandlungsrichtlinie, und ich kann es nur noch einmal sagen: Hier geht es so weit, dass neben der Sozialhilfe auch der soziale Wohnbau generell für Nicht-EU-Bürger geöffnet werden soll - und das wird nicht der letzte Anschlag auf die Interessen der Wiener sein. Diese Richtlinie ermöglicht es, dass geförderte Wohnungen, Gemeindewohnungen und eben auch Pensionistenheime in Zu-
kunft von Nicht-EU-Bürgern gleich den Österreichern - nämlich den Österreichern gleichgestellt - in Anspruch genommen werden können, dass sie diesen Anspruch auch haben. Und dieses Recht steht ihnen auch dann zu, wenn sie arbeitslos sind oder Notstandshilfebezieher sind!

Man muss sich schon irgendwann einmal vor Augen halten: Im Dezember 2005 haben wir in Wien 25 678 Ausländer gehabt, die Arbeitslosengeld bezogen haben. Jetzt kann man sagen: Endlich kann die SPÖ ihre Absicht, die sie schon immer gehabt hat, unter dem Deckmantel der Europäischen Union umsetzen, nämlich die generelle Öffnung des Gemeindebaus in Wien für Ausländer - was man sich halt bis dato nicht ganz so getraut hat. Während man zuerst Staatsbürgerschaften frühzeitig verschenkt hat und dann gleich die Gemeindewohnung mit auf den Weg gegeben und geschenkt hat, kann man das in Zukunft noch offener und direkter ausleben, indem man nichts gegen diese EU-Richtlinie unternimmt, zusieht, die Hände in den Schoß legt und am Ende dann wieder sagt: Die anderen waren es! Wir können ja nichts dafür, wir haben es umsetzen müssen!

Aber Sie hätten die Möglichkeit, dagegen aufzutreten, und Sie hätten die Möglichkeit, sich dagegen zu wehren. Sie tun es nur nicht, weil Sie gar nicht das Interesse haben, hier die Interessen der Wienerinnen und Wiener zu vertreten. Deshalb sind Sie auch nicht glaubwürdig, wenn Sie sagen, dass Sie dann nur mit 1 000 Ansuchen pro Jahr rechnen, denn wenn erst einmal das umgesetzt wird, was auch schon in Anträgen von Seiten der GRÜNEN und der Österreichischen Volkspartei in den letzten Plenarsitzungen hier gefordert wurde, und dann die Auswirkungen der Europäischen Union dazukommen, nämlich dass die Richtlinien den Zuwanderern auch in ihrer Muttersprache sozusagen mit Werbemitteln zur Verfügung gestellt werden, dann wird der Andrang bei weitem größer werden! Da werden wir nicht 1 000 erleben, sondern da gebe ich schon der Kollegin Korun Recht, die bei einer Pressekonferenz, die sie vor rund einem Monat im Museumsquartier gegeben hat, vorausgesagt hat, dass man dann von zirka 40 Prozent der 228 000 Drittstaatsangehörigen ausgehen wird müssen, also ungefähr von 100 000 Personen in Wien, die Sozialhilfe und Gemeindewohnungen in Anspruch nehmen werden.

Das kommt auf uns zu - da gebe ich der Kollegin Korun Recht -, und das ist die Verantwortung all jener, die nicht rechtzeitig dagegen auftreten und sagen, was da auf uns zukommt: 100 000 Zusätzliche, die unser Wohnungs- und Sozialsystem belasten werden! - Woher das Geld nehmen und nicht stehlen? Es wird unser Sozialsystem auf Dauer zusammenbrechen, wenn man so unverantwortliche Dinge einfach unkommentiert hinnimmt und nichts dagegen unternimmt. 

Wir wissen, dass rund 9 000 Gemeindewohnungen jährlich vergeben werden. Die Wiener, die schon heute auf langen Wartelisten stehen, wissen, dass auch die Notfallswohnungen zu 90 Prozent Ausländern übergeben werden. Letztes Jahr waren es, wie wir gehört haben, 300, in den Jahren zuvor jeweils 1 000 - und in Zukunft werden es halt mehrere Tausend sein, die den Anspruch anmelden, wenn diese Richtlinie in Kraft tritt, und das zum Nachteil der Wienerinnen und Wiener! 

Damit schafft die so genannte Gleichbehandlungsrichtlinie auch eine Ungleichheit: Während ein Zuwanderer lediglich fünf Jahre Aufenthalt nachweisen muss, um zu einer Gemeindewohnung zu kommen, ist der Österreicher in der Regel sein ganzes Leben und wesentlich länger als fünf Jahre im Land und zahlt auch schon wesentlich länger ein und erbringt wesentlich länger Leistungen für unsere Gesellschaft, bevor er überhaupt Anspruch auf eine Gemeindewohnung hat! Und dann erlebt er noch, dass er oftmals, weil er nur ein Kind oder nur zwei Kinder hat, auch noch benachteiligt und zurückgereiht wird und als Staatsbürger eben keine Gültigkeit mehr in dieser Stadt hat, wenn es um den Anspruch auf eine Wohnungsvergabe geht. 

Das sind genau jene Dinge, die wir ganz bewusst kritisch ansprechen, weil wir sie als ungerecht empfinden. Es leistet jemand mit seinem Steueraufkommen auch einen wesentlich größeren Beitrag für die Gemeinschaftskasse, wenn er länger als fünf Jahre hier ist, deshalb kann man jemanden, der nur fünf Jahre im Land war, auch nicht gleichsetzen mit jemandem, der schon seit 10 oder 15 Jahren einzahlt und eine Gemeindewohnung beantragt. Deshalb muss man auch danach trachten, dass diese Richtlinie so nicht in Kraft treten kann.

Gerade im Gemeindebaubereich hat ja die sozialistische Stadtverwaltung durch jahrzehntelange Missstände die Mieter ohnedies auch um Milliarden geschädigt. Ich erinnere nur daran: Überhöhte Betriebskosten, Falschkategorisierungen, falsche Quadratmeterberechnungen, teilweise überbordende Hausbesorgerkosten in Großanlagen sowie undurchsichtige Abrechnungen bei Sanierungen, Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten. Das hat ja den sozialen Wohnbau sehr, sehr in Frage gestellt – und jetzt folgt eben der nächste Anschlag auf die wohnungssuchenden Wiener. 

Interessant wird auch sein, wie der fünfjährige Aufenthalt als Voraussetzung für den Anspruch auf eine Ge-
meindewohnung angesichts eines Meldegesetzes, das beinahe nie kontrolliert wird, in Zukunft überprüft werden soll. Hoffentlich nicht so wie bei Ute Bock, wo Hunderte gemeldet waren, denn wenn das so kontrolliert wird, dann kann ich mir schon vorstellen, was auch da für ein Missbrauch um sich greifen wird. Zehntausende Wienerinnen und Wiener müssen schon jetzt durchschnittlich zwei Jahre auf eine Gemeindewohnung warten, und das ist eben leider auch das Problem: Sie werden auch heute schon gegenüber kinderreichen Neo-Österreichern benachteiligt, sodass sie dann eben zurückgereiht werden. 

Und, wie bereits gesagt: Die Richtlinie wird nicht nur den Zugang zum sozialen Wohnbau, sondern eben auch den Zugang zur Sozialhilfe aufmachen. Das ist das, was nicht der Fall sein darf!

Ich komme zum Schluss: Der soziale Gemeindewohnbau muss der wohnungssuchenden Wiener Bevölkerung vorbehalten bleiben! Wir treten dafür ein, wir treten gegen diese geplante EU-Richtlinie auf, und zwar vehement! Es kann nicht sein, dass die sozialistische Stadtregierung mit Unterstützung der ÖVP einfach so nonchalant diese EU-Richtlinie abwartet und sich schon darauf freut, ohne für die Wienerinnen und Wiener tätig zu werden. Wir meinen, dass das Sozialgefüge gerade in diesem Bereich extrem gefährdet ist. Deshalb werden wir auch - das ist jetzt wirklich der Schlusssatz - gerade in diesem existenziellen Bereich eine Koalition mit dem Bürger eingehen. Ein erster Schritt ist unser Volksbegehren "Österreich bleib frei!", und ich glaube, es ist höchste Zeit, dass wir dafür kämpfen, dass wir wirklich frei bleiben, denn so, wie es heute läuft, werden wir wirklich bald fremdbestimmt sein aus Brüssel! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte und bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten betragen darf. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich Herr GR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich darauf aufmerksam mache, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. Ausgenommen von dieser Redezeitbegrenzung sind nur der Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der heutige Dringliche Antrag bezieht sich auf die Richtlinie 2003/109/EG vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen mit Geltungsbeginn 23. Jänner 2006. Es ist aber natürlich so, dass mehrere Richtlinien davon betroffen sind, und selbstverständlich auch jene, die sich mit Aufenthaltsrecht und Arbeitnehmerfreizügigkeit sowie Familiennachzug von Unionsbürgern beschäftigen. Es ist keine Frage, dass das alles im Zusammenhang zu sehen ist. 

Die Absicht der Europäischen Union war, ganz kurz gesagt - es wird hier angeführt -, folgende: Die Integration von Drittstaatsangehörigen, die in den Mitgliedsstaaten ansässig sind, trägt entscheidend zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts bei. – Dies ist eine Formulierung, die irgendwann einmal im Jahre 2003 gefasst wurde, von der ich aber nicht glaube, dass sie heute, im Licht der Ereignisse in Paris oder des Karikaturenstreits, noch so, auch in den Richtlinien der Europäischen Union, zu finden wäre. Das, glaube ich, kann man sagen. 

Einige sachliche Dinge, die rein die rechtlichen Gegebenheiten betreffen: Um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zu erlangen, müssen die Drittstaatsangehörigen ausreichende Einkünfte und Krankenversicherungsschutz nachweisen, damit sie kei-
ne Last des Mitgliedsstaates werden. Und: Die Mitgliedsstaaten können Faktoren wie die Entrichtung von Beiträgen in die Alterssicherungssysteme und die Erfüllung von steuerlichen Verpflichtungen berücksichtigen. Und darüber hinaus sollten Drittstaatsangehörige keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen. Und selbstverständlich sollte ein System von Verfahrensregeln ausgearbeitet werden. Weiters sind die Leistungen der Aufenthaltsberechtigten durchaus auf Kernleistungen zu beschränken. Der Mitgliedsstaat, in dem der langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufenthaltsrecht ausüben möchte, sollte überprüfen können, ob diese Person die Voraussetzungen erfüllt, um sich in seinem Hoheitsgebiet aufzuhalten. - So weit das. 

Das Ganze ist natürlich eine Entschließung der EU, die wieder einmal über die Köpfe der Bürger hinweg erfolgt ist. Es hat im Jahre 2003 sicherlich niemand, auch in diesem Hause, wirklich mitbekommen, was da passiert. Ich bezweifle, dass die Folgerungen, alles, was damit zusammenhängt, selbst den Abgeordneten der Europäischen Union bekannt gewesen sind. Das Ganze ist eben ein System, wo einfach die Rücksichtnahme und die Einbeziehung der Bürger nicht stattfindet. 

"DIE WELT" hat am 26. Februar in einem großen Artikel, ein Buch betreffend, geschrieben: „Tatort Europa. Die EU ist undemokratisch: Der Bürger wird ignoriert, die Bürokratie zementiert. Eine grundlegende Reform tut not." - Ich lese Ihnen nicht lange vor, sondern nur eine kleine Einleitung. – „Repräsentative Demokratie definieren wir ... als Regierung des Volkes durch das Volk und für das Volk. 'Für' das Volk heißt: Politik in seinem Interesse, also orientiert am gemeinen Wohl; 'durch' das Volk bedeutet: Echte Partizipation, also Einfluss der Bürger auf die Politik; ..." - Bei den in Rede stehenden Richtlinien ist von diesen Grundsätzen aber nur wenig, eigentlich gar nichts zu bemerken, und das ist leider eine durchgängige Sache in der gesamten Europäischen Union. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt ja offensichtlich genügend administrative Möglichkeiten, um den Gegebenheiten in Wien zu entsprechen und um das zu vermeiden, was schädlich für diese Stadt wäre. Man kann diese Dinge durch administrative Möglichkeiten einschränken, sowohl was Gemeindewohnungsbezug wie auch Bezug von Sozialhilfe betrifft. Wien hat ja eine Sonderstellung: Wien ist sicherlich die einzige Stadt in Europa, die einzige Großstadt in Europa mit 220 000 Ge-
meindewohnungen, womit also auf einmal in Wien, als einziger Stadt in Europa, würde ich meinen, 220 000 Ge-
meindewohnungen für eine Richtlinie der Europäischen Union zur Verfügung stehen - sicher unfreiwillig, zumindest von unserer Warte aus gesehen, und unfreiwillig von den Wienerinnen und Wienern her gesehen. 

Die Öffnung für Drittstaatsangehörige, die auch die Gemeindebauten betrifft, wäre meiner Meinung nach eine sicherlich große und sehr schlechte Angelegenheit. Sie wäre langfristig ein sozialer Sprengstoff erster Ordnung, und ich glaube, dass wir alle hier das wissen. Es ist ja auch in diesem Sinne der Zwischenrufpegel bisher ein relativ niedriger gewesen, denn das ist eine Frage, bei der sich, so glaube ich, alle dieser Dinge bewusst sind. (Lebhafte ironische Heiterkeit der GRinnen Mag Alev Korun und Dr Monika Vana.) Bis auf die GRÜNEN natürlich, das ist klar. 

Bis jetzt hat sich die SPÖ offiziell nicht zur generellen Öffnung der Gemeindebauten bekannt. Das praktische Verhalten ist sicherlich ein anderes gewesen, denn es wurden schon die Notfallswohnungen in entsprechender Weise vergeben, die von H C Strache schon angesprochen wurden, auf die ich daher nicht mehr eingehen muss und die auch zahlenmäßig nicht die ganz große Masse darstellen - keine Frage. Aber: Die Besiedelung der Gemeindebauten mit Drittstaatsangehörigen ist ja schon längst erfolgt: Über den Mitzug mit einem österreichischen Staatsbürger, weiters durch vorzeitig Eingebürgerte, wie wir wissen – die vier-, fünf-, sechsjährig Eingebürgerten sind sicherlich von der Zahl her etwas weniger geworden, aber es gibt sie nach wie vor in großer Zahl -, und eben durch Einwandererfamilien, in denen einer die österreichische Staatsbürgerschaft hat und der Rest in der alten verbleibt und die munter in den Gemeindebau einziehen. 

Die Zustände im Gemeindebau sind in der Zwischenzeit sicherlich eskaliert. Ich glaube, es ist keine Frage, dass das der Fall ist. Jeder weiß das, und niemand mehr wird dies wirklich in Abrede stellen. Ich habe hier einen Artikel aus der "Presse" vom November 2005, wo selbst StR Werner Faymann dazu Stellung bezogen und festgestellt hat: 

„Konflikte häufen sich. Mediatoren rücken aus, um in Gemeindebauten Gemüter abzukühlen und Streit zu schlichten. 

Das Konfliktpotential steigt: Wohnbaustadtrat Werner Faymann sieht in bestimmten Gemeindebauten die Gefahr der Ghettoisierung. Zudem verschärft sich auch au-
ßerhalb des Gemeindebaus in bestimmten Wiener Stadtteilen die Tendenz zur Ghettobildung. Dies bestätigen Wissenschaftler wie der Regionalforscher Heinz Fassmann. In manchen Häuserblöcken," - wissen wir eh alle – „vor allem beim Gürtel oder im 15. Bezirk, leben heute nur mehr Migranten; Inländer stellen die Minderheit oder sind abgewandert. Im Gemeindebau treffen eben vor allem Österreicher und Neo-Österreicher aufeinander. Und die Stadt Wien muss immer öfter Konflikte zwischen beiden Gruppen schlichten. Gemeindebau-Betreuer be-
richten, dass immer häufiger Kleinigkeiten des täglichen Lebens die Wogen hoch gehen lassen. Gemeindebau-Bewohner kritisieren 'laute, schreiende und respektlose Kinder' der Neo-Österreicher, die im Gemeindebau trotz Staatsbürgerschaft weiter als Ausländer gesehen werden." – So weit der Artikel in der "Presse" von Herrn StR Faymann höchstpersönlich. 

Diese Zustände im Gemeindebau sind heute, glaube ich, unleugbar, und sie nehmen zu und werden weiter zunehmen. Im Gemeindebau zeigt sich eben im praktischen Leben - nicht in der grauen Theorie und nicht in der hohen Theorie - eine Konfrontation der Kulturen, eine Konfrontation der Kulturen und der Lebensweisen, hinsichtlich derer wir in der hohen Debatte der Theorie noch immer darüber rätseln, ob es sie gäbe oder nicht. Beispiele gibt es genug, das wurde schon gesagt: Lärmerregung, das Aufbleiben bis in die Nacht, Ball Spielen mitten in der Nacht im Gemeindebau und und und. Ich glaube, jeder, der mit Bewohnern von Gemeindebauten spricht, weiß, wovon ich rede. 

Ich habe nun meine Zweifel, ob die Sozialistische Partei oder zumindest große Teile der Sozialistischen Partei diese Entwicklung mit den EU-Richtlinien nicht letztlich begrüßen, zumindest klammheimlich - das glaube ich nämlich schon. Die SPÖ kann ja dann endlich eine Politik machen, die sie wahrscheinlich letztendlich anstreben will und durchführen will, und behaupten, sie ist nicht schuld - denn schuld ist dann immer die EU und nicht die Sozialistische Partei, nicht der Bürgermeister, nicht der Stadtrat, nicht der Stadtsenat. Das Ganze liegt ja auch auf der Linie einer neuen SPÖ-Politik: Von Integration hin zur Diversität. Diese Haltung ist ja heute von den GRÜNEN sehr gelobt worden, und die steht fest. Das heißt also: Nicht die Eingliederung der Zuwanderer in die sprachliche Gemeinschaft Wiens, nicht die Eingliederung in die bodenständige Kultur ist mehr das Ziel, sondern ganz einfach die Postulierung der Gleichrangigkeit und der Ebenbürtigkeit von Kulturen, Sprachen und Lebensweisen im praktischen Leben, ohne Postulierung einer formgebenden Mehrheitskultur, vielleicht auch "Leitkultur" genannt. 

Ich glaube aber nur eines: Die Bevölkerung spielt nicht mit. - Sie wissen das ganz genau, aber Sie werden in die Schere kommen zwischen dem Wunsch, auf der einen Seite Ihre Wähler zu halten und auf der anderen Seite Ihren ideologischen Zielen nachzukommen. 

Was dabei herauskommt, meine Damen und Herren - ich glaube, Sie sehen es ja sowieso quer durch Europa, dass das langsam auf uns zukommt. Die Zustände in den Pariser Vorstädten sind ein mahnendes Zeichen, und die Demonstrationen in Sachen Karikaturen in ganz Europa zeigen auch Protestpotentiale sondergleichen auf. 

Man kann natürlich nie etwas einfach vergleichen, das ist keine Frage, jeder Vergleich hinkt. Aber Österreich ist mit Gewissheit keine Insel der Seligen, und ich stelle immer wieder die Frage - und wir können sie alle nicht beantworten -, ob wir nur fünf oder zehn Jahre hinter den Entwicklungen woanders - sagen wir in Frankreich, sagen wir in Deutschland, sagen wir sonst wo - zurück sind oder nicht, und, wenn dem so wäre, was wir wirklich dagegen machen können, um solche Entwicklungen zu verhindern. Das ist ja wohl die Frage.

In Wien, meine Damen und Herren, läuft gerade der Film "Tal der Wölfe". Antiamerikanismus, Antichristentum, Antisemitismus sind dort sicherlich massiv enthalten. Es gibt in Wien über dieses Thema keine öffentliche Diskussion, wenn ich von einer Zeitungsmeldung von Herrn Al-Rawi absehe; da habe ich etwas gelesen. Aber sonst wird weder in den Zeitungen noch in der sonstigen Öffentlichkeit das Thema diskutiert - und auch nicht das dahinter stehende Thema, nämlich dass der Film einer der höchst erfolgreichen der letzten Zeit ist, obwohl er nur auf Türkisch mit deutschen Untertiteln erscheint, und dass die einhellige Zustimmung der türkischen Besucher dieses Kinofilms natürlich nicht anders ist als in Deutschland. In Deutschland läuft eine massive, große und interessante Diskussion, aufgehängt am Thema "Tal der Wölfe", über die Möglichkeit des Zusammenlebens und Zusammenseins der verschiedenen Nationalitäten in diesen Ländern, in diesem Fall eben in der Bundesrepublik. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Aber in Hollywood...! Da regen Sie sich auch auf!) - In Hollywood? - Weiß ich nicht, ich war nicht in Hollywood, aber ich war zum Beispiel in Berlin. Und dort wohnt die Soziologin Necla Kelek, die Sie sicher kennen; sie hat diverse Bücher geschrieben. Sie schreibt als Türkin, als ehemalige Türkin mit deutscher Staatsbürgerschaft über manche Verhältnisse, die zu zitieren nicht uninteressant sind. Laut einem Artikel in der "FAZ" vom 24. Februar 2006 sagt sie - ich lese nicht alles vor, aber ein paar Sätze -: 

„Der kulturelle Hintergrund, die Religion, ist inzwischen viel entscheidender geworden... Der Islam spielt heute eine größere politische Rolle, als viele wahrhaben wollen, und er regelt auch den Alltag: Wie gelebt, was gedacht und was abgelehnt wird - Unreine zum Beispiel, zu denen für viele Türken die Deutschen gehören, die sie verachten." Das ist bezogen auf den Zeitpunkt ihrer Einwanderung vor 30 Jahren oder wann auch immer.

Ein anderes Zitat: „Nur ganz zu Beginn, als meine Familie neu in Deutschland war, hatten wir noch Kontakte zu Deutschen, spielte das Kopftuch keine Rolle, war nur die Erziehung sehr traditionell. Aber das hat sich rasend schnell geändert." Und sie sagt dann: „Man kann hier 30 Jahre mitten in einer deutschen Großstadt leben, ohne sein anatolisches Dorf im Geiste auch nur einen Tag verlassen zu haben.“ 

Sie sagt: „Ich habe in meinen Interviews mit muslimischen Jugendlichen gefragt: Habt ihr deutsche Freunde? Nein, war die häufigste Antwort, die haben keinen Stolz, keine Ehre." 

Also eine ganz interessante Antwort, die natürlich in Wien nicht eins zu eins umgelegt werden kann auf die Verhältnisse in Berlin - das weiß ich schon. Aber dessen ungeachtet gibt es diese Grundstimmung und die Grund-
haltung bei uns sicherlich genauso.

Es gibt in der SPÖ auch andere Stimmen als jene, die die Diversität in den Mittelpunkt der politischen Interessen stellen wollen. Ich darf darauf hinweisen, dass sich Swoboda, der Europa-Abgeordnete, zu dieser Thematik klar geäußert hat. Er warnt vor einer blinden Anwendung, die zu einer Ghettobildung in den Gemeindebauten führen würde, und er würde sich mit entsprechender Sensibilität für Quoten einsetzen. Und: Er befürchtet bei Durchführung ohne Wenn und Aber Ähnliches wie beim Universitätszugang, und die Regierung muss bei der EU‑Kommission rechtzeitig argumentieren, warum die Richtlinie nicht nach dem Buchstaben, sondern dem Sinn nach umgesetzt werden kann. Er kommt zur Schlussfolgerung: Notfalls gegen die Richtlinie verstoßen!, und fordert eine ausgewogene Mischung in den Häusern. Und: Für die SPÖ - für diesen Parlamentarier zumindest - wäre eine Ausländer- und Inländerquote und auch die Frage der Altersstruktur eine Debatte wert.

Auch Bgm Häupl hat in einem Interview in "NEWS" gesagt: Wir wollen keine Ausländerghettos. - Das war allerdings in dem Sinn eine bloße Forderung.

Das sind Worte, die natürlich wichtig wären, wenn sie auch umzusetzen wären. Ich habe nicht den Eindruck, dass Swoboda wesentlichen Widerhall in der Sozialistischen Partei gefunden hat; ich glaube nicht, dass das passiert ist. 

Ich glaube, es gibt eine Reihe von rechtlichen Maßnahmen, die man durchaus ergreifen kann. Durch solche Maßnahmen können Regelungen gefunden werden, die schon jetzt unter Umsetzung der Richtlinien Einschränkungen europarechtskonform und verfassungskonform möglich machen. Sie betreffen Fremdenpolizei, Niederlassung und Aufenthaltsgesetz und beziehen sich auf - ich werde das jetzt nicht stundenlang vorlesen, sondern nur Folgendes sagen -: 

Maßnahmen zum Wohnungszuzug wie auch zum Bezug der Sozialhilfe sind einmal in erster Linie auf die Frage der Niederlassungsdauer zu prüfen. Keine Inanspruchnahme von Sozialleistungen des Landes ohne Nachweis echter Einkünfte und ohne Krankenversicherung! Das kann man, neben anderen Dingen, auch für die Sozialversicherung anwenden. Es besteht also hier die Möglichkeit, dass die Gleichbehandlungsverpflichtung in solchen gesetzlichen Regeln wirksam wird.

Ein Vorschlag der FPÖ, wie wir hier zu Überlegungen kommen könnten, um die Gestaltung der Situation dem Problem anzupassen: Ein Zusammentreten einer Expertenrunde, und zwar nicht nur aus Juristen, sondern auch aus Praktikern bestehend, die das Ziel haben, die rechtliche Situation und auch die Praxis zu evaluieren und zu einer zumutbaren Lösung mit Augenmaß zu kommen, die dafür Sorge trägt, dass die Gemeindebauten den Wienern vorbehalten bleiben und dass die Sozialleistungen nicht eine Einladung zum Missbrauch quer durch Europa darstellen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. - Bitte.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann mir die Anmerkung nicht ersparen, dass mir nach zwei solchen Reden leicht übel ist. (GR Johann Herzog: Ein Glas Wasser?) Ich werde aber trotzdem Antworten auf die teilweise total an den Haaren herbeigezogenen Behauptungen und überhaupt auf die ihnen zugrunde liegende Haltung geben.

Was mit diesem Dringlichen Antrag vom Wiener Gemeinderat gefordert wird, ist schlicht und ergreifend Rechtsbruch. Ich wiederhole, damit es genügend dokumentiert ist: Es ist das Verlangen nach Rechtsbruch! - Dieser Antrag verlangt nämlich, der Wiener Gemeinderat möge beschließen, dass EU-Recht gebrochen wird, statt dass es umgesetzt wird.

Es ist interessanterweise und witzigerweise sogar ein Verlangen nach Rechtsbruch von Rechtsbestimmungen, die Ihr ehemaliger Minister Böhmdorfer verhandelt hat: Diese Richtlinie wurde in den Jahren 1999, also nach dem EU-Gipfel von Tampere, und 2003 ausverhandelt, zwischen Regierungschefs, zwischen Ministern, in Arbeitsgruppen und so weiter, und ich kann mich vage erinnern, dass in dieser Zeit auch eine gewisse FPÖ in der Bundesregierung vertreten war, zum Beispiel mit dem besagten Minister Böhmdorfer, der das mit verhandelt hat. Wie Sie sich einfach so blind und taub und unwissend stellen und gegen das argumentieren können, was Ihr – zumindest damaliger – Parteikollege mit verhandelt hat und was er auch mit beschlossen hat, das überrascht uns, die wir zwar Sie und Ihre Partei kennen, aber es ist trotzdem etwas merkwürdig.

Was Sie mit diesem Dringlichen Antrag zusätzlich zum Ausdruck bringen, ist, dass Sie eigentlich für eine ewige und endlose Diskriminierung sind. Sie wollen, dass Menschen, die irgendwann in ihrem Leben eingewandert sind, für den Rest ihres Lebens diskriminiert werden, eigentlich völlig unabhängig davon, welchen Rechtsstatus sie haben, welche Staatsbürgerschaft sie haben, ob sie sich einbürgern lassen oder nicht. Ich nenne Ihnen ein konkretes Beispiel aus Ihrem eigenen Dringlichen Antrag: Im Dringlichen Antrag, im Antragstext selbst sagen Sie, der Zugang zum sozialen und geförderten Wohnbau soll weiterhin vornehmlich der Wiener Bevölkerung als Staatsbürger erhalten bleiben - und in der Argumentation vorne sagen Sie, kinderreiche Eingebürgerte, und das sind meines Wissens österreichische Staatsangehörige, werden vorgereiht und andere österreichische Staatsbürger werden diskriminiert. 

Das zeigt auch, was für ein ethnisches und eigentlich rassistisches Denken Sie haben und wie dieses Denken in diesem Antrag zum Ausdruck kommt, denn für Sie bleiben offensichtlich Menschen, die irgendwann nach Österreich einwandern, ewig Ausländer, egal, wie oft sie sich in Österreich einbürgern würden. 

Ich finde es interessant, dass Personen von der FPÖ meine Pressekonferenzen besuchen und mich dabei auch fotografieren. Ich bin übrigens auch sehr gespannt, wo diese Fotos dann wieder auftauchen werden, die von mir auf meinen Pressekonferenzen gemacht werden. Wogegen ich mich aber verwahre, ist, dass die Zahlen, die ich auf Pressekonferenzen genannt habe, in anderen Zusammenhängen und völlig verzerrt und missbräuchlich verwendet und für die FPÖ-Propaganda eingesetzt werden. 

Die hunderttausend Menschen, die die Bedingungen für die EU-Richtlinie erfüllen, die bekommen beziehungsweise die würden natürlich, sofern diese Zahl stimmt, den Zugang zu Gemeindebau, zu Sozialhilfe und zu anderen Leistungen erhalten. Ich weise darauf hin, dass es in Wien über eine Million österreichische Staatsangehörige sind, die – klar: Staatsbürgerschaft - diese Bedingungen auch erfüllen. Und dann muss man sich immer im Detail anschauen: Braucht jemand überhaupt - völlig unabhängig von der Staatsbürgerschaft - eine Gemeindewohnung? Werden bestimmte Einkommensgrenzen eingehalten? Und so weiter, und so fort.

Aber es geht Ihnen eben nicht um inhaltliche Argumentation, es geht Ihnen darum, Menschen gegeneinander aufzuhetzen, den Inländern ständig einzureden, dass sie benachteiligt werden würden - und das angesichts einer Diskriminierungsgeschichte von 42 Jahren in Österreich! So lange gibt es nämlich schon Arbeitsmigration nach Österreich, und rechtliche Gleichstellung hat bis vor kurzem mehr oder weniger nicht stattgefunden; teilweise findet sie jetzt durch diese EU-Richtlinie statt. Diese Diskriminierungsgeschichte einfach umzudrehen und zu behaupten, Inländer wären eigentlich diskriminiert, ist schon ein Kunststück, das man einmal beherrschen muss, und es ist die totale Verdrehung der Sache und die totale Verdrehung der Tatsachen. 

Ich komme kurz auf die Haltung der SPÖ zu sprechen, weil diese für uns auch nicht ganz nachvollziehbar ist. Die SPÖ hätte die Öffnung der Gemeindebauten für Menschen, die hier legal leben, Steuern zahlen und so weiter, schon vor einigen Jahren und Jahrzehnten beschließen und durchsetzen können. Das hat sie nicht gemacht. Sie hat bis zum letzten Augenblick gewartet, bis diese EU-Richtlinie in Kraft getreten ist - und die EU-Richtlinie ist, wie viele hier wahrscheinlich wissen, erst zwei Jahre nach deren Beschluss überhaupt in Kraft getreten. Das heißt, die Nationalstaaten und die Kommunen haben zwei Jahre Zeit gehabt, sich auf die Umsetzung der Richtlinie vorzubereiten. 

Wien hat das unseres Wissens nicht wirklich gemacht. Unsere Anträge, selbst im Dezember, zur Öffnung der Gemeindebauten wurden abgelehnt, mit dem Argument, die so genannte sanfte Öffnung der Gemeindebauten würde fortgesetzt werden, eine hundertprozentige Öffnung sei nicht notwendig. Unser Verlangen, dass eine Informationskampagne stattfindet, um die Betroffenen über ihre Rechte zu informieren, wurde abgelehnt mit dem Argument, es sei nicht notwendig, es spricht sich in den MigrantInnen-Communities angeblich sowieso herum, dass es neue Rechte gibt, und die Stadt Wien sieht sich nicht zuständig beziehungsweise nicht verantwortlich dafür, die Menschen, die davon betroffen sind, auch aktiv zu informieren.

Das ist keine mutige Haltung, finden wir. Wir erwarten von der SPÖ und wir verlangen von der SPÖ eigentlich noch immer eine mutige Haltung, die sich aktiv gegen Rassismus stellt und die sich öffentlich dazu bekennt, dass die Gemeindebauten jetzt geöffnet sind, die den Mut hat zu sagen: Ja, Menschen, die hier leben, haben Rechte. Nach einer gewissen Dauer sollen sie gleichberechtigt sein. Wir stehen dazu, wir fördern das, und wir erteilen dem Rassismus eine Absage! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Stattdessen hat die SPÖ im letzten möglichen Augenblick die Gemeindebauten geöffnet. Immerhin nimmt sie EU-Recht ernst - das ist schon zu betonen -, immerhin setzt die Wiener SPÖ in diesem Bereich EU-Recht um. Und wir sind auch davon überzeugt, dass die SPÖ zumindest in diesem Punkt nicht mehr davon abgehen wird und die Gemeindebautenöffnung nicht mehr rückgängig machen wird. 

Nichtsdestotrotz verlangen wir von der SPÖ für die Zukunft, den nötigen Mut aufzubringen, sich aktiv gegen Rassismus zu stellen, und zwar nicht nur, wenn man unter vier Augen mit SP-Mandataren und –Manda-
tarinnen redet, sondern auch in der offiziellen Stadtpolitik. 

Was die FPÖ macht, hingegen ist, Menschen in Gruppen einzuteilen: In Inländer und Ausländer, in so genannte echte Wiener und so genannte Eingebürgerte. Die Gruppen sollen festgefahren sein, die Menschen sollen ihre Kultur, ihre Identität nicht ändern, nicht wechseln können, das soll etwas Festgefahrenes sein. Und die einen werden gegen die anderen gehetzt mit dem Argument: Die anderen nehmen euch Dinge weg, die anderen nehmen euch Arbeitsplätze weg, Wohnungen weg, Sozialhilfe weg, was auch immer. - Das ist keine Politik des Miteinander, das ist keine friedliche Politik, sondern das ist eine rassistische und eine hetzerische Politik, die Sie hier betreiben - die Sie nicht nur hier, sondern leider auch draußen betreiben -, die nicht zu einem friedlichen Zusammenleben beiträgt, sondern die die Lage immer mehr radikalisiert. Und es wird auch Ihre Verantwortung sein, wenn rassistische Gewalttaten in der Stadt noch mehr zunehmen. Es fällt auch unter Ihre politische Verantwortung, wenn die rassistischen Schmierereien, die heute auch hier Gesprächsthema waren, in der Stadt immer mehr zunehmen. Wenn sozusagen Gewaltaufrufe betreffend ethnische Gruppen oder Menschen mit dunkler Hautfarbe überall zu lesen sind, dann geht das auch auf Ihre Politik zurück, und diese Verantwortung haben Sie zu übernehmen. 

Und zum Abschluss möchte ich, um zu verdeutlichen, was Rassismus ist und wie sich Rassismus äußert, kurz etwas vorlesen, und am Ende beinhaltet es auch die Haltung, die unserer Meinung nach notwendig wäre und die eine adäquate Antwort auf diesen Rassismus wäre. Es ist nämlich die Schilderung eines Falles, der sich in einem Flugzeug zwischen Johannesburg und London wirklich zugetragen hat:

Eine weiße Frau, zirka 50 Jahre alt, setzt sich neben einen Schwarzen im Flieger. Sehr entsetzt ruft sie die Stewardess. Diese fragt: Was haben Sie für ein Anliegen, gnädige Frau? - Die Frau: Sehen Sie es denn nicht? Sie haben mich neben einen Schwarzen platziert! Ich halte es neben solch einem ekligen Menschen nicht aus. Geben Sie mir bitte einen anderen Sitzplatz!

Die Stewardess: Beruhigen Sie sich! Praktisch alle Plätze des Fluges sind besetzt. Ich werde nachschauen, ob noch einer frei ist. - Die Stewardess entfernt sich und kommt einige Minuten später wieder: Gnädige Frau, wie ich es mir dachte, ist in der Economy-Klasse kein Platz mehr frei. Ich habe mit dem Verantwortlichen gesprochen, und der hat mir bestätigt, dass keiner mehr frei sei. Jedoch haben wir noch einen Platz in der ersten Klasse. - Bevor die Frau nur ein Wort sagen kann, fährt die Stewardess fort: Es ist sehr ungewöhnlich für unsere Fluggesellschaft, jemandem zu erlauben, sich in die erste Klasse zu setzen, obwohl er/sie in der Economy-Klasse ist, aber durch die Umstände findet der Verantwortliche, dass es ein Skandal wäre, jemanden zu zwingen, neben so einer ekligen Person zu sitzen. - Die Stewardess wendet sich dem Schwarzen zu und sagt: Sie können also, wenn Sie dies wollen, Ihr Handgepäck nehmen, denn ein Sitz in der ersten Klasse erwartet Sie. 

Alle Passagiere rundherum, welche bei diesem Schauspiel dabei und schockiert waren, standen auf und applaudierten. 

Ich sage in diesem Sinne: Wehret den Anfängen!

Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. - Bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

"Tal der Wölfe", Karikaturenstreit, Gemeindewohnung - ich glaube, sehr geehrter Herr Gemeinderat, Sie haben da einige Themen heute so durchgemixt und haben sich auch in Ihrer Rede in vielen Punkten auf paradoxe Weise widersprochen. - Aber kommen wir einmal zu meinen Ausführungen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Wohnungsbereich ist ein sehr wichtiges Feld der Integration für Migranten und Migrantinnen. Er ist ein Bereich, wo Integration oft gelingt oder misslingt. Viele Migranten leben in ihren Wohnungen in oft unerträglichen Zuständen. Da sind natürlich auch Spannungen mit Hausbewohnern vorprogrammiert. Das führt zu Missverständnissen, zu Ablehnungshaltung von beiden Seiten. Daher wird auch im Wohnbereich die kulturelle Distanz am stärksten erlebt. 

Überbelegte, schlechte Behausungen in Abbruchhäu-
sern und abgewohnten Altbauten dienen nur der Bestätigung von Vorurteilen, was im schlimmsten Fall zu einem Gefühl der Überfremdung führt.

So haben wir schon lange Maßnahmen zur hohen politischen Durchmischung in dieser Stadt eingebracht und auch gefordert, dass die Gemeindewohnungen schrittweise für Drittstaatsangehörige geöffnet werden sollen, jedoch ohne viel Erfolg, weil die SPÖ-Mehrheit in dieser Stadt vor dieser Frage den Kopf in den Sand ge-
steckt hat und einfach alles beim Alten lassen wollte.

Diese Mikadostäbchenmethode ist erstens sachpolitisch nicht haltbar, weil das Problem einfach aufgestaut bleibt, und zweitens hätte diese SPÖ-Stadtregierung realpolitisch wissen müssen, dass die EU eine Richtlinie zur Gleichstellung Drittstaatsangehöriger bei Gemeindewohnungen beschließen wird. Jetzt liegt die Richtlinie seitens der EU vor, und wir müssen sie so schnell wie möglich auch in der Vergaberealität umsetzen.

Wäre man dem ÖVP-Vorschlag gefolgt und hätte man vor Jahren eine schrittweise Öffnung der Gemeindebauten für Drittstaatsangehörige durchgeführt, dann wäre diese Dringliche Anfrage heute nicht nötig, dann würde auch die genannte Schocksituation nicht bestehen, und die FPÖ könnte daraus kein politisches Kleingeld schlagen.

Diese Stadtregierung hat spätestens seit 2003 gewusst, dass wir eine EU-Richtlinie für die Öffnung der Gemeindebauten für Drittstaatsangehörige umsetzen müssen werden. Aber anstatt die Sache offensiv anzugehen, als die ÖVP – wie gesagt – eine Öffnung vorgeschlagen hat, hat sie nichts unternommen, um die Mieter der Gemeindewohnungen Wiens bezüglich der anstehenden Änderungen zu informieren und sie darauf vorzubereiten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Leider hat die SPÖ fälschlicherweise jahrzehntelang geglaubt, dass die Gemeindebauten exterritoriale Gebiete der Stadt sind. Anders ist nicht zu verstehen, warum sie mit einem Ausschluss aus den Gemeindebauten jahrelang Menschen diskriminiert hat, die genauso Steuern gezahlt haben wie Sie und ich auch.

In einem "Standard"-Interview hat Frau StRin Wehsely von ihrer Integrationspolitik geschwärmt und hat gleichzeitig erklärt, dass es bei der Öffnung der Gemeindebauten noch keinen Handlungsbedarf gibt.

Meine Damen und Herren! Ihr Verhalten in der Frage der Öffnung der Gemeindebauten zeigt eindeutig, dass Sie Integrationspolitik nur abwehren, aber nicht entsprechend reagieren. Eine solche Politik wird aber nicht die geeigneten Voraussetzungen für ein Zusammenleben zwischen MigrantInnen und alt eingesessenen WienerInnen schaffen. Wir brauchen keine Integrationspolitik, die die Dinge einfach treiben lässt, sondern eine aktive Integrationspolitik, und zwar vor allem im Wohnungsbereich, die unmittelbar aber auch die Integration im schulischen und in anderen Bereichen bewirkt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun geht es um die von der EU angeordnete und von der Stadt Wien verschlafene Öffnung der Gemeindebauten für MigrantInnen, doch anstatt jetzt endlich in den Gemeindebauten Aktionen zu setzen und für Verständnis für diese Tatsache zu sorgen, macht diese Stadtregierung, was sie immer tut, wenn sie mit Neuerungen nicht zurecht kommt: Sie versucht zu verschleppen und Zeit zu gewinnen. Da werden Bewerber einfach abgewiesen, oder man gibt in Beratungsgesprächen falsche Informationen, um die MigrantInnen abzuwehren. Außerdem schafft man entsprechende Vergabekriterien, die ebenfalls die Chance für diese Verwaltung in sich bergen, möglichst viele Bewerber abzuwehren. Auch das ist leider Teil der SPÖ-Rathauspolitik, die noch immer nicht der Vergangenheit angehört und gerade bei der Integration viel Schaden anrichtet. So sieht es in der Realität eines Woh-
nungsbewerbers ohne Staatsbürgerschaft aus. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Satz ist noch nicht ausgeführt, ich musste nur Wasser trinken, weil ich einen trockenen Hals habe! – Also: So sieht es aus. Er wird abgewiesen, wenn er nicht durchgehend zwei Jahre an derselben Adresse gemeldet ist, obwohl dies meines Erachtens gar nicht den Bestimmungen entspricht. Es leuchtet doch ein, dass gerade Menschen auf der Suche nach einer Wohnung, die sich schwer auf dem Wohnungsmarkt tun, öfters die Adresse wechseln müssen!

Mittlerweile hat man im Übrigen, um die Hürden noch weiter aufzubauen, die Meldefirst von einem Jahr auf zwei erhöht. Sie sehen: Man überlegt ständig, wie man die EU-Richtlinie unterlaufen kann, aber das ist genau die falsche Politik, die dazu führen wird, dass die Migranten dieser Stadt in Ghettos getrieben werden. Dann kommt es zu einer Situation, die wir nicht haben wollen, denn wir wollen keine solchen Klüfte zwischen MigrantInnen und WienerInnen, wie es in manchen anderen europäischen Metropolen der Fall ist. Ganz im Gegenteil: Wir wünschen uns eine gesunde Durchmischung!

Wenn wir schon die Hinhaltetaktik der SPÖ nicht verstehen, dann ist uns die Haltung der FPÖ vollkommen unverständlich, besonders im Zusammenhang mit Ihrem Antrag. So weit müsste auch eine Anti-EU-Partei das europäische Recht kennen – sehr geehrter Herr Gemeinderat, ich hoffe, Sie hören zu! –, dass sie weiß, dass die EU-Richtlinien umgesetzt werden müssen. Politisch sei Ihnen gesagt: Wenn Sie die EU bekämpfen, dann bekämpfen Sie nicht das Problem! Das Problem ist nämlich, dass Sie und die SPÖ sich nicht zu einer aktiven Integrationspolitik bekennen, sondern einfach den Konflikt der Kulturen suchen. Hören Sie endlich auf, die Stimmung so zu vergiften, dass kein friedliches Zusammenleben möglich ist!

Wir haben eine andere Politik, nämlich eine Politik der konkreten Maßnahmen, die Verständnis sowohl in Bezug auf die Ängste der eingesessenen BürgerInnen als auch auf die Integrationswünsche der MigrantInnen beweist. Deshalb wollen wir faire Integrationschancen bei gleichzeitiger Wahrung gemeinsamer urbaner Grundlagen. Diese kann man aber von den MigrantInnen nur einfordern, wenn man sie auch fair behandelt. Nur so kann man im Wohnungsbereich jene Voraussetzungen schaffen, dass sich die MigrantInnen nicht ausgegrenzt und sich die Altbürger nicht überfahren und verdrängt fühlen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Mit einer radikalen Ausgrenzung, wie sie die FPÖ propagiert, und mit der bürokratischen Verhinderungstaktik der SPÖ wird dieser anzustrebende Zustand, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber nicht erreichbar sein! – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der nächste Redner ist Herr GR Dr Stürzenbecher. – Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wie üblich, geht es der FPÖ bei ihrer heutigen Dringlichen Anfrage beziehungsweise beim Dringlichen Antrag nicht um die Lösung eines Sachproblems, sondern darum, künstlich Emotionen zu erzeugen, um für irgendeinen Wirbel zu sorgen. In diesem Fall hängt das damit zusammen, dass die FPÖ offenbar schon mitbekommen hat, dass ihr bevorstehendes Volksbegehren gegen die EU relativ schwach auf den Beinen sein dürfte. Deshalb kommen Sie jetzt auch daher und sagen: Das Wetter wird schuld sein, der Zeitpunkt wird schuld sein, weiß Gott was wird schuld daran sein, dass vermutlich nicht so viele Leute unterschreiben, wie Sie sich das wünschen würden. Deshalb stellen Sie heute auch diese Dringliche Anfrage. (Zwischenruf bei der FPÖ.)

Nur deswegen hat Kollege Strache das da inszeniert und hat dann auch ein bisschen EU-Debatte mit hineingebracht. Wobei ich dazu eingangs schon sagen möchte: Wir Sozialdemokraten sind natürlich auch der Auffassung, dass man von der Europäischen Union nicht alles kritiklos hinnehmen soll. Wir – sowohl unsere Abgeordneten im Europäischen Parlament, aber auch die Sozialdemokratie überhaupt – treten mit ganzer Kraft dafür ein, dass aus dieser Europäischen Union eine sozialere Union wird und dass der Neoliberalismus in dieser Union zurückgedrängt wird. Das ist eine gute und richtige Forderung, und dabei bleiben wir natürlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist aber auch klar, dass wir grundsätzlich zur Europäischen Union und ihren Werten stehen. Wir sehen sie insgesamt als ein wichtiges, historisch notwendiges europäisches Projekt, als ein Friedensprojekt, und bekennen uns bei aller Kritik, die in gewissen Politikbereichen notwendig ist, grundsätzlich zur Europäischen Union. Das ist eben der Unterschied zu fundamentalistischen Gegnern der Europäischen Union. Leider werfen uns manche fälschlich vor, dass wir eine populistische Politik betreiben. Das ist absolut nicht nachzuvollziehen! Das ist ganz einfach falsch! Vielmehr üben wir sehr vehemente, aber konstruktive Kritik dort, wo es notwendig ist, verteidigen aber natürlich prinzipiell die Werte der Europäischen Union.

In diesem Sinn möchte ich Kollegen Strache bitten, dass er jetzt bei allem Herumgerede, das er hier an den Tag gelegt hat, wirklich einmal dezidiert die Frage beantwortet: Ist die FPÖ für den Austritt aus der Europäischen Union? – Das sollten Sie einmal klar darlegen! Sagen Sie uns das! Wenn ja, dann müssten Sie ja gegebenenfalls auch diesbezügliche Schritte anstreben. Sind Sie für den Austritt aus der Europäischen Union, Herr Kollege Strache? Nehmen Sie endlich dazu Stellung! Sagen Sie Ja oder Nein!

Damit komme ich schon zum sachlichen Bereich unserer konkreten Themenstellung "Gemeindebauten und Richtlinie betreffend Drittstaatsangehörige". Erstens ist festzustellen, dass die FPÖ und ihre Vertreter dieser Drittstaaten-Richtlinie zugestimmt haben. Das sage ich jetzt einmal ganz wertfrei, wie es eben Faktum ist. Am 23. November 2003 haben der Rat für Justiz und Inneres der Europäischen Union diese Richtlinie beschlossen. Für Österreich haben dort der ÖVP-Innenminister Dr Strasser und der FPÖ-Justizminister Dr Böhmdorfer diese EU-Richtlinie mit beschlossen, und deshalb gibt es sie. Das sollen die Wienerinnen und Wiener auch wissen, wobei ich jetzt nicht sage, dass wir, wenn die sozialdemokratische Partei an der Regierung gewesen wäre und unsere Minister dort gewesen wären, gegen eine solche Richtlinie gestimmt hätten. Das möchte ich nicht behaupten! Wir hätten uns vielleicht bemüht, dass sie im einen oder anderen Punkt noch besser ist. Das glaube ich schon!

Faktum ist aber jedenfalls, dass die FPÖ diese Richtlinie eindeutig mitzuverantworten hat. Und ich kann mich auch nicht erinnern – und ich habe sogar in einschlägigen Zeitschriften dieser Zeit nachgeschaut –, dass knapp nach dem 23. November der damalige stellvertretende Bundesparteiobmann der FPÖ H C Strache sich gegen Böhmdorfer gewendet und ihn kritisiert hätte, dass diese Richtlinie beschlossen wurde. (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Das war nicht der Fall. Das nenne ich nach wie vor vollkommen wertfrei nur als Faktum. Das ist einmal vollkommen klar. (GR Johann Herzog: Er war nicht Bundesparteiobmann, er war Wiener Abgeordneter!) Er war jedenfalls Präsidiumsmitglied und Wiener Parteiobmann! – Somit ist vollkommen klar, dass die FPÖ hier eine doppelbödige Politik betreibt, und das weisen wir natürlich zurück. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Bevor Kollege Strache noch eine Tatsächliche Erwiderung macht: Es reicht, dass er Präsidiumsmitglied und führendes Mitglied der FPÖ war und dass er Kollegen Böhmdorfer damals diesbezüglich nicht kritisiert hat. (Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Kommen wir jetzt konkret zur Sachproblematik be-
treffend Gemeindebauten: Wir setzen – und das stellen alle internationalen Umfragen und Studien fest – in Wien die Lebensqualität als oberste Priorität. Es gibt bei uns keine Slums beziehungsweise Ghettos, im internationalen Vergleich haben wir ein hohes Sicherheitsniveau, wir haben ein dichtes soziales Netz im Gemeindebereich und beste medizinische Versorgung sowie ein ausgezeichnetes Angebot an leistbaren Wohnungen. Die 220 000 Gemeindebauten und der soziale Wohnbau tragen mit dazu bei, dass die Mieten insgesamt auf einem für westliche Millionenstädte moderaten Niveau sind. 

Ein Erfolgsgeheimnis für unsere ausgezeichnete Wohnsituation, die auch bei den Bürgerinnen und Bürgern zu 90 Prozent, also zum ganz überwiegenden Teil, als sehr gut oder gut eingeschätzt wird, ist auch die Tatsache, dass wir eine soziale Durchmischung im Wohnbau haben. Wir haben es durchaus geschafft, dass in Gemeindebauten zwar durchaus die sozial Schwächeren leben, das ist richtig und gut so, dass aber auch Durchschnittsverdiener im Gemeindebau vertreten sind. Deshalb haben wir diese soziale Durchmischung, die uns ganz wesentlich von anderen Sozialbauten in anderen Ländern unterscheidet, wo im Sozialbau wirklich eine Ghettoisierung stattfindet. Diese soziale Durchmischung ist ein ganz wichtiges Ziel.

Ein weiteres Ziel, seit 2000 durch die Notfallswohnungen konkretisiert, ist, durchaus eine sanfte Öffnung des Gemeindebaus zu betreiben. Hätten wir eine unumschränkte Öffnung des Gemeindebaus betrieben, wie sie die GRÜNEN und teilweise die ÖVP oft gefordert haben – wobei allerdings das mit den 5 Prozent, wie es Görg einmal gefordert hat, auch keine unumschränkte Öffnung gewesen wäre –, dann wäre das sicherlich nicht positiv gewesen, dann wäre diese sinnvolle soziale Durchmischung nicht aufrechterhalten geblieben und dann hätten wir nicht eine so gute Wohnsituation. Wir sind jedoch vernünftig im Rahmen der sanften Öffnung vorgegangen. 

Jetzt zur Umsetzung der Drittstaaten-Richtlinie: Diese wird an dieser sanften Art der Öffnung nichts ändern. Sie ändert in der Praxis überhaupt sehr wenig, weder am Ziel der sozialen Durchmischung noch am Anteil von Bewohnern mit Migrationshintergrund in den Gemeindebauten. Das diesbezügliche Verhältnis entspricht übrigens dem Gesamtdurchschnitt der Wiener Bevölkerung.

Die Drittstaaten-Richtlinie ist, wie gesagt, von der Europäischen Union mit Zustimmung der österreichischen Vertreter beschlossen worden, und sie ist – das ist mehrfach von meinen Vorrednern gesagt worden – natürlich auch umzusetzen. Das ist geltendes Recht. Auf dieser Basis hat der Nationalrat das diesbezügliche Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz beschlossen, und dann ist die Niederlassungs- und Aufenthaltsdurchführungs-Ver-
ordnung der Bundesregierung dazugekommen. 

Etwas muss man schon sagen: Diese Verordnung ist natürlich nicht sehr geglückt, sie ist äußerst kompliziert und äußerst schwierig nachzuvollziehen. (GR Heinz-Christian Strache: Swoboda!) Die Bundesregierung hat damit eine Verordnung erlassen, deren Folgen man schwer abschätzen kann. Deshalb ist es auch vollkommen unmöglich, Zahlen zu nennen.

Ich möchte nicht fremde Leute interpretieren, ich habe aber die Pressekonferenz der Kollegin Korun miterlebt, in der sie ausdrücklich gesagt hat, dass man nicht abschätzen kann, wie viele davon im sozialen Bereich betroffen wären. Ich glaube, das stimmt. Wenn Sie also schon grüne Abgeordnete zitieren, dann sollten Sie sie richtig zitieren! Das soll Ihnen auch ins Stammbuch geschrieben sein! (GR Heinz-Christian Strache: Sie rechnet mit 100 000, das habe ich genau gehört!) Sie sollen überhaupt richtig zitieren, ganz wurscht, wen Sie zitieren! Richtig ist aber jedenfalls, dass der Bund bei dieser Verordnung nicht optimal gearbeitet hat und dass wir uns in Wien jetzt mit den Folgen auseinander setzen müssen!

Zur Belegung meiner These zum Wohnbereich: Was wird sich ändern? – Ich sage: Es ändert sich nicht sehr viel. Wir haben betreffend die Information der Bevölkerung beim Wohnservice Wien eine Durchwahl eingerichtet, wo man sich erkundigen kann. Weiters gibt es eine Telefonnummer, unter welcher man einen persönlichen Termin ausmachen kann, und es sind seit Beginn der telefonischen Beratung betreffend EU-Richtlinie für Drittstaatsangehörige zirka 2 000 Telefonanfragen erfolgt. Die persönlichen Beratungen bei Wiener Wohnen liegen bei zirka 1 000 und die Vormerkungen bei zirka 200 mit Stichtag 27. Februar 2006. Wenn man das mal sechs hochrechnet, dann liegen wir bei etwas mehr als 1 000, was wir bisher bei Notfallswohnungen, die frei geworden sind, teilweise auch hatten. 

Hier also künstliche Unruhe zu erzeugen, ist vollkommen fehl am Platz! Die Entwicklungen sind so, wie wir sie erwartet haben, und wir setzen diese Richtlinie vollkommen korrekt und sinnvoll um, ohne dabei wie die FPÖ künstlich Aufregung zu erzeugen.

Bei jeder Unklarheit gibt es Rücksprachen mit der MA 20, denn unklar ist natürlich manches. Da gibt es sehr alte Titel, dann gibt es neue Titel, und insgesamt geht es darum, dass man einen unbefristeten Aufenthaltstitel hat. Vieles, was in dieser Verordnung steht, ist aber für Nichtjuristen überhaupt nicht und für Juristen oft schwer nachzuvollziehen. Das hat uns die Bundesregierung eingebrockt und damit müssen wir leben!

Um nun noch ein bisschen zum Sozialbereich zu kommen: Faktum ist, dass diese Richtlinie umgesetzt wird, wobei man in diesem Zusammenhang auf ein äußerst komplexes Fremdenrecht und ein äußerst komplexes Sozialhilferecht stößt. Außerdem ist diese ganz komplizierte Verordnung zu beachten. Alle seriösen Experten sagen, dass man keine Zahlen nennen kann, wie viele wirklich von der Sozialhilfe zusätzlich betroffen sein werden. Sicher ist, dass wir eine gute Zusammenarbeit auch mit den Fremdenrechtsbehörden haben. Es liegen mehrsprachige Anträge auf, und man arbeitet mit den NGOs zusammen, um eine sinnvolle Beratung zu gewährleisten. Ich glaube, all das ist notwendig und geschieht auch.

Zur FPÖ ist auch noch zu sagen, dass Sie ja mit der Regierung nichts mehr zu tun haben, Herr Kollege Strache! Andererseits heißt es noch immer “Freiheitlicher Parlamentsklub“, und soviel ich weiß, sind durchaus noch eine Reihe von Abgeordneten im Bund – angeblich fünf oder mehr –, die sich zur FPÖ bekennen. Wie gesagt: Ich weiß das nicht genau, ich kann das nur der Zeitung entnehmen. Es wäre einmal interessant, dass Sie sagen, wie viele vom Freiheitlichen Parlamentsklub zur Freiheitlichen Partei gehören! Stützen Sie die Bundesregierung, oder stimmen Sie gegen die Bundesregierung? Das sollte man einmal aufklären! Jedenfalls ist es aber natürlich wieder eine doppelbödige Politik der Freiheitlichen, die wir zurückweisen! (Beifall bei der SPÖ.)

Zusammenfassend: Ich werfe der FPÖ nicht vor, dass sie und ihre Vertreter der Drittstaaten-Richtlinie zugestimmt haben, sondern ich werfe Ihnen vor, dass Sie so tun, als ob Sie damit nichts zu tun hätten, und dass Sie jetzt mehr oder weniger dahin gehend agitieren, dass man sich nicht an diese Richtlinie hält, obwohl das eine verbindliche rechtliche Norm ist. – Das muss ich ganz klar zurückweisen! 

Ich sage noch einmal zusammenfassend: Die Drittstaaten-Richtlinie ändert nichts daran, dass im Gemeindewohnungsbereich wirklich das Bestmögliche für die Bewohnerinnen und Bewohner gemacht wird, dass wir die sanfte Öffnung des Gemeindebaus fortsetzen und dass wir für die soziale Durchmischung sind. Wir werden diese Politik sowohl im Wohnungsbereich wie im Sozialbereich fortsetzen, obwohl es auf Grund der schlechten Rahmenbedingungen, die die Bundesregierung geschaffen hat, und auf Grund der schlechten Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung sehr schwierig ist, die-
se erfolgreiche Politik fortsetzen. Diese Politik hat uns bei der Wahl im Oktober allerdings wesentlich mehr an Stimmen gebracht, als ÖVP, GRÜNE und FPÖ gemeinsam haben. Ein solches Ergebnis hätten wir jetzt in noch deutlicherem Ausmaß! (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Minus 3 600!) 

Ja! Und wie viel Minus haben Sie? Darüber sollten Sie einmal reden, Herr Kollege Strache! 29 Mandate waren es im Jahr 1996, im Jahr 2001 waren es mit Wahlkampfleiter Strache nur mehr 21 Mandate, und mit Spitzenkandidat Strache waren es jetzt nur mehr 13 Mandate! (Zwischenruf von GR Heinz-Christian Strache.) Das ist das Ergebnis! 29, 21, 13 sind Ihre Zahlen, unsere Zahlen hingegen sind 43, 52, 55! In diesem Sinn setzen wir unsere Politik für die Wienerinnen und Wiener fort. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Warum war der Bürgermeister so blass am Wahlabend?)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Strache gemeldet. Drei Minuten. – Bitte.

GR Dr Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich bringe eine Tatsächliche Berichtigung, damit nach den Aussagen des Kollegen GR Stürzenbecher nicht die ganze SPÖ ihrer eigenen Propaganda zum Opfer fällt. Ich glaube, das ist notwendig.

Zum einen: Justizminister Dieter Böhmdorfer war ein parteiloser beziehungsweise parteiunabhängiger Minister. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Er war nie Mitglied bei der FPÖ. Vielleicht war er Mitglied bei Ihnen, aber FPÖ-Mitglied war Herr Justizminister Dr Dieter Böhmdorfer nie! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie können darüber genauso lachen, wie Sie wahrscheinlich über Justizminister Foregger lachen, der auch parteilos war. Darüber können Sie sich belustigen! Das ist aber die Realität, und Sie müssen zur Kenntnis nehmen, dass es so ist.

Zum Zweiten berichtige ich tatsächlich: Die Wiener SPÖ hat netto zur vergangenen Wahl 3 600 Stimmen verloren! Das ist Realität. Sie haben also weniger Stimmen bekommen als 2001! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ich rede ja von der SPÖ, die sich da als der große Sieger hinstellt! Es gab aber ein Minus von 3 600 Stimmen, und ich kann mich noch erinnern – und das ist eine Tatsächliche Berichtigung –, dass der Bürgermeister am Wahlabend sehr blass war. Er hat nicht gerade erfreut gewirkt! (Beifall bei der FPÖ.)

Außerdem war ich nie Bundesregierungsmitglied, und ich war nie Nationalratsabgeordneter. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das habe ich nicht gesagt!) Und ich bin damals auch nicht im Bundesparteivorstand gesessen! Wenn Sie mit der Wahrheit Probleme haben, dann sei Ihnen das unbenommen! Ich war aber damals jedenfalls nicht Bundesparteivorstandmitglied und auch nicht Präsidiumsmitglied. Auch war ich bis zum Jahr 2004 nicht Stellvertreter. (Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.) Schauen Sie! Das ist die demokratische Unkultur, die Sie da leben! Nicht einmal bei einer Tatsächlichen Berichtigung lassen Sie den Abgeordneten zu Wort kommen! Das ist die SPÖ-Maschinerie, die in Wien abgestellt werden muss, liebe Freunde! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ab dem Zeitpunkt, als ich Stellvertreter, Präsidiumsmitglied und Bundesvorstandsmitglied war, bin ich gegen diese orangierte Gruppe, die die Partei in eine Mehrheitsbeschafferrolle für die ÖVP geführt und sich nur mehr als Mehrheitsbeschaffer geriert hat, aufgetreten. Diese orangierten Brüder haben sich nämlich in Folge aus der Verantwortung gestohlen und haben heute ohne demokratische Legitimation unseren Parlamentsklub ge-
raubt! Das werden wir bei der kommenden Nationalratswahl korrigieren, und ich verstehe, dass Sie nervös sind, weil immer mehr ehemalige SPÖ-Wähler heute wieder freiheitlich wählen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrags ist somit beendet.

Den Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Herrn Bürgermeister zu.

Wir kehren zurück zur Tagesordnung.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die IG Kultur in Wien für die Jahrestätigkeit 2006.

Zu Wort ist niemand gemeldet.

Ich komme daher gleich zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren dem Antrag 42 der Tagesordnung die Zustimmung geben kann, der gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist beschlossen ohne die Stimmen der FPÖ.

Es gelangt nunmehr Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung.

Sie betrifft Subventionen an den Kulturverein Simmering. 

Zu Wort ist nach meinen Unterlagen niemand gemeldet.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer Postnummer 46 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Die nächste Postnummer 84 betrifft eine Subvention an den Kulturverein Donaustadt.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir eröffnen die Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine Fraktion wird dem Kultursommer-Projekt "Neue Bühne Donaupark" nicht zustimmen. Das liegt ausschließlich im Akt begründet, der uns vorgelegt wurde, und die Geschichte dieses Aktes ist in kurzen Worten zu erzählen.

Erst auf zweite Nachfrage stellte sich heraus, dass ein eingereichtes Konzept den Abgeordneten nicht vorgelegt worden war, zumindest nicht den Abgeordneten der Opposition, die nachgefragt haben. Vielmehr wurde das dann nachgeliefert. Hier ist zu lesen, dass sich das Konzept folgendermaßen darstellt – ich zitiere wörtlich –: "Neben Kabarett, Jazz, Swing, Big Band Sound werden Tanz‑ und Folkloregruppen ebenso wie Blasmusik, Kindertheater oder Operetten und Wiener Musikaufführungen wie auch Afro- und Country-Musik et cetera angeboten.“

Das Ganze ist offenbar auch nach Meinung der behandelnden Beamten und der Mehrheitsfraktion nicht so nachvollziehbar, dass die Entscheidung zu fällen ist, das Projekt mit 50 000 EUR zu subventionieren. Daher wurde, nachdem die Mehrheitsfraktion dem im Ausschuss bereits zugestimmt hat, am 24. Februar vom Kulturverein Donaustadt ein weiteres Papier geliefert, in dem es wörtlich unter “Projektbeschreibung“ heißt: „Den Wienern und Touristen soll … eine Erweiterung des Angebotes der Kulturstadt Wien … kostenlos geboten werden. … Eine gute Mischung aus Kabarett, Jazz, Swing, Big Band Sound, Tanz‑ und Folkloregruppen, Blasmusik, Kindertheater, Operetten, Wiener Musik, Afro- und Country-Musik ist geplant.“

Einfacher wäre zu sagen: Wir machen Kultur und subventionieren Sie das. Der vorliegende Akt ist nicht nachvollziehbar. Optimistisch stimmt mich, dass es heute ein Gespräch mit dem Herrn Kulturstadtrat gegeben hat, in dem er den Oppositionsparteien zugesagt hat, den Abgeordneten die Akten künftig ausführlicher zur Bewertung vorzulegen, so dass die Dinge nachvollziehbar und transparent sind und sich an Kriterien orientieren, denen wir zustimmen oder die wir vielleicht ablehnen können.

Im Lichte dieses Versprechens einer verbesserten Informationspolitik bringe ich im Hinblick auf die Theaterreform, die ja auch ein schwelendes Problem ist, einen Beschlussantrag ein: Die GRe Dr Franz Ferdinand Wolf und Mag Bernhard Dworak fordern den zuständigen amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft auf, er möge noch vor dem nächsten Kulturausschuss eine Sitzung zur Theaterreform einberufen und den aktuellen Stand der Verhandlungen darlegen.

Ich hoffe, dass in Zukunft die notwendige Arbeit der Opposition, nämlich Kontrolle und kritisches Begleiten der Wiener Kulturpolitik, durch eine geänderte Informationspolitik des Stadtrates ermöglicht wird. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dampier.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es hat doch auch seinen Vorteil, wenn ein Geschäftsstück ganz zum Schluss drankommt. Mittlerweile kann dann nämlich sozusagen außerhalb oder am Rande der Sitzung der Parlamentarismus Platz greifen und aus einem ursprünglich alleinigen Beschluss im Ausschuss wird – so sieht es zumindest jetzt aus – ein Beschluss durch SPÖ, GRÜNE und Freiheitliche ohne ÖVP, wie wir gehört haben, und das finde ich gut so! Das kommt ja, soweit ich das weiß, bei Geschäftsstücken in diesem Haus und auch in anderen politischen Gremien nicht allzu oft vor.

Da Kollege Wolf dankenswerterweise bereits aufgezählt hat, was dort alles stattfinden soll, möchte ich auf die inhaltlichen Dinge gar nicht mehr eingehen. Es ist dies das letzte Geschäftsstück, die Zeit ist auch schon fortgeschritten, und wir haben lange gewartet, bis es eben zum letzten Geschäftsstück kommt. Eigentlich ist es aber nicht das Letzte, ich finde es sogar… (GR Heinz-Christian Strache: Last, but not least! – Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) 

Sie brauchen nicht nervös zu werden! Ich werde bei Veranstaltungen in der Donaustadt die Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, die bei diesen Veranstaltungen gemeinsam mit den GRÜNEN und den Freiheitlichen neben mir stehen – das funktioniert sogar bei solchen Veranstaltungen! –, dann schon auf das Abstimmungsverhältnis aufmerksam machen. Ich habe es das letzte Mal gesagt und wiederhole es jetzt auch noch einmal.

Zu dem, was Kollege Wolf über die offenbar unzureichenden Unterlagen gesagt hat: Ich sehe das grundsätzlich ein bisschen anders! Ich gebe zu, dass das zunächst in knappen Worten formuliert war. Das ist halt so bei Veranstaltungen wie diesem Kultursommer 2006, für welche zwar eine erfahrene Organisation wie der Kulturverein Donaustadt grundsätzlich ansucht, welche aber, wie dieses Projekt, erstmals auf dieser neuen Bühne im Donaupark durchgeführt wird. Da hat man eben ein paar Monate vorher zwar eine Grundidee und kann in Schlagworten nennen, was man alles aufführen will, hat aber die Verträge mit den Gruppen, die dort auftreten sollen, sozusagen noch nicht in der Hand. Und es wird immer so sein, dass manchen die Zahl der Unterlagen, die auf dem Tisch liegen, genügt und manchen nicht.

Es wurde aber auch schon richtig gesagt, dass dann noch etwas nachgereicht wurde, und das hat offenbar – was mich freut – zwei Parteien, nämlich den GRÜNEN und den Freiheitlichen, genügt, der ÖVP hingegen hat es, aus welchen genauen Gründen auch immer, nicht genügt.

Ich glaube, dass dort wirklich volksnahe Kulturarbeit geschehen wird. Dieser Bereich in der Donaustadt ist in den Sommermonaten sehr stark frequentiert, und es gibt dort jetzt eine neue Bühne. Diejenigen, die den Bezirk kennen, wissen, dass es dort in der Nähe eine alte Bühne, die so genannte Seebühne, gab, die auch sehr gut besucht war. Diese musste aus baulichen Gründen abgetragen werden, und jetzt wurde in der Nähe eine moderne kleine Bühne für die Donaustädterinnen und Donaustädter und für die Wienerinnen und Wiener geschaffen.

Es handelt sich beim Donaupark und dem umgebenden Gebiet bekanntlich um ein sehr internationales Gebiet, und an diesem Kulturgeschehen der volksnahen Art können durchaus auch Leute aus anderen Ländern und Kontinenten teilnehmen. Und das ist genau das, was ich mir in einer modernen Stadt eigentlich immer wünsche: Dass man als Konsument der Kultur nicht unbedingt Eintritt zahlen muss, sondern dass praktisch im täglichen Leben, diesfalls halt beispielsweise beim Spaziergang mit der Familie, sozusagen die Kultur zu den Menschen kommt. Das gibt es im innerstädtischen Bereich an vielen Orten bereits.

Diesbezüglich gab es aber noch den einen oder anderen weißen Fleck auf der Landkarte in Außenbezirken wie der Donaustadt. Diese Lücke soll mit diesem Programm nunmehr geschlossen werden. Das haben drei 


Parteien richtigerweise erkannt, die vierte jedoch nicht. Soll sein! Ich kann dem ruhig zustimmen, und ich glaube, dass für so viele Veranstaltungen, die der Anzahl nach ja auch angeführt wurden, 50 000 EUR ein Betrag ist, den sich die Stadt leisten kann und der dafür einfach in die Hand genommen werden soll.

Zum Schluss komme ich noch kurz zum Antrag der ÖVP: Es bedarf dieses Antrages in Wirklichkeit nicht! Unser Stadtrat hat zugesagt, dass er in sehr absehbarer Zeit die Kultursprecher zum Thema Theaterreform an einen Tisch bringen und darüber berichten wird. Daher bedarf es einer Terminnennung in Form eines Antrages nicht, und daher wird meine Fraktion diesen Antrag ablehnen.

Ich bitte um Zustimmung zu dieser Postnummer 84 betreffend den Kulturverein Donaustadt und das Projekt Kultursommer “Neue Bühne Donaupark“ im Jahr 2006. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 84 der Tagesordnung zustimmen kann, möge ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der ÖVP beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP bezüglich Theaterreform-Termin.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag wurde nur mit den Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN unterstützt.

(Ende der Sitzung um 17.39 Uhr.) 

